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1. Thema und Fragestellung 
 
In der gegenwärtigen Debatte über die Zukunft des deutschen Sozialstaates, der 
den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts – demographischer Wandel und 
globaler Arbeitsmarkt – in seiner derzeitigen Verfassung offensichtlich nicht mehr 
gewachsen zu sein scheint, wird immer wieder auf dessen Entwicklungsgeschich-
te verwiesen. Konsens ist dabei, daß die Bismarcksche Sozialgesetzgebung den 
deutschen Sozialstaat begründete. Tatsächlich aber verirrt man sich schnell, will 
man die historischen Entwicklungslinien des Sozialstaates bis dahin zurückverfol-
gen. Den Begriff „Sozialstaat“ in programmatischer Absicht verwendete erstmals 
Matthias Erzberger im Jahr 1919, als er den „Sozialstaat der Zukunft“ als das zen-
trale Regierungsziel ausgab. Die Weimarer Reichsverfassung schrieb neben der 
rechtlichen und politischen erstmals auch die soziale Gleichheit fest. Der Unterta-
nenstaat Bismarcks betrieb Sozialpolitik dagegen ex negativo. Er strebte die staat-
liche Domestizierung der Arbeiter an und wollte das revolutionäre Moment der so-
zialdemokratischen Bewegung abschwächen. Die einseitige Fixierung auf 
sozialpolitische Maßnahmen der Reichsregierung verstellt zudem den Blick auf ein 
Modell, das für die sozialstaatliche Entwicklung gar nicht überschätzt werden 
kann. Die Rede ist von der „Sozialstadt“ als einer direkten „Vorläuferin des späte-
ren Sozialstaates“1. Die staatliche Sozialpolitik berührte sich zwar mit der kommu-
nalen Sozialpolitik in vielen Punkten, ging insgesamt aber andere Wege. Während 
sich das Reich mit Sozialversicherung, Arbeiterschutz und Arbeitsrecht beschäftig-
te, widmete sich der „Munizipalsozialismus“ der kommunalen Daseinsfürsorge. 
Industrialisierung und Urbanisierung hatten im 19. Jahrhundert in den Kommunen 
des Deutschen Reiches die Sozialstruktur der städtischen Gesellschaft verändert 
und neue Armutsrisiken hervorgebracht. Auf die neue Qualität sozialer Mißstände 
wie Krankheit, Wohnungsnot und Arbeitslosigkeit reagierten die Stadtverwaltun-
gen mit einer organisatorischen Neugestaltung des Armenwesens und der suk-
                                                 
1 Jürgen Reulecke, Vorgeschichte und Entstehung des Sozialstaates in Deutschland bis ca. 1930. 
Ein Überblick, in: Jochen-Christoph Kaiser / Martin Greschat (Hg.), Sozialer Protest und Sozial-
staat. Diakonie und Wohlfahrtspflege in Deutschland 1890 bis 1938, Stuttgart 1996, S. 57-71, hier 
S. 59. 
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zessiven Ausdifferenzierung der kommunalen Fürsorge2. In vielen Städten bildete 
sich ein engmaschiges Netz aus öffentlichen, privaten und gemeinnützigen Für-
sorgevereinen. Im Ersten Weltkrieg sollte sich eben jenes Netz als Garant für die 
Aufrechterhaltung und Stabilität der „Heimatfront“ erweisen. Schon zu Beginn des 
Krieges steckten Kommunalpolitiker das zu erwartende sozialpolitische Aktionsfeld 
der Gemeinden ab und wiesen damit gleichsam auf deren Bedeutung für die Wah-
rung des sozialen Friedens hin: 
„Den Gemeinden fallen im Kriege große und schwere Aufgaben zu. An sie wenden sich in erster 
Linie die Scharen der hilflos im Lande Zurückgebliebenen, die Angehörigen unserer Krieger, die 
Arbeitslosen, die Greise und Krüppel. Sie haben für die Kinder zu sorgen und ihre leibliche und 
geistige Wohlfahrt mit besonderer Hingebung zu betreuen. Sie müssen den Kranken und Verwun-
deten gastliche Stätten bereiten, das private Liebeswerk zum Teil leiten, zum Teil überwachen. 
Und dabei sind auf beinahe allen Gebieten die Anforderungen an die reine Verwaltungsarbeit oh-
nehin schon gesteigert, die Zahl der Ehrenbeamten und Beamten durch die Einberufungen zur 
Fahne verringert.“3 
Der Erste Weltkrieg erwies sich als „der große Schrittmacher der Sozialpolitik.“4 
Auf Reichsebene wurden während des Krieges die Grundlagen für die Anerken-
nung der Gewerkschaften, der vollen Koalitionsfreiheit, der Arbeiterausschüsse, 
des Tarifvertragswesens, der Schlichtungseinrichtungen und der Arbeitsmarktor-
ganisation gelegt. Die Ausgestaltung der Erwerbslosen-, Wohnungs-, Jugend- und 
Kriegsopferfürsorge oblag dagegen den Kommunen. In den Städten kam es mit 
Beginn des Kriegs zu einer Einbindung der freien Fürsorge in die sich zunehmend 
professionalisierende und bürokratisierende öffentliche Wohlfahrtspflege5. In der 
zweiten Kriegshälfte wurde die Selbstverwaltung der Kommunen durch das Vor-
dringen des „Kriegssozialismus“ sukzessive eingeschränkt. Die Gemeinden muß-
ten immer mehr Kompetenzen an die Bundesstaaten und das Reich abtreten. Die 
                                                 
2 Der Begriff „Fürsorge“ bezeichnet ein bedarfsorientiertes, bedürftigkeitsabhängiges und steuerfi-
nanziertes Sicherungssystem, das keine Beiträge, keine standardisierten Leistungen und keine 
Rechtsansprüche kennt. Siehe Christoph Sachße / Florian Tennstedt, Geschichte der Armenfür-
sorge in Deutschland, Band 2: Fürsorge und Wohlfahrtspflege 1871-1929, Stuttgart 1988, S. 11. 
3 Der Krieg und die Gemeinden, in: Kommunale Praxis 14 (1914), Nr. 34, S. 1061. 
4 Ludwig Preller, Sozialpolitik in der Weimarer Republik, Düsseldorf 21978, S. 85. 
5 Der Begriff „Wohlfahrtspflege“ bezeichnet das über die klassische Armutspopulation hinaus aus-
geweitete System von Fürsorgeleistungen für breite Bevölkerungskreise mit starker Betonung der 
sozialen Dienstleistung. Siehe Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 11. Im Er-
sten Weltkrieg kommt es zu einem Ineinandergreifen beziehungsweise zu einer Überlagerung von 
„Fürsorge“ und „Wohlfahrtspflege“. Da beide die „kommunale Sozialpolitik“ bezeichnen, werden 
alle drei Begriffe, sofern eine Abgrenzung inhaltlich nicht erforderlich sein sollte, im folgenden auch 
synonym verwendet. 
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Rolle der Kommunen wandelte sich von sozialpolitischen Initiativzentren zu staat-
lichen Implementationsorganen. Bis Kriegsende wurden dabei auf Kommunal-, 
Landes- und Reichsebene neuartige institutionelle wie administrative Strukturen 
geschaffen, an denen die nachrevolutionären Reichs- und Landesregierungen 
bisweilen nahtlos anknüpften und auf denen der Weimarer Wohlfahrtsstaat we-
sentlich mitbegründet wurde. 
Dieser sozialpolitische Umgestaltungsprozeß soll am Beispiel der sächsischen 
Residenz- und Garnisonsstadt Dresden eingehend untersucht werden. Die einzel-
nen Fürsorgemaßnahmen der Stadt dienen dabei nicht nur als Indikatoren der so-
zialpolitischen Katalysatorwirkung des Krieges. An diesen lassen sich zugleich die 
Verwerfungen und Konflikte der Kriegsgesellschaft festmachen. Ob Generationen-
konflikt, Stadt-Land-Gegensatz oder der alles überlagernde Klassenkonflikt: Alle 
verschärften sich unter den Bedingungen des Krieges und trugen wesentlich zur 
Erosion des Burgfriedens und zum Legitimitätsverfall des konservativ-
aristokratischen Regimes bei. Mit welcher Intensität sich dieser Prozeß auf lokaler 
Ebene vollzog, war maßgeblich davon abhängig, für welche Politik die jeweiligen 
sozialdemokratischen Bezirksorganisationen optierten: Burgfrieden oder Klassen-
kampf? 
Der Analyse der sozialpolitischen und gesellschaftlichen Entwicklung in Dresden 
dienen folgende erkenntnisleitende Fragestellungen: Welche Folgen hatte der Er-
ste Weltkrieg konkret für die Stadt Dresden? Wie reagierte die Stadtverwaltung auf 
die veränderten politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Verhältnisse? 
Wie entwickelte sich das Fürsorgewesen unter den Bedingungen des Krieges? 
Inwieweit war es möglich, mittels der fürsorgepolitischen Maßnahmen soziale Kon-
fliktpotentiale abzufedern? Wie funktionierte dabei die sozialpolitische Interaktion 
zwischen Kommune, Bundesstaat und Reich? Auf welchen Gebieten kam es zu 
Kompetenzverschiebungen? Wie war es um den politischen und sozialen Burg-
frieden in der Residenzstadt bestellt? Inwieweit wurde die politische und gewerk-
schaftliche Arbeiterbewegung in das „Liebeswerk“ eingebunden? Wo positionierte 
sich die Dresdner Sozialdemokratie? Wie veränderte sich das politische Kräfte-
verhältnis? Und an welchen Stellen wurde die Heimatfront schließlich brüchig? 
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2. Forschungsstand und Quellenlage 
 
Sowohl der Sozialstaat Bismarcks als auch die sozialpolitische Entwicklung des 
Deutschen Reiches bis zum Beginn und während des Ersten Weltkrieges sind in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts ausgiebig erforscht worden.6 Nachdem 
Christoph Sachße und Florian Tennstedt 1988 mit dem zweiten Teil ihrer mehr-
bändigen Geschichte der Armenfürsorge in Deutschland den Grundstein für die 
wissenschaftliche Aufarbeitung der Fürsorge und Wohlfahrtspflege gelegt hatten,7 
widmeten sich seit Anfang der neunziger Jahre einzelne Studien erstmals der 
bundesstaatlichen beziehungsweise provinzialen Wohlfahrtspolitik. Dabei standen 
zum einen Fragen nach der finanziellen Lastenverteilung und Kompetenzvergabe 
im Vordergrund.8 Zum anderen wurde der Wohlfahrtsstaat aus modernisierungs-
theoretischer Perspektive beleuchtet.9 Die Stadt als sozialpolitische Impulsgeberin 
rückte Wolfgang R. Krabbe mit einer Reihe von Arbeiten in den Vordergrund.10 In 
                                                 
6 Siehe neben anderen Eckart Reidegeld, Staatliche Sozialpolitik in Deutschland. Historische Ent-
wicklung und theoretische Analyse von den Ursprüngen bis 1918, Opladen 1996; Lothar Machtan 
(Hg.), Bismarcks Sozialstaat. Beiträge zur Geschichte der Sozialpolitik und zur sozialpolitischen 
Geschichtsschreibung, Frankfurt am Main 1994; Gerhard A. Ritter, Der Sozialstaat. Entstehung 
und Entwicklung im internationalen Vergleich, München 21991; Gerald D. Feldman, Armee, Indu-
strie und Arbeiterschaft in Deutschland 1914 bis 1918, Berlin 1985; Gerhard A. Ritter, Sozialversi-
cherung in Deutschland und England. Entstehung und Grundzüge im Vergleich, München 1983; 
Volker Hentschel, Geschichte der deutschen Sozialpolitik (1880-1980). Soziale Sicherung und 
kollektives Arbeitsrecht, Frankfurt am Main 1983; Jens Alber, Vom Armenhaus zum Wohlfahrts-
staat. Analysen zur Entwicklung der Sozialversicherungen in Westeuropa, Frankfurt am Main 1982; 
Hans-Joachim Bieber, Gewerkschaften in Krieg und Revolution. Arbeiterbewegung, Industrie, Staat 
und Militär in Deutschland 1914-1919, 2 Bände, Hamburg 1981; Florian Tennstedt, Sozial-
geschichte der Sozialpolitik in Deutschland. Vom 18. Jahrhundert bis zum Ersten Weltkrieg, Göt-
tingen 1981; Albin Gladen, Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland. Eine Analyse ihrer Bedin-
gungen, Formen, Zielsetzungen und Auswirkungen, Stuttgart 1974; Karl Erich Born, Staat und 
Sozialpolitik seit Bismarcks Sturz. Ein Beitrag zur Geschichte der innenpolitischen Entwicklung des 
Deutschen Reiches 1890-1914, Wiesbaden 1957. 
7 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege.  
8 Ute Redder, Die Entwicklung von der Armenhilfe zur Fürsorge in dem Zeitraum von 1871 bis 
1933. Eine Analyse unter Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsaspekten am Beispiel Preußen 
und Bayern, Bochum 1993. 
9 Ewald Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz. Fürsorgepolitik des Provinzialverbandes Westfalen und 
des Landes Sachsen 1880-1930, Paderborn 1993. 
10 Wolfgang R. Krabbe, Die deutsche Stadt im 19. und 20. Jahrhundert. Eine Einführung, Göttingen 
1989; ders., Kommunalpolitik und Industrialisierung. Die Entfaltung der städtischen Leistungs-
verwaltung im 19. und 20. Jahrhundert. Fallstudien zu Dortmund und Münster, Stuttgart 1985; 
ders., Die Entfaltung der kommunalen Leistungsverwaltung in deutschen Städten des späten 19. 
Jahrhunderts, in: Hans Jürgen Teuteberg, Urbanisierung im 19. und 20. Jahrhundert. Historische 
und geographische Aspekte, Köln 1983, S. 373-391; ders., Munizipalsozialismus und Interventi-
onsstaat. Die Ausbreitung der Städtischen Leistungsverwaltung im Kaiserreich, in: Geschichte in 
Wissenschaft und Unterricht 30 (1979), S. 265-283. Siehe auch Dieter Langewiesche, „Staat“ und 
„Kommune“. Zum Wandel der Staatsaufgaben in Deutschland im 19. Jahrhundert, in: Historische 
Zeitschrift 248 (1989), S. 621-635; Richard H. Tilly, Städtewachstum, Kommunalfinanzen und Mu-
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der Folge entstanden zu Lübeck,11 Duisburg12, Ulm,13 Mainz,14 Nürnberg,15 Leip-
zig16 und München17 detaillierte Lokalstudien über den Ausbau der als „bedarfs-
orientierte[s], bedürftigkeitsprüfungsabhängige[s] und steuerfinanzierte[s] Siche-
rungssystem“ verstandenen kommunalen Fürsorge zur öffentlichen Wohlfahrts-
pflege der Weimarer Republik als ein „über die klassische Armutspopulation 
hinaus ausgeweitete[s] System von Fürsorgeleistungen für breite Bevölkerungstei-
le mit starker Betonung der sozialen Dienstleistung.“18  
Die Weltkriegsforschung rückte um die Jahrtausendwende und insbesondere im 
Vorfeld des Anniversariums des Kriegsbeginns 2004 wieder verstärkt in den Blick-
punkt der Wissenschaft. Gesamtdarstellungen,19 Studien zu einzelnen Kriegsak-
teuren20 und Enzyklopädien21 zogen Bilanz aus den Forschungsergebnissen der 
                                                                                                                                                    
nizipalsozialismus in der deutschen Industrialisierung: eine vergleichende Perspektive, in: Jürgen 
Reulecke, (Hg.), Die Stadt als Dienstleistungszentrum. Beiträge zur Geschichte der „Sozialstadt“ in 
Deutschland im 19. und frühen 20. Jahrhundert, St. Katharinen 1995, S. 125-152. 
11 Holger Böttcher, Fürsorge in Lübeck vor und nach dem Ersten Weltkrieg, Lübeck 1988. 
12 Anneliese Stecker, Konstitution und Konsolidierung lokaler Sozialpolitik nach dem Ersten Welt-
krieg. Beispiel Stadt Duisburg 1918/19-1928/29, Krefeld 1989. 
13 Hans Peter Jans, Sozialpolitik und Wohlfahrtspflege in Ulm 1879-1930. Stadt, Verbände und 
Parteien auf dem Weg zur modernen Sozialstaatlichkeit, Stuttgart 1994. 
14 Hedwig Brüchert-Schunk, Städtische Sozialpolitik vom Wilhelminischen Reich bis zur Weltwirt-
schaftskrise. Eine sozial- und kommunalhistorische Untersuchung am Beispiel der Stadt Mainz 
1890-1930, Stuttgart 1994. 
15 Gabriele Bußmann-Strelow, Kommunale Politik im Sozialstaat. Nürnberger Wohlfahrtspflege in 
der Weimarer Republik, Nürnberg 1997. 
16 Paul Brandmann, Leipzig zwischen Klassenkampf und Sozialreform. Kommunale Wohlfahrtspoli-
tik zwischen 1890 und 1929, Köln 1998. 
17 Wilfried Rudloff, Die Wohlfahrtsstadt. Kommunale Ernährungs-, Fürsorge- und Wohnungspolitik 
am Beispiel Münchens 1910-1933, 2 Bände, Göttingen 1998. 
18 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 11. Siehe auch Stephan Leibfried, Ar-
mutspolitik und die Entstehung des Sozialstaates, Bremen 1985. 
19 David Stevenson, 1914-1918. Der Erste Weltkrieg, Düsseldorf 2006; Michael S. Neiberg (Hg.), 
World War I, London 2005; Brigitte Hamann, Der Erste Weltkrieg. Wahrheit und Lüge in Bildern 
und Dokumenten, München 2004; Michael Howard, Kurze Geschichte des Ersten Weltkrieges, 
München 2004; Hew Strachan, Der Erste Weltkrieg. Eine illustrierte Geschichte, München 2004; 
Volker R. Berghahn, Der Erste Weltkrieg, München 2003; Keith Robbins, The First World War, 
Oxford 2002; Michael Salewski, Der Erste Weltkrieg, Paderborn 2002; Jay Winter u. a. (Hg.), Der 
Erste Weltkrieg und das 20. Jahrhundert, Hamburg 2002; John Keegan, Der Erste Weltkrieg. Eine 
europäische Tragödie, München 2000; Niall Ferguson, Der falsche Krieg. Der erste Weltkrieg und 
das 20. Jahrhundert, Stuttgart 1999. 
20 Petronilla Ehrenpreis, Kriegs- und Friedensziele im Diskurs. Regierung und deutschsprachige 
Öffentlichkeit Österreich-Ungarns während des Ersten Weltkrieges, Innsbruck 2005; Ludger Gre-
velhörster, Der Erste Weltkrieg und das Ende des Kaiserreichs. Geschichte und Wirkung, Münster 
2004; Maureen Healy, Vienna and the fall of the Habsburg Empire. Total War and everyday life in 
World War I, Cambridge 2004; Wolfgang J. Mommsen, Der Erste Weltkrieg. Anfang vom Ende des 
bürgerlichen Zeitalters, Bonn 2004; Roger Chickering, Das Deutsche Reich und der Erste Welt-
krieg, München 2002. 
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letzten 50 Jahre. Die Fülle der Arbeiten darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß grundlegende Lokal- und Regionalstudien hauptsächlich das westliche Gebiet 
des Deutschen Reiches abdecken.22 Dabei verspricht gerade die Erforschung des 
sächsischen Bundesstaates mit seiner spezifischen Sozialstruktur und politischen 
Sonderentwicklung wichtige wissenschaftliche Erkenntnisse. Im „Kernland des 
Protestantismus“, „Roten Königreich“ und „Musterland der Reaktion“ lassen sich 
politische, soziale und gesellschaftliche Entwicklungen wie durch ein Brennglas 
betrachten. 40 Jahre marxistische Geschichtsschreibung förderten jedoch nur be-
dingt wissenschaftlich verwertbare Ergebnisse zutage.23 Erst nach dem Fall der 
Mauer entstanden seit Anfang der neunziger Jahre kleinere Arbeiten zur lokalen 
Kriegsgeschichte, die überwiegend einen memorial-heimatkundlichen Zweck ver-
folgten.24 2003 konnte schließlich ein erstes Dissertationsprojekt zur sächsischen 
Kriegswirtschaft abgeschlossen werden, das faktenreich Versäumnisse und Nach-
lässigkeiten der Staatsregierung bei der Umstellung der Friedens- auf Kriegspro-
duktion nachzeichnet.25 Mit einer beachtenswerten Arbeit über Rolle und Wirk-
samkeit der stellvertretenden Generalkommandos am Beispiel der sächsischen 
Korpsbezirke rundete Peter Mertens 2004 die Untersuchung über die Handlungs-
                                                                                                                                                    
21 Enzyklopädie Erster Weltkrieg, hg. von Gerhard Hirschfeld u. a., Paderborn 2003. 
22 Siehe neben anderen Bernhard Sicken, Die Festungs- und Garnisonsstadt Wesel im Ersten 
Weltkrieg: Kriegsauswirkungen und Versorgungsprobleme, in: Bernhard Kirchgässner / Günther 
Scholz (Hg.), Stadt und Krieg, Sigmaringen 1989, S. 125-222; Klaus-Peter Müller, Politik und Ge-
sellschaft im Krieg. Der Legitimitätsverlust des badischen Staates 1914-1918, Stuttgart 1988; Gun-
ther Mai, Kriegswirtschaft und Arbeiterbewegung in Württemberg 1914-1918, Stuttgart 1983; Her-
mann Schäfer, Regionale Wirtschaftspolitik in der Kriegswirtschaft. Staat, Industrie und Verbände 
während des Ersten Weltkrieges in Baden, Stuttgart 1983; Volker Ullrich, Kriegsalltag. Hamburg im 
Ersten Weltkrieg, Köln 1982; Manfred Scheck, Zwischen Weltkrieg und Revolution. Zur Geschichte 
der Arbeiterbewegung in Württemberg 1914-1920, Köln 1981. 
23 Roland Zeise / Bernd Rüdiger, Bundesstaat im Deutschen Reich (1871-1917/18), in: Karl Czok 
(Hg.), Geschichte Sachsens, Weimar 1989, S. 381-428; Fritz Staude, Sachsen im preußisch-
deutschen Reich (1871-1917/18), in: Sächsische Heimatblätter 30 (1984), S. 123-127. 
24 Werner Lauterbach, Freiberg in den Schicksalsjahren 1914-1924, in: Mitteilungen des Freiberger 
Altertumsvereins Nr. 87 (2001) S. 65-106; Gotthold Leistner, Die Denkmalsweihe für die Zwickauer 
„133er“ vor 75 Jahren, in: Zwickauer Heimatjournal 5 (1997), Heft 1, S. 51-61; Fritz Schanz, Kurzer 
Brief über die Verhältnisse in Blankenhain während der Kriegsjahre 1914-1918 und über unsere 
gegenwärtige Lage, in: Zwickauer Heimat-Journal 5 (1997), Heft 4, S. 42-45; Gerhard Reichel, 
Plauen in der Zeit des 1. Weltkrieges, in: Mitteilungen des Vereins für vogtländische Geschichts-, 
Volks- und Landeskunde 44 (1992), Heft 1, S. 32-44.  
25 Sang Wook Park, Sächsische Kriegsindustrie und -wirtschaftspolitik 1914-1918, Berlin 2003. 
Siehe auch Peter Mertens, Die Wirtschaft in Sachsen 1914-1918. Probleme einer regionalen Indu-
striewirtschaft im ersten (fast) totalen Krieg, in: Neues Archiv für sächsische Geschichte 74/75 
(2003/2004), S. 277-322. 
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spielräume der politischen Exekutive im Königreich ab.26 Zwar sind Geschichte 
und Politik der sächsischen Sozialdemokratie bereits weitgehend erforscht,27 und 
auch über das Agieren der Liberalen in Sachsen liegen erste Ergebnisse vor.28 
Eine Monographie über das politische Gefüge im Königreich während des Ersten 
Weltkrieges steht dennoch weiterhin aus. 
Die Geschichte der sächsischen Residenz- und Garnisonsstadt Dresden ist für die 
Zeit des Deutschen Kaiserreichs gut erforscht. Der Fokus der Arbeiten richtete 
sich dabei vor allem auf politische, soziale und wirtschaftliche Aspekte der Stadt-
geschichte bis 1914. Die Reaktion der Stadtverwaltung auf den Regulierungsdruck 
des Krieges, aber auch die Zerklüftung der städtischen Kriegsgesellschaft blieben 
dagegen schemenhaft.29 Einziger Anhaltspunkt waren bisher die zeitgenössischen 
Berichte des Dresdner Oberbürgermeisters Bernhard Blüher und des Historikers 
                                                 
26 Peter Mertens, Zivil-militärische Zusammenarbeit im Ersten Weltkrieg. Die „Nebenregierungen“ 
der Militärbefehlshaber im Königreich Sachsen, Leipzig 2004. 
27 Siehe nur Karsten Rudolph, Die sächsische Sozialdemokratie vom Kaiserreich zur Republik 
(1871-1923), Weimar 1995. 
28 Michael Rudloff, Von den Nationalliberalen zur Deutschen Volkspartei. Der Umbruch im sächsi-
schen Parteiensystem im Spiegel der Korrespondenz des Kriebsteiner Unternehmers Dr. Konrad 
Niethammer, in: Manfred Hettling u. a. (Hg.), Figuren und Strukturen. Historische Essays für Hart-
mut Zwahr zum 65. Geburtstag, München 2002, S. 699-735; Christoph Nonn, Sozialer Konflikt und 
politische Reform in Sachsen, Preußen und Deutschland 1914-1918, in: James Retallack, Sachsen 
und Deutschland. Politik, Kultur und Gesellschaft 1830-1918, Dresden 2000, S. 207-217. 
29 Holger Starke, Stadtgefüge, Parteien und Politik in Dresden im Kaiserreich, in: Dresdner Hefte 
Nr. 80 (2004), S. 25-36; ders., Dresden um 1900: eine moderne deutsche Großstadt? Die Reform 
des Dresdner Kommunalwahlrechts im Jahre 1905 aus demokratiegeschichtlicher Perspektive, in: 
Renate Wißuwa u. a. (Hg.), Sachsen. Beiträge zur Landesgeschichte, Dresden 2002, S. 327-339; 
ders., Dresden in der Vorkriegszeit. Tätigkeitsfelder für den jungen Gustav Stresemann, in: Karl 
Heinrich Pohl (Hg.), Politiker und Bürger. Gustav Stresemann und seine Zeit, Göttingen 2002, S. 
86-113; Gerald Kolditz, In der Zeit des Kaiserreichs (1871 bis 1918), in: Dresden. Die Geschichte 
der Stadt von den Anfängen bis zur Gegenwart, hg. vom Dresdner Geschichtsverein e. V, Dresden 
2002, S. 167-198; Gisela Hoppe, Die Dresdner Stadtverwaltung von 1873 bis 1918, in: Dresdner 
Geschichtsbuch 7 (2001), S. 135-156; Wolfgang Brinitzer / Helmut Lindner, Wirtschafts- und Un-
ternehmerverbände in Dresden und Sachsen im Deutschen Kaiserreich, in: Dresdner Hefte Nr. 61 
(2000), S. 28-36; Holger Starke, Von der Residenzstadt zum Industriezentrum. Die Wandlung der 
Dresdner Wirtschaftsstruktur im 19. und frühen 20. Jahrhundert, in: Dresdner Hefte Nr. 61 (2000), 
S. 3-15; Wolfgang Zimmer, Bevölkerungsentwicklung und Sozialstruktur der Stadt nach 1871, in: 
Dresdner Hefte Nr. 61 (2000), S. 18-27; Holger Starke, Grundzüge der Wirtschaftsentwicklung in 
Dresden, in: Astried Nielsen / Andrea Kern (Red.), Jugendstil in Dresden: Aufbruch in die Moderne, 
Wolfratshausen 1999, S. 18-30; Hermann Rahne, Zur Geschichte von Garnison und Garnisons-
stadt Dresden 1871-1918, in: Militärgeschichte 6 (1990), 516-529; Karlheinz Blaschke, Rahmenbe-
dingungen für die Entwicklung der Kultur in der Landeshauptstadt Dresden 1871-1914, in: Dresd-
ner Hefte Nr. 20 (1989), S. 4-12; Wolfgang Zimmer, Soziale Lage und kulturelle Lebensweise der 
Arbeiterklasse in Dresden am Anfang unseres Jahrhunderts, in: Dresdner Hefte Nr. 20 (1989), S. 
28-35. 
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Friedrich Purlitz.30 Beide blieben auch für die jüngsten und bisher einzigen Skizzen 
zur Lage an der Dresdner Heimatfront die wichtigsten Anknüpfungspunkte.31 
Der Hauptgrund für die geringen Kenntnisse der Kriegsereignisse in der Elbestadt 
ist die spärliche beziehungsweise einseitige Quellenüberlieferung für den in Rede 
stehenden Untersuchungszeitraum. So fehlen nicht nur Zeitzeugenberichte in 
Form von Autobiographien, Briefen, Tagebüchern oder Nachlässen. Auch die im 
Dresdner Stadtarchiv vorhandenen Aktenbestände der Fürsorgeverwaltungen, 
Verbände und Vereine haben nur einen mäßigen Aussagewert. Den größten Er-
kenntnisgewinn lieferten hier noch der Bestand des Kriegsunterstützungsamtes 
(KUA) sowie die Verwaltungsakten der „Kriegsorganisation Dresdner Vereine“ 
(KOV). Informativer erwiesen sich die im Sächsischen Hauptstaatsarchiv Dresden 
lagernden Lageberichte des Stadtrates an das sächsische Ministerium des Innern 
und die Stimmungsberichte der Aufklärungsabteilung des stellvertretenden Gene-
ralkommandos. Der Bestand des Innenministeriums umfaßt daneben auch eine 
Fülle von Arbeitspapieren, Protokollen und Verordnungen zur staatlichen Wohl-
fahrtspflege. Die ergiebigste Quellengattung stellt allerdings die zeitgenössische 
Presse und Publizistik dar. Die Dresdner Tagespresse deckt mit dem konservati-
ven Amtsblatt Dresdner Anzeiger, den national-, später linksliberalen Dresdner 
Neuesten Nachrichten und dem sozialdemokratischen Massenblatt Dresdner 
Volkszeitung beinahe das gesamte politische Spektrum ab. Die rege Vereins- und 
Verbandstätigkeit in Dresden hinterließ zudem einen großen Fundus an Zeitun-
gen, Zeitschriften, Periodika, Jahres- und Geschäftsberichten, womit zumindest 
die Analyse der Kriegsfürsorge auf denkbar breiter Quellenbasis erfolgen konnte.  
 
 
3. Aufbau der Arbeit 
 
Die Arbeit gliedert sich in fünf Kapitel. In einem ersten, die historischen Rahmen-
bedingungen absteckenden Abschnitt erfolgt anhand eines kurzen Aufrisses der 
                                                 
30 Bernhard Blüher, Dresdens Stadtverwaltung in den ersten vier Kriegsjahren, in: Dresdner Kalen-
der 1919, S. 33-60; Friedrich Purlitz, Das politische Dresden in den Kriegsjahren 1914 bis 1918, in: 
ebd., S. 61-65. 
31 Gerald Kolditz, Dresden im Ersten Weltkrieg, in: Holger Starke (Hg.), Geschichte der Stadt Dres-
den. Band 3: Von der Reichsgründung bis zur Gegenwart, Stuttgart 2006, S. 243-252; Carsten 
Schmidt, Dresden im Ersten Weltkrieg, in: Dresdner Hefte Nr. 80 (2004), S. 64-73. 
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Sozialpolitik im Deutschen Kaiserreich bis 1914 die Abgrenzung der sozialpoliti-
schen Gestaltungsräume von Reich und Kommunen. Daneben wird im Kontext 
der bundesstaatlichen Entwicklung ein politisches, gesellschaftliches und ökono-
misches Profil der sächsischen Residenzstadt Dresden am Vorabend des Ersten 
Weltkrieges erstellt. Gegenstand des zweiten Kapitels ist der Kriegsbeginn im Au-
gust 1914. Hier stehen neben den verfassungsrechtlichen Auswirkungen des 
Kriegszustandes vor allem das Augusterlebnis und die Verständigung auf einen 
politisch-sozialen Burgfrieden im Vordergrund. Der fürsorgepolitische Konsens, 
der dem parteipolitischen „Waffenstillstand“ zugrunde lag, erfuhr seine Realisie-
rung im Aufbau umfangreicher Kriegshilfeorganisationen. Diese Institutionen und 
ihre Protagonisten sollen zunächst Gegenstand der Betrachtung sein, bevor im 
dritten und vierten Kapitel die kommunale Kriegsfürsorge ausführlich analysiert 
wird. Dabei werden die sozialpolitischen Maßnahmen nach zwei Kategorien unter-
schieden. Der auf Abhilfe unverschuldeter Not ganzer Bevölkerungskreise zielen-
den Fürsorge stand eine auf die Verwaltung des Mangels gerichtete Sozialpolitik 
gegenüber. Zu ersterer zählten die finanzielle und materielle Unterstützung der 
„Kriegerfrauen“ und ihrer Familien, die Versorgung der Kriegsversehrten sowie der 
Kinder und Jugendlichen. Die Fürsorgeklientel „Jugend“ stellt hierbei einen Grenz-
fall dar. Denn die „Fürsorgeerziehung“ widmete sich zwar der „Kriegsverwahrlo-
sung“ Minderjähriger. Die „Jugendpflege“ dagegen formulierte infolge der restlo-
sen militärischen und wirtschaftlichen Mobilisierung einen fast totalen 
Verfügungsanspruch über die Jugendlichen und reicht damit bereits in den Be-
reich der „Verwaltung des Mangels“ hinein. Zu diesem zählte die Arbeitsmarktpoli-
tik, die je nach Kriegsphase entweder mit der Erwerbslosenfürsorge auf den Man-
gel an Arbeitsplätzen oder aber mittels Arbeitsvermittlung auf den gesteigerten 
Arbeitskräftebedarf reagieren konnte. Zur Mangelverwaltung muß auch die Woh-
nungsfürsorge gerechnet werden, die auf eine Stabilisierung des angeschlagenen 
Wohnungsmarktes zielte. Der den gesamten Krieg über allgegenwärtigste Mangel 
war jedoch die permanente Unterversorgung mit Lebensmitteln. Der Hunger de-
moralisierte die Menschen und schwächte ihre körperliche wie seelische Wider-
standskraft. Die Lebensmittelknappheit war nicht nur Auslöser für soziale Konflik-
te, Streiks und Demonstrationen. Sie führte in letzter Konsequenz zur 
Reformierung des innenpolitischen Systems in Sachsen und schließlich zum Zu-
sammenbruch des Deutschen Kaiserreichs. Die Versorgungspolitik steht deshalb 
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am Ende der Betrachtungen zur kommunalen Fürsorgepolitik. Das Kriegsende 
und die Novemberrevolution in Sachsen und Dresden werden im fünften und ab-






1. Sozialpolitik im Deutschen Kaiserreich 1871-1914 
 
Zu Beginn der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts drängte ein Problem stärker 
denn je zu einer Lösung: die „soziale Frage“. Die Proletarisierung und Verelen-
dung der Arbeiter hatten eine zunehmende gesellschaftliche Abspaltung der Arbei-
terschaft von der „bürgerlichen Welt“ zur Folge. Es drohte der „Zerfall der moder-
nen Gesellschaft in zwei antagonistische Klassen“.32 Die Arbeiter, verbunden 
durch ihr gemeinsames Schicksal, nahmen sich selbst zunehmend als eine ge-
sellschaftliche Einheit, als eine „Klasse“ wahr. Zusammengeschlossen in der So-
zialdemokratie verliehen sie ihren Standpunkten nunmehr auch politisch Nach-
druck. Diesem neugewonnenen Selbstbewußtsein stand eine eigentümliche 
Verunsicherung des Bürgertums, aber auch des zunehmend der Proletarisierung 
anheim fallenden Mittelstandes gegenüber. Der Glaube an den steten Fortschritt 
wurde allmählich von einer pessimistischen Sicht der Dinge überlagert. Industrie, 
Technik und Wissenschaft erschienen vermehrt als „kulturell und sozial zerstöreri-
sche Kräfte der Verweltlichung, Versachlichung [und] Entgeistigung“.33 Dieser Kul-
turpessimismus war der Nährboden für eine Vielzahl von (bürgerlichen) Reform-
bewegungen, die vor allem seit den neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts 
politischen Einfluß gewinnen sollten. 
Neben dem – staatsnahen – „sozialen Protestantismus“, der vielfältige Ideen eines 
„Staatssozialismus“ verfocht, dem – staatsfernen – „sozialen Katholizismus“, der 
für eine Rückkehr zur korporativen Gesellschaftsverfassung nach dem Prinzip der 
Berufsstände warb,34 der Lebensreformbewegung, die im Kern eine „säkularisierte 
gnostisch-eschatologische Erlösungslehre“35 beinhaltete und die gerade in Dres-
                                                 
32 Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte 1866-1918. Band 1: Arbeitswelt und Bürgergeist, 
München 31993, S. 335. 
33 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 16. 
34 Den sozialen Protestantismus sowie sozialen Katholizismus betreffend siehe den Sammelband 
von Jochen-Christoph Kaiser / Wilfried Loth (Hg.), Soziale Reform im Kaiserreich. Protestantismus, 
Katholizismus und Sozialpolitik, Stuttgart 1997. 
35 Wolfgang R. Krabbe, Lebensreform / Selbstreform, in: Diethart Kerbs / Jürgen Reulecke (Hg.), 
Handbuch der deutschen Reformbewegungen 1880-1933, Wuppertal 1998, S. 73 ff., hier S. 74; 
siehe weiter Eva Barlösius, Naturgemäße Lebensführung. Zur Geschichte der Lebensreform um 
die Jahrhundertwende, Frankfurt am Main 1997; Wolfgang R. Krabbe, Gesellschaftsveränderung 
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den eines ihrer Zentren hatte, war es insbesondere die „bürgerliche Sozialreform“-
Bewegung, die sich als treibende Kraft der Reformbestrebungen erweisen sollte.36 
Die moderne Großstadt mit all ihren sozialen Auswüchsen war das Sinnbild der 
krankenden Gesellschaft. Während sich jedoch die Lebensreformer gänzlich von 
der städtischen Lebensform lossagten, wollten die Sozialreformer die Lebensbe-
dingungen der Unterschichten in der Stadt verbessern und damit den Riß in der 
(städtischen) Gesellschaft kitten. Zwischen Eingrenzung des Kapitalismus, wie es 
die konservativen Traditionalisten befürworteten, und seiner völligen Entgrenzung, 
wie es die liberalen Kräfte forderten, suchten die Sozialreformer einen Mittelweg 
zu beschreiten, der die „kapitalistische zur sozialen Marktwirtschaft umprägen“37 
sollte. Die bürgerlichen Sozialreformer vertraten die Auffassung, daß die Politik die 
Rahmenbedingungen für eine sozial ausgeglichenere Entwicklung festzusetzen 
habe. Der Gründerkrach hatte die Grenzen eines allzu liberalen Marktes aufge-
zeigt. Arbeitslosigkeit, Streiks und Wohnungsnot bedrohten den sozialen Frieden. 
Der Staat, so die Reformer, müsse hier regulierend eingreifen. Gleiches galt im 
Hinblick auf die Arbeiterfrage. Entweder würde die nationale Integration der Arbei-
ter durch staatliche Maßnahmen gefördert, oder aber die Gefahr einer Revolution 




1.1. Sozialversicherungen, Arbeiterschutz und Arbeitsrecht 
 
Es war Reichskanzler Otto von Bismarck, der mit der Einführung eines Systems 
von Sozialversicherungen den Grundstein einer staatlichen Sozialpolitik legte. 
Seine Motive sind vielschichtig und können und sollen hier nicht im einzelnen erör-
tert werden.39 Angesichts der repressiven Maßnahmen gegen die Sozialdemokra-
                                                                                                                                                    
durch Lebensreform. Strukturmerkmale einer sozialreformerischen Bewegung im Deutschland der 
Industrialisierungsperiode, Göttingen 1974. 
36 Einen gelungenen Überblick zur bürgerlichen Sozialreform bietet Rüdiger vom Bruch, „Weder 
Kommunismus noch Kapitalismus.“ Bürgerliche Sozialreform in Deutschland vom Vormärz bis zur 
Ära Adenauer, München 1985. 
37 Nipperdey, Arbeitswelt, S. 336. 
38 Ebd., S. 336 f. 
39 Die Komplexität faßt Gerhard A. Ritter, Sozialversicherung in Deutschland und England. Entste-
hung und Grundzüge im Vergleich, München 1983, S. 39, treffend zusammen: „Es unterliegt dabei 
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tie (Sozialistengesetz 1878-1890) erschien es schon Zeitgenossen so, als passe 
sich die Bismarcksche Sozialpolitik in ein Prinzip von „Zuckerbrot und Peitsche“ 
ein. Tatsächlich resultierte aber auch das „Zuckerbrot“ aus dem „negativen“ Motiv 
einer staatlichen Domestizierung der Arbeiter. Mit der Einführung von Sozialversi-
cherungen sollten die Mißstände, die Anlaß der revolutionären Agitation der Arbei-
ter waren, wenn nicht beseitigt, so doch jedenfalls weitgehend abgemildert wer-
den. Bismarck wollte der Sozialdemokratischen Partei und den Gewerkschaften 
den Wind aus den Segeln nehmen und dem Staat gleichzeitig die Loyalität der 
Arbeiter sichern. Hierbei kam ein weiteres, ein „positives“ Motiv Bismarcks zum 
Tragen. Geprägt durch konservativ-christliche und junkerlich-patriarchalische Tra-
ditionen sah der Reichskanzler die oberste Gesellschaftsschicht in der morali-
schen Pflicht, sich um ihre „Untertanen“ zu kümmern, aber „nicht Christen und 
nicht Patriarchen, nicht Gemeinden und Verbände, sondern der Staat muß die 
Sache in die Hand nehmen“40. Dieser rigorose Etatismus sollte auch in der Sozial-
versicherungsgesetzgebung seinen Ausdruck finden. Doch scheiterte Bismarck 
damit am Widerstand der Liberalen, des Zentrums und an den „vaterlandslosen 
Gesellen“ der Sozialdemokratie. In den drei vom Reichstag zwischen 1883 bis 
1889 verabschiedeten Sozialversicherungsgesetzen, die die Begründung des 
deutschen Sozialstaates markierten, fanden sich schließlich nur noch wenige 
Ideen Bismarcks. 
Als erstes wurde 1883 das Krankenversicherungsgesetz verabschiedet.41 Wie die 
ihm folgenden Sozialversicherungsgesetze sollte es im Laufe der Zeit mehrfach 
abgeändert werden, bevor das Sozialversicherungssystem als ganzes 1911 mit 
der Reichsversicherungsverordnung grundlegend reformiert, in erster Linie verein-
facht und vereinheitlicht wurde. Bisher drohten einem einfachen Arbeiter bei einer 
schweren Erkrankung Lohnausfall und kaum bezahlbare Arztkosten. Angehörige 
von Unterschichten sahen bei einer Krankheit ihre Existenz oft bedroht. Zwar exi-
                                                                                                                                                    
keinem Zweifel, daß das Reformwerk der Sozialversicherungen für Bismarck nicht nur ein Mittel 
zur Eindämmung der sozialistischen Gefahr und zur Lösung konkreter sozialer Probleme war, son-
dern auch dazu dienen sollte, seine unerschütterte parlamentarische Stellung zu stärken und zu-
gleich das Problem einer Steuer- und Finanzreform zu lösen, um auf diesem Wege die deutsche 
Wirtschaftskraft zu stärken und überhaupt die konstitutionelle Monarchie zu sichern.“ 
40 Nipperdey, Arbeitswelt, S. 338. 
41 Eine genaue inhaltliche Analyse des Gesetzes findet sich bei Gladen, Geschichte der Sozialpoli-
tik, S. 59-66. 
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stierten örtlich freiwillige Hilfskassen,42 von einem umfassenden Kassensystem 
war man jedoch weit entfernt. Die wenigen Kassen berechneten die zu zahlenden 
Beiträge nicht nach Lohn, sondern nach Risiko. Bei einem Versicherungsfall zahl-
ten sie in der Regel den Lohn weiter, kamen aber nicht für die ärztliche Versor-
gung auf. Für die Arbeiter, die zumal ein wenig ausgeprägtes Gesundheitsbe-
wußtsein besaßen, kam eine Krankenversicherung demnach kaum in Frage. Das 
Gesetz von 1883 führte nun ein Zwangskassensystem ein. Der Kreis der Versi-
cherungsnehmer erweiterte sich, und die Zahl der Versicherten wuchs beständig 
an (von 4,3 Millionen 1884 auf 15,6 Millionen 1917, d. h. von 9,2 Prozent auf 23 
Prozent der Gesamtbevölkerung). Neben den kleineren Innungs- und Gemeinde-
kassen waren es insbesondere die Ortskrankenkassen, die die Mehrzahl der 
Werktätigen versicherten (zwei Drittel im Jahr 1914). Weil die Ortskrankenkassen 
Selbstverwaltungsorganisationen waren, konnten die Arbeiter über ihren – gegen-
über den Arbeitgebern – höheren Beitragsanteil einen nicht unwesentlichen Ein-
fluß auf die Kassen ausüben. Zu Zeiten des Sozialistengesetzes geriet die Orts-
krankenkasse so zum „Vehikel der Organisation und Artikulation der Arbeiter“, 
wenn nicht gar zur „Bastion der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung“.43 
Ergänzend zur Krankenversicherung wurde 1884 das Unfallversicherungsgesetz 
verabschiedet. Wie Krankheiten waren Unfälle am Arbeitsplatz ein soziales Pro-
blem. Das bis dahin geltende Reichshaftpflichtgesetz von 1871 erwies sich als 
wenig effektiv. Auseinandersetzungen über die Schuldzuweisung dauerten oft lan-
ge an. Insgesamt fiel nicht einmal die Hälfte aller Betriebsunfälle unter dieses Ge-
setz, entschädigt wurde davon sogar nur rund ein Fünftel. Nach dem neuen Ge-
setz waren für die Abwicklung des Verfahrens zukünftig die Berufsgenossen-
schaften der Unternehmen zuständig. Außerdem konnten immer mehr Arbeiter die 
Versicherung in Anspruch nehmen. Insgesamt wuchs die Zahl der Leistungsemp-
fänger von 110.000 im Jahr 1890 auf 1 Million im Jahr 1914. Als Folge setzten die 
Unternehmen vermehrt auf die Verhütung von Arbeitsunfällen. Dies war zwar kein 
Ersatz für einen Arbeiterschutz, wie ihn die sozialdemokratische Fraktion im 
                                                 
42 Zur Hilfskassengesetzgebung des Jahres 1876 siehe Reidegeld, Staatliche Sozialpolitik, S. 205-
210. 
43 Vgl. zum Abschnitt Nipperdey, Arbeitswelt, S. 340-348, Zitate S. 348, Zahlen S. 347; Reidegeld, 
Staatliche Sozialpolitik, S. 224-229. Zur Selbstverwaltung der Krankenkassen siehe Florian Tenn-
stedt, Soziale Selbstverwaltung. Band 2: Geschichte der Selbstverwaltung in der sozialen Kran-
kenversicherung, Bonn 1977. 
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Reichstag immer wieder vehement gefordert hatte, aber eine wichtige Etappe auf 
dem Weg dorthin. Dennoch hatten die Betroffenen – trotz der positiven Errungen-
schaften des Gesetzes – auch weiterhin mit langwierigen Verfahren und schlep-
penden Geldauszahlungen zu kämpfen.44 
Mit der Alters- und Invalidenversicherung von 1889 betrat die Reichsregierung 
Neuland.45 Denn wer bisher alters- oder krankheitsbedingt arbeitsunfähig wurde, 
war nicht selten auf Almosen der Armenfürsorge angewiesen. Die Armenfürsorge 
lag jedoch im Zuständigkeitsbereich der Kommunen. Bismarck wollte die Kommu-
nen finanziell entlasten, er zielte auf eine Nationalisierung der kommunalen Ar-
menfürsorge. Hier trat Bismarcks Motiv, sich mit staatlichen Maßnahmen die Loya-
lität der Arbeiter zu sichern, noch einmal deutlich hervor. Denn die Renten sollten 
den Arbeitern beibringen, „das Reich als eine wohltätige Institution anzusehen“46. 
Das grundlegend Neue dieses Gesetzes bestand nun darin, daß die Zuwendun-
gen nicht einfach individuell und willkürlich waren, sondern es einen reichsgesetz-
lich fixierten Rechtsanspruch der Versicherten begründete. Zwar förderte das Ge-
setz indirekt auch die Gesundheitsfürsorge und den Ausbau von Vorsorge-
einrichtungen, insgesamt war die Altersversicherung jedoch weniger effektiv als 
die Krankenversicherung. Der Grund hierfür war in erster Linie das hohe Renten-
eintrittsalter von 70 Jahren. Außerdem waren nur männliche Arbeiter anspruchs-
berechtigt.47 Nur wenige profitierten also von der Altersrente, die allerdings so ge-
ring war, daß ihre Empfänger auch weiterhin nicht auf die Armenunterstützung 
verzichten konnten. Eine Linderung der Altersarmut, vor allem der des Proletari-
ats, wurde nicht erzielt. 
Die Versicherungsgesetze der staatlichen Sozialpolitik stellten in der Tat einen 
gewaltigen „Innovationserfolg“ mit „bahnbrechendem Charakter“ dar.48 Dennoch 
deckten sie nur ein kleines Gebiet der ansonsten stagnierenden sozialpolitischen 
Arbeitsbereiche ab. Offen blieben insbesondere Fragen bezüglich des Arbeits-
                                                 
44 Nipperdey, Arbeitswelt, S. 340 f., 348 ff.; Gladen, Geschichte der Sozialpolitik, S. 59-66; Reide-
geld, Staatliche Sozialpolitik, S. 220-224. 
45 Vgl. Reidegeld, Staatliche Sozialpolitik, S. 233-236, sowie Gladen, Geschichte der Sozialpolitik, 
S. 67-70. 
46 Rede Bismarcks im Reichstag vom 18.5.1889, zitiert in Ritter, Sozialversicherungen, S. 29. 
47 Vgl. Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte. Band 3: Von der „Deutschen Dop-
pelrevolution“ bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges 1849-1914, München 1995, S. 914 f. 
48 Ebd., S. 1086. 
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rechtes und des Arbeiterschutzes. In diese Angelegenheiten sollte erst mit der 
Entlassung Bismarcks 1890 Bewegung kommen. Die Meinungen in der deutschen 
Innenpolitik über das weitere sozialpolitische Vorgehen waren tief gespalten. Denn 
bisher hatten die Sozialversicherungen noch zu keiner Eindämmung der Sozial-
demokratie geführt. Im Gegenteil: Die Arbeiterbewegung entfaltete sich nach Aus-
laufen des Sozialistengesetzes 1890 ungebremst. Doch während in der Reichsbü-
rokratie verstärkt sozialreformerische Ideen Anklang fanden und man dort auf 
einen Ausbau der Sozialversicherungen setzte, drängten die Unternehmer auf de-
ren Rückbau. Sie erklärten, die deutsche Wirtschaft sei aufgrund der finanziellen 
Belastung durch die Versicherungen auf dem Weltmarkt nicht mehr konkurrenzfä-
hig, und außerdem gewänne die Sozialdemokratie wegen ihrer Kontrolle über die 
Ortskrankenkassen einen viel zu großen Einfluß auf die Arbeitsmarktpolitik.49 Auf 
diese Linie schwenkte schließlich auch Kaiser Wilhelm II. ein, nachdem er seine 
sozialfreundliche Politik des „Neuen Kurses“, die auf eine „Aussöhnung“ mit der 
Arbeiterschaft abgezielt hatte, für gescheitert erklärte.  
Die Sozialpolitik des „Neuen Kurses“ stand unter der Ägide des preußischen Han-
delsministers Hans von Berlepsch.50 Er führte in den Betrieben neue Sicherheits-
vorschriften ein, verbot Sonntagsarbeit, schaffte Kinderarbeit ab und grenzte die 
Arbeitszeit für Frauen und Jugendliche ein. Neben dem Arbeiterschutz stand in 
den neunziger Jahren das Arbeitsrecht im Mittelpunkt. Schlichtungsverfahren, Ar-
beiterausschüsse, Koalitions- und Arbeiterkampfrecht bestimmten die Diskussion. 
Während Kaiser und Regierung bei Streiks repressiv gegen Arbeiter und Gewerk-
schaften vorgehen wollten, setzten Berlepsch und seine sozialreformerisch ge-
sinnten Mitarbeiter auf eine Stärkung der Rechte der Arbeiter. Auf Druck der Re-
formgegner gab Berlepsch sein Amt 1896 schließlich auf. 
Nach drei Jahren Stagnation kam erst 1899 wieder Bewegung in die Sozialpolitik. 
Unter Federführung des Staatssekretärs des Reichsamts des Innern, Arthur von 
Posadowsky-Wehner,51 wurden seit der Jahrhundertwende umfangreiche Verbes-
serungen an den Sozialversicherungen vorgenommen. Die Rentenversicherung 
                                                 
49 Vgl. Ritter, Sozialversicherungen, S. 52 ff. 
50 Hierzu insbesondere Hans-Jörg von Berlepsch, „Neuer Kurs“ im Kaiserreich? Die Arbeitspolitik 
des Freiherrn von Berlepsch 1890 bis 1896, Bonn 1987.  
51 Zur Person Posadowskys siehe Joachim Bahlcke, Arthur Graf Posadowsky-Wehner (1845-
1932), in: Criticón 22 (1992), S. 213-217. 
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konnte vereinheitlicht, die Unfallversicherung erweitert und die Krankenversiche-
rung verbessert werden. Der Arbeiterschutz wurde auf alle Unternehmen mit mehr 
als zehn Beschäftigten ausgedehnt. Ohne die reformfreundlichen Kräfte im 
Reichstag, insbesondere des Zentrums, hätten Posadowskys Pläne wohl kaum 
verwirklicht werden können. Gleichzeitig verbreiterte sich die Front der Gegner 
des integrativen Kurses. Als nach den „Hottentottenwahlen“ das Zentrum in Oppo-
sition ging, verlor der Staatssekretär die parlamentarische Grundlage für seine 
Politik. Massive Kritik seitens des „Bühlow-Blocks“ an seiner Person und Politik 
veranlaßten Posadowsky 1907 zum Rücktritt.52 Der Rückzug des Staatssekretärs 
machte nochmals ein für die Sozialpolitik des Deutschen Reiches typisches 
Merkmal deutlich: „Staat und Regierung schwankten zwischen antisozialistischer 
Repression und befriedender Integrationspolitik.“53 Dieses „Patt“ endete mit dem 
Erfolg der Sozialdemokratischen Partei bei den Reichstagswahlen von 1912.54 
Reformkritiker sahen sich in ihrer Meinung, die Pazifizierung der Arbeiterschaft 
mittels integrativer Sozialpolitik sei gescheitert, bestätigt. Die konservativen Kräfte 
aus Politik, Industrie und Landwirtschaft verständigten sich auf eine Blockade je-
der weiteren „sozialistenfreundlichen“ Politik. Diese Blockadepolitik übernahm seit 
dem Frühjahr 1914 auch die Reichsregierung, als der nunmehrige Staatssekretär 
des Reichsamts des Innern, Clemens von Delbrück, verkündete, die deutsche So-
zialpolitik sei im wesentlichen abgeschlossen.55 
Mit den Sozialversicherungen entstanden neuartige Institutionen, und diese Insti-
tutionen erforderten wiederum ein „hauptberufliches Spezialistentum“. Dieses 
speiste sich zu einem nicht unwesentlichen Teil aus Sozialdemokraten und Ge-
werkschaftlern. Viele Arbeiter wirkten außerdem in verschiedenen Gremien mit, 
beteiligten sich an der Selbstverwaltung und an den Spruch- und Aufsichtsinstan-
zen und standen in enger Verbindung mit den Arbeitersekretariaten. Hier war in 
der Tat eine partielle politische Integration der Arbeiter erfolgt; die Arbeiterbewe-
gung wurde „Bestandteil“ des deutschen „Sozialstaates“.56 
                                                 
52 Ebd., S. 215. 
53 Nipperdey, Arbeitswelt, S. 365. 
54 Mit 34,8 Prozent hatte die SPD ihr bis dahin bestes Ergebnis erzielt und stellte nunmehr mit 110 
Abgeordneten die stärkste Fraktion im Reichstag. 
55 Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Band 3, S. 1089 f. 
56 Reidegeld, Staatliche Sozialpolitik, S. 250. 
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Diese Errungenschaften konnten jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß die 
krassen sozialen Unterschiede in der Gesellschaft weiter bestehen blieben. Aber 
die Arbeiter hatten erfahren, daß sie sich ihrem Schicksal nicht kampflos ergeben 
mußten. Vielmehr verschärfte sich ihre Wahrnehmung sozialer Ungerechtigkeit, 
und mit jeder selbst erfahrenen Verbesserung ihrer Lage wuchs das „Gefühl fürs 




1.2. Munizipalsozialismus, Armenwesen und „sociale Fürsorge“ 
 
Die staatliche Sozialpolitik zielte auf die Lösung der „sozialen Frage“. Ein konkre-
tes Reformprogramm lag ihr aber keineswegs zugrunde. Vielmehr sollte mit der 
Beseitigung der sozialen Schäden die Beibehaltung des gesellschaftlichen Status 
quo gewährleistet werden. Während die Sozialreformer auf Reichsebene mit ihrem 
Programm gescheitert waren, entwickelten sich dagegen in den Städten des 
Deutschen Reiches Formen eines Staatssozialismus’. Dieser sogenannte Munizi-
palsozialismus basierte jedoch nicht auf einem sozialreformerischen Konzept, 
sondern war vielmehr das Ergebnis pragmatischer Kommunalpolitik im Zeitalter 
von Industrialisierung und Urbanisierung.58 Die städtische Massengesellschaft ge-
riet zunehmend in die Abhängigkeit von lebensnotwendigen Gütern, auf welche 
sie keinen Einfluß mehr nehmen konnte. Hier mußten die sich selbstverwaltenden 
Kommunen die Befriedigung der lebensnotwendigen Bedürfnisse ihrer Einwohner 
übernehmen. Die überwiegend liberalen Verwaltungseliten setzten gemeinsam mit 
den Sozialreformern auf eine Verbesserung der städtischen Lebensqualität. „Es 
ging ihnen nicht mehr wie bei der bisherigen Honoratiorenverwaltung um die tradi-
tionelle Bürgergemeinde, sondern um die Regelung der Binnenverhältnisse einer 
vielfältig differenzierten Einwohnergemeinde aller Stadtbewohner.“59 Dafür wurden 
nicht nur Monopolbetriebe der Daseinsfürsorge kommunalisiert, sondern insge-
samt die öffentliche Verantwortung soweit wie möglich ausgedehnt und die Pri-
vatwirtschaft zurückgedrängt. Die Stadt übernahm schrittweise die Gas-, Strom- 
                                                 
57 Nipperdey, Arbeitswelt, S. 372 f. 
58 Krabbe, Die deutsche Stadt, S. 99-128. 
59 Reulecke, Vorgeschichte und Entstehung, S. 60. 
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und Trinkwasserversorgung, regelte die Kanalisation, beaufsichtigte die städti-
schen Verkehrsbetriebe und richtete Schlachthöfe ein.60  
Die „Sozialstadt“ gewann zunehmend an Profil, als um die Jahrhundertwende 
vermehrt Sozialdemokraten in die Kommunalpolitik drängten. Im Gegensatz zu 
den eher pragmatisch orientierten liberalen Parteien nahm die SPD den Munizi-
palsozialismus als ein ideologisch gefärbtes Element in ihr politisches Programm 
auf. Hatte die sozialistische Arbeiterbewegung der Kommunalpolitik bisher kaum 
Bedeutung beigemessen, weil nach ihrer Auffassung die gesellschaftliche Neuge-
staltung zentralstaatlich durchgesetzt werden sollte, so lenkten die revisionisti-
schen Kräfte in der sozialdemokratischen Partei die Aufmerksamkeit nun verstärkt 
auf die kommunale Ebene. Der Munizipalsozialismus, so die reformistische Auf-
fassung, sei die Übertragung des Sozialismus auf die Stadt, und jede mit Hilfe ei-
nes solchen „Ersatzsozialismus“ ermöglichte Reform sei ein Schritt auf dem Weg 
zum Staatssozialismus.61 „Damit erhielt die Kommunalpolitik eine Basisfunktion für 
den Kampf um die politische Macht im Staat.“62 
Neben der Reformierung der „Städtetechnik“ war es insbesondere der Um- und 
Ausbau der traditionellen Armenpflege, mit dem die Stadtverwaltungen den quanti-
tativ wie qualitativ neuartigen Herausforderungen und Problemen begegneten. 
Das bisher praktizierte „Elberfelder System“ mit seiner individuell-ehrenamtlichen 
Betreuung und dezentraler Entscheidungskompetenz schien angesichts des ra-
santen Städtewachstums und der zunehmenden Mobilität der Bewohner überholt. 
Mit dem 1905 eingeführten „Straßburger System“ wurde die Armenunterstützung 
neu strukturiert. Das Stadtgebiet gliederte sich fortan in Bezirke, die jeweils nicht 
mehr als 600 Unterstützungsberechtigte umfassen sollten. Jeder Bezirk bildete 
                                                 
60 Wolfgang R. Krabbe, Munizipalsozialismus und Interventionsstaat. Die Ausbreitung der Städti-
schen Leistungsverwaltung im Kaiserreich, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 30 
(1979), S. 265-283. Siehe auch Charlotte Bühl-Gramer, Nürnberg 1850 bis 1892. Stadtentwicklung, 
Kommunalpolitik und Stadtverwaltung im Zeichen von Industrialisierung und Urbanisierung, Nürn-
berg 2003. 
61 Ausführlich zur Herausbildung sozialdemokratischer Gemeindepolitik Adelheid von Saldern, Die 
Gemeinde in Theorie und Praxis der deutschen Arbeiterorganisationen 1863-1920, in: Internationa-
le wissenschaftliche Korrespondenz zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 12 (1976), S. 
295-352; dies., SPD und Kommunalpolitik im Deutschen Kaiserreich, in: Archiv für Kommunal-
wissenschaft 23 (1984), S. 193-214; Karl Czok, Zur Kommunalpolitik in der deutschen Arbeiter-
bewegung während der 90er Jahre des 19. Jahrhunderts, in: Jahrbuch für Regionalgeschichte 7 
(1979), S. 67-91; Adelheid von Saldern, Sozialdemokratische Kommunalpolitik in Wilhelminischer 
Zeit. Die Bedeutung der Kommunalpolitik für die Durchsetzung des Reformismus in der SPD, in: 
Karl-Heinz Naßmacher (Hg.), Kommunalpolitik und Sozialdemokratie, Bonn 1977, S. 18-63. 
62 Krabbe, Die deutsche Stadt, S. 123. 
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eine Bezirkskommission, die wiederum dem Armenamt als Zentralinstanz unter-
stand. Während die persönliche Beratung und Betreuung weiterhin ehrenamtliche 
Arbeit war, arbeiteten im Armenamt besoldete Verwaltungsbeamte.63 „Im Straß-
burger System gewann also die Gegenüberstellung von bürokratischer Verwal-
tungstätigkeit und beratend-kontrollierender (fachlicher) sozialer Arbeit, die die 
Entwicklung der Verwaltung kommunaler sozialer Dienste seither charakterisiert, 
zum ersten Mal Konturen.“64 
Neben der organisatorischen Neugestaltung des Armenwesens erwies sich insbe-
sondere die zunehmende Ausdifferenzierung der kommunalen Fürsorge als be-
deutsam. Nach dem Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz von 1871 
(UWG) hatten die Kommunen die Kosten für die Armenfürsorge zu tragen. Ange-
sichts der Verelendung breiter Bevölkerungsschichten infolge des rasanten Indu-
strialisierungs- und Urbanisierungsprozesses stiegen die finanziellen Auf-
wendungen der Gemeinden für das Armenwesen nicht unerheblich. Die Stadtver-
waltungen setzten daher verstärkt auf die Vorbeugung sozialer Mißstände. Nach 
den Grundsätzen der bürgerlichen Sozialreform sollten mittels Verwissenschaftli-
chung und Rationalisierung der kommunalen Leistungsverwaltung spezifische Ar-
mutsrisiken vermindert werden. 
Als Schrittmacher in dieser Hinsicht erwies sich die Gesundheitsfürsorge. Vor al-
lem die wissenschaftlichen Fortschritte auf dem Gebiet der Hygiene bestimmten 
am Ausgang des 19. Jahrhunderts die Reformdebatten in den Großstädten. Die 
1911 von Karl August Lingner initiierte Hygiene-Ausstellung in Dresden markierte 
den Höhepunkt dieser Entwicklung.65 Mit der Gesundheitsfürsorge sollten Perso-
nengruppen, die nicht dem Schutz der Krankenversicherung unterlagen und des-
halb von Krankheit und Armut bedroht waren, wie z.B. Kleinkinder, Schwangere 
und Wöchnerinnen, aufgefangen werden. Außerdem setzte man auf die Eindäm-
mung ansteckender Krankheiten wie Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten. 
                                                 
63 Zur Neugestaltung der Armenpflege siehe Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, 
S. 23-45; Brandmann, Klassenkampf, S. 73-105; Redder, Entwicklung, S. 11-146; zur Entwicklung 
in Sachsen siehe Johannes Keller, Das Armenrecht im Königreich Sachsen, Leipzig 21913. 
64 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 26. 
65 Klaus Vogel / Christoph Wingender, „...deren Besuch sich daher unter allen Umständen lohnt.“ 
Die I. Internationale Hygiene-Ausstellung 1911, in: Dresdner Hefte Nr. 63 (2000), S. 44-52; Günter 
Heidel, Die Stadt der Hygiene. Historische Wurzeln und Hauptereignisse einer bedeutenden 
Dresdner Tradition, in: Dresdner Hefte Nr. 20 (1989), S. 21-27. Zum Wirken Lingners in Dresden 
siehe Ulf-Norbert Funke, Karl August Lingner. Leben und Werk eines gemeinnützigen Großindus-
triellen, Dresden 1996. 
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Um den Hygienestandard zu heben, wurden die Wasserversorgung und die Ab-
wasserentsorgung verbessert sowie städtische Krankenhäuser ausgebaut. Ge-
sundheitspolitisch vollzog sich insgesamt eine Wendung weg von der Repression 
hin zur Prophylaxe.66 
Von der Armenfürsorge kaum erfaßt waren Kinder und Jugendliche. Im Unter-
schied zur Gesundheitspflege entwickelten sich die organisatorischen Strukturen 
hinsichtlich einer Kinder- und Jugendfürsorge nur sehr schleppend. Nur wenigen 
Großstädten gelang es vor dem Ersten Weltkrieg, die vielfältig vorhanden Ansätze 
einer solchen Fürsorge in zentral verwalteten Jugendämtern zu bündeln. Jugend-
pflege spielte sich in erster Linie auf politischem Terrain ab. Angesichts der wach-
senden Arbeiterjugendbewegung riefen bürgerliche Kreise eigene Organisationen 
ins Leben, mit denen der sozialistischen eine national-konservative Jugendpflege 
entgegengesetzt werden sollte.67 
Ein weiteres Problemfeld, mit dem in erster Linie industriedominierte Städte kon-
frontiert waren, stellte die miserable Wohnsituation vieler Arbeiter dar. Dieser ver-
suchten die Großstädte mittels eigens eingerichteter kommunaler Wohnungs-
inspektionen Herr zu werden. Der städtische Wohnungsbau wurde strenger 
geregelt und überwacht. Wohnungsordnungen und Wohnungsaufsichten sollten 
einen gewissen hygienischen Standard gewährleisten. Insgesamt blieb die Woh-
nungsfürsorge aber hinter den von den Kommunen erwarteten Ergebnissen zu-
rück. Neben den bisher genannten Einrichtungen „socialer Fürsorge“ – wie die 
Erweiterung der Fürsorge über die Armenpflege hinaus damals bezeichnet wurde 
– betrieben die Kommunen auch eine Erwerbslosenfürsorge. Diese war aber we-
niger von hygienischen Prinzipien als vielmehr von arbeitsmarktbezogenen 
Grundsätzen bestimmt. Im Gegensatz zu den pragmatischen Fürsorgeregelungen, 
über die ein weitgehender parteipolitischer Konsens herrschte, unterlag die Ar-
beitsmarktsteuerung einer politischen Funktionalisierung.68 
                                                 
66 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 28-32. 
67 Ebd., S. 32-36; vgl. Nipperdey, Arbeitswelt, S. 112-124. 
68 Vgl. Brandmann, Klassenkampf, S. 106-126. 
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2. Dresden am Vorabend des Ersten Weltkrieges 
 
2.1. Wirtschaft und Bevölkerung 
 
Die Stadt Dresden zählte 1914 mit über einer halben Million Einwohner zu den 
größten Kommunen im Deutschen Reich. Als Residenzstadt war sie der politische 
und gesellschaftliche Mittelpunkt des Königreichs Sachsen. Der Bundesstaat hatte 
seit der Reichsgründung einen rasanten wirtschaftlichen Wandel vollzogen. Er war 
der fünftgrößte Staat im Reich und zählte die dritthöchste Einwohnerzahl. Mit mehr 
als 300 Einwohnern pro Quadratkilometer war Sachsen zugleich der am dichte-
sten besiedelte Flächenstaat. Die Ursache hierfür lag im überdurchschnittlichen 
Industrialisierungsgrad des Königreichs. Vor allem Bergbau, Textilindustrie, Metall-
verarbeitung und Maschinenbau dominierten die sächsische Industrielandschaft. 
Vergleichsweise stark vertreten waren außerdem Handwerksbetriebe aller Arten. 
Fast 60 Prozent der Beschäftigten arbeiteten in diesen Branchen, im Reichs-
durchschnitt waren es dagegen nur knapp 40 Prozent. 
Vom Gründungsboom profitierte die sächsische Residenz- und Garnisonsstadt 
Dresden überdurchschnittlich. Am Vorabend des Ersten Weltkrieges galt die Stadt 
an der Elbe als eines der wichtigsten Verkehrs- und Wirtschaftszentren des Rei-
ches. Bis 1914 hatte sich die Einwohnerzahl mit einem Anstieg von etwa 177.000 
auf fast 567.000 Einwohner mehr als verdreifacht. Allein die Garnison erreichte 
eine Stärke von 15.000 Mann.69 Die Stadtfläche war infolge einer Eingemein-
dungswelle um die Jahrhundertwende auf mehr als das Doppelte angewachsen. 
Die für Dresden bis zu Beginn des Krieges typische Wirtschaftsstruktur hatte sich 
in den 1890er Jahren herausgebildet. Nach einem von H. Starke aufgestellten Ka-
talog kennzeichneten folgende fünf Merkmale die Dresdner Wirtschaft: 1. Es lag 
eine außerordentliche Diversifizierung vor, d. h. es fehlte eine ausgesprochene 
Leitbranche; 2. Es dominierte die arbeits- und intelligenzintensive Fein- und Ferti-
gungsindustrie mit hohem Exportgrad; 3. Den „Frauenindustrien“ kam eine große 
Bedeutung zu, wobei die Frauenbeschäftigungsquote über dem Reichsdurch-
schnitt lag; 4. Es herrschten inhabergeleitete Klein- und Mittelbetriebe mit geringer 
Kapitalausstattung vor, gleichzeitig existierten kapitalstarke Großbetriebe und 
Konzerne; 5. Bauwirtschaft, Verkehrs-, Bank- und Versicherungswesen sowie 
                                                 
69 Rahne, Geschichte, S. 519. 
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Versorgungswirtschaft, Handel und Dienstleistungen waren überproportional ver-
treten, wenngleich sie tendenziell abnahmen.70 Für Dresden waren insgesamt fol-
gende Wirtschaftszweige von Bedeutung: Nahrungs- und Genußmittel, Optik und 
Feinmechanik, Schiffs-, Maschinen-, Motoren- und Anlagenbau und andere me-
tallverarbeitende Branchen, Holz- und Papierverarbeitung, die Industrie der Steine 
und Erden, Chemie und Pharmazie, Druck- und Verlagswesen, Bauwesen sowie 
Transport- und Speditionsgewerbe.71 
 
Tabelle 1: Beschäftigungsanteil der Industriezweige in Dresden72 
Von 1000 gewerblich tätigen Personen 
in Dresden waren beschäftigt: 
Gewerbegruppe 
1882 1895 1907 
Industrie der Steine und Erden 30,2 39,0 25,6 
Metallverarbeitung 56,8 60,8 57,7 
Industrie der Maschinen, Instrumente und Apparate 63,6 77,5 110,0 
Chemische Industrie 10,8 9,6 13,5 
Industrie der Leuchtstoffe, Seifen, Fette, Öle, Firnisse 8,7 8,1 6,6 
Textilindustrie 36,8 18,0 14,7 
Papierindustrie 18,6 17,8 25,3 
Lederindustrie 20,5 18,0 17,4 
Industrie der Holz- und Schnitzstoffe 64,4 53,4 43,6 
Industrie der Nahrungs- und Genußmittel 76,7 85,6 115,3 
Bekleidungsgewerbe und Reinigungsgewerbe 187,6 150,1 75,9 
Baugewerbe 89,8 130,1 75,9 
Polygraphisches Gewerbe 24,6 31,3 36,8 
Künstlerisches Gewerbe 6,5 4,6 5,2 
Gesamt 695,6 703,9 677,9 
 
Mit dem rasanten Wirtschaftswachstum ging zugleich eine Verschiebung im ge-
sellschaftlichen Gefüge einher. Die Residenzstadt geriet zum Anziehungspunkt für 
Zuwanderer aus den umliegenden Stadtgebieten, aus angrenzenden Bundesstaa-
ten, aus Böhmen, aus anderen Teilen Österreich-Ungarns, aus Großbritannien, 
Frankreich und der Schweiz. „Wie andere Industriezentren wurde Dresden damit 
zum Schmelztiegel von Menschen unterschiedlicher Tradition und Kultur.“73 1907 
lebten fast 227.000 gewerbliche Arbeiter, die in verschiedensten Wirtschafts- und 
Industriezweigen tätig waren, mit ihren Familienangehörigen in der Residenzstadt. 
Demnach machte diese Bevölkerungsgruppe beinahe 44 Prozent der Einwohner 
                                                 
70 Starke, Grundzüge, S. 18. 
71 Ebd., S. 19. 
72 Tabelle entnommen aus Starke, Von der Residenzstadt zum Industriezentrum, S. 9. 
73 Zimmer, Bevölkerungsentwicklung, S. 19. 
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Dresdens aus.74 Auch konfessionell war die Elbestadt äußerst homogen. Während 
1910 knapp 90 Prozent der Bewohner der evangelisch-lutherischen Kirche ange-
hörten, stellten die Katholiken in Dresden mit acht Prozent eine religiöse Minder-
heit dar.75 Dementsprechend schwach blieb hier auch der politische Einfluß des 
Katholizismus. Die Zentrumspartei kam bei Reichstagswahlen selten über ein Pro-
zent der Stimmen hinaus. In dieser protestantisch geprägten Industrielandschaft 
tat sich der sozialdemokratischen Partei ein weites Rekrutierungsfeld auf, das sie 
erfolgreich zu bearbeiten wußte. Seit der Jahrhundertwende verzeichnete die SPD 
stetig wachsende Mitgliederzahlen und auch ihr Organisationsgrad verdichtete 
sich zunehmend. So konnte das Dresdner Gewerkschaftskartell seine Mitglieder-
zahl von 15.835 im Gründungsjahr 1893 auf 76.485 im Jahr 1910 um mehr als 
60.000 erhöhen. Der Sozialdemokratische Verein für die Dresdner Reichstags-
wahlkreise zählte 1905 12.925 Mitglieder. Bei den Reichstagswahlen 1903, 1907 
und 1912 gelang es diesem, jeweils mehr als 50 Prozent der abgegebenen Stim-
men im Großraum Dresden auf sich zu vereinen.76  
Mit diesen Wahlergebnissen lag Dresden im landesweiten Trend. Wegen der ge-
waltigen Erfolge der Sozialdemokraten bei Reichstagswahlen sprach man im 
Reich schon bald vom „roten Königreich Sachsen“. Zugleich genoß der sächsi-
sche Bundesstaat aber auch den Ruf, ein „Musterland der Reaktion“ zu sein. Auf 
diesen scheinbar offenkundigen Widerspruch soll an dieser Stelle kurz näher ein-
gegangen werden, denn die für Sachsen recht eigentümlichen politischen Verhält-
nisse stehen im direkten Zusammenhang mit den kommunalpolitischen Entwick-
lungslinien in Dresden. 
 
 
2.2. Sächsische Landespolitik 
 
Die sächsische Landespolitik wurde über 30 Jahre lang, von 1870 bis 1905/09, 
von einer scharfen Polarisierung der politischen Lager bestimmt. Auf der einen 
Seite stand das sogenannte Kartell der „staatstragenden Ordnungsparteien“ von 
Konservativen und Liberalen, auf der anderen die „Umsturzpartei“ SPD. Einer sol-
                                                 
74 Zimmer, Soziale Lage, S. 28. 
75 Statistisches Jahrbuch der Stadt Dresden 18/20 (1916/18), S. 41. 
76 Starke, Grundzüge, S. 23; Kolditz, In der Zeit des Kaiserreichs, S. 186.  
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chen Lagerbildung war der Umstand förderlich, daß im stark protestantisch ge-
prägten Sachsen keine „Mitte-Partei“ wie das katholische Zentrum existierte, die 
als Puffer zwischen den Polen hätte fungieren können. Mit Hilfe des Kartells, in 
dem den sächsischen Nationalliberalen und den Freisinnigen lediglich die Rolle 
eines Juniorpartners zukam, bauten die Konservativen ihre Vorherrschaft in der 
sächsischen Landespolitik stetig aus. Sie integrierten nicht nur die Vertretung 
agrarischer Interessen, sondern auch jene von Handwerk und Industrie in ihre Po-
litik. Über die sächsische Verwaltung gelang es den Konservativen immer wieder, 
bis auf die kommunale Ebene hinunter politisch Einfluß zu nehmen.77  
Oberstes Ziel der Kartellbildung war es, die politisch äußerst starke Sozialdemo-
kratie von der Landespolitik auszuschließen, sie politisch zu isolieren. Höhepunkt 
dieser Blockadepolitik war die unter konservativer Federführung durchgesetzte 
Änderung des sächsischen Landtagswahlrechts. Das Zensuswahlrecht mußte ei-
nem Dreiklassenwahlrecht weichen. Für alle offenkundig wurde diese „große Dis-
krepanz zwischen sozialökonomischer Modernität und demokratischer Rückstän-
digkeit“78 bei der Reichstagswahl 1903. Hier eroberte die Sozialdemokratische 
Partei 22 der 23 zu vergebenden Reichstagsmandate. Gleichzeitig war sie seit 
1901 nicht mehr im sächsischen Landtag vertreten. 
Die Polarisierung zwischen bürgerlichem und proletarischem Lager bestimmte in 
einem weiteren Punkt die politische Kultur im Königreich Sachsen ganz wesent-
lich. Die Wortführer eines sich zunehmend etablierenden politischen Antisemitis-
mus drängten verstärkt auf die politische Bühne. Die Antisemiten profilierten sich 
als eine Alternative zur Lagerpolitik und boten mit ihrem Programm vor allem den-
jenigen Bevölkerungskreisen eine politische Heimat, die sich keinem der Lager 
zugehörig fühlten. Anhänger dieses modernen Antisemitismus waren in erster Li-
nie Mittelstandskreise, die sich als Folge des Gründerkrachs und der darauffol-
genden Rezession enttäuscht vom Liberalismus und politisch desillusioniert zeig-
ten. Daß sich der politische Antisemitismus gerade in Dresden – das für sich 
                                                 
77 Gerhard A. Ritter, Wahlen und Wahlpolitik im Königreich Sachsen 1867-1914, in: Simone Läs-
sig / Karl Heinrich Pohl (Hg.), Sachsen im Kaiserreich. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft im Um-
bruch, Dresden 1997, S. 29-86, hier S. 31-41. 
78 Karsten Rudolph, Das „rote Königreich“. Die sächsische Sozialdemokratie im Wilhelminischen 
Deutschland, in: Lässig / Pohl, Sachsen im Kaiserreich, 87-99, hier S. 94. 
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beanspruchen konnte, ein Zentrum des Kulturpessimismus jener Zeit zu sein79 – 
als erstes und maßgeblich ausbreiten konnte, ist vorrangig auf das Agieren von 
Alexander Pinkert und Oswald Zimmermann zurückzuführen. Mit der Identifikation 
des Judentums mit dem für die „Gründerkrise“ verantwortlich gemachten wirt-
schaftlichen und politischen Liberalismus war es Pinkert möglich, antisemitisches 
Gedankengut als Grundlage einer politischen Bewegung in Dresden zu etablieren. 
Ab 1886 war es dann Zimmermann, der die Deutsche Reformpartei als scharf von 
den Kartellparteien und der Sozialdemokratie getrennt und klar gegen diese posi-
tionieren konnte. Dem Erfolg der antisemitischen Bewegung, der sich aus der Po-
sitionierung zwischen beziehungsweise neben den zwei großen politischen Lagern 
ergab, war deren Niedergang schon insoweit inhärent, als es zu einer Aufwei-
chung der Lagerpolitik kommen sollte.80  
Seit der Jahrhundertwende zeigten sich erste Risse im Kartell. Das reaktionäre 
Dreiklassenwahlrecht sicherte den Konservativen seit 1901 eine zur Verfassungs-
änderung ausreichende Zweidrittelmehrheit in der Zweiten Kammer des sächsi-
schen Landtages. Die Reichstagswahl von 1903 geriet für die Konservativen da-
gegen zu einem Desaster. Nicht nur, daß die Sozialdemokraten einen klaren Sieg 
davontrugen, auch das einzige nicht von der SPD gewonnene Mandat verloren sie 
an einen Kandidaten der Deutschen Reformpartei. Unterdessen formierten sich 
bei den sächsischen Nationalliberalen Kräfte, die für eine Distanzierung von den 
Konservativen eintraten. Vor allem Jungliberale kritisierten die zunehmend einsei-
tige Ausrichtung der Konservativen auf die Vertretung agrarischer Interessen. 
Nach ihren Vorstellungen sollten die Nationalliberalen sich mehr der Klientel aus 
Industrie und Wirtschaft zuwenden.81 Hier zeigte sich noch einmal deutlich: „Bis 
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80 Hierzu grundlegend Matthias Piefel, Antisemitismus und völkische Bewegung im Königreich 
Sachsen 1879-1914, Göttingen 2004, hier S. 173 f. Siehe auch Mike Schmeitzner, „Deutsche 
Wacht“ und „Tintenjuden“. Antisemiten und Sozialdemokraten im Kampf um die politische Macht in 
Dresden, in: Dresdner Hefte Nr. 80 (2004), S. 36-44; Hansjörg Pötzsch, Antisemitismus in der Re-
gion. Antisemitische Erscheinungsformen in Sachsen, Hessen, Hessen-Nassau und Braunschweig 
1870-1914, Wiesbaden 2000; James Retallack, Herrenmenschen und Demagogentum. Konserva-
tive und Antisemiten in Sachsen und Baden, in: Retallack, Sachsen und Deutschland, S. 115-141; 
James Retallack, Die „liberalen“ Konservativen? Konservatismus und Antisemitismus im industria-
lisierten Sachsen, in: Lässig / Pohl, Sachsen im Kaiserreich, 133-148; Gerald Kolditz, Der Alldeut-
sche Verband in Dresden. Antitschechische Aktivitäten zwischen 1895 und 1914, in: Rainer Aurig 
u. a. (Hg.), Landesgeschichte in Sachsen. Tradition und Innovation, Bielefeld 1997, S. 235-248; 
ders., Zur Entwicklung des Antisemitismus in Dresden während des Kaiserreichs, in: Dresdner 
Hefte Nr. 45 (1996), S. 37-45. 
81 Ritter, Wahlen und Wahlpolitik, S. 68-72. 
 31
zur Jahrhundertwende galt die [nationalliberale] Partei in Sachsen weitgehend als 
gespalten, in einen konservativen, einen ‚national-liberalen‘ Flügel, der sich – geo-
graphisch gesehen – vorwiegend auf den Westen des Landes erstreckte und ei-
nen ‚national-liberalen‘ Flügel im Ostteil des Landes.“82 So wurde insbesondere 
die Residenzstadt Dresden zum „Einfallstor“ industrieller Kräfte in die nationallibe-
rale Partei. Eine entscheidende Rolle spielte dabei der von Gustav Stresemann 
gegründete Verband Sächsischer Industrieller (VSI). Durch diesen war es möglich, 
die sächsische Industrie gegen die konservativ-agrarische Dominanz zu mobilisie-
ren. Immer stärker entwickelten sich die Nationalliberalen programmatisch zu ei-
ner nationalen „Industriepartei“, die sich zugleich die Vertretung der Interessen 
von Handel, Gewerbe aber auch der Arbeiter auf die Fahnen geschrieben hatte.83 
Bei der anstehenden Landtagswahl 1905 erklärten sich die Nationalliberalen offi-
ziell nicht mehr dazu bereit, ein Wahlbündnis mit den Konservativen einzugehen. 
Zwar verloren die Konservativen ihre Zweidrittelmehrheit, und auch ein Sozialde-
mokrat zog in den Landtag ein, insgesamt blieb es aber bei der bisherigen Kräfte-
verteilung. Der Unmut über das anachronistische Wahlrecht brach sich jetzt auf 
offener Straße Bahn. Im November und Dezember des Jahres kam es zu blutigen 
Auseinandersetzungen zwischen demonstrierenden Anhängern der Sozialdemo-
kratie und der Polizei. Die revolutionären Verhältnisse in Rußland vor Augen, gab 
die sächsische Regierung ihre Zusage, das Wahlsystem zu überarbeiten. Auch die 
Nationalliberalen drängten auf eine Reformierung des Wahlrechts. Sie befürworte-
ten einen Wahlmodus, der die Sozialdemokratie stärker parlamentarisch partizipie-
ren lassen konnte. Die Konservativen beugten sich schließlich diesem Druck und 
ließen sich widerwillig auf eine Reform des Wahlsystems ein.84 
Nach zähen Verhandlungen und einem komplizierten Kompromiß zwischen Kon-
servativen und Nationalliberalen wurde im Mai 1909 ein neues Wahlrechtsgesetz 
auf den Weg gebracht. Nach dem neuen Pluralwahlrecht erhielten die Wähler je 
nach Einkommen, Besitz, Bildung und Alter ein bis drei Stimmen. Im Landes-
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durchschnitt zählte danach eine für die Sozialdemokraten abgegebene Stimme 
nur halb soviel wie die für einen Konservativen. Auch blieben weiterhin nur fast 
drei Viertel aller Reichstagswähler stimmberechtigt. Die wichtigste Neuerung be-
stand darin, daß ein Kandidat fortan die absolute Stimmenmehrheit in der Haupt- 
oder Stichwahl benötigte, um ein Mandat zu erringen. Ein Wahlbündnis in der 
Hauptwahl war demnach nicht mehr notwendig. Das Kartell der „staatstragenden 
Ordnungsparteien“ geriet damit endgültig in Auflösung. Die Landtagswahl Ende 
1909 – die einzige Wahl im neuen Wahlmodus – brachte Bewegung in die starren 
Mehrheitsverhältnisse. Die Konservativen büßten mit nur 27 Mandaten ihre Vor-
herrschaft im Landesparlament ein. Die Nationalliberalen mit 28 und Sozialdemo-
kraten mit 25 Mandaten waren die klaren Gewinner der Wahl. Die Freikonservati-
ve Partei und die Freisinnigen Parteien erhielten 1 beziehungsweise 8 Mandate. 
Die Antisemiten stellten, wie dies bereits angedeutet wurde, nach Aufweichung 
der politischen Lager kaum noch eine ernstzunehmende politische Kraft dar. Die 
Deutsche Reformpartei gewann gerade einmal zwei Mandate.85 
Der 1909 gewählte Landtag sollte in seiner Zusammensetzung bis auf einige we-
nige Ersatzwahlen bis zum Kriegsende 1918 bestehen bleiben. Eine Mehrheits-
bildung war entweder durch das Zusammengehen von Konservativen, die auf-
grund von Nachwahlen seit 1910 stärkste Fraktion waren, und Nationalliberalen 
oder durch eine sozialdemokratische Unterstützung der beiden liberalen Parteien 
möglich. Zwar konnte die politische Isolation der SPD durch die Wahl eines ihrer 
Genossen zum Landtagsvizepräsidenten durchbrochen werden. In ihrer grundle-
genden Ablehnung der Sozialdemokratie fanden die bürgerlichen Parteien aller-
dings stets zu einem gemeinsamen politischen Nenner. 
 
 
2.3. Dresdner Kommunalpolitik 
 
Das retardierende Moment der sächsischen Landespolitik hatte maßgeblichen 
Einfluß auf die kommunalpolitische Entwicklung in Dresden. Dabei soll nicht über-
sehen werden, daß die Stadt in ihren Entscheidungen weitestgehend autonom 
war. Strengt man allerdings einen reichsweiten Vergleich an, so wird deutlich, daß 
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die kommunalpolitischen Verhältnisse in Dresden eine beinahe einzigartige Aus-
nahme darstellten.86 In der zweiten Hälfte des 19. und bis hinein in das 20. Jahr-
hundert dominierten Liberale die Kommunen im Deutschen Reich. „Die Kommu-
nen stellten für den deutschen Liberalismus eine wichtige, wenn nicht gar die 
politische Handlungs- und Gestaltungsebene dar.“87 In weiten Teilen des Deut-
schen Reiches gestalteten die Liberalen mit unterschiedlichen politischen Mehr-
heiten eine fortschrittliche Kommunalpolitik nach den Grundsätzen des Munizipal-
sozialismus. In Dresden saßen die Liberalen dagegen nur im „Vorhof der Macht“88. 
1910 zählte der Nationalliberale Deutsche Reichsverein in der Residenzstadt un-
gefähr 1.000, der Konservative Verein zu Dresden 1.200 und die drei sozialdemo-
kratische Ortsvereine zusammen fast 28.000 Mitglieder. Wesentlich mitbestimmt 
wurde die Dresdner Kommunalpolitik vor allem durch das örtliche Vereinswesen. 
Bezirks- und Bürgervereine, Gewerbe-, Verbraucher-, Bildungs- und Kulturvereine 
sowie andere Interessengruppen wie die Gewerkschaften spielten hierbei eine 
bedeutende Rolle. Die mitgliederstärksten Vereine waren 1910 die Vereinigten 
Bezirks- und Bürgervereine der Haupt- und Residenzstadt (4.000 Mitglieder), der 
Allgemeine Hausbesitzerverein zu Dresden (4.500 Mitglieder) und der Allgemeine 
Mietbewohnerverein (6.500 Mitglieder).89 Aus diesem „schwer zu entwirrende[n] 
Beziehungsgeflecht“90 heraus hatte sich im Stadtverordnetenkollegium eine Pha-
lanx aus Konservativen, Antisemiten beziehungsweise Reformern und Hausbesit-
zern gebildet, welche die Kommunalpolitik in Dresden maßgeblich bestimmte. In 
dieser Gemengelage von Interessen war es durchaus nicht selten, daß ein Kandi-
dat Konservativer, Antisemit und Hausbesitzer in einer Person war. 
Aufgrund des starken Bevölkerungswachstums hatte die Besiedlung der Gebiete 
vor den Toren Dresdens ein ungeahntes Ausmaß angenommen. Dieser „Einkrei-
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sung der Stadt“ begegnete der konservative Oberbürgermeister Beutler91, der seit 
1895 im Amt war, mit einer aktiven Eingemeindungspolitik. Die damit einherge-
hende Verschiebung im gesellschaftlichen Gefüge der Stadt hin zu einem größe-
ren Anteil Proletarier brachte Bewegung in das politische Leben Dresdens. Die 
Nationalliberalen wollten die Gunst der Stunde nutzten und versuchten, mit der 
Kandidatur namhafter Sozialreformer wie Viktor Böhmert und Paul Scheven bei 
den Neubürgern zu punkten.92 Während den Nationalliberalen nur mäßiger Erfolg 
vergönnt war, stellten die Sozialdemokraten ihren Fuß erstmals in die Tür zum 
Stadtverordnetenkollegium. In einer breit angelegten Aktion hielt die SPD die Ar-
beiter in den eingemeindeten Gebieten dazu an, das Bürgerrecht zu erwerben, 
das zur Teilnahme an der Stadtverordnetenwahl berechtigte. Dieses Vorgehen 
deckt sich mit der zu dieser Zeit in der Sozialdemokratischen Partei vereinbarten 
programmatischen Neuorientierung, die ein aktives Engagement in der Kommu-
nalpolitik vorsah. Der Sozialdemokrat Hermann Fleißner, Dresdner Kommunal-
politiker und sächsischer Landtagsabgeordneter,93 stellte rückblickend dazu fest: 
„Im Jahre 1900 aber wurde die ganze kommunalpolitische Agitation der Sozialde-
mokratie in Dresden ernsthaft in Angriff genommen und besonders organisiert.“94 
Seitdem konnten die Sozialdemokraten ihren Stimmanteil bei Stadtverordneten-
wahlen konstant steigern. 
Eine sozialdemokratische Mehrheit im Dresdner Stadtverordnetenkollegium war 
nicht mehr ausgeschlossen. Um eine drohende „Herrschaft der Massen“ zu ver-
hindern, strengte Oberbürgermeister Beutler eine Änderung des bestehenden 
Kommunalwahlrechts an. Unterstützung erfuhr er dabei von den politisch wenig 
einflußreichen Dresdner Nationalliberalen. Wie auf Landesebene, so zielte auch 
das neue Kommunalwahlrecht auf Blockade mittels politischer Einbindung der So-
zialdemokratie. Die Mandatsdauer des 1905 erstmals angewandten Berufswahl-
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rechts betrug statt bisher drei fortan sechs Jahre, wobei alle zwei Jahre ein Drittel 
der Stadtverordneten neu gewählt wurde. Die Kandidatur für ein Stadtverordne-
tenmandat war an das sogenannte Hausbesitzerprivileg gekoppelt, d. h. ein Drittel 
des Gremiums mußte in der sächsischen Residenzstadt ansässig sein.95  
 
Tabelle 2: Stimmenverteilung bei Stadtverordnetenwahlen96 
Jahr „bürgerliche“ sozialdemokratische 
1900 10.923 877 
1901 8.291 1.537 
1902 9.586 2.609 
1903 12.771 6.036 
1904 14.377 10.219 
1905 13.791 11.800 
1906 15.580 13.800 
1907 16.564 13.415 
1909 15.660 15.666 
1911 19.870 18.000 
 
Hinsichtlich ihrer Rolle als Mehrheitsbeschaffer für die Konservativen merkte be-
reits K. H. Pohl über die Nationalliberalen an: „Das Dresdner Beispiel, die Wahl-
rechtsänderung aus dem Jahre 1905, belegt zudem, daß die Liberalen, auch wenn 
sie nicht unmittelbar im Zentrum kommunaler Macht standen, bereit waren, sich 
bedingungslos zum Gehilfen konservativer und antisemitischer Politik zu machen, 
einer Kommunalpolitik also, die sie auf den meisten Feldern strikt ablehnten.“97 
Hier wird noch einmal deutlich, welch einen untypischen Verlauf die kommunalpo-
litische Entwicklung Dresdens im reichsweiten Vergleich genommen hat. Während 
überall im Reich die Liberalen schon weit vor 1900 die „Macher“ von Kommunal-
politik waren, sollten sie in Dresden erst ab 1909 – nachdem es Gustav Strese-
mann mit Hilfe des Verbandes Sächsischer Industrieller gelungen war, die Natio-
nalliberalen als industrie- und wirtschaftsfreundliche Partei neu zu positionieren – 
mit wechselnden Mehrheiten Politik gestalten können. 
Mit der Übernahme einer aktiveren Rolle in der Dresdner Kommunalpolitik und der 
Beschäftigung mit diffiziler Sachpolitik setzte sich bei den Nationalliberalen zu-
nehmend die Erkenntnis durch, daß die Sozialdemokraten als Vertreter eines 
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Großteils der Dresdner Einwohnerschaft nicht länger ignoriert werden konnten, 
wollte man den sozialen Frieden in der Stadt nicht gefährden. „Die Sozial-
demokratie wuchs wiederum zu einer Reformkraft heran, die den Staat von innen 
heraus verändern wollte.“98 Ihre Vertreter im Kollegium setzten auf konstruktive 
Mit- und Zusammenarbeit statt auf Konfrontation. Mit Hermann Fleißner, Wilhelm 
Buck99 und Emil Nitzsche100 saßen Persönlichkeiten im Stadtparlament, die nach 
dem Ersten Weltkrieg die sächsische Landespolitik prägen sollten. In sozialpoliti-
schen Fragen nährten sich Nationalliberale und Sozialdemokraten vorsichtig an 
und schlossen sich punktuell gegen die konservative Fraktion zusammen. Als am 
31. März 1915 mit dem Nationalliberalen Bernhard Blüher ein pragmatischer und 
in sozialpolitischen Fragen recht offener und kompromißbereiter Kandidat zur 
Oberbürgermeisterwahl antrat, unterstützte die sozialdemokratische Fraktion des-
sen Wahl. Der Jurist und frühere Freiberger Bürgermeister Blüher setzte sich mit 
71 zu 48 Stimmen gegen seinen konservativen Kontrahenten durch.101 Damit fan-
den die neuen Machtverhältnisse auch in der personellen Besetzung des höchsten 
Stadtamtes ihren Ausdruck. Der „kommunale Weg in die Moderne“102 konnte nun 
auch von Dresden beschritten werden. 
Trotz dieser „verspäteten“ Entwicklung konnte Dresden auf zahlreiche kommunal-
politische Errungenschaften verweisen. Unter Oberbürgermeister Otto Beutler er-
fuhr vor allem die städtische Fürsorge für das Gesundheits- und Sozialwesen ei-
nen großen Aufschwung. Es wurden die Trinkwasserzufuhr verbessert, die 
Lebensmittelkontrollen ausgeweitet, Heilanstalten, Hospitäler und Krankenhäuser 
ausgebaut, Bäderanstalten geschaffen, Kinder- und Säuglingsheime übernom-
men, die gewaltigen Anlagen für die Schwemmkanalisation vollendet, ein neuer 
Schlacht- und Viehhof gebaut sowie ein Krematorium errichtet. Zur Erholung ent-
standen außerdem Parks, Gartenanlagen, Sport- und Spielplätze.103 Stellten diese 
                                                 
98 Starke, Dresden um 1900, S. 336. 
99 Zur Person Bucks siehe Mike Schmeitzner, Johann Wilhelm Buck (1869-1945). Politiker und 
Staatsmann des „Neuen Sachsen“, in: Neues Archiv für sächsische Geschichte 66 (1995), S. 249-
271. 
100 Zur Person Nitzsches siehe die Kurzbiographien in Sächsische Parlamentarier, S. 256 f., und 
Schmeitzner / Rudloff, Geschichte der Sozialdemokratie, S. 209 f. 
101 Zur Person Blühers siehe Christel Hermann, Oberbürgermeister der Stadt Dresden Bernhard 
Blüher, in: Dresdner Geschichtsbuch 4 (1998), S. 108-122. 
102 Starke, Dresden um 1900, S. 338. 
103 Hermann, Beutler, S. 98. 
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Maßnahmen konkrete Reaktionen auf die sich wandelnden Lebensverhältnisse in 
der Großstadt dar, so war die 1911 in Dresden veranstaltete Internationale Hygie-
neausstellung ein Prestigeprojekt. Die Ausstellung – „ein Lieblingskind von Ober-
bürgermeister Beutler“104 – rückte die Residenzstadt für kurze Zeit in den kulturel-
len Mittelpunkt des Reiches und verschaffte ihr zugleich einen beachtlichen 
„Imagegewinn“.  
 
Tabelle 3: Zusammensetzung des Dresdner Stadtverordnetenkollegiums 
Politische Gruppierung 1905 1909 1913 
Konservative/Reformer/Hausbesitzer 56 37 34 
(National)liberale 3 28 33 
Sozialdemokraten – 15 16 
Freisinnige – – 3 
„Unabhängige“ 23 4 1 
Gesamt 82 84 87 
 
Dresden war am Vorabend des Ersten Weltkrieges eine Stadt, die im politischen 
und gesellschaftlichen Mittelpunkt des sächsischen Königreichs stand, die wegen 
ihres kulturellen Lebens im ganzen Reich geschätzt wurde, die Verkehrsknoten-
punkt und beliebtes Reiseziel in Europa war. Wirtschaftlich schien die Residenz-
stadt gut aufgestellt, und kommunalpolitisch sah es aus, als stünde man am Be-
ginn „moderner“ Zeiten. 
                                                 
104 Hoppe, Stadtverwaltung, S. 144. 
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II. August 1914: Burgfrieden und fürsorgepolitischer Konsens 
 
 
1. Kriegsbeginn 1914 
 
1.1. Machtverschiebung im Königreich Sachsen 
 
Am 31. Juli wurde das Deutsche Reich auf Grundlage des Artikels 68 der Reichs-
verfassung vom 16. April 1871 durch seinen Monarchen Kaiser Wilhelm II. in den 
Kriegszustand versetzt, mit der Kriegserklärung Deutschlands an Rußland einen 
Tag später in den sogenannten Belagerungszustand. Dies bedeutete eine „fun-
damentale Veränderung der Innenstruktur des Reiches“105 und der Bundesstaa-
ten, denn die zivile Exekutivgewalt ging an die Militärbefehlshaber der 24 stellver-
tretenden Generalkommandos über. Diese waren aufgrund ihrer Immediatstellung 
einzig und unmittelbar dem Kaiser unterstellt. Auch für das Königreich Sachsen 
bedeutete dies rein formal: „Kein Reichskanzler oder Reichstag, kein Bundesrat, 
kein preußischer oder sächsischer Kriegsminister und keine verfassungsmäßige 
Institution in Sachsen kann ihnen irgendwelche bindenden Weisungen erteilen – 
selbst Friedrich August III., der sächsische König, nicht.“106 Praktisch konnten sich 
die Militärbefehlshaber aufgrund dieser – diktatorischen Vollmachten gleichkom-
menden – „enorme[n] Machtakkumulation“107 in tagespolitischen Auseinanderset-
zungen sowohl über jede Amts- und Kreishauptmannschaft als auch über die 
sächsische Staatsregierung hinwegsetzen. 
In Sachsen ging die vollziehende Gewalt zum einen an den stellvertretenden 
kommandierenden General des Dresdner XII. (1. Königlich-Sächsischen) Armee-
korps, General Georg Hermann von Broizem, zum anderen an den stellvertreten-
den kommandierenden General des Leipziger XIX. (2. Königlich-Sächsischen) 
Armeekorps, General Georg Hermann von Schweinitz, über. Der formalen Macht-
                                                 
105 Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte 1866-1918, Band 2: Machtstaat vor der Demokratie, 
München 21993, S. 786. 
106 Peter Mertens, Das „Rote Königreich“ im Belagerungszustand. Sächsische Innenpolitik unter 
militärischer Ägide während des Ersten Weltkrieges, in: Dresdner Hefte Nr. 80 (2004), S. 74-82, 
hier S. 75. Für eine vergleichende Perspektive siehe auch die Arbeit von Martin Moll, Österreich-
Ungarn im ersten Weltkrieg: Eine Militärdiktatur? Militär und Zivilverwaltung im regionalen Kontext, 
in: Bulletin für Faschismus- und Weltkriegsforschung Nr. 25/26 (2005), S. 51-86. 
107 Mertens, Zusammenarbeit, S. 132. 
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fülle der Militärbefehlshaber waren in der Praxis enge Grenzen gesetzt. Allein die 
knappe personelle Ausstattung der sächsischen Armeekorps machte eine Be-
schränkung der Arbeit bei Kriegsbeginn zunächst auf dringend zu erledigende 
Aufgaben vor allem im Bereich ihres militärischen Auftrags wie Nachschub an 
Personal, Ausrüstung und Bekleidung für die zugeordneten Truppenteile notwen-
dig. Die Aufstockung des Personals beim stellvertretenden Dresdner XII. General-
kommando im Verlauf des Krieges auf 300 Mitarbeiter bis März 1917 und schließ-
lich auf 850 bis Oktober 1918 war einzig einer Aufgabenzunahme geschuldet. So 
hatten sich die Generalkommandos zum einen um den Schutz der kommunalen 
Getreidespeicher und kriegswichtigen Fabriken zu kümmern, indem sie aus ihren 
Truppen Wachpersonal zu diesem Zweck abkommandierten. Zum anderen griffen 
sie zunehmend tiefer in das öffentliche und in das Wirtschaftsleben ein. Den Mili-
tärbefehlshabern oblag die Erfassung und Beschlagnahmung der kriegswichtigen 
Rohstoffe, die Bewirtschaftung des Arbeitsmarktes, die Regelung des Vereins- 
und Versammlungswesen, die Kontrolle der Pressezensur und des Postverkehrs, 
mit Dauer des Krieges die „Volksaufklärung“ zur Hebung der Stimmung in der Be-
völkerung sowie die Unterstützung der Polizei zur Gewährleistung von „Ruhe und 
Ordnung“.108 
Rein personell wie fachlich konnten die Generalkommandos diese Aufgaben allein 
freilich nur schwer bewältigen. Deshalb gaben sie einzelne Kompetenzen an zivile 
Instanzen ab. „In innenpolitischer Hinsicht resultiert[e] aus dieser Delegierung von 
Aufgaben machttechnisch ein Triumvirat aus dem Innenminister und den Militär-
befehlshabern.“109 Obgleich diese „zivil-militärische Zusammenarbeit“ im Laufe 
des Krieges nicht ohne Friktionen blieb, sollten von Broizem, von Schweinitz und 
Innenminister Graf Vitzthum von Eckstädt die bestimmenden Akteure der sächsi-
schen Politik bis 1918 bleiben. Das Zusammenwirken der militärischen „Nebenre-
gierungen“ mit den zivilen Regierungsstellen faßt P. Mertens resümierend als „in-
nenpolitische Arbeitsteilung“ zusammen.110 Das Innenministerium akzeptierte die 
Aufgaben, welche die Militärbefehlshaber an dieses delegierten. Gleichzeitig 
verblieben zentrale innenpolitische Aufgaben ausdrücklich in Graf Vitzthum von 
Eckstädts Hand. Er unterhielt die Kommunikation zu den Parteien, zu den Interes-
                                                 
108 Mertens, Belagerungszustand, S. 75. 
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sensverbänden der Landwirtschaft und des Mittelstandes, ihm oblag weitestge-
hend die Sozialpolitik, er war für die Versorgung derjenigen Bevölkerungsteile zu-
ständig, die nicht in kriegswichtigen Betrieben tätig waren. Auch fiel die mit zu-
nehmender Kriegsdauer akut werdende Frage nach politischen Reformen allein in 
den Zuständigkeitsbereich der zivilen Staatsführung.111 
 
 
1.2. Das „Augusterlebnis“ im Spiegel der Dresdner Presse 
 
Das Bild des „Augusterlebnisses“ als eine alle Deutschen erfassende „gewaltige 
Woge der Kriegsbegeisterung“112, wie es Th. Nipperdey noch zeichnete, wurde in 
den letzten zehn Jahren einer gründlichen Neubewertung unterzogen. Statt einer 
einseitigen Fixierung auf das Geschehen in der Hauptstadt Berlin und auf die ge-
sellschaftlichen und intellektuellen Eliten des Deutschen Reiches nahmen neuere, 
alltagsgeschichtlich orientierte Studien geographisch, sozial sowie geistig eine 
eher dezentrale Perspektive ein.113 Die Ergebnisse zeigen, daß „die Reaktionen 
der Bevölkerung auf die Nachricht vom Kriegsausbruch, je nach gesellschaftlicher 
Schicht, sozialer Lage und politischem Bewußtsein, recht unterschiedlich 
aus[fielen].“114 Wie die Stimmungslage in der Residenzstadt aussah, soll ein Blick 
in die lokale Presse verdeutlichen. Zwar geben Zeitungen als zeitgenössische 
Quellen einerseits nur einen begrenzten Ausschnitt der öffentlichen Meinung wie-
                                                 
111 Ebd. 
112 Nipperdey, Machtstaat, S. 778. Dort heißt es weiter: „Kaum jemand konnte sich dieser Stim-
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te Reaktionen der deutschen Öffentlichkeit auf den Kriegsbeginn 1914, in: Gerd Hirschfeld u. a. 
(Hg.), Kriegserfahrungen. Studien zur Sozial- und Mentalitätsgeschichte des Ersten Weltkriegs, 
Essen 1997, S. 20-35, hier S. 21; Christian Geinitz, Kriegsfurcht und Kampfbereitschaft. Das Au-
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114 Volker Ullrich, Die nervöse Großmacht 1871-1918. Aufstieg und Untergang des deutschen Kai-
serreichs, Frankfurt am Main 1999, S. 263. 
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der und formen diese zugleich, andererseits ist die Berichterstattung der Tages-
presse noch frei von jeglicher späteren Verklärung des „Geistes von 1914“.115 
Über den 31. Juli 1914, den Tag, an dem der Zustand der drohenden Kriegsgefahr 
ausgerufen wurde und die Einwohner Dresdens in Erwartung einer Entscheidung 
der Reichsregierung waren, berichtete die sozialdemokratische Dresdner Volks-
zeitung, die unter der Chefredaktion des späteren sächsischen Ministerpräsiden-
ten Georg Gradnauer116 stand: 
„Mehr Ruhe und Besinnung! Es ist begreiflich, wenn in der gegenwärtigen Situation in erster Linie 
die Besorgnis der Hausfrau um des Leibes Nahrung der Familien in den Vordergrund tritt. Was wir 
aber in den letzten Tagen, besonders gestern erlebt haben, läßt doch eine stark übertriebene 
Angst vor dem Kommenden erkennen und ist geeignet, die Lage noch zu verschärfen. Wenn die 
Frauen in der Masse die Verkaufsläden förmlich stürmen, so ist die Folge einer plötzlichen starken 
Nachfrage eine ebenso schnelle Steigerung der Preise. Wenn es gar so weit kommt, daß einzelne 
besonders in Betracht kommende Geschäfte die Läden schließen müssen, um dem Ansturm zu 
wehren, so trägt es noch mehr zur Überstürzung bei, so daß die Lage viel schlimmer erscheint, als 
sie in Wirklichkeit ist. So sind den auch gestern von vielen Geschäftsleuten unter Ausnutzung die-
ser Stimmung die Preise für wichtige Lebensmittel stark erhöht worden. Das trifft dann besonders 
die Ärmsten hart, die nicht in der Lage sind, die Waren in großen Quantitäten zu Hause hinzule-
gen. [...] Auch in den Konsumvereinsläden machte sich der Ansturm auf die Waren bemerkbar. 
Heute früh sah man die Menschen wieder vor den Läden stehen, noch ehe diese geöffnet wur-
den.“117 
In derselben Ausgabe heißt es weiter: 
„Auch die Leute, die Geld auf Kassen, Banken usw. liegen haben, geraten in übergroße Besorgnis. 
Die Sparkasse der Stadt Dresden schreibt hierzu: ‚Wie schon früher in politisch bewegten Zeiten, 
so ist auch in diesen Tagen wieder zu beobachten, daß das Publikum über seinen Bedarf hinaus 
Geld von den Sparkassen abhebt, offenbar in der Besorgnis, daß es ihm im Mobilmachungs- oder 
Kriegsfalle dort verloren gehen könne.‘“118 
Der Dresdner Anzeiger, das konservativ-bürgerliche Amtsblatt der Stadtverwal-
tung, berichtet über denselben Tag: 
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„Auf den Gesichtern aller konnte man die Gewißheit lesen: Die Stunde ist gekommen, in der ein 
jeder, gleichgültig ob arm oder reich, hoch oder niedrig, alt oder jung, sein alles hergibt für sein 
Vaterland. [...] In den Straßen bildeten sich mitunter Menschenansammlungen, wenn ein Herr mit 
lauter bewegter Stimme unsere neuesten Depeschen vorlas. Wohl zuckte es auf vielen Gesichtern, 
aber dann brach die Menge oft in ein begeistertes Hoch aus. Je weiter der Abend vorrückte, um so 
höher stieg die Spannung.“119 
Die Kriegserklärung des Deutschen Reiches an Rußland am 1. August 1914 und 
den darauffolgenden Mobilmachungsbefehl bejubelte die konservative und wie-
derholt antisemitische Klischees bedienende Zeitung Dresdner Nachrichten: 
„Krieg! Mobil! Das schicksalsschwere Wort ist ausgesprochen! Eine Entscheidung von ungeheurer 
Bedeutung ist gefallen, eine Entscheidung, die wir alle fürchteten und die wir doch nach menschli-
chen Begriffen nicht mehr abwenden konnten. Die Schwüle der letzten Tage, die kaum zu ertra-
gende politische Spannung hat wie durch einen Blitz ihre Entladung erfahren. Nun, da wir es wis-
sen, wirkt es fast wie eine Erlösung. Das deutsche Volk, das seit 43 Jahren keinen Krieg gesehen, 
wird von seinem Kaiser unter die Waffen gerufen, um das Vaterland zu verteidigen, um Haus und 
Herd zu schützen gegen einen wilden fanatischen Feind. Nicht wir haben den Krieg gesucht, russi-
sche Verblendung, russischer Frevelmut und französische Revanchesucht haben ihn uns aufge-
zwungen. Der Haß des Slawentums, der unterlegenen Rasse gegen die germanische Rasse hat 
den Brand entzündet, der eine Welt in Flammen setzt. [...] Nun sollen unsere Gegner das deutsche 
Eisen, die Kraft des deutschen Schwertes zu fühlen bekommen. Ganz Deutschland ist wie eine 
Pulvermine aufgeflogen, weil es in freventlicher Weise herausgefordert ist.“120 
In diesen nationalistischen Jubelchor fielen auch die nationalliberalen Dresdner 
Neuesten Nachrichten ein: 
„Wie ein Blitz fuhr die Nachricht [von der Kriegserklärung] in die Menge, wie ein Blitz, der die ge-
spannte Atmosphäre erlösend durchzuckt! [...] Nirgends eine Spur von Bedrücktheit! Überall das 
Bewußtsein: Es muß sein, es ist eine Krieg aus Notwehr, überall Opferwille und Vertrauen auf Heer 
und Flotte und die Kraft des Volkes!“121 
Den zweiten Mobilmachungstag schilderte die Dresdner Volkszeitung wie folgt: 
„Die Aufregung der Bevölkerung gab gestern dem äußeren Stadtbild noch mehr das Gepräge als 
bisher in den letzten Tagen. In den Straßen der inneren Stadt wogen die Menschenmassen. Auf 
den Bahnhöfen herrscht undurchdringlicher Trubel. Die Militärposten, die an allen Brücken und 
öffentlichen Gebäuden aufgestellt sind, geben der Situation den Charakter. Reservisten und Land-
wehrleute in den neuen, grauen Kriegsuniformen laufen und fahren in Masse in der Stadt hin und 
her. Die Straßenbahnwagen sind überfüllt. Um die Extrablätter rauft man sich förmlich. Der Post-
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platz ist ständig belagert, Briefträger und Depeschenboten werden bestürmt. Aus den Fenstern des 
Telegraphenamtes werden von Zeit zu Zeit neu eingehende wichtige Meldungen verkündet – rich-
tige und falsche. Die unglaublichsten Gerüchte kursieren, bilden das Gespräch in den Wirtschaften 
und werden – geglaubt! Selbst der schlechteste ‚Scherz‘ ist im Handumdrehen als lautere, reine 
Tatsache von Mund zu Mund kolportiert. Dort wurde ein Mädchen erwischt, das Bomben in einem 
Kinderwagen transportierte, hier besorgte eine Frau im Tragkorbe das gleiche Geschäft, die Zahl 
der verhafteten russischen Spione geht ins Fabelhafte, und so weiter!“122 
Über den dritten Mobilmachungstag berichteten die Dresdner Neuesten Nachrich-
ten: 
„Auf dem Hauptbahnhof ist nur der mittlere Eingang geöffnet. Vor diesem staut sich allabendlich 
eine gewaltige Menschenmenge, die nur mit Mühe zurückgehalten werden kann. Meist sind es 
Neugierige. Sie hoffen von Minute zu Minute auf eine Sensation; erwarten, daß diejenigen, die den 
Eingang passieren wollen, als verdächtigt festgenommen werden. Gestern abend sind denn auch 
in der nächsten Nachbarschaft des Hauptbahnhofes mehrfach Leute verhaftet worden, die sich 
auffällig benommen hatten und die man daher als Spione behandelte, bis sie sich ausweisen konn-
ten. Immer stürmte eine Unzahl meist Jugendlicher auf den Ort der Sistierung zu, und das gering-
ste Intermezzo war willkommener Anlaß zum Johlen. Es ist gewiß jedem Dresdner erwünscht, 
wenn gegen das Spionagewesen, das sich über Deutschland verbreitet hat und vom dem auch hier 
schwerwiegende Beweise erbracht wurden, mit Energie eingeschritten wird. Und jeder soll mithel-
fen, dem verbrecherischen Treiben tückischer Ausländer den Garaus zu machen, indem er ver-
dächtige Erscheinungen den Behörden meldet.“ 
An anderer Stelle dieser Ausgabe lautet es außerdem: 
„Die Szenen, die sich im Kleinverkehr abspielen, treiben die Warenpreise unnötig in die Höhe. Da 
drängen sich in den großen und kleinen Ladengeschäften die Frauen, um Vorräte für die Kriegszeit 
einzukaufen, als ob Deutschland vor dem Verhungern stände! Man sieht da, wie ängstlich und 
aufgeregt ein Teil der Frauen sich wieder einmal zeigt. Wie wild gebärdet sich dieses Frauenheer, 
einige Geschäfte haben sich genötigt gesehen, ihre Verkaufsräume vor diesem Ansturm zu schlie-
ßen. [...] Leider muß es auch gesagt werden, daß bei diesen Szenen selbst die Männerwelt betei-
ligt ist.“123 
Und am 6. August berichtete die Dresdner Volkszeitung: 
„Rowdys. Sie haben sich gestern in der Prager Straße ein Gütchen getan. Ein Gang durch diese 
belebteste und vornehmste Geschäftsstraße Dresdens läßt die Spuren und Erfolge der ‚patrioti-
schen‘ Tätigkeit erkennen. Die Geschäftsleute haben vor diesem Mob die Segel streichen müssen. 
‚Wir müssen gewärtig sein, die Fenster werden uns eingeschlagen.‘ So erklärte man uns. Eine 
Firma mit englischem Namen hat sogar diesen entfernt, so daß sie jetzt – entgegen der polizeili-
chen Vorschrift – namenlos ihr Dasein fristet. Eine Anzahl Hotels hat die bei dem gebildeten Pöbel 
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Ärgernis erregenden Worte ihrer Firmen mit schwarzem Papier überklebt. Man kann es als ein 
Symbol der Trauer über so viel ‚Unverstand und Bosheit‘ betrachten! Am Hotel du Nord erregte das 
Wörtchen du die Kampflust der Helden. Es ist jetzt überpinselt, das Nord durfte stehen bleiben. 
Einer ‚Baby-Ausstellung‘ hat man das Baby genommen. Auch ein Symbol: die Rowdys der Prager 
Straße als wackere Kämpen gegen Wickelkinder! Die Friseure mußten das Wort Shampooing ab-
kratzen. Das Café de Paris ließ sein Schild entfernen und ein anderes mit der Aufschrift Viktoria, 
danach aber wieder eines mit Germania anbringen, der englische Garten hat seine Firma übermalt, 
ebenso die Eremitage-Weinhandlung. Aus dem Englischen Hof in der Wettinerstraße wurde 
schleunigst ein Deutscher Hof gemacht. Und so weiter.“124 
Gleiches vermeldete der Dresdner Anzeiger unter dem Titel „Nur Deutsch spre-
chen!“: 
„Der Argwohn des Publikums gegen alles, was fremd aussieht oder spricht, hat sich mehrfach auch 
für gute Deutsche recht unangenehm bemerkbar gemacht, schon gebräuntes Aussehen genügte, 
um harmlose aus der Sommerfrische Zurückkehrende anzuhalten.“125 
So legte sich denn auch das Dresdner Journal, das amtliche Mitteilungsblatt der 
sächsischen Regierung, welches kaum über die Ereignisse in der Residenzstadt 
berichtete, eine neue Bezeichnung zu. Ab September gab es sich den „deutschen“ 
Namen Sächsische Staatszeitung. 
Der Blick in die Dresdner Tagespresse zeigt deutlich: Auch hier ist der Grad der 
Begeisterung an der gesellschaftlichen Position, der sozialen Lage und dem politi-
schen Bewußtsein meßbar. Während die bürgerliche Presse übereinstimmend die 
endliche „Erlösung“ von der „angespannten Atmosphäre“ bejubelte, von „Not-
wehr“, „Verteidigung“ und „Opferwillen“ sprach, ist dem sozialdemokratischen 
Presseorgan dagegen „Angst“ und „Besorgnis“ zu entnehmen.126 Doch greift man 
mit diesem Schwarz-Weiß-Schema zu kurz, um zum Beispiel dem Phänomen der 
Menschenansammlungen auf den Straßen zu begegnen. Hier bietet sich eine von 
J. Verhey vorgenommene kategoriale Einteilung der Menschenmassen an. Er un-
terscheidet zwischen „neugierigen Massen“, „karnevalesken Massen“ und „pani-
schen / depressiven Massen“. 
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Die „neugierigen Massen“ standen vor den Redaktionsgebäuden und warteten auf 
die neuesten Nachrichten. Diese Massen bestanden aus Personen, die sich Zeit 
zum Warten nehmen konnten: Jugendliche und Angehörige der Mittel- und Ober-
schicht. Sie waren dabei weniger begeistert, als vielmehr ruhig und ernst. Ange-
stachelt durch die Berichterstattung der Presse und die Informationspolitik der 
Reichsregierung überbewerteten die Menschen in ihrer angespannten Erwar-
tungshaltung beinahe jede Nachricht ins Groteske. Dies führte zum Beispiel, wie 
es den Berichten der Dresdner Presse zu entnehmen ist, auch in der Residenz-
stadt zu einer paranoiden Spionagehysterie. In dieser Atmosphäre verschwam-
men dann oft für kurze Zeit die Klassenunterschiede. „Doch außerhalb dieser 
neugierigen Massen blieb die unbehinderte Interaktion über die Klassengrenzen 
hinweg eine Ausnahme.“127  
„Karnevaleske Massen“ waren vor allem in den Großstädten zu finden. Die Men-
schen konnten in dieser ersten Augustwoche ihren Gefühlen freien Lauf lassen, 
ohne öffentliche Sanktionen befürchten zu müssen. Hauptsächlich gebildete Ju-
gendliche waren es, die sich in den noblen Cafés der Städte zusammenfanden, 
feierten und immer wieder lautstark patriotische Lieder wie „Die Wacht am Rhein“ 
sangen. In Gruppen zogen sie randalierend durch die Geschäftsstraßen der In-
nenstädte und forderten die Ladeninhaber auf, ihre englischen oder französischen 
Geschäftsbezeichnungen zu entfernen und durch deutschsprachige zu ersetzten. 
Mutmaßliche „Spione“ wurden auf offener Straße angegriffen und beschimpft. Da-
bei ging es den Jugendlichen aber oft weniger um die „Sache“, als vielmehr um 
Spaß und Vergnügen.128 
Doch es gab auch die weniger begeisterten, die „panischen und depressiven 
Massen“. Diese waren in ländlichen Dörfern und Kleinstädten, in den Arbeitervier-
teln der Großstädte und in den Grenzgebieten des Deutschen Reiches zu finden. 
Auf dem Land befürchteten die Bauern, sie könnten ihre Felder nicht mehr bestel-
len, wenn ihre Pferde im Zuge der Mobilmachung akquiriert wurden. Mußte das 
Familienoberhaupt zum Kriegsdienst einrücken, drohte der Bauernwirtschaft der 
wirtschaftliche Kollaps. Auch die Arbeiterfamilien in den Städten bangten um ihre 
Existenz. Wenn der Mann nicht eingezogen wurde, dann mußte er Lohnkürzungen 
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hinnehmen oder er verlor gleich ganz seine Anstellung. Die Familien gerieten in 
Zahlungsschwierigkeiten. In den Grenzgebieten im Osten und in Elsaß-Lothringen 
befürchteten die Menschen eine Invasion des Feindes; Fluchtbewegungen ins 
Landesinnere setzten ein. Ebenfalls in großer Sorge waren die nationalen Minder-
heiten: Franzosen in Elsaß-Lothringen, Polen im Osten und Dänen im Norden. 
Offenkundig wurden Angst und Panik in den „Hamsterkäufen“ und langen Schlan-
gen vor den Lebensmittelgeschäften, dem Andrang bei Sparkassen und Banken, 
aber auch in den vollen Kirchen, wo die Menschen Trost und Halt suchten.129 
 
 
1.3. Politisch-sozialer Burgfrieden und fürsorgepolitischer Konsens 
 
Während der „Krieg-in-Sicht-Phase“ im Juli 1914 wurden Dresden und Leipzig „in 
quantitativer Hinsicht zu herausragenden Zentren der Antikriegsbewegung im 
Reich“130. Am 28. Juli bekundeten 35.000 Dresdner ihren Friedenswillen. Die 
Dresdner Volkszeitung bezog klar Stellung gegen Kriegstreiberei und Kriegseu-
phorie und versuchte dementsprechend auf die Massen einzuwirken. Überhaupt 
hielt die sächsische Sozialdemokratie in der letzten Juliwoche an ihrer antimilitari-
stischen Position fest. Erst mit der Verhängung des Kriegszustandes stellte sie 
ihre Proteste ein. Ohnmacht und Orientierungslosigkeit herrschten auf der regio-
nalen Ebene vor. Wie sollte sich die Sozialdemokratie positionieren? In typischer 
Manier warteten die sächsischen Funktionäre auf eine Entscheidung oder zumin-
dest auf Anweisungen des Parteivorstandes. Doch war die innerparteiliche Kom-
munikation in diesen Tagen durch Urlaubszeit und Parlamentsferien gestört.131 Mit 
der Kriegserklärung Deutschlands an Rußland am 1. August stimmte die Mehrzahl 
der sozialdemokratischen Zeitungen schließlich in den kriegseuphorischen Chor 
ein.132 Die Redakteure der Dresdner Volkszeitung behielten in dieser Situation 
                                                 
129 Ebd., S. 155-167. 
130 Simone Lässig, Sozialdemokratisches Friedensengagement, Julikrise und der 4. August 1914 in 
Ostsachsen, in: Helga Grebing u. a. (Hg.), Demokratie und Emanzipation zwischen Saale und El-
be. Beiträge zur Geschichte der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung bis 1933, Essen 1993, S. 
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Ostsachsen von der Jahrhundertwende bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges unter besonde-
rer Berücksichtigung der Dresdner Wahlkreisorganisationen, MS Dresden 1990. 
131 Lässig, Friedensengagement, S. 156 ff. 
132 Hier ist besonders die „Chemnitzer Volksstimme“ hervorzuheben, die wohl am weitesten 
„rechts“ stand. Bei Mike Schmeitzner, Alfred Fellisch 1884-1973. Eine politische Biographie, Köln 
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einen „kühlen Kopf“ und setzten sich – reichsweit eine der wenigen Ausnahmen – 
mit der neuen Situation kritisch auseinander. Laut S. Lässig entsprach dieses Ver-
halten weitgehend der Einstellung der sozialdemokratischen Basis in Dresden.133 
In der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion lehnten von den 20 sächsischen 
Abgeordneten aber nur vier die Bewilligung von Kriegskrediten ab. „Ansonsten 
ging die sächsische Sozialdemokratie den Weg der Kreditbewilligung und des na-
tionalen Burgfriedens mit.“134 Die Entscheidung der Reichstagsfraktion, die Politik 
des „Burgfriedens“135 mitzutragen,136 kam für die ostsächsische Parteiorganisation 
unerwartet. So ließ denn auch die Dresdner Volkszeitung die durch den Fraktions-
vorsitzenden Hugo Haase verlesene Zustimmung zu den Kriegskrediten und dem 
Kriegsermächtigungsgesetz im Reichstag am 4. August zunächst weitgehend un-
kommentiert, begrüßte aber „das Verstummen der inneren Parteikämpfe“.137 
Der Burgfrieden war für die Reichsleitung in mehrfacher Hinsicht von Vorteil: Sie 
konnte fortan jede Kritik und Opposition als Verrat an der nationalen Sache und 
als Sabotage des deutschen „Schicksalskampfes“ brandmarken; die Parteien und 
das Parlament waren als Instanzen der politischen Willensbildung ausgeschaltet; 
die Kooperation zwischen den politischen und gesellschaftlichen Institutionen 
(Reichsleitung, Verwaltung, Verbände, Parteien, Parlament, Militär) erfolgte nun-
mehr im Stile eines autoritären Korporativismus; die „Systemgegner“ Sozialdemo-
kratie und Gewerkschaften konnten an die kurze „nationale Leine“ genommen 
                                                                                                                                                    
2000, S. 74, heißt es diesbezüglich: „In den nachfolgenden Tagen wurde die Redaktion von einem 
Kriegstaumel ergriffen, der selbst die Schlagzeilen der bürgerlichen Presse zu überbieten versuch-
te und deshalb von der eigenen Landesleitung zur Ordnung gerufen werden mußte.“ 
133 Bei Lässig, Friedensengagement, S. 162, heißt es resümierend: „Obwohl die zweifellos unter-
schiedlichen Reaktionen der Mitgliedschaft nach dem 1. August nur schwer an die Oberfläche 
dringen konnten, deuten die wenigen vorliegenden Quellen darauf hin, daß die DVZ [Dresdner 
Volkszeitung] mit ihrer Haltung, die neuen Gegebenheiten zu akzeptieren, ohne in kritiklose Sie-
geseuphorie oder einen nationalen Einheitstaumel zu verfallen, und sich vor allem wirtschaftlicher 
Sorgen anzunehmen, zunächst mit der Mehrzahl der Dresdner Sozialdemokraten übereinstimmte.“  
134 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 95. 
135 Eine treffliche Definition dieses Begriffes findet sich bei Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesell-
schaftsgeschichte. Band 4: Vom Beginn des Ersten Weltkrieges bis zur zweiten deutschen Repu-
blik 1914-1949, München 2003, S. 39: „Unter diesem antiquierten Begriff verstand man sowohl die 
von den Erfordernissen der Kriegsführung angeblich zwingend gebotene Stillegung aller innenpoli-
tischen Konflikte als auch die Verpflichtung ausnahmslos aller politischen Kräfte auf die Maxime, 
daß die militärische und politische Kraftanstrengung des Reiches nach Maßgabe seiner militäri-
schen und zivilen Leitung vorbehaltlos unterstützt werden müsse.“ 
136 Die Forschung hat sich ausführlich mit dieser Thematik auseinandergesetzt. Stellvertretend 
seien hier genannt Kruse, Krieg und nationale Integration, sowie Susanne Miller, Burgfrieden und 
Klassenkampf. Die deutsche Sozialdemokratie im Ersten Weltkrieg, Düsseldorf 1974. 
137 Dresdner Volkszeitung vom 5.8.1914; Lässig, Friedensengagement, S. 159 f. 
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werden; mittels Pressezensur war es möglich, eine gezielte Informationspolitik zu 
betreiben; und schließlich legitimierte der Burgfrieden die quasi diktatorische aber 
verfassungsmäßige Befehlsgewalt der Militärbefehlshaber auch ideologisch.138 
Warum also konnte Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg die Sozial-
demokraten ohne großen Widerstand zum Burgfriedensschluß bewegen? Hier 
muß zunächst auf das Manko der Sozialdemokratie hingewiesen werden, daß sich 
zwar die Partei immer für eine antimilitaristische Politik ausgesprochen hatte, aber 
wie diese Politik in einem tatsächlich eintretenden Kriegsfall konkret auszusehen 
hatte und welche Maßnahmen über die allgemeine Antikriegsagitation hinaus ge-
troffen werden sollten, darüber hatte sich die Arbeiterbewegung nie ernsthaft ver-
ständigt. Deshalb standen die Partei und ihre Anhänger den Ereignissen im Ju-
li/August 1914 weitgehend ohnmächtig gegenüber.139 Lähmend wirkte auch die 
Angst vor repressiven Maßnahmen seitens der Reichsleitung, die man als Reakti-
on auf eine aktive Antikriegspolitik (reichsweite Proteste und Massenstreiks) fürch-
tete. Hier wirkten die Erfahrungen aus der Zeit des „Sozialistengesetzes“ nach. 
Den Sozialdemokraten war bewußt, daß die Reichsleitung während des militäri-
schen Ausnahmezustandes alle – verfassungsrechtlichen – Möglichkeiten besaß, 
die Partei zu zerschlagen. Die Organisation aber galt nicht nur als größte 
Errungenschaft der deutschen und internationalen Klassenbewegung. Sie war 
zugleich die Basis jeder Handlungsfähigkeit und deshalb um jeden Preis zu 
erhalten.140 Der Eindruck schließlich, Deutschland führe einen Verteidigungskrieg 
gegen Rußland, war entscheidend dafür, daß die Sozialdemokratie in die 
Burgfriedenspolitik einwilligte. Durch eine Verweigerungshaltung den verhaßten 
Zarismus womöglich zu einem Sieg zu verhelfen, war für viele Sozialdemokraten 
eine kaum zu ertragende Vorstellung. „Dieses Faktum [...] war für das Verhalten 
der SPD Ende Juli und Anfang August 1914 ausschlaggebend.“141 
                                                 
138 Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Band 4, S. 39 f. 
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Die reformistischen Kräfte in der SPD, die maßgeblich die Politik der Reichstags-
fraktion bestimmten, sahen in der Zustimmung zu den Kriegskrediten eine Art 
„Vorleistung“, für welche sie Gegenleistungen der Reichsregierung erwarteten. 
Doch hatten es die Sozialdemokraten aufgrund ihres engen Handlungsspielraums 
versäumt, von Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg konkrete politische 
Konzessionen einzufordern. Zwar befürworteten der Reichskanzler und vor allem 
der Staatssekretär im Reichsamt des Innern, Clemens von Delbrück, der seine 
sozialpolitische Blockadehaltung angesichts des Krieges grundlegend revidierte, 
nun eine verstärkte politische und gesellschaftliche Integration der Sozialdemokra-
tie, doch war die Reaktion der Rechten auf den Kurswechsel der SPD eher skep-
tisch bis ablehnend. Bethmann Hollwegs ausgleichende wie vermittelnde „Politik 
der Diagonale“ sollte dann im Laufe des Krieges sowohl die Rechte als auch die 
Linke zunehmend entfremden. Grundsätzliche Fragen wie die der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, der Wahlrechtspolitik und der Verfassungsreform blieben deshalb 
weitgehend ungelöst. Erfolge waren vor allem auf der unteren Ebene zu verzeich-
nen: Die Diskriminierung von Sozialdemokraten und Gewerkschaftlern bei der Be-
setzung von Gemeindewahlämtern, bei der Zulassung zum öffentlichen Dienst und 
zum Militär wurde offiziell beseitigt.142 
Parallel zu der Reichstagssitzung trat am 4. August 1914 auch das Dresdner 
Stadtverordnetenkollegium zusammen. Indem Oberbürgermeister Beutler die An-
wesenden ermahnte, daß es die „heilige Pflicht“ „aller Deutschen, wes Standes sie 
auch sind“, sei, „das Vaterland zu verteidigen“,143 forderte er eine klassenübergrei-
fende Zusammenarbeit, um den künftigen Herausforderungen an die Stadt erfolg-
reich begegnen zu können: 
„Da gilt es vor allem für uns, die wir daheim bleiben müssen, zu zeigen, daß unser staatliches und 
gemeindliches Leben auf festen Grundlagen ruht, die durch nichts in der Welt, auch nicht durch die 
schwierigsten Heimsuchungen des Vaterlandes erschüttert werden können. Da gilt es aber auch, 
zu zeigen, daß wir nicht bloß unsere Brüder und Söhne ihr Leben für uns und das Vaterland in die 
Schanzen schlagen werden, sondern daß wir selbst auch allesamt bereit sind, Gut und Blut zu 
opfern. Vor allem wollen wir denen, die Weib und Kind haben verlassen müssen, um in den Krieg 
zu ziehen, die Sorge vom Herzen nehmen, was aus diesen wird; wir wollen dafür eintreten, daß die 
Familien der zum Kriegsdienst eingezogenen Mannschaften reichlich versorgt werden. Wir wollen 
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aber auch für die wahrscheinlich sehr bald in übergroßer Zahl bei uns eintreffenden Verwundeten 
mit Vorsorge treffen und wollen endlich alle unsere moralischen, geistigen und materiellen Mittel 
dafür einsetzen, daß durch die Verwaltung unserer Stadt die Versorgung insbesondere unserer 
Bevölkerung mit den nötigsten Lebensmitteln, die Erhaltung der für die Sicherheit notwendigen 
städtischen Betriebe unter allen Umständen gewährleistet wird.“144 
Diesem Angebot zur Zusammenarbeit erwiderte der sozialdemokratische Stadt-
verordnete und Lokalredakteur der Dresdner Volkszeitung Emil Nitzsche: 
„Wir haben uns, ehe es zum Ausbruche des Weltkrieges gekommen ist, mit allen Kräften bemüht, 
den Frieden zu erhalten. Wir beklagen es tief, daß uns dies nicht gelungen ist. Wir sind jedoch 
bereit, mit allen Kräften jetzt dafür einzutreten, daß die Wunden, die der Krieg voraussichtlich 
schlagen wird, nach Möglichkeit gelindert werden. Wir werden alles tun, was in unseren Kräften 
steht, um mitzuhelfen, die Schwierigkeiten in der ernsten Zeit zu überwinden. Wir sind bereit, in 
den Ausschüssen mitzuarbeiten, wir sind bereit, auch bei anderen Gelegenheiten uns zu betätigen, 
soweit sich uns die Möglichkeit dazu bietet und soweit es in unseren Kräften steht. [...] Ich kann in 
Aussicht stellen, daß von seiten der Arbeiterschaft die Hilfe bereitgestellt wird, die wir eben bieten 
können [...] zumal wir aus den früheren Worten des Herrn Oberbürgermeisters die Überzeugung 
gewonnen haben, daß der Rat durchaus allenthalben den guten Willen zeigt, überall da Hilfe ein-
treten zu lassen, wenn infolge der schwierigen Lage bei vielen Einwohnern und Angehörigen der 
ärmeren Bevölkerung, insbesondere bei den Einberufenen, Not eintreten sollte.“145 
Im Unterschied zu Erklärung Hugo Haases im Reichstag findet man in Nitzsches 
Ausführungen kein Wort über einen aufgezwungenen Verteidigungskrieg. Viel-
mehr hebt dieser die Bemühungen seiner Partei, den Weltkrieg zu verhindern, 
nochmals deutlich hervor. Auch während der Hochrufe auf Kaiser und Vaterland 
blieb die sozialdemokratische Fraktion – anders als ihre Kollegen der Reichstags-
fraktion – auf ihren Stühlen sitzen. Dennoch verzeichnet das Sitzungsprotokoll 
hinter den Ausführungen Nitzsches ein „Bravo!“146 Sieht man von den in diesen 
Tagen immer wieder vorgetragenen pathetischen Äußerungen der bürgerlichen 
Parteien einmal ab, so kann man die Atmosphäre im Dresdner Stadtparlament 
insgesamt als sachlich-nüchtern bezeichnen. Es blieb indes auch keine Zeit für 
emotionsgeladene Debatten, denn die ersten Auswirkungen des Krieges machten 
sich auch in der Residenzstadt schon recht bald bemerkbar. 
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1.4. Erste Auswirkungen des Krieges auf das Leben in der Residenzstadt 
 
Bereits die Mobilmachung Österreich-Ungarns am 28. Juli wirkte sich auf Sachsen 
aus. Im Königreich lebten 162.000 Österreicher, die Hälfte davon Männer. Auf die 
Kreishauptmannschaft Dresden entfielen immerhin 70.000 (allein in Dresden fast 
25.000), darunter 9.000 bis 10.000 Wehrpflichtige.147 Einige Betriebe in der Grenz-
region mußten plötzlich auf wichtige Arbeitskräfte verzichten. Mit dem Mobilma-
chungsbefehl am 1. August geriet die Garnisonsstadt Dresden in rege Betrieb-
samkeit: Mannschaften mußten gemustert, Pferde, Wagen und andere Gerät-
schaften dem Heer zur Verfügung gestellt werden. Die Einquartierung der Offiziere 
und Mannschaften stellte sich als besonders schwierig heraus. Da nicht nur die in 
der Stadt garnisonierenden Ersatztruppen untergebracht werden mußten, sondern 
auch jene, die auf ihre Zuweisung zu den Heeresteilen warteten, reichten die Ka-
sernen und Massenunterkünfte nicht aus, so daß die Soldaten bei den Einwoh-
nern Dresdens einquartiert wurden. Erst im Sommer 1915 konnten Quartierbarak-
ken für 3.000 Mann im Jägerpark fertiggestellt und damit die Einquartierungslast 
für die Bewohner erleichtert werden.148 Gemeinsam bildeten die sächsischen Ar-
meekorps die 3. deutsche Armee, welche vor allem an der Westfront kämpfte. Den 
Aufrufen, für die Soldaten Kleidung, Lebens- sowie Genußmittel zu spenden, folg-
ten auch die Einwohner Dresdens. So sammelte das Rote Kreuz Mitte September 
1914 eine der vielen Sendungen sogenannter „Liebesgaben“ für die sächsische 
Armee zusammen. Diese umfaßte: 38 Kisten Hemden, 41 Kisten Strümpfe und 
Fußlappen, 13 Kisten Unterhosen, 11 Kisten Ärmelwesten, Leibbinden, Pulswär-
mer usw., 28 Kisten mit Kakao und Schokolade, 46 Kisten Gemüse- und Fleisch-
konserven, 14 Kisten Schinken, Wurst und Speck, 15 Kisten Zigarren, Zigaretten 
und Tabak.149 
Schon unmittelbar vor Kriegsbeginn wies der Verband Sächsischer Industrieller 
(VSI) mit Nachdruck darauf hin, daß eine Mobilmachung sowie die durch einen 
europäischen Krieg veränderte politische Lage für die sächsische Volkswirtschaft 
eine „außerordentliche Belastungsprobe“ darstellen würden.150 In der dritten 
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Kriegswoche konstatierte der Syndikus des Verbandes, Gustav Stresemann, auf 
einer außerordentlichen Versammlung des VSI, daß die Exportindustrie Sachsens 
schwer getroffen sei und prognostizierte für die nicht Kriegsbedarf produzierenden 
Industrien den wirtschaftlichen Stillstand.151 Als eine der ersten Branchen spürte 
das Fremdenverkehrswesen die Auswirkungen des Krieges. Dresden galt neben 
Berlin und München als eines der touristischen Zentren im Deutschen Reich. Tau-
sende Dresdner lebten vom Geld ausländischer Gäste.152 Gerade Engländer und 
Russen waren als „gute Zahler und ruhige Gäste“ stets willkommen. Nach einem 
gästereichen Jahr 1913 war die Mehrzahl der Pensionen für die Wintersaison 
1914/15 bereits ausgebucht.153 Doch wie in anderen deutschen Städten kam es 
auch in Dresden bereits während der ersten Tage des Krieges zu Ausschreitun-
gen, Angriffen und Pöbeleien gegen Engländer, Russen und Franzosen. Firmen-
schilder mit fremdsprachigen Aufschriften wurden abgerissen und zerstört, Aus-
länder willkürlich der Spionage verdächtigt.154 Die Mehrzahl der ausländischen 
Touristen, Kurgäste und Geschäftsleute hatte Deutschland bis Ende Oktober 1914 
verlassen. 
Die meisten Wirtschaftszweige traf der Krieg völlig unvorbereitet: „Wie mit einem 
Schlage war die Tätigkeit von Industrie, Gewerbe und Handel lahmgelegt.“155 Die 
Einberufungen hatten einen akuten Arbeitskräftemangel zur Folge, die Grenz-
schließungen verhinderten die Rohstoffeinfuhr, für den Export bestimmte Waren 
blieben wegen des verhängten Ausfuhrverbotes liegen, bereits abgeschlossene 
Verträge wurden mit Hinweis auf die Rechtsunsicherheit annulliert oder einfach 
nicht erfüllt.156 Vor allem hatten die für Dresden typischen Kleinbetriebe unter die-
sen Bedingungen zu leiden. Einem Handwerksbetrieb mit fünf Angestellten, von 
denen drei oder vier zum Kriegsdienst eingezogen wurden, dem keine Verarbei-
tungsmaterialien zur Verfügung standen und der seine Produkte nicht verkaufen 
konnte, blieb am Ende keine andere Wahl, als seine Arbeit einzustellen. Von 503 
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in der Dresdner Handelskammer organisierten Firmen mußten bereits im Septem-
ber 29 ihre Arbeit einstellen und 157 den Betrieb einschränken sowie Lohn- und 
Gehaltskürzungen vornehmen.157 Kamen im Juli 1914 in Dresden noch 202 Ar-
beitssuchende auf 100 offene Stellen, so waren es im August 1914 schon 629.158 
Die Zahl der Arbeitslosen sank bereits im September 1914 wieder deutlich ab. In 
erster Linie war diese rückläufige Tendenz den anhaltenden Einberufungen ge-
schuldet. Im geringen Maß erfolgten auch Wiedereinstellungen von Arbeitern, 
denn nach dem ersten Schock versuchten sich die Betriebe auf die veränderte 
Situation einzustellen, indem sie begannen, sich auf den Binnenmarkt zu konzen-
trieren. Dennoch war die Zahl der Erwerbslosen in Sachsen Mitte November 1914 
mit fast 70.000 immer noch fast viermal so hoch wie im letzten Friedensjahr 1913, 
als die Statistik 18.700 Menschen ohne Arbeit zählte.159 
 
 
2. Die Formierung der Wohltätigkeitsorganisationen in Sachsen und Dresden 
 
Mit Beginn des Krieges sahen sich Großstädte und Gemeinden mit bisher unbe-
kannten Problemlagen konfrontiert. Der letzte Krieg lag fast 40 Jahre zurück. Seit-
dem hatte die Urbanisierung im Deutschen Reich Großstädte hervorgebracht, de-
ren Einwohner mehrheitlich von ihren Lohneinkommen abhängig waren. Blieben 
Lohn oder Gehalt nun aufgrund von Einberufungen oder Entlassungen aus, hatten 
die Gemeinden für diese Personenkreise, deren größter jener von Familien Einbe-
rufener war, zu sorgen. Da ihre mißliche Lage allerdings nicht nach den herkömm-
lichen armenrechtlichen Kategorien von Schuld und Verschwendung zu erklären 
waren, mußten Hilfsmaßnahmen anderer Art getroffen werden.160 Über solche 
hatte man sich aber zu keiner Zeit verständigt.161 Deshalb kam es im Laufe des 
August 1914 zu einer Vielzahl unterschiedlichster – zumeist improvisierter – priva-
                                                 
157 Mitteilungen der Handelskammer zu Dresden 3 (1914), Nr. 9, S. 390. 
158 März, Die sächsische Industrie, S. 394. 
159 Mertens, Zusammenarbeit, S. 158. 
160 Birthe Kundrus, Kriegerfrauen. Familienpolitik und Geschlechterverhältnisse im Ersten und 
Zweiten Weltkrieg, Hamburg 1995, S. 44 ff. 
161 Ein Jahr nach Kriegsbeginn schreibt der Dresdner Anzeiger vom 15.9.1915 rückblickend dazu: 
„Durch den Kriegsausbruch wurden die deutschen Stadtverwaltungen vor Aufgaben von ungeahn-
ter Größe und Dringlichkeit gestellt. Die Kriegsnot brach plötzlich über sie herein und schwoll lawi-
nenartig an. Irgendwelche Vorbereitungen auf den Krieg hatten sie nicht treffen können.“ 
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2.1. Die „Kriegsorganisation Dresdner Vereine“ 
 
Die Überzeugung, Deutschland führe einen Verteidigungskrieg, einen Krieg, der 
dem Land von außen aufgezwungen worden sei, ließ die Einwohner Dresdens – 
trotz des ambivalenten Augusterlebnisses – näher zusammenrücken. Beinahe 
jeder kannte jemanden, der direkt vom Krieg, sei es durch Entlassung, Einberu-
fung oder erste Todesfälle, betroffen war. In diesen ersten Augustwochen ergriff 
die Menschen eine paradoxe Stimmung aus Hilflosigkeit und Tatendrang. Den 
Vorgängen auf der weltpolitischen Bühne saßen sie gezwungenermaßen als Zu-
schauer passiv gegenüber, zugleich wollte man aber aktiv am deutschen „Schick-
salskampf“ mitwirken. Aus dieser emotionalen Situation heraus entwickelten vor 
allem die Vereine in Dresden eine rege Betriebsamkeit. Beinahe jeder Verein, egal 
welcher politischen Couleur, begann, Sachspenden zu sammeln, die als „Liebes-
gaben“ an die am Bahnhof vorbeiziehenden Truppen verteilt wurden. Darüber hin-
aus richteten einige Vereine Volksküchen für die Familien der zum Kriegsdienst 
Einberufenen ein und betreuten mutterlose Kinder, deren Väter zum Militärdienst 
eingezogen worden waren.162 
Oberbürgermeister Beutler zeigte sich über das planlose und unkoordinierte Vor-
gehen der Vereine besorgt. „Die Zersplitterung unserer Dresdner Wohltätigkeits-
vereine“, so Beutler, „macht sich jetzt in einer für die Gesamtheit sehr unliebsa-
men und für die Zwecke der Beseitigung der durch den Krieg herbei geführten 
Schäden sehr nachteiligen Weise bemerkbar.“163 Dabei galt angesichts der aktuel-
len Lage die Auffassung, „daß gegenwärtig in Dresden alle Vereine als Wohltätig-
keitsvereine betrachtet und bearbeitet werden müssen“.164 Um das Durcheinander 
der Hilfsleistungen zu beseitigen, hielt es der Oberbürgermeister für „dringend 
notwendig“, eine Art Kriegsorganisation der Dresdner Vereine zu schaffen. Dieser 
                                                 
162 Vgl. Dresdner Anzeiger vom 9.8.1914. 
163 Direktorialbeschluß vom 8.8.1914 (StA Dresden, 13.17, KOV, Akten des Rates zu Dresden betr. 
die KOV, Nr. 1/I, Bl. 1). 
164 Schreiben des Stenographenvereins „Gabelsberger“ an Oberbürgermeister Beutler vom 10.8. 
1914 (ebd., Bl. 12 f.). 
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Zusammenschluß der Vereine sollte die Grundlage einer gemeinsamen Zusam-
menarbeit sein und die Arbeitsgebiete „streng verteilen, um die Opfer, die durch 
Aufrufe gewisser Sammlungen von der Bürgerschaft erbeten werden, tunlichst 
zweckentsprechend nutzbar zu machen.“165 
Für den 13. August 1914 lud Beutler alle Vorsitzenden von Vereinen, „die sich der 
Linderung der infolge des Krieges in unserer Stadt auftretenden Not mit widmen 
wollen“, zu einer Sitzung im städtischen Rathaus ein.166 Auf dieser beschwor er 
die Anwesenden:  
„Es gelt nicht nur zu verhüten, daß die Familien der Kriegsteilnehmer Not leiden, auch die Volks-
kraft müsse erhalten werden, den arbeitslosen Mitbürgern Arbeit verschafft und den sonst durch 
den Krieg in Not geratenen Personen und Familien geholfen werden. Die Zivilverwaltung sei vor 
eine schwere Aufgabe gestellt worden, er hoffe aber, daß bei der großen Opferwilligkeit in Stadt 
und Land, wie sie auch besonders in der Stadt Dresden zutage getreten sei, gelingen werde, Hilfe 
zu bringen.“167 
Anschließend konstituierte sich die „Kriegsorganisation Dresdner Vereine“. Ziel 
dieses Zusammenschlusses von über 280 Dresdner Vereinen168 sollte die „sach-
gemäße Verteilung der Arbeitskräfte und Geldmittel, die für die Linderung der Not 
und für die Erhaltung der wirtschaftlichen Kräfte in unserer Stadt zur Verfügung 
gestellt werden“, sein.169 Die Aufsicht über die Gesamtorganisation übernahm ein 
Zentralausschuß, dem Oberbürgermeister Beutler vorstand. Dem Ausschuß ge-
hörten die Frauen der Staatsminister und Generäle, Vertreter der Handelskammer 
und Handwerkerinnung, der Gewerkschaften, der christlichen und kirchlichen Ver-
eine, des katholischen Konsistoriums, der israelitischen Glaubensgemeinschaft, 
der Militärvereine, der Stadtverordneten und des Stadtrates sowie Bankdirektoren 
an.170 Neben anderen Persönlichkeiten der Stadt saß unter anderem auch Karl 
August Lingner im Zentralausschuß. Mit dem Stadtverordneten Otto Kühn und ab 
September auch mit dem Reichstagsabgeordneten Georg Gradnauer waren die 
Sozialdemokraten offiziell an der Spitze der Kriegsorganisation vertreten. Das 
                                                 
165 Direktorialbeschluß vom 8.8.1914. 
166 Dresdner Anzeiger vom 10.8.1914. 
167 Dresdner Anzeiger vom 14.8.1914. 
168 Siehe Mitgliederliste (Tabelle 19) im Anhang (Kapitel VII.1.1.). 
169 Bericht über die bisherige Tätigkeit der Kriegsorganisation Dresdner Vereine, [Dresden 1914], 
S. 1. 
170 Dresdner Anzeiger vom 14.8.1914. 
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Dresdner Gewerkschaftskartell wurde durch Ewald Hänsel und die christlichen 
Gewerkschaften durch den Arbeitersekretär Fritz Berndt repräsentiert.171  
Im Zentralausschuß der Kriegsorganisation fand der Burgfrieden seine „organisa-
torische Realität“172. Betont sei hier noch einmal, daß dieser Zusammenschluß 
nicht aus einem „Wir-Erlebnis“ im Sinne einer echten persönlichen Verbundenheit 
motiviert war. Vielmehr stellte die Kriegsorganisation eine Not- und Solidarge-
meinschaft dar, deren Mitglieder alle politischen und sozialen Differenzen zurück-
stellten beziehungsweise überbrückten, um das gemeinsame Ziel, den Krieg sieg-
reich zu beenden, schnellstmöglich verwirklichen zu können.173  
In diesem Sinne gab auch die Dresdner Volkszeitung am 15. August mit dem Arti-
kel „Arbeiterbewegung und Hilfsaktion“ gegenüber ihren Lesern eine Erklärung ab:  
„Die Instanzen der Partei und der Gewerkschaften in Dresden haben einstimmig beschlossen, um 
jede Kräftezersplitterung zu vermeiden, eine selbständige Hilfsaktion während der Kriegszeit nicht 
einzuleiten. Es soll vielmehr die von den städtischen Behörden für das Unterstützungswerk ge-
schaffene Organisation auch von der Arbeiterschaft gefördert werden. [...] In [den] Körperschaften 
sitzen Vertreter der Dresdner Arbeiterorganisation sowie eine Vertreterin der Kinderschutzkommis-
sion. Wir bitten die gesamte Arbeiterschaft deshalb, diesen von den städtischen Behörden geleite-
ten Unterstützungsorganisationen Vertrauen entgegenzubringen und sich zur Mitarbeit für die ein-
zelnen Gruppen des Zentralausschusses bereitzuhalten.“174 
Die „Heimatfront“ geschlossen zu halten, das war für Oberbürgermeister Beutler 
oberste Priorität. Selbst konservativen Gegnern der Integration und Partizipation 
der Sozialdemokratie trat er entschlossen gegenüber. Einem Schreiben des Kon-
servativen Landesvereins im Königreich Sachsen, das monierte, ein Referat, wel-
ches im Rahmen eines von der Kriegsorganisation veranstalteten Vortragsabends 
von einer Sozialdemokratin gehalten wurde, sei dem Ansehen der Kriegsorganisa-
tion Dresdner Vereine abträglich,175 entgegnete der Oberbürgermeister: 
„Ich kann auch persönlich daran keinen Anstoß nehmen, daß einmal eine Sozialdemokratin [...] 
gesprochen hat. Wir brauchen jetzt die Mitarbeit aller unserer Mitbürger am nationalen Ver-
                                                 
171 Liste der Mitglieder des Zentralausschusses (StA Dresden, 13.17, KOV, Akten des Rates zu 
Dresden betr. die KOV, Nr. 1/I, Bl. 43 ff., auch Bl. 159 ff.). 
172 Jeffrey Verhey, Kriegsfürsorge, in: Enzyklopädie Erster Weltkrieg, S. 640 f., hier S. 640. 
173 Ders., Burgfrieden, in: ebd., S. 400 ff., hier S. 401. 
174 Dresdner Volkszeitung vom 15.8.1914. 
175 Schreiben Kurt Fritzsches (Konservativer Landesverein im Königreich Sachsen) an Oberbür-
germeister Beutler vom 19.11.1914 (StA Dresden, 13.17, KOV, Akten des Rates zu Dresden betr. 
die KOV, Nr. 1/III, Bl. 42 f.). 
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teidigungskampf, auch der Sozialdemokratie, deren Mitglieder in ausgezeichneter Weise bei der 
Kriegsorganisation mit tätig sind.“176 
Daß die Kriegsorganisation in erster Linie eine Zweckgemeinschaft war, wie es 
auch die Dresdner Sozialdemokraten auffaßten, bedeutete nicht, daß es keine 
Bevölkerungsgruppen gab, die sich aus einem tatsächlichen „Wir-Gefühl“ heraus 
an den Ausschüssen beteiligten. Beispielgebend sollen an dieser Stelle die deut-
schen Juden angeführt werden. Für viele von ihnen schien sich im August 1914 
die deutsch-jüdische Symbiose zu vollenden.177 Gerade die jüdischen Bürger der 
Residenzstadt, die noch bis vor nicht einmal 15 Jahren von der antisemitischen 
Deutschen Reformpartei diffamiert und schikaniert worden waren, verbanden mit 
der patriotischen Hochstimmung im Deutschen Reich ganz neue Hoffnungen. So 
bekundete der jüdische Kommerzienrat Max Elb gegenüber dem Oberbürgermei-
ster stellvertretend für alle Dresdner Israeliten: 
„Wir brennen alle darauf, unser Deutschtum und unsere Nächstenliebe zu beweisen. [...] Ich möch-
te nun die ganz ergebene Bitte an Sie [...] richten, soweit es in ihrer Macht steht, zur Leitung und 
tätigen Mitwirkung in den verschiedenartigen Organisationen zur Linderung der Kriegsnot auch 
eine größere Anzahl geeignete jüdische Männer und Frauen herbeizuziehen beziehungsweise 
vorzuschlagen. Auf diese Weise wird vielleicht in gemeinsamer Arbeit für das Vaterland das bittere 
Gefühl der bürgerlichen Zurücksetzung und Isolierung, unter dem viele unserer Glaubensgenossen 
in unserer Stadt ungerecht zu leiden haben, zum Wohle des Ganzen beseitigt und dadurch das 
Wohl des Ganzen gefördert werden.“178 
Neben dem Zentralausschuß gliederte sich die Kriegsorganisation Dresdner Ver-
eine in vier Gruppen mit unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern, in denen die einzel-
nen Vereine mitwirken konnten: 
Gruppe I: Unterstützung der Familien von Kriegsteilnehmern und Gefallenen unter 
Mitwirkung des städtischen Fürsorgeamtes; mit den Unterabteilungen V (Verpfle-
gung), B (Bekleidung, Heizung und Beleuchtung) und W. K. (Wohnungs- und 
Krankenfürsorge).179 
                                                 
176 Schreiben Oberbürgermeisters Beutler an Kurt Fritsche (Konservativer Landesverein im König-
reich Sachsen) vom 21.11.1914 (ebd., Bl. 46). 
177 Nipperdey, Arbeitswelt, S. 412. 
178 Schreiben Kommerzienrates Max Elb an Oberbürgermeister Beutler vom 10.8.1914 (StA Dres-
den, 13.17, KOV, Akten des Rates zu Dresden betr. die KOV, Nr. 1/I, Bl. 17). 
179 Bericht über die bisherige Tätigkeit der Kriegsorganisation, S. 2-6. 
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Gruppe II: Fürsorge insbesondere für die Kinder der Kriegsteilnehmer und der 
durch den Krieg in Not geratenen Einwohner unter Mitwirkung des städtischen 
Fürsorgeamtes; mit den Sonderausschüssen für Kinderbewahranstalten und Krip-
pen, für Knaben- und Mädchenhorte, zur Fürsorge hilfsbedürftiger Kinder außer-
halb der Anstalten und zur Fürsorge für die schulentlassene Jugend.180 
Gruppe III: Steuerung der Arbeitslosigkeit und Fürsorge für durch den Krieg außer 
Arbeit oder sonst in Not geratene Personen und Familien unter anderem auch 
durch die Einrichtung von Volksküchen; mit den Unterausschüssen für Unterstüt-
zung von Arbeitslosen aus Industrie und Handel, für Unterstützung von Angestell-
ten im Handwerksbetrieb, von selbständigen Gewerbe- und Handeltreibenden und 
in sonstigen Fällen von Not, die durch den Krieg herbeigeführt worden sind, für 
Volksküchen, zur Hilfe für Pensionsinhaberinnen und zur Unterstützung von Aus-
landdeutschen.181 
Gruppe IV: Verpflegung der abmarschierenden und durchziehenden Truppen und 
später Verwundeten, letzteres im Einvernehmen mit dem Roten Kreuz, Versor-
gung der Truppen im Felde mit Liebesgaben.182 
Innerhalb der Kriegsorganisation Dresdner Vereine oblag dem Zentralausschuß 
die Bildung und Leitung der Organisation, die Anwerbung von Mitgliedern, die Bil-
dung und Ergänzung der Gruppen, die Zu- und Verteilung der Mitglieder auf die 
Gruppen, die Beschaffung der Finanz- und Sachmittel aus öffentlichen Spenden-
aufrufen und deren Verteilung auf die Gruppen sowie die Buch- und Kassenfüh-
rung. Jeder Gruppe stand ein Gruppenausschuß vor, dessen Mitglieder vom Zen-
tralausschuß bestimmt wurden. Die Gruppenausschüsse hatten für ein „schnelles, 
gründliches und zweckmäßiges Helfen“ in ihrem Tätigkeitsbereich zu sorgen und 
sollten dabei stets Fühlung mit sämtlichen kommunalen Unterstützungsstellen wie 
dem Armen- oder Fürsorgeamt halten.183  
Während das Armenamt und das Fürsorgeamt bereits existente kommunale Ein-
richtungen waren, die sich aus städtischen Mitteln trugen, finanzierte sich die 
                                                 
180 Ebd., S. 6 ff. 
181 Ebd., S. 8-15. 
182 Ebd., S. 15 ff. 
183 Grundzüge für Ausbau und Tätigkeit der Kriegsorganisation Dresdner Vereine vom 12.8.1914 / 
Geschäftsordnung der KOV (StA Dresden, 13.17, KOV, Akten des Rates zu Dresden betr. die 
KOV, Nr. 1/I, Bl. 68, 72). 
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Kriegsorganisation allein aus Spendeneinkommen. Nach einer ersten Welle von 
größeren Spendenaktionen konnte die Kriegsorganisation bis Ende Oktober 1914 
rund 1 Million Mark sammeln. Die in großen Mengen zusammengekommenen 
Sachmittel wie Tee, Kaffee, Zigaretten und Wollkleidung kamen zunächst aus-
schließlich als „Liebesgaben“ der Gruppe IV zugute.184 Verteilte die Kriegsorgani-
sation die Sachspenden an die Einwohner Dresdens, so war man stets darauf be-
dacht, nicht den Anschein zu erwecken, als würden Almosen verteilt. Zwischen 
dem Armenamt und den Organisationen der Kriegshilfe wurde in der Öffentlichkeit 
strikt unterschieden. Denn der Armenunterstützung haftete trotz aller Aufklärungs-
bemühungen das Odium des Almosens an. Ihr Bezug ging zudem mit dem Verlust 
politischer Rechte einher. Deshalb machte Oberbürgermeister Beutler wiederholt 
deutlich, daß die zur Verfügung gestellten Mittel keine Armenunterstützung, son-
dern „freiwillige Liebestätigkeit“ seien,185 oder, wie U. Daniel es ausdrückt, „nicht 
staatliche Mildtätigkeit also, sondern die Erfüllung eines moralischen An-
spruchs.“186 
Zusammenschlüsse wie die der Kriegsorganisation Dresdner Vereine, also die 
Koordinierung privater Wohltätigkeitsarbeit durch die öffentliche Hand, fanden in 
einer Vielzahl von Kommunen im Deutschen Reich statt. Mit jenen in den benach-
barten Kreishauptmannschaften stand die Stadt Dresden in engem Kontakt. Auch 
zu der Reichsorganisation des Nationalen Frauendienstes bestanden fruchtbare 
Beziehungen. Im Königreich Sachsen fand die neue Solidarität mit dem „Landes-
auschuß für Kriegshilfe“ auch auf bundesstaatlicher Ebene ihren Ausdruck.  
 
 
2.2. Der „Landesausschuß für Kriegshilfe“ 
 
Am 27. August 1914 wurde der Landesausschuß für Kriegshilfe als eine „landes-
weite fürsorgerische Sammlungs- und Koordinierungsstelle“187 gegründet. Alle 
                                                 
184 Bericht über die bisherige Tätigkeit der Kriegsorganisation, S. 1. 
185 So z. B. auf der Gründungsversammlung der KOV am 13.8.1914; Dresdner Anzeiger vom 
14.8.1914. 
186 Ute Daniel, Der Krieg der Frauen. Zur Innenansicht des Ersten Weltkrieges in Deutschland, in: 
Gerd Hirschfeld u. a. (Hg.), „Keiner fühlt sich hier mehr als Mensch…“ Erlebnis und Wirkung des 
Ersten Weltkriegs, Essen 1993, S. 157-177, hier S. 170. 
187 Brandmann, Klassenkampf, S. 129. 
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„helfenden Kräfte“, so der sächsische Innenminister Graf Vitzthum von Eckstädt 
auf der Gründungsversammlung, sollten zusammengefaßt und diesen mit dem 
Ausschuß ein „Mittelpunkt“ gegeben werden.188 Vor allem kapitalschwachen säch-
sischen Gemeinden wollte man bei den Unterstützungszahlungen für Kriegerfami-
lien und bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Hilfe leisten. In erster Linie er-
folgte diese Hilfe durch Ausgleichszahlungen vermögender Gemeinden. Als 
sogenannte „Vorzugsgemeinde“ stellte beispielsweise die Stadt Dresden dem 
Landesausschuß 10.000 Mark aus den Mitteln der Kriegsorganisation zur Verfü-
gung. Ansonsten hielt sich der Ausschuß aus den örtlichen Hilfsorganisationen 
heraus. Er unterhielt lediglich Kontakte informeller Art zu den Kreishauptmann-
schaften.189 
In der Tat besaß der Landesausschuß für Kriegshilfe kaum Steuerungskompeten-
zen. Er war aber wie die Kriegsorganisation Dresdner Vereine die organisatori-
sche Realisierung der Burgfriedenspolitik und hatte deshalb, so Innenminister Graf 
Vitzthum, eine „große und allgemeine Bedeutung auf ideellem Gebiete“190. Bereits 
im Vorfeld der Ausschußgründung hatte Vitzthum es „zur Pflicht“ erklärt, „insbe-
sondere auch mit Landwirtschaft, Industrie und Arbeiterstand in Fühlung zu blei-
ben und auf diesem Wege dazu beizutragen, daß das erwachte gegenseitige Ver-
trauen aller Volksschichten zunehme und befestigt werde. Dieses werde zur Folge 
haben müssen, selbst ausgesprochene Sozialdemokraten bei den geplanten ge-
meinsamen Hilfsaktionen mit zuzuziehen.“191 Mit dem Reichstagsabgeordneten 
Wilhelm Buck (Dresden) und Richard Lipinski (Leipzig), den Landtagsabgeordne-
ten Max Heldt (Chemnitz) und Julius Fräßdorf (Dresden), den Gewerkschaftlern 
August Lüttich (Leipzig) und Ewald Hänsel (Dresden) saßen tatsächlich „ausge-
sprochene Sozialdemokraten“ im Landesausschuß,192 die dort gleichsam eine 
„sozialdemokratisch-gewerkschaftliche Bank“193 bildeten. 
                                                 
188 Protokoll der Gründungssitzung des Landesauschusses für Kriegshilfe vom 28.8.1914 
(SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17733, Bl. 53). 
189 Ebd., Bl. 53 f. 
190 Ebd., Bl. 55. 
191 Protokoll der Besprechung wegen Errichtung eines Landesausschusses für allgemeine Kriegs- 
und Volkshülfe vom 14.8.1914 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17733, Bl. 2a). 
192 Ebd., Bl. 24a. 
193 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 104. 
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Glaubte die sächsische Staatsregierung zunächst, mit dem Landesausschuß ein 
im Sinne des Burgfriedens einvernehmliches Organ geschaffen zu haben, sah sie 
sich schon bald getäuscht. So äußerte Finanzminister von Seydewitz auf einer 
Besprechung der sächsischen Staatsminister am 29. August 1914 verärgert, daß 
„die Versammlung [des Landesauschusses] von der Mehrzahl der Redner benutzt 
worden [sei], um einen Druck auf die Regierung auszuüben.“194 Kritik kam offen-
sichtlich sowohl von den Vertretern der Arbeiterschaft als auch von jenen der Wirt-
schaft und Industrie. Sie bezog sich auf das zögerliche Vorgehen der Staatsregie-
rung hinsichtlich der Ergreifung von Hilfsmaßnahmen für das am Boden liegende 
Wirtschaftsleben im Königreich. Es mehrten sich Stimmen, welche die Einberu-
fung des Landtages forderten, um endlich über konkrete Maßnahmen diskutieren 
zu können. Genau davor aber, vor einer öffentlichen Auseinandersetzung, scheute 
sich die sächsische Regierung. So kündigte man statt dessen die Bereitstellung 
von 80 Millionen Mark für Baumaßnahmen und die Anschaffung von Betriebsma-
terial für die Staatseisenbahn an. Weitere 30 Millionen stellte die Regierung für 
zinsfreie Darlehen zu Verfügung. „Nur dadurch“, so Justizminister Nagel, „ließe 
sich dem Drängen nach Einberufung des Landtags begegnen.“195 In diesem Kon-
text ist auch die Gründung der „Kriegskreditbank für das Königreich Sachsen“ An-
fang September zu betrachten. Sie sollte insbesondere das Kreditbedürfnis von 
Handel, Industrie und Gewerbe befriedigen und verfügte über einen Kapitalstock 
von über 10 Millionen Mark. Die Stadt Dresden war mit 800.000 Mark Aktienkapital 
an der Bank beteiligt.196 
Im Gegensatz zur öffentlichen Debatte im Landtag war es der sächsischen Staats-
regierung mit dem „Landesausschuß für Kriegshilfe“ möglich, alle politischen Kräf-
te in einem Gremium zu versammeln und dabei gleichzeitig den öffentlichen Dis-
kurs zu unterbinden. So konnte sie gegenüber ihrer konservativen Klientel das 
Gesicht wahren, wenn Zugeständnisse an die Sozialdemokratie im Rahmen des 
Burgfriedens gemacht werden mußten. Auch hier verfuhr die Regierung nach dem 
bereits in der Vorkriegszeit praktizierten Motto: partielle Integration statt öffentliche 
                                                 
194 Protokoll der Besprechung der Staatsminister vom 29.8.1914 (SächsHStA Dresden, 10736, 
MdI, Nr. 17733, Bl. 76). 
195 Ebd., Bl. 80. 
196 Bericht des vereinigten Finanz-, Rechts- und Verwaltungsausschusses über die Bewilligung von 
Mitteln für eine ins Leben zu rufende Kriegskreditbank (Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu 
Dresden, 22. öffentliche Sitzung vom 27.8.1914, S. 813 f.). 
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Konfrontation. Doch damit wollten sich die Sozialdemokraten diesmal nicht zufrie-
den geben. Als Ende November auf Druck der linksliberalen und sozialdemokrati-
schen Fraktion schließlich doch ein außerordentlicher Landtag einberufen wurde, 
brachte der sozialdemokratische Fraktionsvorsitzende, Julius Fräßdorf, für alle 
hörbar zum Ausdruck, was seine Partei erwartete, nämlich „die völlige politische 
Gleichberechtigung aller Staatsbürger in Staat und Gemeinde.“197  
 
 
2.3. Das Rote Kreuz 
 
Als zentrale Sammelstelle für die landesweiten Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Kriegsfürsorge kooperierte der Landesauschuß für Kriegshilfe eng mit der Landes-
organisation des Roten Kreuzes. Die Kompetenzbereiche blieben dabei jedoch 
strikt getrennt. Der „Landesverein der Vereine vom Roten Kreuz im Königreich 
Sachsen“ arbeitete unabhängig auf seinem ureigensten Tätigkeitsgebiet. Fürsorge 
leistete der Landesverein nur mittelbar, indem er beispielsweise arbeitslosen 
Frauen als Näherinnen in seiner Wäscheabteilung Arbeit gab oder seinen Ange-
stellten betriebliche Kriegsunterstützung gewährte.198 
An der Spitze des sächsischen Landesvereins stand auch hier ein Landesaus-
schuß, der die Arbeit des Roten Kreuzes in sechs verschiedenen Abteilungen ko-
ordinierte. Für die Öffentlichkeitsarbeit war die Zentralabteilung zuständig. Hier 
nahm man sich auch der Suche nach Verwundeten, Gefangenen und Vermißten 
an. Um die Tätigkeit des amtlichen Nachweisbüros des Königlichen Kriegsministe-
riums in Dresden zu ergänzen, wurden in den Bezirken der Kreishauptmannschaf-
ten Leipzig und Dresden weitere Auskunftstellen eingerichtet. Örtliche Auskunfts-
büros bestanden darüber hinaus in Chemnitz, Crimmitschau, Meerane und Zittau. 
Bereits im ersten Kriegsjahr ging eine solche Vielzahl von Suchanfragen bei den 
Stellen ein, daß eine umfangreiche Kartothek entstand, die in Leipzig und Dresden 
                                                 
197 Sächsische Landtagsakten. Mitteilungen über die Verhandlungen der II. Kammer 1914, öffentli-
che Sitzung vom 25.11.1914, S. 5. 
198 Vgl. Warum das Rote Kreuz so viel Geld braucht?, in: Dresdner Anzeiger vom 27.8.1914. Zum 
sächsischen Landesverein siehe auch Ein Rückblick auf 50 Jahre des Roten Kreuzes in Sachsen, 
in: Mitteilungen des Landesausschusses der Vereine vom Roten Kreuz im Königreich Sachsen 2 
(1916), Nr. 7, S. 3-7; Das Rote Kreuz, seine Entwicklung und Organisation im Königreich Sachsen, 
Teil I und II, in: Mitteilungen des Landesausschusses der Vereine vom Roten Kreuz im Königreich 
Sachsen 4 (1918), Nr. 2 und 3, S. 8 ff. und 2-6. 
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bis zu 80.000 beziehungsweise 65.000 Suchanzeigen beinhaltete. Da viele Ein-
wohner ihre Suchanfragen parallel an mehrere Auskunftsbüros stellten, war der 
Suchdienst des Roten Kreuzes mit einer enormen Doppelarbeit belastet, die erst 
beseitigt werden konnte, als in Dresden beim Landesauschuß der Vereine vom 
Roten Kreuz ein für Sachsen zentrales Suchbüro eingerichtet wurde, das mit dem 
für das gesamte Deutsche Reich zuständigen Ausschuß für deutsche Kriegsge-
fangene in Hamburg zusammenarbeitete.199 
Neben der Pflegepersonalabteilung, die das männliche Pflegepersonal, Kranken-
pfleger und Krankenträger zu stellen, einzukleiden und auszurüsten hatte, und der 
Krankenbeförderungsabteilung, welche die nötigen Maßnahmen zum Transport 
der Verwundeten in sogenannten Lazarettzügen zu treffen hatte, wurde vor allem 
bezüglich der „Pflegestätten“ großer Aufwand betrieben.200 Die Stadt Dresden 
stellte zu diesem Zweck mit Beginn des Krieges 350.000 Mark für die Errichtung 
eines Lazarettes mit insgesamt 800 Betten im Ausstellungspalast zur Verfü-
gung.201 Zur Genesung der Verwundeten bot das Rote Kreuz außerdem Kuren 
und Bäder für Lungenkranke und Kriegsverstümmelte sowie Schulungen für Er-
blindete an.202  
Das Eintreiben der freiwilligen Spenden besorgte schließlich die Finanzabteilung 
des Landesvereins. Neben persönlichen Spenden konnte das Rote Kreuz vor al-
lem auf die finanzielle Unterstützung der verschiedensten Behörden, Körperschaf-
ten, Kollegien, Standesorganisationen und Vereine, wie beispielsweise den Lan-
desverein der sächsischen Staatsbeamten für Wohltätigkeitseinrichtungen, bauen. 
Die zunächst reichlich eingehenden Sachspenden wurden als „Liebesgaben“ für 
die sächsische Armee an die Front gesandt oder an Verwundete und Verletzte in 
Lazaretten und Pflegestätten verteilt.203 Das Rote Kreuz war als Institution bis auf 
einige wenige Ausnahmen besoldeter Angestellter auf freiwillige und unentgeltli-
che Mitarbeit angewiesen. Diese freiwillige Mitarbeit innerhalb der Kriegswohl-
fahrtspflege wurde vor allem von Frauen geleistet. 
                                                 
199 Bericht des Landesausschusses der Vereine vom Roten Kreuz im Königreich Sachsen über 
seine Tätigkeit im ersten Kriegsjahre, Dresden 1915, S. 2 f. 
200 Ebd., S. 4 f. 
201 Dresdner Anzeiger vom 5.9.1914 und 2.10.1914. 
202 Bericht des Landesausschusses der Vereine vom Roten Kreuz im Königreich Sachsen über 
seine Tätigkeit im ersten Kriegsjahre, S. 8. 
203 Ebd., S. 9 ff. 
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3. Frauen in der Kriegswohlfahrtspflege 
 
3.1. Die bürgerliche Frauenbewegung 
 
Die bürgerliche Frauenbewegung, verstanden als eine Bewegung von Frauen, die 
über „den sozialen Status des Vaters, des Ehegatten oder der eigenen Erwerbstä-
tigkeit bürgerlichen Schichten zuzuordnen“204 waren, hatte sich im 1894 als Dach-
verband gegründeten Bund Deutscher Frauenvereine (BDF) zusammengeschlos-
sen. In der Verbindung der Theorie der „geistigen Mütterlichkeit“ und den Ideen 
der bürgerlichen Sozialreform entwickelte die bürgerliche Frauenbewegung ein 
„Konzept sozialer Frauenarbeit als weibliche Emanzipation“205. Die Mütterlichkeit 
wurde über das rein Biologische hinaus als Inbegriff der „sozialisativen, hegenden 
und pflegenden Potenzen der Frau, ihre Fähigkeit zu gefühlvoller Emotionalität 
und Wärme“206 nicht mehr nur auf die Mutter, sondern auf die Frau schlechthin 
übertragen. Angesichts der sachlichen und technischen Rationalität der (Männer-) 
Welt stellte dieser weibliche Geschlechtscharakter ein positiv besetzbares Identi-
tätsangebot dar: „Das Prinzip der Mütterlichkeit war eine lebensphilosophische 
Kritik an Entfremdung und Verdinglichung.“207 In dieser Kapitalismuskritik sah die 
bürgerliche Frauenbewegung ihren Anspruch auf eine sittliche Erneuerung der 
Gesellschaft begründet. Das Mütterlichkeitsprinzip sollte über den kleinen Kreis 
der Familie hinaus auf die unteren Gesellschaftsschichten übertragen werden. 
Hier verbanden sich die Emanzipationsvorstellungen mit den Konzepten der bür-
gerlichen Sozialreform. Die bürgerliche Frau sah sich verpflichtet, durch persön-
liches soziales Engagement sozialen Frieden zu stiften. Gleichzeitig erhoffte sie 
sich über diese bürgerliche Integration selbst soziale Emanzipations- und Auf-
stiegschancen.208 
In dieser Hinsicht eröffneten sich dem Bund Deutscher Frauenvereine mit dem 
Beginn des Ersten Weltkrieges ungeahnte Möglichkeiten: „Die bürgerliche Frau-
enbewegung erreichte in der Ausnahmesituation des Krieges mit einem Schlage, 
                                                 
204 Barbara Guttmann, Weibliche Heimarmee. Frauen in Deutschland 1914-1918, Weinheim 1989, 
S. 80. 
205 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 42. 
206 Ebd. 
207 Guttmann, Weibliche Heimarmee, S. 84. 
208 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 43 f. 
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wofür sie in den Jahrzehnten zuvor weitgehend vergeblich gekämpft hatte.“209 
Endlich erhielt sie öffentliche Anerkennung für ihr soziales Engagement. Die Für-
sorgearbeit wurde – wie lange ersehnt – in die kommunale Wohlfahrtspflege inte-
griert. Ihr Bild der Geschlechterpolarität fand angesichts des Krieges seine ideal-
typische Realisierung. Während die Männer an der Front ihre soldatische Pflicht 
erfüllten, konnten die Frauen die ihnen gebührende Rolle in der Gemeinde ein-
nehmen und ihre „Mütterlichkeit“ an der Heimatfront ausleben. Forderungen nach 
politischer und gesellschaftlicher Partizipation traten völlig in den Hintergrund. 
Statt dessen unterstützte die bürgerliche Frauenbewegung unter der Wortführung 
Gertrud Bäumers bedingungslos die Regierungspolitik und beteiligte sich hem-
mungslos an der Mythifizierung des Krieges und Glorifizierung der Kriegshel-
den.210 
Friedensarbeit und Internationalismus hatten im Bund Deutscher Frauenvereine 
nie eine Rolle gespielt. Vielmehr identifizierten sich viele bürgerliche Frauenrecht-
lerinnen mit Nationalismus und Militarismus. Geprägt durch die späte Gründung 
des deutschen Nationalstaates und ihre Nähe zum deutschen Liberalismus, der 
auf eine Demokratie verzichtet hatte und eine expansive Außenpolitik befürworte-
te, unterstützten die bürgerlichen Frauenvereine bereits in den Jahren vor dem 
Ersten Weltkrieg rege die militärische Aufrüstung und expansive Machtentfaltung 
des deutschen Imperialismus. Im BDF waren militaristische Organisationen wie 
der Frauenbund der Deutschen Flottenvereine und der Frauenbund der Deut-
schen Kolonialgesellschaft vertreten. Mit der Wahl Gertrud Bäumers211 zur Vorsit-
zenden des BDF 1910 wurde die nationalistische Orientierung des Bundes 
schließlich forciert.212 Doch die Kriegseuphorie der bürgerlichen Frauenbewegung 
im August 1914 speiste sich nicht nur aus der politischen Verknüpfung zum deut-
schen Liberalismus und dem fürsorglichen Aktionismus. In den vielen Kriegsge-
dichten der bürgerlichen Frauen wurde darüber hinaus „eine Intensität des Lebens 
beschworen, die offensichtlich als verlorengegangen empfunden wurde. Die Teil-
                                                 
209 Herrad-Ulrike Bussemer, „Weit hinter den Schützengräben.“ Das Kriegserlebnis der bürgerli-
chen Frauenbewegung, in: August 1914. Ein Volk zieht in den Krieg, hg. von der Berliner Ge-
schichtswerkstatt, Berlin 1989, S. 136-146, hier S. 140 f. 
210 Ebd., S. 141.  
211 Zur Person G. Bäumers immer noch grundlegend Werner Huber, Gertrud Bäumer. Eine politi-
sche Biographie, München 1970. 
212 Guttmann, Weibliche Heimarmee, S. 118 ff. 
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habe am Bedeutenden ließ Unbedeutendes, Alltägliches zum Dienst am Volk, zur 
sinnvollen Tat werden.“213 
 
 
3.2. Die proletarische Frauenbewegung 
 
Die sozialistische Emanzipationskonzeption erkannte keine weiblichen Sonder-
interessen an. Deshalb war die proletarische Frauenbewegung – anders als die 
organisatorisch autonomen bürgerlichen Frauen – eng mit den Organisationen der 
Arbeiterbewegung verknüpft.214 Litten die wohlhabenden Frauen unter „der Sinn-
losigkeit ihres Daseins“215, betrachtete die marxistische Emanzipationstheorie die 
Frauenerwerbsarbeit „als Prämisse und Vehikel der Frauenbefreiung“216. Nur in 
einer sozialistischen Gesellschaft, so propagierte die proletarische Frauenbewe-
gung, könne die Frau ökonomisch und politisch frei sein. Einer solchen Argumen-
tation folgend, kam dem Themenkomplex „Familie“ zunächst keine wesentliche 
Bedeutung zu. Erst als die bürgerlichen Frauen begannen, sich sozial zu engagie-
ren und dabei in ihrem Sinne auch auf sozial schwache Arbeiterfamilien einzuwir-
ken suchten, wandten sich führende Persönlichkeiten der sozialdemokratischen 
Frauenbewegung verstärkt diesem Thema zu. Dabei wurde deutlich, wie sehr 
auch die proletarische Frauenbewegung der traditionellen Rollenverteilung zwi-
schen Mann und Frau verhaftet war. Prominente Sozialdemokratinnen wie Clara 
Zetkin217 und Lily Braun218 zeigten sich anfällig für die bürgerliche Familienideolo-
gie und propagierten ebenfalls das Prinzip der „geistigen Mütterlichkeit“. Diese 
patriarchalen Geschlechterverhältnisse, so die Auffassung, könnten erst mit der 
                                                 
213 Ebd., S. 120. 
214 Ebd., S. 98. Zur Thematik insgesamt siehe Sabine Richebächer, Uns fehlt nur eine Kleinigkeit. 
Deutsche proletarische Frauenbewegung 1890-1914, Frankfurt am Main 1982; Heinz Niggemann, 
Emanzipation zwischen Sozialismus und Feminismus. Die sozialdemokratische Frauenbewegung 
im Kaiserreich, Wuppertal 1981. 
215 Niggemann, Emanzipation, S. 283. 
216 Guttmann, Weibliche Heimarmee, S. 98. 
217 Stellvertretend für die Fülle an Literatur zur Person C. Zetkins sei hier die jüngste Biographie 
von Tanja Puschnerat, Clara Zetkin – Bürgerlichkeit und Marxismus. Eine Biographie, Essen 2003, 
genannt. 
218 Zu L. Braun siehe insbesondere Ute Lischke, Lily Braun 1865-1916. German writer, feminist, 
socialist, Rochester (N.Y.) 2000, sowie Irma Jung, Lily Braun. Eine Revisionistin im Spiegel ihrer 
Briefe 1891-1903. Untersuchung zur ideologischen Standortbestimmung einer Sozialdemokratin, 
Hannover 1987. 
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Existenz eines sozialistischen Staates überwunden werden. Solange gelte es, 
gemeinsam mit den Männern den Kapitalismus zu bekämpfen. Diese Tendenz zur 
Selbstbeschränkung führte schließlich auch innerhalb der sozialdemokratischen 
Parteiorganisation zu einem schrittweisen Autonomieverlust der proletarischen 
Frauenbewegung.219 
Die sozialistischen Frauen lehnten Krieg bedingungslos ab. Der Militarismus des 
Deutschen Reiches führte ihrer Auffassung nach zu erheblichen Steuerbelastun-
gen für das Volk, zu Arbeitskraftverschwendung und zu geistiger Einfältigkeit der 
männlichen Jugend. Die Rüstungsausgaben seien zudem wirtschaftlich völlig un-
produktiv und man befürchtete, das Militär könne bei inneren Unruhen repressiv 
eingesetzt werden. Militarismus bedeute, wie es die rigoros pazifistisch eingestell-
te Clara Zetkin wiederholt formulierte, die stete Gefahr eines Krieges und der 
Massentötung.220 Trotz dieser in der sozialistischen Frauenbewegung weit verbrei-
teten Kriegsgegnerschaft war antimilitaristische Agitation allerdings kein Schwer-
punkt ihrer Arbeit. 
Mit Kriegsbeginn 1914 wurden parallel zur Sozialdemokratischen Partei auch in 
der sozialdemokratischen Frauenbewegung erste Tendenzen zur Spaltung sicht-
bar. Clara Zetkin setzte, wie Rosa Luxemburg, ihren konsequenten antimilitaristi-
schen Kurs fort. In der von ihr redigierten Zeitschrift Gleichheit prangerte Zetkin 
weiterhin öffentlich die Kriegspolitik der deutschen Regierung an. Der Zensur zum 
Opfer gefallene Textpassagen ließ sie demonstrativ weiß. Nach diesem Bruch der 
Parteidisziplin wurde Zetkin 1916 aus dem Parteivorstand der SPD ausgeschlos-
sen. 1917 gehörte sie zu den Mitbegründern der USPD, der anschließend weitere 
führende Frauen der Sozialdemokratie, wie die Dresdnerin Käte Duncker,221 bei-
traten. 
Auf Seiten der sozialdemokratischen Mehrheit dagegen standen Frauen wie Lily 
Braun, die als beispielhaft für das Ausmaß der Verblendung im Krieg gelten kann. 
Hatte Braun bis dato den deutschen Imperialismus als Instrument innenpolitischer 
Ablenkungsmanöver, der Kanalisierung politischen Potentials und Denunzierung 
                                                 
219 Guttmann, Weibliche Heimarmee, S. 102 ff., S. 106; Christiane Eifert, Wann kommt das „Fres-
sen“, wann die „Moral“? Das „Kriegserlebnis“ der sozialdemokratischen Frauenbewegung, in: Au-
gust 1914, S. 103-114, hier S. 104. 
220 Niggemann, Emanzipation, S. 169 f. 
221 Ruth Kirsch, Käte Duncker. Aus ihrem Leben, Berlin (Ost) 1982. 
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der Sozialdemokratie entlarvt,222 erfaßte sie bei Kriegsbeginn eine „fast mystisch 
verklärte Opferbereitschaft“223. „Lily Brauns Glaube an eine bleibende Einigung 
aller Volksschichten ‚durch das ungeheure Blutopfer‘ unterschied sich von den 
Hoffnungen der bürgerlichen Nationalistinnen auf Veränderung durch den Krieg 
letztendlich nur dadurch, daß Braun die durch den Krieg geeinte Nachkriegsge-
sellschaft als eine ‚sozialistische‘ sah.“224 Viele sozialdemokratische Frauen ver-
sprachen sich von ihrer Arbeit im Krieg die Anerkennung als Staatsbürgerinnen zu 
erlangen. Der Krieg war die Generalprobe für die Aufgaben und Verantwortung 
der Frauen nach Erlangung des Wahlrechts. Gleichzeitig konnten sie sich gegen-
über ihren männlichen Parteigenossen profilieren und beweisen, daß auch die 
Frauen in der Sozialdemokratie zu selbständiger Organisationsarbeit legitimiert 
waren.225 
Für viele sozialdemokratische Frauen war es in den ersten Kriegsmonaten selbst-
verständlich, in der Kriegswohlfahrtspflege mitzuwirken. Dabei spielte es keine 
Rolle, ob sie den Krieg ablehnten oder die Zustimmung der sozialdemokratischen 
Reichstagsfraktion zu den Kriegskrediten mißbilligten. Die durch den Krieg verur-
sachte Arbeits-, Rat- und Orientierungslosigkeit angesichts der gesellschaftlichen 
Umstrukturierung betraf vor allem Arbeiterfamilien. Hier Abhilfe zu schaffen war 
Kern sozialdemokratischer Politik. So beteiligte sich denn an der freiwilligen 
Kriegsfürsorge auch eine Vielzahl von unabhängigen Sozialdemokratinnen.226 
Die freiwillige Mitarbeit in der Kriegswohlfahrtspflege kann demnach nicht als 
Kriegsbegeisterung und Zustimmung zum Krieg gewertet werden. Diese Feststel-
lung gilt zumindest für die erste Hälfte des Ersten Weltkrieges. Mit Dauer des 
Krieges gaben viele Sozialdemokratinnen ihre freiwillige Mitarbeit auf. Zu sehr wa-
ren sie mit der Sicherung ihres eigenen Lebensunterhalts beschäftigt. Der Zwang 
zur Erwerbstätigkeit und die aufwendige Bewirtschaftung des Haushalts und der 
Lebensmittel raubten Zeit und Kraft. Mit zunehmender Kriegsmüdigkeit geriet die 
                                                 
222 Niggemann, Emanzipation, S. 173. 
223 Guttmann, Weibliche Heimarmee, S. 129. 
224 Ebd. 
225 Ebd., S. 128. 
226 Eifert, Wann kommt das „Fressen“, S. 106-111. Siehe auch Christiane Eifert, Frauenpolitik und 
Wohlfahrtspflege. Zur Geschichte der sozialdemokratischen „Arbeiterwohlfahrt“, Frankfurt am Main 
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Kriegswohlfahrtspflege schließlich bei vielen Arbeiterfrauen als eine kriegsbeja-
hende und kriegsverlängernde Institution in Verruf.227 
 
 
3.3. Der Nationale Frauendienst 
 
Eine zentrale Koordination und Vereinheitlichung der privaten Wohltätigkeitsarbeit, 
wie sie bereits für die kommunale Ebene geschildert wurde, setzte auch auf 
Reichsebene ein. Während die vaterländischen Vereine vom Roten Kreuz, wie 
z.B. der „Frauendank 1914“ und der sächsische Albertverein, aufgrund ihrer Sat-
zung für den Einsatz im Etappengebiet vorbereitet waren, mußte an der Heimat-
front eine entsprechende Organisation erst geschaffen werden. Dieser Aufgabe 
nahm sich der Bund Deutscher Frauenvereine an, der mit 600.000 Mitgliedern und 
3.300 Zweigvereinen einen beachtlichen Organisationsgrad aufweisen konnte. Auf 
Initiative Gertrud Bäumers wurde mit dem Nationalen Frauendienst (NFD) eine 
umfassende Organisation der Kriegsfürsorge geschaffen, der sich ausdrücklich 
auch alle nicht dem BDF angehörenden Vereine und Einrichtungen anschließen 
sollten. Angesichts der Not vieler Arbeiterfamilien rief der sozialdemokratische 
Parteivorstand die Frauen auf, sich aktiv an der Kriegshilfe zu beteiligen.228 Zwar 
gab es eigene fürsorgliche Initiativen wie die „Hilfsaktionen der Proletarierinnen“, 
doch schlossen sich die Sozialdemokratinnen überwiegend den bestehenden Ein-
richtungen des Nationalen Frauendienstes an. Luise Zietz,229 Mitglied im Partei-
vorstand der SPD, die Gewerkschaftlerin Gertrud Hannah und Gertrud Lodahl als 
Vertreterin der Genossenschaften traten dem Vorstand des NFD bei.230 
Das Arbeitsprogramm des Nationalen Frauendienstes sah reichsweit vier einheitli-
che Schwerpunkte vor: 1. Gewährleistung einer gleichmäßigen Lebensmittelver-
                                                 
227 Vgl. ebd., S. 107. 
228 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 56 ff.; Kundrus, Kriegerfrauen, S. 98-
123; Gertrud Bäumer, Die deutsche Frau in der sozialen Kriegsfürsorge, Gotha 1916. Weiterfüh-
rend Susan R. Grayzel, Women and the First World War, London 2002; Jean H. Quataert, 
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Middle Class Women 1914-1918, Ann Arbor 1984. 
229 Hans Zeisler, Luise Zietz. Leben und Wirken in der proletarischen Frauenbewegung 1865-1922. 
Ein biographischer Beitrag, Leipzig 1978. 
230 Eifert, Wann kommt das „Fressen“, S. 105. 
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sorgung; 2. Mitarbeit bei der Fürsorge für Familien, deren Ernährer zum Kriegs-
dienst einberufen wurden; 3. Fürsorge für kriegsbedingt Arbeitslose und Arbeits-
vermittlung; 4. Beratung sowie Verknüpfung aller Fürsorgemaßnahmen. Insge-
samt kam dem NFD damit eine wesentliche Funktion beim Auf- und Ausbau der 
kommunalen Kriegswohlfahrtspflege zu, ja er wurde für diese „gleichsam zum pri-
vaten Hilfsorgan“.231  
In Dresden gestaltete sich die Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Kriegs-
fürsorge der Stadt und der privaten Kriegswohlfahrtspflege des Nationalen Frau-
endienstes in dem Sinne, daß die Dresdner Frauenvereine, die dem NFD ange-
hörten, sich in den Dienst der Kriegsorganisation Dresdner Vereine stellten. So 
unterhielt beispielsweise die Ortsgruppe des Deutsch-Evangelischen Frauenbun-
des eine Stellenvermittlung und eine Beschäftigungsstube für Arbeitslose. Die 
Frauen füllten Kissen für Lazarette, stellten Scheuertücher her und strickten 
Strümpfe. Der Rechtschutzverein für Frauen beriet Ratsuchende juristisch bei 
Fragen zu den Kriegsgesetzen, zu Unterstützungsangelegenheiten und bei Miet-
problemen. Die Mitglieder der Dresdner Ortsgruppe des Israelitischen Frauenver-
eins verpflegten Flüchtlinge auf dem Hauptbahnhof. Der evangelische Fabrikarbei-
terinnen-Verein bot unter anderem Koch-, Schneider- und Nähkurse an, 
unterrichtete in häuslicher Krankenpflege und richtete Schlafunterkünfte ein. Der 
556 Vereine umfassende Landesverein für christlichen Frauendienst eröffnete ei-
ne Vielzahl von Volksküchen, und die Dresdner Diakonissenanstalt schließlich 
qualifizierte freiwillige Helferinnen für die Kinderbetreuung.232 
                                                 
231 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 58. 
232 Una Giesecke, Frauen im Ersten Weltkrieg, in: Dresdner Hefte Nr. 62 (2000), S. 35-42, hier S. 
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III. Kommunale Fürsorgepolitik I: Hilfe für die Kriegsbetroffenen 
 
 
1. Die Unterstützung von „Kriegerfamilien“ 
 
In einem möglichen Kriegsfalle die Familien der zum Heeresdienst Einberufenen 
während der Abwesenheit ihres „Ernährers“ finanziell zu unterstützen, war schon 
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ein wesentliches Anliegen der monarchi-
schen Herrscher. Diese Familienunterstützung war jedoch keineswegs als Selbst-
zweck intendiert, sondern sie war darauf ausgelegt, den Soldaten das Gefühl zu 
vermitteln, in ihrer Abwesenheit von Zuhause würden die zurückgelassenen Fami-
lien keine Not erleiden müssen. Die Aussicht, nach Kriegsende in einen geordne-
ten Hausstand heimkehren zu können, sollte den Truppen als moralische Stütze 
während des entbehrungsreichen Kriegsdienstes dienen. Diese Art von Familien-
fürsorge zielte letztlich darauf ab, daß der Soldat regierungstreu und psychisch 
unbelastet in die Schlacht ziehen konnte.233  
 
 
1.1. Das Reichsgesetz zur Unterstützung von Familien Einberufener  
 
Die rechtliche Grundlage der Fürsorge für die Angehörigen von Kriegsteilnehmern 
bildete das Reichsgesetz vom 28. Februar 1888 in der Fassung vom 4. August 
1914,234 später ergänzt und erweitert durch die Novelle vom 30. September 
1915,235 die Bundesratsverordnungen vom 21. Januar 1916236 und 3. Dezember 
1916237 sowie eine Fülle ministerieller Bestimmungen der Einzelstaaten. Erste 
Versuche, die Unterstützung der Angehörigen von Kriegsteilnehmern gesetzlich zu 
                                                 
233 Kundrus, Kriegerfrauen, S. 42. 
234 Gesetz zur Änderung des Gesetzes betreffend die Unterstützung von Familien in den Dienst 
eingetretener Mannschaften (28.2.1888) vom 4.8.1914, in: Reichsgesetzblatt 1914, S. 332 f. 
235 Gesetz betreffend Änderung des Gesetzes betreffend die Unterstützung von Familien in den 
Dienst eingetretener Mannschaften (28.2.1888) vom 30.9.1914, in: Reichsgesetzblatt 1915, S. 629. 
236 Bekanntmachung betreffend die Unterstützung von Familien in den Dienst eingetretener Mann-
schaften vom 21.1.1916, in: Reichsgesetzblatt 1916, S. 55-58. 
237 Bekanntmachung betreffend die Unterstützung von Familien in den Dienst eingetretener Mann-
schaften vom 3.12.1916, in: ebd., S. 1323. 
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regeln, reichen sogar bis in die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts zurück.238 So 
hatten in Preußen die Kommunen im Zusammenwirken mit privaten Unterstüt-
zungsvereinen die Verantwortung für die Versorgung der „Kriegerfamilien“ zu tra-
gen. Doch erwies sich das Unterstützungswesen wegen seiner dezentralen Orga-
nisation und der Abhängigkeit von freiwilliger Mitarbeit als weitgehend 
ungenügend. Die Kommunen waren außerdem an keine gesetzlich festgeschrie-
benen Mindestleistungen gebunden und konnten deshalb die finanzielle Unterstüt-
zung auf ein Minimum reduzieren. Selbst mit den zusätzlichen privaten Hilfslei-
stungen vermochten es nur wenige Familien, den Haushalt in Abwesenheit des 
Ernährers so weiterzuführen wie bisher. Der weitaus größere Teil blieb auf die 
Armenunterstützung angewiesen. Dieser Mißstand sollte schließlich in einem 
preußischen Gesetz vom 27. Februar 1850 beseitigt werden. Den Kreisen und 
kreisfreien Städten wurde fortan eine selbst aufzubringende, nicht rückerstattbare 
finanzielle Mindestunterstützung der Kriegerfamilien auferlegt. Im Jahr 1867 dehn-
te man das Gesetz auf den Norddeutschen Bund aus, und auch die süddeutschen 
Staaten übernahmen in der Folgezeit schrittweise diese Regelung. Im Deutsch-
Französischen Krieg von 1870/71 erwiesen sich die gesetzlich geregelten Min-
destsätze für die Sicherung des Lebensunterhalts allerdings als unzureichend. 
Dementsprechend gewährten die Kreise und Städte darüber hinaus zusätzliche 
Unterstützungszahlungen. Nach dem siegreichen Ende des Krieges gegen Frank-
reich und der erfolgreichen deutschen Reichsgründung durch Bismarck wurde die 
Rückerstattung der Mindestsätze durch das Reich gesetzlich geregelt. Die von 
den Kreisen und Städten während des Krieges ausgezahlten Mindestsätze wur-
den diesen vollständig aus den umfangreichen Mitteln der französischen Kriegs-
kontribution zurückerstattet. Die Forderung von Vertretern der Kreise und Städte, 
das Reich möge auch die über die Mindestsätze hinaus gewährten Unterstüt-
zungszahlungen zurückerstatten, wurde dagegen mit der Begründung, die Reichs-
regierung hätte schließlich die Verwendung dieser Mittel weder kontrollieren noch 
nachvollziehen können, zurückgewiesen. 
In den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts kam es auf Drängen des preußi-
schen Kriegsministeriums zu einem Neuentwurf des Unterstützungsgesetzes von 
1850. Gemäß Artikel 58 der Reichsverfassung, der das Reich als Träger mögli-
                                                 
238 Hierzu und zum folgenden Ute Daniel, Arbeiterfrauen in der Kriegsgesellschaft. Beruf, Familie 
und Politik 1914-1918, Göttingen 1989, S. 170 ff. 
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cher Kriegskosten benannte, sollte die Rückerstattungspflicht des Reiches bezüg-
lich der von den Kreisen und Städten durch die Zahlung der Mindestsätze ent-
standenen Kosten festgeschrieben werden. Darüber hinaus strebten die preußi-
schen Militärs eine Erhöhung der Kriegsunterstützungen für die Familien an. Nach 
zähen und langwierigen Verhandlungen, in denen vor allem über die Erstattungs-
modalitäten heftige Debatten geführt wurden, verabschiedete der Reichstag am 
28. Februar 1888 das „Gesetz betreffend die Unterstützung von Familien in den 
Dienst eingetretener Mannschaften“239. Danach wurden die Kreise und Städte je 
nach Region, Einwohnerstärke und Finanzkraft in sogenannte „Lieferungsverbän-
de“ zusammengefaßt, die in einem möglichen Kriegsfall die in ihrem jeweilig zu 
verantwortenden Bereich benötigten Kriegsunterstützungen aufzubringen und de-
ren Auszahlungen durchzuführen und zu kontrollieren hatten. Zwar verpflichtete 
das Gesetz nun das Reich zur Rückerstattung der Mindestsätze an die Liefe-
rungsverbände, doch der Zeitpunkt der Rückzahlung sollte durch ein „Spezial-
gesetz“ erst nach Kriegsende geregelt werden, d. h. die Rückerstattungs-
modalitäten blieben auch weiterhin ungeklärt.240 Nach dem neuen Gesetz hatten 
Anspruch auf Kriegsunterstützung alle Angehörigen der Reserve-, Landwehr-, Er-
satzreserve-, Landsturm- und Seemannschaften, deren eheliche und diesen 
gleichgestellten Kinder unter 15 Jahren. Wenn diese von dem Eingezogenen bis-
her unterstützt wurden, so waren auch dessen Geschwister und Verwandte in auf-
steigender Linie, außerdem Geschwister aufsteigender Linie der Ehefrau sowie 
Kinder aus früheren Ehen unterstützungsberechtigt. Nicht unterstützungsberech-
tigt waren ferne Verwandte und uneheliche Kinder.241  
Die neue gesetzliche Regelung begründete einen Rechtsanspruch auf Unterstüt-
zung, wenn die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt wurden. Das Hauptkrite-
rium war dabei die Bedürftigkeit der Kriegerfamilien. „Die Familienunterstützung 
wurde also nicht unabhängig von der materiellen Lage der Betroffenen gewährt 
und war daher – trotz Rechtsanspruch – dem Bereich der Fürsorge zuzuord-
nen.“242 Waren die Lieferungsverbände der Auffassung, die gesetzlichen Mindest-
                                                 
239 Gesetz betreffend die Unterstützung von Familien in den Dienst eingetretener Mannschaften 
vom 28.2.1888, in: Reichsgesetzblatt 1888, S. 59 ff. 
240 Ebd., § 12. 
241 Ebd., § 1 und § 2. 
242 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 50. 
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sätze reichten in bestimmten Unterstützungsfällen nicht aus, um den Lebensbe-
darf der Familie zu decken, stand es ihnen zu, zusätzliche Unterstützung aus ei-
genen Mitteln zu gewähren. Demnach hielt sich die Familienunterstützung trotz 
standardisierter Regelsätze den Rückgriff auf das Fürsorgeprinzip der Individuali-
sierung offen.243 
Bei Kriegsbeginn 1914 hatte sich die gesetzlich-organisatorische Grundlage der 
Familienunterstützung seit 1888 nicht geändert, d. h. das Gesetz war 26 Jahre alt 
und nie zur Anwendung gekommen. Es war auf überholte gesellschaftliche Ver-
hältnisse zugeschnitten, weshalb niemand die praktischen Auswirkungen abschät-
zen konnte. Das Gesetz stellt „ein weiteres Beispiel für die anachronistischen in-
nenpolitischen Kriegskonzeptionen und -instrumentarien der Reichsführung“244 
dar. So beließ es die Reichsleitung im August 1914 in der gebotenen Eile bei eini-
gen Modifikationen des Gesetzes.245 Die Reichsmindestsätze wurden von 6 auf 9 
Mark für die Sommermonate und von 9 auf 12 Mark für die Wintermonate erhöht. 
Am Ende des Krieges lag die Reichsunterstützung schließlich bei 25 Mark für Ehe-
frauen und 15 Mark für Kinder. Gleichzeitig wurde der Kreis der Unterstützungsbe-
rechtigten mit Dauer des Krieges stetig erweitert. Nicht nur im Auftrag des Militärs 
Bedienstete wie zum Beispiel Köchinnen und Kraftfahrer, sondern auch Soldaten, 
die ihren aktiven Militärdienst absolvierten, im Ausland Gefangene oder anderwei-
tig an der Rückkehr nach Deutschland gehinderte Personen konnten Kriegsunter-
stützung beantragen. Gesetzlichen Anspruch hatten außerdem schuldlos geschie-
dene Ehefrauen, für die der Eingezogene bis dahin unterhaltspflichtig gewesen 
war, Stiefgeschwister und -kinder, Pflegeeltern und -kinder sowie mit in die Ehe 
gebrachte uneheliche Kinder der Frau.246 Insgesamt entwickelte die Familienun-
                                                 
243 Ebd., S. 51. 
244 Kundrus, Kriegerfrauen, S. 42. 
245 Zum Wortlaut des Gesetzes betreffend die Unterstützung von Familien in den Dienst eingetre-
tener Mannschaften in der Fassung vom 4.8.1914 (Reichsgesetzblatt 1914, S. 332 f.) siehe An-
hang (Kapitel VII.1.2.). Siehe weiterführend den Beitrag des Stettiner Bürgermeisters Dr. Thode, 
Gesetz über die Unterstützung der Familien der Kriegsteilnehmer, in: Kommunales Jahrbuch 1919, 
S. 31-36, sowie G. Albrecht, Die Unterstützung der Familien Einberufener. Entwicklung und gesetz-
liche Grundlagen, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik 151 (1940), Heft 1, S. 66-84. 
246 Im Laufe des Kriegs erschien eine Fülle von Ratgeberliteratur zum Thema Familienunterstüt-
zung. Stellvertretend seien hier genannt Franz Schweyer (Hg.), Deutsche Kriegsfürsorge. Gemein-
verständliche Darstellung der für die Versorgung der Kriegsteilnehmer und ihrer Familien geltenden 
Vorschriften und Grundsätze, Berlin 21918; Oskar Fischbacher (Hg.), Wie wird für die Angehörigen 
unserer Krieger gesorgt? Ratgeber für Kriegerfamilien, Berlin 1917; Heinrich Dieck, Handbuch der 
praktischen Kriegsfürsorge, Cöln 1916; Erich Roßmann, Ratgeber für Kriegerfamilien, Kriegsinvali-
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terstützung, um es mit den Worten U. Daniels wiederzugeben, eine „unaufhaltsa-
me Verallgemeinerungstendenz“, was dazu führte, „daß eine ursprünglich für ei-
nen klar umgrenzten Personenkreis angelegte Spezialunterstützung zu einer 
Unterstützungspflicht des Staates für weite Teile der lohnabhängigen, aber auch 
der selbständigen Bevölkerung“ wurde.247 Am Ende des Jahres 1917 wurde fast 
ein Drittel aller deutschen Haushalte beziehungsweise Familien unterstützt; auf 
den einzelnen bezogen hieß das, daß jede sechste im Deutschen Reich lebende 
Person Familienunterstützung erhielt. Angesichts dieser unerwarteten Dimension 
stellte sich den Beteiligten vor allem eine Frage: Wer sollte das bezahlen? 
 
 
1.2. Der Reich-Gemeinde-Dualismus und die Frage der „Bedürftigkeit“ 
 
Hält man sich die Zahlen der unterstützten Personen vor Augen, so wird das 
Ausmaß der finanziellen Belastung für das Reich wie für die Gemeinden deutlich. 
Am Ende des Jahres 1915 wurden schätzungsweise 4 Millionen Familien unter-
stützt, das waren annährend 11 Millionen Personen. Theoretisch hatte das Deut-
sche Reich allein für den Monat August 1915 für 93,4 Millionen Mark an gesetzli-
chen Mindestansprüchen aufzukommen.248 Praktisch aber waren es die 
Lieferungsverbände, welche die Reichsausgaben vorstrecken mußten. Gleichzei-
tig waren diese verpflichtet, in Bedürftigkeitsfällen weitere, selbst aufzubringende 
Mittel zu gewähren. Dresden bildete als kreisfreie Stadt einen eigenen Lieferungs-
verband. Hier waren im Dezember 1915 35.353 Familien beziehungsweise 81.587 
Personen unterstützungsberechtigt.249 Bis zu diesem Monat hatte die Stadtkasse 
bereits 8,33 Millionen Mark an reichsgesetzlichen Mindestsätzen und 6,3 Millionen 
Mark an städtischen Zuschüssen ausgezahlt.250 Bis September 1917 wuchs die 
Zahl der zu Unterstützenden in der Residenzstadt auf 51.310 Familien bezie-
                                                                                                                                                    
den und Kriegerhinterbliebene. Gemeinverständliche Darstellung aller Fragen der bürgerlichen und 
militärischen Kriegsfürsorge in Deutschland, Stuttgart 1916. 
247 Daniel, Arbeiterfrauen, S. 174 f. 
248 Ebd.; Kundrus, Kriegerfrauen, S. 52. 
249 Aufstellung der Kopfzahlen der vom KUA und von der KOV unterstützten und verpflegten Fami-
lien (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 31, unpaginiert). Siehe Tabelle 20 im Anhang (Kapitel VII.1.6.). 
250 93. Sitzung der Kommission zur Prüfung der Unterstützungsgesuche (StA Dresden, 2.3.26, 
KUA, Nr. 1/III, Bl. 124 f.). 
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hungsweise 112.813 Personen und erreichte damit ihren höchsten Stand.251 Die 
Kosten für die Familienunterstützung beliefen sich für den Lieferungsverband 
Dresden bis November 1918 auf schätzungsweise 29,75 Millionen Mark für 
Reichsmindestsätze und 25,2 Millionen Mark für städtische Zuschüsse, demnach 
also auf eine Gesamtsumme von fast 55 Millionen Mark.252 Einer groben Schät-
zung von J. Reulecke zufolge hatten die Gemeinden des Deutschen Reiches ins-
gesamt eine Kriegslast von rund 4 bis 4,5 Milliarden Mark zu tragen.253 Dabei zahl-
ten die Lieferungsverbände vornehmlich ländlicher Orte neben den Mindestsätzen 
bisweilen gar keine Zuschüsse, während in industriegeprägten Großstädten in der 
ersten Phase des Krieges Bedürftige bis zu 100 Prozent der Reichsunterstützung 
als städtischen Zuschuß erhielten. Auch Dresden zahlte anfänglich Zuschläge von 
bis zu 100 Prozent, doch war dieses Niveau kaum aufrechtzuerhalten. Zwar ge-
währten auch Betriebe und Gewerkschaften ihren Arbeitern beziehungsweise Mit-
gliedern neben der staatlich-gemeindlichen Familienunterstützung eigene Zusatz-
leistungen, doch gingen diese im Laufe des Kriegs ebenso rapide zurück.254 
Für die Gemeinden geriet die Beschaffung der Geldmittel zu einem „finanzpoliti-
schen Drahtseilakt“255. Die monetäre Ausstattung der Städte war bereits zu Beginn 
des Krieges alles andere als komfortabel. Die Verschuldung der Kommunen des 
Deutschen Reiches betrug im Herbst 1914 7,5 Milliarden Mark.256 Dennoch war 
das Geldangebot gegenüber den Gemeinden zu diesem Zeitpunkt noch recht gut 
und vor allem günstig. Viele Stadtverwaltungen erwarteten allerdings einen kurzen 
Krieg und sahen deshalb von der Aufnahme langfristiger Anleihen ab. Statt des-
sen nahm die Mehrzahl kurzfristige, kostenintensive Darlehen auf. Als sich 1916 
immer noch kein Ende des Krieges abzeichnete, richtete sich das Interesse der 
                                                 
251 Aufstellung der Kopfzahlen. 
252 Berechnet nach StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 1, 2, 7, 15, 33. Siehe Abbildung 5 im Anhang 
(Kapitel VII.1.5.). 
253 Jürgen Reulecke, Städtische Finanzprobleme und Kriegswohlfahrtspflege im Ersten Weltkrieg 
unter besonderer Berücksichtigung der Stadt Barmen, in: Zeitschrift für Stadtgeschichte, Stadtso-
ziologie und Denkmalpflege 2 (1975), S. 48-79, hier S. 68. 
254 Im Bezirk der Handelskammer zu Dresden gewährten im September 1914 350 Firmen den An-
gehörigen ihrer zum Kriegsdienst einberufenen Arbeiter und Angestellten in irgendeiner Form re-
gelmäßige Unterstützung, 378 zahlten keine Unterstützung und 180 waren zu diesem Zeitpunkt in 
der Angelegenheit noch unschlüssig. Siehe Mitteilungen der Handelskammer zu Dresden 3 (1914), 
Nr. 9, S. 390. 
255 Daniel, Arbeiterfrauen, S. 174. 
256 Jürgen Reulecke, Wirtschaft und Bevölkerung ausgewählter Städte im Ersten Weltkrieg (Bar-
men, Düsseldorf, Essen, Krefeld), in: Reulecke, Die deutsche Stadt, S. 114-126, hier S. 115. 
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Kommunen vermehrt auf längerfristige Kredite, deren Tilgung erst nach Kriegsen-
de notwendig geworden wäre. Hier gerieten die städtischen Schatzmeister jedoch 
in eine Interessenkollision mit dem Reich. Die Beschaffung langfristiger Kredite 
seitens der Kommunen gefährdete den Reichskredit. Deshalb wurde die Aufnah-
me von Kommunalanleihen von den Aufsichtsbehörden ab Mitte 1917 nicht mehr 
genehmigt. Auch von Auslandskrediten257 sollte kein Gebrauch gemacht werden. 
So waren die Kommunen weiterhin auf kurzfristige Darlehen angewiesen, deren 
Beschaffung immer schwieriger und teurer wurde.258 
Angesichts der Tatsache, daß das Reich den Kommunen den Weg zu günstigen 
Anleihen blockierte, setzten die örtlichen Verwaltungen alles daran, das Reich zu 
einer schnellstmöglichen, noch während des Krieges vorzunehmenden Rückzah-
lung der Mindestsätze zu veranlassen. Doch auch hier zeigte die Reichsleitung 
kaum Entgegenkommen. Zum einen verwies sie auf die Gesetzeslage, die dafür 
ein Spezialgesetz erforderte, zum anderen betonten sowohl das Reichsschatzamt 
als auch der Reichskanzler wiederholt die Priorität der Militärausgaben.259 Zu einer 
einmaligen Rückerstattungszahlung kam es erst im Sommer 1916, als finanz-
schwache Kommunen an die Grenzen ihrer Belastbarkeit gerieten und man um 
die öffentliche „Ruhe und Sicherheit“ an der Heimatfront fürchtete. Im Durchschnitt 
rund ein Viertel der bis dahin verausgabten reichsgesetzlichen Mindestsätze wur-
de vom Reich erstattet. Eine „Notgemeinde“ wie die Stadt Barmen erhielt knapp 
die Hälfte ihrer Ausgaben zurück,260 während die „Vorzugsgemeinde“ Dresden 
lediglich ein Fünftel erstattet bekam.261 Doch auch nach Kriegsende kam die 
                                                 
257 Diesbezüglich heißt es bei Reulecke, Städtische Finanzprobleme, S. 75: „Gleichzeitig wurde der 
dringende Rat an die Städte gegeben, wegen der unüberschaubaren Konsequenzen auch keine 
Auslandsanleihen aufzunehmen, wie sie besonders von Schweizer Banken angeboten wurden, da 
diese hinterher in ausländischer Währung zu Goldparität zurückzuzahlen waren – eine Empfeh-
lung, die sich später während der Inflationszeit als äußerst sinnvoll erweisen sollte.“ 
258 Ebd.; Otto Most, Finanz- und Steuerwesen, in: Kommunales Jahrbuch 1919, S. 479-520. Zur 
Kriegsfinanzierung des Deutschen Reiches insgesamt siehe Manfred Zeidler, Die deutsche Kriegs-
finanzierung 1914-1918 und ihre Folgen, in: Wolfgang Michalka (Hg.), Der Erste Weltkrieg. Wir-
kung, Wahrnehmung, Analyse. Im Auftrag des Militärischen Forschungsamtes, München 1994, S. 
415-433. 
259 Daniel, Arbeiterfrauen, S. 175. 
260 Reulecke, Städtische Finanzen, S. 74 f. 
261 Bericht des Finanzamtes der Stadt Dresden vom 28.11.1916 (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 
33, Bl. 53). Der Lieferungsverband Dresden erhielt im Sommer 1916 sowie im Januar 1917 jeweils 
eine Rückerstattungsrate in Höhe von 10 Prozent der bisher verausgabten reichsgesetzlichen Min-
destsätze. Maßgeblich hierfür waren die „Verordnungen des Reichskanzlers betr. die im Wege der 
Kriegswohlfahrtspflege zu Lasten des Reiches gezahlten Unterstützungen“ vom 13.6.1916 und 
9.1.1917. 
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Rückzahlung der vorverausgabten Reichsmittel nur schleppend voran. Im April 
1919 war das Reich der Residenzstadt Dresden noch 47,5 Millionen Mark schul-
dig, das waren rund 80 Prozent der von August 1914 bis Ende 1918 durch den 
Dresdner Lieferungsverband vorverausgabten Mindestsätze.262 
Daß die städtischen Zuschüsse zu den Mindestsätzen im Einzelfall bis zu 100 
Prozent betrugen, ist bereits angedeutet worden. Im Gegensatz zu den Reichsmit-
teln, deren Rückerstattung gesetzlich festgeschrieben war, mußten die Liefe-
rungsverbände die im Falle der „Bedürftigkeit“ einer Familie zu zahlenden Zu-
schläge ohne Aussicht auf Rückerstattung eigenständig finanzieren. Hier boten 
sich den Kommunen konkrete Einsparmöglichkeiten. Durch eine restriktive Hand-
habung der Bedürftigkeitsfrage konnten zusätzliche Ausgaben vermieden werden. 
Viele Kreise verzichteten bisweilen auf jeglichen Zuschuß und zahlten nur die 
Mindestsätze aus, denn diese wurden ihnen möglicherweise zurückerstattet.263 
Doch laut dem Sächsischen Bürgermeistertag „deckt[e] die Unterstützung des 
Deutschen Reiches kaum den 3. Teil des tatsächlichen Bedarfs“ der Kriegerfamili-
en.264 Auch die evangelisch-lutherische Landeskirche Sachsen merkte in einem 
Schreiben an die sächsische Staatsregierung besorgt an, daß die „laut Reichsge-
setz zu gewährende Unterstützung [...] in vielen Fällen als genügend nicht ange-
sehen werden kann“, sondern die Familien „wirklich bittere Not“ litten.265 
Die unterschiedliche Handhabung der Bedürftigkeitsfrage war deshalb möglich, 
weil das Unterstützungsgesetz von 1888/1914 den Begriff der „Bedürftigkeit“ nicht 
eindeutig definierte. „Infolge dessen entstanden in der Praxis durch engherzige 
Auslegung große Unzuträglichkeiten.“266 Zwar schaffte das Reich bereits im De-
zember 1914 mit einem Reichsgesetz, welches regelte, daß die Kommunen bis zu 
einem Drittel ihrer Zuschüsse sowohl für die Familien- als auch Erwerbslosenun-
terstützung umgehend zurückerstattet bekommen sollten, einen möglichen Anreiz 
                                                 
262 Rundschreiben und Fragebogen des Deutschen Städtetages vom 1.4.1919 (StA Dresden, 
2.3.26, KUA, Nr. 15, Bl. 65). Der Lieferungsverband Dresden hatte bis zu diesem Zeitpunkt einen 
Gesamtbetrag an gesetzlichen Reichsmindestsätzen von 60 Millionen Mark ausgezahlt. 
263 Vgl. Erklärung des sächsischen Ministeriums des Innern zum Antrag Castan und Genossen 
[Sächsische Landtagsakten. Berichte der II. Kammer 1915, Drucksache Nr. 10] von Mitte Juli 1915 
(SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17741, Bl. 2-11, hier Bl. 7 f.). 
264 Schreiben des Sächsischen Bürgermeistertages e. V. an das sächsische Ministerium des In-
nern vom 8.10.1914 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17737, Bl. 45 ff., hier Bl. 46). 
265 Schreiben der evangelisch-lutherischen Landeskirche Sachsen an die sächsische Staatsregie-
rung vom 7.10.1914 (ebd., Bl. 53). 
266 Dieck, Handbuch der praktischen Kriegsfürsorge, S. 10. 
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für zusätzliche Ausgaben.267 Doch scheinbar zahlte sich dies nicht aus,268 denn in 
vielen Fällen gingen Kommunen sogar dazu über, aus Kostengründen offensicht-
lich Bedürftige an das örtliche Armenamt zu verweisen, denn die Armenunterstüt-
zung war erstattungspflichtig.269 Der Gesetzgeber verfolgte mit der Familienunter-
stützung aber gerade das Ziel, den Bedürftigen ein soziales Existenzminimum zu 
sichern, und nicht ein absolutes, wie es in der öffentlichen Armenpflege der Fall 
war. Nach konservativer Lesart sollten mit der Familienunterstützung Standes- 
und Klassenunterschiede nicht egalisiert, sondern konserviert werden. Deshalb 
sah sich das Reichsinnenministerium wiederholt genötigt, darauf hinzuweisen, daß 
die Anwendung von armenrechtlichen Grundsätzen auf die Gewährung von Fami-
lienunterstützung nicht zu billigen sei, „denn den Angehörigen der Kriegsteilneh-
mer soll nicht Armenhilfe, sondern Kriegsfürsorge zuteil werden.“270  
Die in den Augen der Empfänger von Familienunterstützung scheinbar willkürliche 
Praxis der Unterstützungsämter wirkte sich schon Ende 1914 zunehmend negativ 
auf den sozialen Burgfrieden aus. Nicht selten beobachteten die Behörden Neid 
und Mißgunst in der Bevölkerung.271 Eine gesetzliche Regelung bezüglich der Be-
dürftigkeitsfrage machte sich dringend erforderlich. Mit einer Gesetzesnovelle von 
September 1915 und einer Bundesratsverordnung von Januar 1916 wurde neben 
der Erweiterung des Kreises der Unterstützungsberechtigten auch die umstrittene 
                                                 
267 Im Rahmen des im Dezember 1914 vom Reichstag verabschiedeten 5-Milliarden-Nachtrags-
haushaltes erhielten die Bundesstaaten Gelder aus einem für die Verwendung in der Kriegs-
fürsorge bestimmten Fonds in Höhe von 200 Millionen Mark. Ende 1915 wurden weitere 200 Mil-
lionen Mark zur Entlastung finanzschwacher Gemeinden bewilligt. Das Reich zahlte die Mittel in 
Form monatlicher Raten in Höhe von 10 Millionen, ab Oktober 1915 15 Millionen Mark an die Bun-
desstaaten aus. Nach dem Schlüssel der Matrikularbeiträge erhielt das Königreich Sachsen einen 
Anteil von 740.000 beziehungsweise 1,1 Millionen Mark zugesprochen, die in die Kasse des Lan-
desausschusses für Kriegshilfe flossen, welcher wiederum die Mittel an die Kommunen auszahlte. 
Im Sommer 1915 war die Gemeindemehraufwendung damit lediglich zu 17 Prozent gedeckt. Vgl. 
Protokoll der 10. Sitzung der außerordentlichen Deputation III vom 13.7.1915 (SächsHStA Dres-
den, 10736, MdI, Nr. 17740, Bl. 16 ff., hier Bl. 17); Internes Rundschreiben des sächsischen Mini-
steriums des Innern vom 3.12.1915 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17741, Bl. 43-36, hier 
Bl. 44); Reulecke, Städtische Finanzprobleme, S. 71. 
268 So hatte die Stadt Dresden beispielsweise bis November 1916 fast 16,7 Millionen Mark an Zu-
schüssen ausgegeben, allerdings bis dahin vom Reich nur gut 2,7 Millionen Mark zurückerstattet 
bekommen. Siehe Bericht des Finanzamtes der Stadt Dresden vom 28.11.1916 (StA Dresden, 
2.3.26, KUA, Nr. 33, Bl. 53). 
269 Schreiben des Reichskanzlers an das sächsische Ministerium für auswärtige Angelegenheiten 
vom 31.3.1915 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17737, Bl. 177 f.). 
270 So das Reichsinnenministerium in seiner Zusammenstellung der Grundsätze über die Anwen-
dung des Gesetzes von 1888/1914, Fassung von März 1915 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, 
Nr. 17737, Bl. 179 ff., hier Bl. 180). 
271 Vgl. Bericht des sächsischen Finanzministeriums an das Kriegsministerium vom 16.11.1914 
(ebd., Bl. 102-106, hier Bl. 103). 
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Frage der Bedürftigkeitsprüfung geregelt. Danach galten als Bemessungsgrenze 
jetzt die Beträge, die nach der letzten Steuerveranlagung der Einkommen des in 
den Dienst Eingetretenen und seiner Familie in den Orten der Tarifklasse A/B 
(Großstädte) höchstens 1.500, C/D (Klein- und Mittelstädte) 1.200 und E (Dörfer- 
und Landgemeinden) 1.000 Mark betrugen.272 Ausgenommen waren Familien, die 
keinen Einkommensausfall erlitten oder andere Geldeinkünfte besaßen. Diese 
Regelung war, so B. Kundrus, der Versuch der „Quadratur des Kreises“, denn mit 
den neuen Maßstäben sollte zwar eine einheitliche Praxis geschaffen werden, zu-
gleich aber unbedingt das Individualisierungsprinzip bei der Familienunterstützung 
unberührt bleiben.273 Die Kommunen lehnten eine „Schematisierung“ der Unter-
stützung rigoros ab, weil diese nicht nur ihren finanziellen Handlungsspielraum 
erheblich eingeschränkt hätte. Man stemmte sich außerdem hartnäckig gegen ei-
nen solchen sozialen Egalisierungs- und Kollektivierungsprozeß, wie ihn die Sozi-
aldemokraten wiederholt einforderten. Die Neuregelung blieb bei den Lieferungs-
verbänden insgesamt umstritten. Hauptkritikpunkt war vor allem die Auffassung, 
daß aufgrund der festgelegten Einkommensgrenzen eine Flut von Forderungen 
nach mehr Unterstützung zu erwarten sei. Gerade im Königreich Sachsen hatten 
noch im Jahre 1912 von 1.165.272 Haushalten 283.808 ein Einkommen unter 
1.000 Mark. Der Empfängerkreis drohte sich auch auf Familien ohne „wirkliche“ 




1.3. Die Familienunterstützung im Sächsischen Landtag 
 
Die sächsische Staatsregierung selbst hat einen Monat nach Kriegsbeginn einen 
sogenannten „30-Millionen-Stock“ zur Verfügung gestellt, aus welchem den Ge-
meinden Darlehen mit geringem Zinsfuß zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und 
zur Deckung der Familienunterstützung gewährt werden sollten. Für andere Zwe-
cke stellte der sächsische Staat weitere 20 Millionen Mark unter Zinsstundung 
                                                 
272 Roßmann, Ratgeber für Kriegerfamilien, S. 6. 
273 Hierzu und zum folgenden Kundrus, Kriegerfrauen, S. 53 ff., Zitat S. 54. 
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bereit.274 Die darlehengestützte Hilfe erwies sich aber scheinbar als wenig effektiv. 
So hielt es der Sächsische Gemeindetag angesichts der „starke[n] Belastung der 
Gemeinden durch die Ausgaben der Kriegsfürsorge“ für notwendig, daß „bare 
Beihilfen“ ausgezahlt würden.275 Die offensichtlichen Mißstände nutzten auch die 
sächsischen Sozialdemokraten, um im Landtag mit einem Antrag betreffend die 
Kriegsunterstützungen276 in die politische Offensive zu gehen. So erklärte der Zwi-
ckauer Abgeordnete Robert Müller im Juli 1915 in der Zweiten Kammer, daß 
„Hunderte von Gemeinden in Sachsen [...] diesen Darlehensweg nicht beschreiten 
[konnten], weil sie absolut keine Möglichkeit einmal der Verzinsung und zum ande-
ren der Rückzahlung der Darlehen besaßen.“277 Er wies die Kritik der Staatsregie-
rung, daß vor allem die Lieferungsverbände für die mißliche Lage der Gemeinden 
verantwortlich seien, entschieden zurück. Das Problem liege vielmehr darin, daß 
die „absolute Selbständigkeit“ der Lieferungsverbände zu einer uneinheitlichen 
Handhabung des Unterstützungswesens führe und so Neid und Mißgunst in der 
Bevölkerung erzeuge. Da das dezentrale Vorgehen ein „arges Hindernis für eine 
Wandlung zum Bessern“ darstelle, sei eine zentrale und einheitliche Koordination 
der Kriegshilfe durch die Staatsregierung notwendig.278  
In den Beratungen der zuständigen Deputation benannte der sozialdemokratische 
Abgeordnete Ernst Castan die Forderungen seiner Fraktion konkret: die staatli-
chen Beihilfen sollten erhöht, die Unterstützungsgesuche schneller zur Erledigung 
gebracht und in den Lieferungsverbänden Existenzminima festgesetzt werden.279 
Die Abgeordneten der liberalen und konservativen Fraktion erkannten die Not-
wendigkeit der ersten beiden Punkte an, lehnten jedoch die Festsetzung eines 
                                                 
274 Mitteilung der sächsischen Staatsregierung betr. die staatliche Unterstützung der Bezirksvor-
stände und Gemeinden zum Zwecke der Kriegsfürsorge vom 26.6.1915 (SächsHStA Dresden, 
10736, MdI, Nr. 17740, Bl. 19 f.). 
275 Ebd., Bl. 20. 
276 Sächsische Landtagsakten. Berichte der II. Kammer 1915, Nr. 10, 22.6.1916, S. 1: „Die Kam-
mer wolle beschließen, die Regierung zu ersuchen, 1. durch geeignete Maßnahmen dahin zu wir-
ken, daß die von ihr aufgestellten Grundsätze für die Kriegsunterstützung auch überall durchge-
führt und diese allenthalben im Lande in solcher Höhe gesichert werden, daß den Familien der 
Kriegsteilnehmer unter Berücksichtigung der herrschenden Teuerung eine angemessene Lebens-
haltung ohne gesundheitsschädliche Entbehrungen ermöglicht wird; 2. darauf zu dringen, daß die 
Unterstützungsanträge ohne Verzug erledigt werden.“ 
277 Sächsische Landtagsakten. Mitteilungen über die Verhandlungen der II. Kammer 1915, 9. Sit-
zung vom 5.7.1915, S. 153. 
278 Vgl. ebd., S. 152 ff., 158. 
279 9. Sitzung der außerordentlichen Deputation III vom 8.7.1915 (SächsHStA Dresden, 10736, 
MdI, Nr. 17741, Bl. 27-31, hier Bl. 28). 
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Existenzminimums ab. Hier war es der nationalliberale Bernhard Blüher, der be-
reits zum Oberbürgermeister Dresdens gewählt worden war und unmittelbar vor 
der Amtseinführung stand, der von einer „allzu schematischen Behandlung“280 vor 
allem aus finanzieller Hinsicht abriet. Auch konservative Regierungsvertreter lehn-
ten ein festgeschriebenes Existenzminimum ab, weil sonst der Vorteil der indivi-
duellen Behandlung des Einzelfalls verlorenginge.281  
Hinter den sozialdemokratischen Bestrebungen nach einer „Schematisierung“ und 
dem bürgerliche Ansatz einer „Individualisierung“ der Familienunterstützung traten 
klar die sozialpolitischen Grundsätze der gesellschaftlichen Antipoden hervor. Die 
Sozialdemokratie wollte endlich den Grundsatz der sozialen Gleichbehandlung 
anerkannt sehen. Denn nicht nur das Proletariat war auf die Kriegshilfe angewie-
sen. Auch immer mehr Familien aus dem Mittelstand und bisweilen sogar durch 
den Krieg ruinierte Frauen aus der sozialen Oberschicht wandten sich mit Hilfege-
suchen an die Unterstützungsämter. Hier aber wollten die Vertreter des Bürger-
tums eine soziale Deklassierung ihrer Klientel durch individuelle Fallbetreuung 
vermieden wissen. 
Der Vorstoß der sozialdemokratischen Landtagsfraktion zwang das sächsische 
Innenministerium zum Handeln. In einem Schreiben an die Kreishauptmannschaf-
ten führte es aus, daß es in der Tat Lieferungsverbände gäbe, die alle Lasten in 
„unbilliger Weise“ auf die Gemeinden abwälzten und in vielen Fällen die Bedürftig-
keitsprüfung aus Kostengründen nach einem „allzu strengen Maßstab“ vornäh-
men. Täglich gingen beim Innenministerium Beschwerden ein, „die nur zum ge-
ringsten Teile von den Arbeitersekretären und berufsmäßigen Agitatoren 
hergestellt sind.“282 Das Innenministerium erkannte in der aktuellen Diskussion um 
die Familienunterstützung eine ernstzunehmende Gefahr. Es forderte die Verwal-
tungs- und Gemeindebehörden dazu auf, der Kriegshilfe in Zukunft mehr Priorität 
beizumessen, um bei der Bevölkerung das Vertrauen wiederzugewinnen, denn 
„die Angehörigen der im Felde stehenden Mannschaften [dürfen] nicht dazu ge-
                                                 
280 Ebd. 
281 So z. B. Regierungsrat von Bernewitz in der 11. Sitzung der außerordentlichen Deputation III 
vom 14.7.1915 (ebd., Bl. 34 ff., hier Bl. 34a). 
282 Schreiben des sächsischen Ministeriums des Innern an die Kreishauptmannschaften vom 
30.7.1915 (ebd., Bl. 37). 
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drängt werden, ihre Hilfe bei den Vertretern der Arbeiterorganisationen zu su-
chen“.283 
Eine Neustrukturierung der Kriegshilfe blieb jedoch aus. Seit Juli 1915 wurde die 
Organisation des Unterstützungswesens lediglich optimiert. Parallel dazu führte 
die Staatsregierung einen neuen Beihilfemodus ein. Anstelle von Darlehen sollten 
künftig Barmittel gewährt werden, die genauso hoch sein sollten wie die Reichszu-
schüsse zu den Mehrleistungen der Lieferungsverbände. Seit Dezember 1914 
erhielt das Königreich wie bereits erwähnt monatlich 740.000, ab Oktober 1915 
1,1 Millionen Mark aus Mitteln eines 200-Millionen-Fonds des Reiches, die nach 
einem bestimmten Verteilungsschlüssel an die Lieferungsverbände ausgezahlt 
wurden.284 Die Verbände waren in vier Klassen eingeteilt, nach denen sich die 
Höhe des Reichszuschusses zu den Gemeindemehrleistungen berechnete: Liefe-
rungsverbände der 1. Klasse erhielten 10, der 2. Klasse (zu dieser zählte Dres-
den) 16, der 3. Klasse 22 und der 4. Klasse 28 bis 31 Prozent Reichszuschüsse. 
Exakt auf diese Weise ließ die sächsische Staatsregierung ihre Beihilfen fortan 
berechnen und auszahlen.285 Bei einem angenommenen Zuschuß von 50 Prozent 
zu den Reichsmindestsätzen setzte sich die Familienunterstützung in der Stadt 
Dresden fortan wie folgt zusammen: 

























                                                 
283 Schreiben des sächsischen Ministeriums des Innern an die Kreishauptmannschaften vom 
25.9.1915 (ebd., Bl. 38 f.). 
284 Siehe Anm. 267. 
285 Mitteilung der sächsischen Staatsregierung betr. die staatliche Unterstützung der Bezirksvor-
stände und Gemeinden zum Zwecke der Kriegsfürsorge vom 26.6.1915, Bl. 20. 
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Die Auflösung des 20-Millionen- sowie des 30-Millionen-Fonds bedeutete zugleich 
enorme Zinseinsparungen. Einsparungen, die mehr denn je notwendig wurden, 
denn welche finanzielle Kriegslast auf dem sächsischen Bundesstaat lag, zeigte 
sich deutlich während der Etatverhandlung für die Jahre 1916/17. Hatte der Über-
schuß nach der Finanzperiode 1912/13 noch 30 Millionen Mark betragen, konsta-
tierte die Regierung für 1914/15 einen Fehlbetrag von 65 Millionen Mark.286 Ob-
wohl der sächsische Kredit noch „vollkommen ungeschwächt“287 war, mußte auch 
in Zukunft mit einem Einnahmeausfall von ca. 10 Millionen und Mehrausgaben in 
Höhe von fast 8 Millionen Mark jährlich gerechnet werden. Bei dieser Schätzung 
blieben die neugeregelten Zuschüsse zu den Reichsbeihilfen für die Kriegswohl-
fahrtspflege von insgesamt 8,5 Millionen sogar noch unberücksichtigt.288 
Zwar teilten sich Reich, Land und Lieferungsverbände die Zuschüsse zu den Min-
destsätzen, aber aufgrund der steten Teuerung jeglicher Rohstoffe und Lebens-
mittel brachten die hierdurch gewonnenen Einsparungen für die Kommunen nur 
eine äußerst geringe Entlastung. Daß die notleidenden Gemeinden dringend fi-
nanzieller Mittel in einem wesentlich erheblicheren Umfang bedurften, war im 
Landtag fraktionsübergreifender Konsens.289 Denn in vielen Fällen führten die 
Sachzwänge dazu, daß „nicht die Bedürftigkeit der Kriegerfamilien, sondern die 
Leistungsfähigkeit der Lieferungsverbände und der Gemeinden für die Höhe der 
Unterstützungssätze bestimmend“290 war. Das „Wesen der Kriegsunterstützung“, 
so urteilte der Abgeordnete Castan treffend, würde somit „vollständig verkannt“.291 
Es fand damit in der Tat eine Verwässerung des Rechtsanspruchs auf Familienun-
terstützung statt, die Unterstützung drohte zum Almosen herabgemindert zu wer-
den.292 Doch die Familienunterstützung war Mitte 1916 an ihre Grenzen gestoßen; 
sie befand sich gleichsam in einer Sackgasse. Denn mit der steigenden Zahl der 
                                                 
286 Dresdner Anzeiger vom 4.2.1916. 
287 So die Einschätzung des sächsischen Nationalliberalen und Landtagsabgeordneten Franz Hett-
ner in einem Brief an seinen Parteifreund Konrad Niethammer vom 21.10.1915 (SächsWA, N 12, 
NL Niethammer, Nr. 492/7, unpaginiert). 
288 Dresdner Anzeiger vom 4.2.1916. 
289 Vgl. Sächsische Landtagsakten. Mitteilungen über die Verhandlungen der II. Kammer 1915/16, 
Band 1, 7. Sitzung vom 30.11.1915, S. 156 f., 180. 
290 So der sächsische Abgeordnete Richard Schmidt (SPD) im Reichstag; Reichstagsakten. Ver-
handlungen des Reichstages, Stenographische Berichte, 51. Sitzung vom 20.5.1916, S. 1165. 
291 Sächsische Landtagsakten. Mitteilungen über die Verhandlungen der II. Kammer 1915/16, Band 
1, 9. Sitzung, 2.12.1915, S. 251. 
292 Vgl. ebd. 
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Einberufenen wuchs die Zahl der Unterstützungsberechtigten unaufhaltsam an. 
Die finanziellen Ressourcen von Reich, Ländern und Kommunen waren dagegen 
begrenzt. Das Reich hob die Mindestsätze zwar sukzessive an, doch konnte damit 
noch nicht einmal die allgemeine Teuerung ausgeglichen werden. Der Bundes-
staat Sachsen sah sich 1916 nicht mehr in der Lage, weitere Erhöhungen der Bei-
hilfen vorzunehmen. Er verwies auf die bestehende Bezuschussungspraxis und 
Darlehenbereitstellung. Die Kommunen blieben daher auch weiterhin auf kosten-
intensive Anleihen angewiesen. Dazu gesellte sich in der zweiten Hälfte des Krie-
ges das Problem, daß die staatliche Zwangsbewirtschaftung der lebenswichtigen 
Bedarfsgüter zu einem Funktionsverlust des Geldes führte. Die Familienunterstüt-
zung verlor daraufhin an der Heimatfront ihre integrierende und befriedende Funk-
tion. Entgegen der Intention des Unterstützungsgesetzes bedeutete dies eine ne-
gative Rückwirkung auf die „Dienstfreudigkeit“ der Soldaten und eine Bedrohung 
für die „Disziplin“ an der Kriegsfront. 
 
 
1.4. Die städtische Unterstützungspraxis: das Kriegsunterstützungsamt 
 
Am 4. August 1914 wurde im Neuen Rathaus zu Dresden das Kriegsunterstüt-
zungsamt zur „Erledigung aller Unterstützungsgesuche, die aus Anlaß der Einbe-
rufung dienstpflichtiger Einwohner unserer Stadt eingehen“293 eingerichtet. Anders 
als in Leipzig, wo das Armenamt sämtliche Kriegsfürsorgezweige koordinierte,294 
wurde in der Elbestadt mit dem Kriegsunterstützungsamt die Trennung von re-
pressiver Armenfürsorge und gesetzlicher Kriegshilfe auch institutionell vollzogen. 
Die Leitung des Amtes übernahm der konservative Stadtrat Krüger, der im No-
vember 1915 von seinem Kollegen Stadtrat Müller abgelöst wurde.295 Die nach 
dem Familienunterstützungsgesetz zu bildende Kommission zur Erörterung der 
Unterstützungsanträge setzte sich aus Stadträten, Stadtverordneten, einen vom 
Landwehrbezirkskommando abgestellten Offizier und anderen Honoratioren der 
Residenzstadt zusammen. In der nationalliberal-konservativ geprägten Kommissi-
on war mit Otto Kühn lediglich ein Sozialdemokrat vertreten. Nach Kühns frühzei-
                                                 
293 Direktorialbeschluß vom 8.8.1914. 
294 Brandmann, Klassenkampf, S. 138. 
295 Direktorialbeschluß vom 8.8.1914. 
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tiger Einberufung zum Heer übernahm dessen Parteifreund Emil Nitzsche die Ver-
tretung.296 In dieser Zeit, in der Nitzsche außerdem dem Vorstand der Gruppe I 
der Kriegsorganisation Dresdner Vereine angehörte, erwarb sich der Redakteur 
der Dresdner Volkszeitung schon bald den Ruf, ein Mann „der strengen Sachlich-
keit“ zu sein, der sich in der „Materie, die sich von Monat zu Monat schwieriger 
und verwickelter gestaltet hat“, bestens auskannte.297 In seiner Eigenschaft als 
pragmatischer Kommunalpolitiker und Redakteur eines sozialdemokratischen 
Massenblattes war Nitzsche für die städtische Leitung offensichtlich eine wichtige 
Verbindungs- und Vermittlungsstelle zur Dresdner Arbeiterschaft. Nach der Ent-
lassung Otto Kühns aus dem Heeresdienst und der Wahl des Fraktionsführers der 
Nationalliberalen im Stadtverordnetenkollegium, Paul Gregor, zum unbesoldeten 
Stadtrat, der daraufhin aus der Kommission ausschied, drängte der Rat zu Dres-
den die Stadtverordneten, Nitzsche als zweiten Sozialdemokraten neben Kühn in 
die Kommission des Kriegsunterstützungsamtes zuzuwählen.298  
Die Aufgabe der Kommission war die Erörterung der Bedürftigkeit der Antragstel-
ler. Hierbei prüften Mitarbeiter des Kriegsunterstützungsamtes die Verhältnisse 
der Gesuchsteller sowohl durch Aufsuchen derselben in ihrer Wohnung als auch 
durch Befragen von Personen des näheren Umfeldes.299 Außerdem durften die 
Bezirkssteuer- sowie die Gemeindebehörden zur Bedürftigkeitsprüfung Auskunft 
über die Einkommens- und Ergänzungssteuer der Kriegsunterstützungsberechtig-
ten und Kriegsteilnehmer ohne deren Einwilligung an den Lieferungsverband ertei-
len.300 Zu Bedürftigkeitsgründen erklärte das Kriegsunterstützungsamt zudem 
Krankheit in der Familie, Schwangerschaft, große Kinderzahl, Mietrückstand, Ver-
schuldung, pflegebedürftige Eltern usw.301 Die persönliche Bedürftigkeitsprüfung 
durch Beamte des Kriegsunterstützungsamtes konnte aufgrund der zunehmenden 
Einberufungen und der damit steigenden Zahl der Unterstützungsberechtigten 
                                                 
296 KU-Kommission, Anwesenheitsliste vom 10.8.1914 (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 7, Bl. 3, 7). 
297 Schreiben des Rates zu Dresden an die Stadtverordneten vom 16.6.1916 (ebd., Bl. 46 f.). 
298 Ebd. 
299 Schreiben des Kriegsunterstützungsamtes an den NFD Dresden vom 9.9.1914 (StA Dresden, 
2.3.26, KUA, Nr. 2/I, Bl. 83). 
300 Verordnung des sächsischen Ministeriums des Innern betr. die Auskunftserteilung über die Ver-
anlagung der Kriegsteilnehmer und Kriegsunterstützungsberechtigten, Abschrift ohne Datum 
[1915] (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 1/II, Bl. 62). 
301 Richtlinien für die Erörterung in Kriegsunterstützungssachen von August 1914 (StA Dresden, 
2.3.26, KUA, Nr. 1/I, Bl. 42). 
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schon in den ersten drei Kriegsmonaten kaum noch bewerkstelligt werden. Auch 
die Auszahlungsstellen, an denen die Kriegerfrauen halbmonatlich ihre Unterstüt-
zung erhielten, mußten ständig erweitert werden. Kurzfristig ehrenamtlich einge-
stellte Armenpfleger und Hilfsarbeiter aus dem NFD, dem Dresdner Hilfsverein, 
den Bezirks- und Bürgervereinen, dem Schulamt sowie aus der Kriegsorganisation 
arbeiteten wenig effektiv und konnten den akuten Personalmangel nicht ausglei-
chen.302 Im Laufe des Krieges verschärfte sich die Lage weiter. Die allgemeine 
Notlage führte zu einer gereizten und aggressiven Stimmung in der Bevölkerung, 
die sich nicht selten an den langen Warteschlangen vor den Auszahlungskassen 
des Kriegsunterstützungsamtes entlud, die als amtliche Stellen für viele Einwohner 
Mißwirtschaft und Überregulierung verkörperten und als Ventil aufgestauter Wut 
und Frustration dienten.303  
Neben den Reichsmindestsätzen zahlte das Kriegsunterstützungsamt städtische 
Beihilfen je nach Bedürftigkeitsgrad von bis zu 100 Prozent. War der Lebensbe-
darf einer Familie dadurch dennoch nicht gedeckt, steuerte die Kriegsorganisation 
Dresdner Vereine weitere Hilfe in Form von Speise- und Verpflegungsmarken oder 
kleineren Mietzuschüssen bei. Die Bezirksstellen der Kriegsorganisation stimmten 
die Höhe ihrer Beihilfen jedoch nur in den seltensten Fällen untereinander ab. Die 
Folge war, daß gleichgeartete Fälle in den einzelnen Bezirken sehr unterschiedlich 
behandelt wurden. Zur Behebung dieses „unerwünschten Zustandes“ hob der Lie-
ferungsverband Dresden ab März 1916 die Reichsmindestsätze als Unterstüt-
zungsgrundlage auf und führte das sogenannte Haushaltsplansystem ein.304 Die 
Mittel des Reiches und des Lieferungsverbandes verschmolzen zu einem Fonds, 
aus dem die Kriegsunterstützung nach einheitlichen Maßstäben ausgezahlt wurde. 
Einer Kriegerfrau und ihren Kindern standen monatlich fortan folgende Lebensbe-
darfssätze – ausschließlich der Miete – zu: 
                                                 
302 Internes Rundschreiben des Kriegsunterstützungsamtes vom 25.11.1914 (StA Dresden, 2.3.26, 
KUA, Nr. 2/I, Bl. 153 ff.); Rundschreiben des Kriegsunterstützungsamt an sämtliche Erörterer vom 
12.4.1915 (ebd., Bl. 182 f.). 
303 Vgl. Schreiben des sächsischen Ministeriums des Innern an die Amtshauptmannschaften und 
Städte vom 24.2.1917 (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 2/II, Bl. 84). 
304 Hierzu und zum folgenden Schreiben des Rates zu Dresden an die Kreishauptmannschaft 
Dresden vom 6.7.1916 (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 28, unpaginiert [Bl. 61c ff.]). Tabelle nach 
Aufstellung der aktuellen Bedarfssätze (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 33, Bl. 56 ff.); Dresdner 
Volkszeitung vom 10.11.1917. 
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Tabelle 4: Monatliche Lebensbedarfssätze in Dresden (in Mark) 
 Sommer 1916 Winter 1916/17 Winter 1917/18 
Ehefrau allein 36,00 41,00 46,00 
mit 1 Kind(er) 45,00 55,50 65,50 
 2  60,00 70,00 85,00 
 3 69,00 81,50 101,50 
 4 78,00 93,00 118,00 
 5 87,00 104,50 134,50 
 6 93,00 113,00 148,00 
 7 99,00 121,50 161,50 
 8 105,00 130,00 175,00 
 9 111,00 138,50 188,50 
 10 117,00 147,00 202,00 
 
In einem Bedarfsfalle wurde die Miete, wenn sie nicht mehr als 35 Mark monatlich 
überstieg, voll in den Haushaltsplan aufgenommen. Lag sie darüber, erhielt die 
Familie einen individuell zu berechnenden prozentualen Zuschlag. Zusätzliche 
Unterstützungen, meist in Form von Sachbeihilfen aus der Privatwohltätigkeit der 
Kriegsorganisation, blieben daneben weiterhin bestehen, waren nunmehr aber 
durch eine bessere Absprache mit dem Kriegsunterstützungsamt gleichmäßiger 
verteilt. Da bisher durch die unkoordinierte Unterstützungspraxis von Kriegsunter-
stützungsamt und Kriegsorganisation für die Stadt wiederholt finanzielle Rei-
bungsverluste entstanden waren, die mit dem neuen Modus fortan vermieden 
werden konnten, schien es oberflächlich so, als sei die Unterstützung gesenkt 
worden. Deshalb stieß das neue Haushaltsplansystem bei der organisierten 
Dresdner Arbeiterschaft auf Ablehnung. Die Dresdner Volkszeitung sah in der 
Neuregelung ein Drücken der Mindestsätze,305 und auch der Arbeitersekretär Hän-
sel, der dem Vorstand der Gruppe I der Kriegsorganisation angehörte, lehnte das 
System wegen der zu erwartenden Schlechterstellung der Kriegerfamilien ab.306 
Entgegen der Haltung seiner Zeitung und seines Parteifreundes trug Emil Nitzsche 
die Einführung des Haushaltplansystems dagegen mit. Aufgrund seiner Erfahrung 
im Kriegsunterstützungsamt sowie in der Kriegsorganisation und nach ein-
gehender Prüfung der neuen Maßstäbe gewann er die Überzeugung, daß Krie-
gerfamilien in Zukunft nicht weniger erhalten würden als bisher.307 Dennoch blie-
ben auch die neuen „Lebensbedarfssätze“ völlig unzureichend. Durchschnittlich 
                                                 
305 Dresdner Volkszeitung vom 17.6.1916. 
306 Protokoll der Sitzung der Bezirksvorstände der KOV/I vom 23.2.1916 (StA Dresden, 2.3.26, 
KUA, Nr. 28, Bl. 25-29, hier Bl. 29). 
307 Ebd. 
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deckten diese gerade einmal ein Viertel des tatsächlichen Lebensbedarfs, wobei 
sich die Versorgungslücke mit zunehmender Kinderzahl weiter vergrößerte.308 
Neben der Bedürftigkeitsregelung sowie der Höhe der Familienunterstützung wa-
ren vor allem die „Arbeitsunwilligkeit“ von Kriegerfrauen, die angebliche Besser-
stellung der Munitionsarbeiterinnen des Dresdner „Arsenals“ und der Umgang mit 
sogenannten „Kriegsgetrauten“ konfliktbeladene Problemfelder im Unterstützungs-
wesen. 
Die kriegswirtschaftliche Situation des Deutschen Reiches insbesondere seit 1916 
machte die Mobilisierung weiblicher Arbeitskräfte dringend erforderlich. Viele 
Frauen, welche für die Kriegsindustrie theoretisch in Frage kamen, standen dieser 
aber aus unterschiedlichen Gründen praktisch nicht zur Verfügung. Die weibliche 
Erwerbsarbeit nahm während des Krieges insgesamt nur sehr langsam zu.309 Vor 
allem wurde „von verschiedenen Seiten [...] darüber Klage geführt“, „daß die Frau-
en, denen eine Kriegsunterstützung gewährt wird, durch diese Tatsache sich da-
von abhalten lassen zu arbeiten.“310 Das Reich, die Gemeinden und die Arbeiter-
bewegung führten eine den gesamten Krieg währende Diskussion, wie diesem 
Problem begegnet werden konnte. Forderungen der stellvertretenden General-
kommandos, bei einer Arbeitsverweigerung der Frauen deren Unterstützung zu 
streichen, stießen sowohl bei der Reichsregierung als auch auf sozialdemokrati-
scher Seite auf Bedenken. Die Reichsbehörden mahnten an, daß die Kürzung 
oder gar Streichung der Unterstützung trotz festgestellter Bedürftigkeit gesetzes-
widrig sei und daß eine solch restriktive Handhabung auch unter den Soldaten 
schlechte Stimmung erzeuge. Die Vertreter der Sozialdemokratie wiesen diesen 
Vorschlag als „Arbeitszwang für Kriegerfrauen“ zurück.311 Zugleich wehrten sie 
sich gegen diffamierende Äußerungen gutsituierter Bürger, welche den „schwel-
genden Kriegerfrauen“ vorhielten, sie lebten in „Saus und Braus“, verpraßten die 
Unterstützung und wüßten „vor lauter Übermut nicht [...], was sie für Dummheiten 
                                                 
308 Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 271 f. 
309 Dazu Ute Daniel, Fiktion, Friktion und Fakten – Frauenlohnarbeit im Ersten Weltkrieg, in: Mi-
chalka, Der Erste Weltkrieg, S. 530-562. 
310 Schreiben des Reichskriegsministeriums an das sächsische Kriegsministerium vom 20.11.1916 
(StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 1.8, Bl. 8). 
311 Vgl. Daniel, Arbeiterfrauen, S. 62. 
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machen sollen.“312 Auch nachdem die 3. Oberste Heeresleitung Ende 1916 die 
„totale Mobilmachung der Wirtschaft für den Krieg“313 durchgesetzt hatte und das 
Gesetz zum „Vaterländischen Hilfsdienst“ am 5. Dezember 1916 in Kraft getreten 
war, bezog das Reichsinnenministerium keine klare Position bezüglich des Um-
ganges mit den sogenannten „arbeitsunwilligen“ Kriegerfrauen, sondern überließ 
die Entscheidung in dieser Sache den Gemeinden. Dies kam letzten Endes einer 
Zustimmung zu einem restriktiven Vorgehen gleich, denn viele Kommunen sahen 
sich angesichts ihrer kritischen Finanzsituation und dem Arbeitskräftemangel in 
der örtlichen Wirtschaft zu einer solchen Praxis genötigt.314 
Eine statistische Erhebung des Dresdner Kriegsunterstützungsamtes am Jahres-
ende 1916, bei der jeder zehnte von insgesamt 50.000 eingegangen Anträgen auf 
Kriegsunterstützung bezüglich der Erwerbssituation der Kriegerfrauen ausgewertet 
wurde, ergab, daß rund zwei Drittel aller Frauen, die entweder kein oder ein Kind 
hatten, keiner Erwerbstätigkeit nachgingen.315 
 
Tabelle 5: Erwerbstätige Unterstützungsempfängerinnen 
Anträge Alleinstehende Frauen 
Frauen mit 1 
Kind 
Frauen mit 2 
Kindern Alter der Kinder 
 mit ohne mit ohne mit ohne bis 6 bis 12 über 12 
 Verdienst Verdienst Verdienst Jahre 
5000 366 549 310 723 199 563 1198 905 454 
 915 1033 762    
 
Rechnete man die Ergebnisse der Statistik auf die Gesamtzahl von 50.000 Anträ-
gen hoch, so blieben grob geschätzt rund 13.000 Dresdner Frauen mit keinem 
oder einem Kind dem Arbeitsmarkt fern. Zwar vermuteten die Beamten einen nicht 
unerheblichen Teil von Frauen darunter, die „schwarz“ arbeiteten, um die Anrech-
nung des Arbeitsverdienstes bei der Bedürftigkeitsprüfung zu verhindern. Doch 
angesichts der Tatsache, daß der Zentralarbeitsnachweis der Kreishauptmann-
schaft Dresden kurze Zeit später dem Kriegsunterstützungsamt mitteilte, der Be-
darf an Arbeitrinnen sei zur Zeit „sehr groß“ und man könne beinahe jeder Bewer-
                                                 
312 Nach der Dresdner Volkszeitung vom 30.6.1916 äußerte sich eine Rednerin des bürgerlichen 
Vereins Volkswohl in einem solchen Sinne. 
313 Ullrich, Die nervöse Großmacht, S. 462. 
314 Vgl. Daniel, Arbeiterfrauen, S. 63. 
315 Zusammenstellung der Statistik betr. Erwerbstätigkeit von Kriegerfrauen, ohne Datum [Dezem-
ber 1916] (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 1.8, Bl. 10 f.). 
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berin eine Stelle vermitteln,316 stellte das ungenutzte Potential an weiblichen Ar-
beitskräften trotz allem eine enorme Ressourcenverschwendung dar. Eine sächsi-
sche Metallverarbeitungsfabrik teilte dem Kriegsunterstützungsamt Anfang des 
Jahres 1917 resigniert mit: 
„Den Frauen der im Felde stehenden Männer, welche berechtigte Unterstützung erhalten, wird die 
Lust zur Arbeitsfreudigkeit nach unseren gemachten Erfahrungen dadurch genommen, daß ihnen, 
wenn sie arbeiten und einen einigermaßen guten Verdienst durch ihren Fleiß und Strebsamkeit 
erreichen, die seitens der Kriegsorganisation gegebene Unterstützung zum größten Teil gekürzt 
wird. Es stellt sich heraus, daß die Frauen lieber ihre Unterstützungen nehmen, um die Häuslich-
keit in Ordnung zu halten und ihre Kinder besser versorgen zu können. Sie bleiben lieber zu Hause 
und verzichten auf Arbeit.“317 
Den hier angesprochenen „einigermaßen guten Verdienst“ erreichten die Frauen 
nur in der Rüstungsindustrie. Die niedrigen Löhne in der Landwirtschaft Ostsach-
sens hielten die Frauen dagegen vom eigenen Verdienst ab. Zog man die im Falle 
eines eingegangenen Arbeitsverhältnisses notwendigen Mehrkosten für die Fahrt 
zum Arbeitsplatz, den Kleiderbedarf, die Kinderbetreuung usw. noch ab, blieb am 
Ende nur ein geringer Betrag des Lohnes übrig. Die körperlich schwere Arbeit 
stand in keinem Verhältnis zu den Verdienstmöglichkeiten. Was die Frauen bei 
einem Einsatz in der Landwirtschaft zu erwarten gehabt hätten, verdeutlicht fol-
gender Bericht eines Erntehelfers aus der südwestlich von Dresden gelegenen 
Amtshauptmannschaft Freiberg: 
„Als ich hinkam, wurde mir in der ersten Woche 4, in der zweiten Woche 5 M. Lohn zugesichert. 
Sodann sollte ich wöchentlich zwei Brote und zwei Stückchen Butter erhalten. Da ich schwere Tä-
tigkeit gewohnt bin, ging ich mit Zuversicht an die Arbeit. Gewiß es war etwas viel, frühmorgens um 
3 ¼ Uhr raus und von 4 bis um 12 mit nur ½ Stunde Unterbrechung zu arbeiten. Abends ging es, 
sofern man das Pferdefüttern mitrechnet, bis um 7 Uhr, so daß, die Mittags- und Frühstückspause 
abgerechnet, 14 Stunden gearbeitet wurde. Die Arbeit selbst wäre aber noch zu bewältigen gewe-
sen. Das Essen war für eine Erntearbeit geradezu miserabel. Morgens gab es Kaffee und Brotsup-
pe. Um bis zum zweiten Frühstück aushalten zu können, schmierten wir uns eine Bemme. Eine 
solche Bemme war auch unser zweites Frühstück; mehr gab es nicht. Zu Mittag sollte es Fleisch 
geben. In Wirklichkeit gab es nur zweimal in der Woche solches, und zwar am Sonntag und mitten 
in der Woche. Vesper wurde keine gemacht. Abends gab es Kartoffeln, Quark oder Fett. Das ein-
zige, an das wir uns halten konnten, war die Butter. Anstatt aber wie versprochen zwei Stückchen 
                                                 
316 Mitteilung des Zentralarbeitsnachweises der Kreishauptmannschaft Dresden an das Kriegs-
unterstützungsamt vom 17.7.1917 (ebd., Bl. 31). 
317 Schreiben der Sächsischen Metall-Schrauben-Fabrik E. Görldt & Co. an das Kriegsunterstüt-
zungsamt vom 23.1.1917 (ebd., Bl. 21). 
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zu erhalten, bekamen wir nur 1 ½ Stück. Natürlich langt das nicht im entferntesten. Man stelle sich 
vor: 14 Stunden angestrengt arbeiten, ohne Fleisch, immer nur auf Brot und Suppen angewiesen, 
und man wird begreifen, daß dabei der Körper nicht mitkommt.“318 
Wirksam gegen die „mangelnde Arbeitswilligkeit“ der Kriegerfrauen vorzugehen, 
gestaltete sich für das Dresdner Kriegsunterstützungsamt schwierig. Da bei der 
kriegsbedingten Ernährungsweise „immer eine gewisse Kränklichkeit“319 festge-
stellt werden konnte, ließen sich die Frauen von ihren Ärzten aus gesundheitlichen 
Gründen arbeitsunfähig schreiben. Die Atteste durch beamtete Ärzte überprüfen 
zu lassen, war aufgrund des Personalmangels in der Stadterwaltung unmöglich. 
Sprach das Kriegsunterstützungsamt den Frauen die Bedürftigkeit ab, weil sie im 
Stande waren, sich selbst zu ernähren, handelte es nach armenrechtlichen 
Grundsätzen und damit gegen die Intention des Gesetzgebers.320 Strich das Amt 
die Familienunterstützung, weil die Frau sich weigerte zu arbeiten, obwohl sie da-
zu in der Lage war, wäre dies gesetzeswidrig gewesen und hätte womöglich einen 
Proteststurm der Kriegerfrauen ausgelöst. Gewährte man den Frauen trotz eige-
nen Verdienstes die volle Unterstützung weiter, drohte der Unmut der erwerbstäti-
gen Frauen, die nicht unterstützungsberechtigt waren, den ohnehin schon strapa-
zierten sozialen Frieden weiter zu gefährden. Die Familienunterstützung war in 
einen „Zielkonflikt zwischen arbeitsmarktpolitischer Mobilisierung und geschlech-
terpolitischer Stabilisierung“321 geraten. War das Reichsgesetz neben der menta-
len Entlastung der Soldaten auch der Versuch, das traditionelle Familienernäh-
rermodell mit dem Mann als Familienoberhaupt und Ernährer über die ungleichen 
Geschlechterverhältnisse des Krieges hinaus zu retten, wurde dies durch die 
kriegswirtschaftliche Mobilisierung der Frauen geradezu konterkariert.322 
Im März 1917 versuchte das sächsische Innenministerium mit einer Verordnung 
Bewegung in die von Sachzwängen beherrschte Angelegenheit zu bringen. Es 
erklärte zwar, daß diesbezüglich allgemeine Verordnungen nicht zu treffen seien, 
mahnte aber die Lieferungsverbände an, daß jenen Frauen, die alleinstehend sei-
en und sich „ihrer Pflicht zu arbeiten entziehen“ würden, die Familienunterstützung 
                                                 
318 Dresdner Volkszeitung vom 26.8.1914. 
319 Schreiben des Kriegsunterstützungsamtes an die Kreishauptmannschaft Dresden vom 24.1. 
1917 (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 1.8, Bl. 12 f.). 
320 Ebd. 
321 Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 279. 
322 Kundrus, Kriegerfrauen, S. 397. 
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herabzusetzen oder zu streichen sei.323 In diesem Sinne handhabte das Kriegsun-
terstützungsamt fortan das Problem der „arbeitsunwilligen“ Kriegerfrauen, empfahl 
aber der Erörterungskommission, bei älteren Frauen oder Frauen mit zwei und 
mehr Kindern „nicht zu energisch auf die Arbeitspflicht“ hinzuweisen.324 
Frauen in die Rüstungsindustrie zu vermitteln, war in der Regel ohne größere 
Schwierigkeiten zu bewältigen, denn die Unternehmen zahlten ihren Arbeitern im 
Vergleich zu anderen Branchen gute Löhne und gewährten sogar Teuerungszula-
gen. Im Jahr 1913 arbeiteten 4.400 Frauen in der Dresdner Metallindustrie, kurz 
nach Kriegsbeginn 1914 waren bereits 4.800 Arbeiterinnen in 70 Betrieben be-
schäftigt, im September 1916 gab es in Dresden 128 Betriebe, in denen über 
15.000 Frauen angestellt waren.325 Allein das „Sachsenwerk“, das Granaten und 
Zünder herstellte, konnte seine Mitarbeiterzahl von 948 im Jahr 1914 auf 5.178 im 
Jahr 1917 erhöhen. Der Reingewinn stieg gleichzeitig von 1,3 auf 6 Millionen 
Mark.326 In der zweiten Hälfte des Krieges stieg mit der Forcierung der Rüstungs-
produktion der Frauenanteil noch einmal steil an. Von Oktober 1916 bis April 1918 
verdoppelte das sogenannte Dresdner „Arsenal“, eine Zusammenballung von Rü-
stungsbetrieben und Militäreinrichtungen, seine weiblichen Arbeitskräfte von 9.459 
auf 17.827. Im gleichen Zeitraum wuchs die Zahl der männlichen Arbeiter nur von 
8.576 auf 11.445.327 Faßt man alle Dresdner Fabriken und diesen gleichgestellten 
Anlagen zusammen, so waren im letzten Kriegsjahr 38.531 Frauen in der Garni-
sonsstadt beschäftigt.328 Die Arbeit in den Munitionsfabriken war hart und anstren-
gend. Die Frauen arbeiteten sechs bis sieben Tage in der Woche, oftmals 10 
Stunden täglich.329 Das Risiko, dem sie sich aussetzten, war groß. So starben bei 
                                                 
323 Mitteilung des sächsischen Ministeriums des Innern an den Rat der Stadt Dresden vom 
13.3.1917 (ebd., Bl. 25). 
324 Interne Anweisung des Kriegsunterstützungsamtes vom 15.5.1917 (ebd., Bl. 27). Die Stadt 
München galt in dieser Hinsicht als „Hardliner“. Hier galt „Arbeitspflicht“ als „Wehrpflicht“ an der 
Heimatfront. Die Kriegerfrauen erhielten eine „Überwachungskarte“, mit der sie sich täglich beim 
Arbeitsamt melden mußten, wollten sie den Anspruch auch Unterstützung nicht verlieren. Siehe 
Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 278, 282. 
325 Dresdner Volkszeitung vom 17.11.1916. Siehe auch Mertens, Zusammenarbeit, S. 504-511. 
326 Kolditz, In der Zeit des Kaiserreichs, S. 197. 
327 Heinz Schulz, Die Herstellung von militärischem Bedarf in Dresden (1900 bis 1920), in: Dresd-
ner Geschichtsbuch 11 (2005), S. 171-192, hier S. 183. 
328 Mertens, Zusammenarbeit, S. 54. 
329 Dresdner Volkszeitung vom 17.11.1916. 
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einem Brand im Dezember 1916 im „Arsenal“ 8 Personen, 10 wurden schwer ver-
letzt.330  
Das monatliche Gesamteinkommen einer kinderlosen Dresdner Kriegerfrau und 
„Arsenalarbeiterin“ setzte sich im März 1917 für gewöhnlich zusammen aus 20 
Mark Reichsunterstützung, 15 Mark Beihilfen des Lieferungsverbandes, 15 Mark 
Mietbeihilfen, Verpflegungsmarken der Kriegsorganisation im Wert von 9 Mark, 
einem Eigenverdienst in der Munitionsfabrik von 110 Mark und einer Teuerungs-
zulage des Betriebes in Höhe von 36 Mark.331 Auch wenn die Reallöhne in der 
Rüstungsindustrie 1917 nur noch 77 Prozent des Vorkriegsniveaus betrugen,332 
stand einer alleinstehenden Frau mit 205 Mark immer noch ein überdurchschnittli-
ches Einkommen zur Verfügung. Dabei profitierten die Frauen von dem Umstand, 
daß die Löhne in der Metallindustrie sukzessive stiegen, während ihnen die Fami-
lienunterstützung auf Grundlage einer Bedürftigkeit gewährt wurde, die tatsächlich 
nicht mehr oder nicht mehr in diesem Maß vorlag. Daneben gab es außerdem ei-
ne Vielzahl von Frauen, die ihr Einkommen gegenüber dem Kriegsunterstützung-
samt einfach verschwiegen. Im Frühjahr 1917 schätzte das Amt, daß 3.000 bis 
4.000 Unterstützungsfälle erneut bezüglich der Bedürftigkeit des Empfängers 
überprüft werden müßten.333 Diese Kontrollen bedeuteten für das Kriegsunterstüt-
zungsamt einen erheblichen Mehraufwand, der hinsichtlich des Personalmangels 
kaum zu bewältigen war. Als die Heeresverwaltung Anfang 1918 die Löhne für 
ihre Arbeiter und Arbeiterinnen nochmals erhöhte, entschied das sächsische In-
nenministerium, die Familienunterstützung für diese gänzlich zu streichen.334 
Auch in der sächsischen Tagespresse entlud sich der Ärger über die „schwelgen-
den Munitionsarbeiter“. Die Radeberger Zeitung und das Kamenzer Tageblatt be-
richteten parallel von einem „Dresdner Brief“, in dem es heißt:  
„Während draußen an den Fronten das Blut fließt, nimmt daheim die Putz- und Vergnügungssucht 
immer mehr zu. ’s Geld ist ja da, besonders bei den Arsenalarbeitern und sonstigen Munitionsar-
                                                 
330 Dresdner Volkszeitung vom 4.1.1917; Dresdner Anzeiger vom 4.1.1917. 
331 Beispiel eines „gewöhnlichen Falls“ einer kinderlosen Frau, Steuerklasse 7 (1.250-1.400 Mark), 
Stand März 1917 (StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 1.7, Bl. 21). 
332 Jürgen Kocka, Klassengesellschaft im Krieg. Deutsche Sozialgeschichte 1914-1918, Frankfurt 
am Main 21988, S. 33. 
333 Schreiben des Kriegsunterstützungsamtes an die kgl. Feldzeugmeisterei Dresden vom 7.3.1917 
(StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 1.7, Bl. 12). 
334 Protokoll der 197. Sitzung der KU-Kommission vom 4.2.1918 (ebd., Bl. 47). 
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beiterinnen. Man schwelgt im Goldtaumel, lebt in Saus und Braus, denkt nicht im entferntesten 
daran, einen Notpfennig für spätere Zeiten zurückzulegen. Die Jugendlichen treiben es am 
schlimmsten. Die Munitionsarbeiterinnen sind die besten Kunden der Konfektionsgeschäfte. Bei 
den Anstellpolonäsen, die sich vor den Zuckerwarengeschäften abspielen, sollen ganze Familien 
vertreten sein, die pro Kopf ¼ Pfund zum Preise von 130 Pf. erstehen und das Erworbene an die 
Arsenalarbeiter und Munitionsarbeiterinnen zum Preise von 250 Pf. weiterverkaufen. Ausflüge und 
Nachtwanderungen mit Tanzvergnügen werden trotz allen Verboten arrangiert.“335 
Die Dresdner Volkszeitung wies dies als Diffamierung der städtischen Arbeiter-
schaft durch die Landbevölkerung zurück. Die Arbeiterinnen seien wegen ihrer 
knappen Garderobe gezwungen, die aufgrund der harten Arbeit verschlissenen 
Kleidungsstücke öfters zu erneuern. Da diese außerdem keine Zeit hätten, selbst 
Lebensmittel einzukaufen, schickten sie andere an ihrer Stelle. Dabei käme es 
nicht selten vor, daß die Arbeiterinnen übervorteilt würden. Es sei deshalb nur zu 
verständlich, „daß die Arbeiter über solche Dinge erbittert sind.“336 Der hier unter-
schwellig anklingende Stadt-Land-Gegensatz, der in Sachsen aufgrund der lang-
jährigen scharfen politischen Polarisierung tief verwurzelt war, sollte sich im Ver-
lauf des Ersten Weltkrieges vor dem Hintergrund der Ernährungsfrage in seiner 
Zuspitzung als Konflikt zwischen Konsumenten und Produzenten schließlich voll 
ausprägen.337 
Neben den Munitionsarbeiterinnen war außerdem die Unterstützung sogenannter 
„Kriegsgetrauter“ ein in Politik und Publizistik viel diskutiertes Thema. Kriegs-
trauungen waren Eheschließungen, die „wegen der Kriegsumstände mit verkürzter 
Aufgebotsfrist oder unter gänzlicher Befreiung vom Aufgebot stattfanden.“338 Die-
ses Phänomen der ersten Kriegswochen war ein rein städtisches. In Dresden 
wurden allein am ersten Kriegssonntag von elf Standesämtern rund 250 Kriegs-
trauungen von sieben Uhr früh bis zwei Uhr morgens vorgenommen.339 Der Grund 
für die auch „Nottrauungen“ genannten Eheschließungen war der Umstand, daß 
nur verheiratete Frauen Anspruch auf Familienunterstützung hatten. Deshalb warf 
man den Frauen oft unlautere wirtschaftliche Motive und mangelnde Einsicht in die 
                                                 
335 Zitiert in Dresdner Volkszeitung vom 28.11.1917. 
336 Ebd. 
337 Siehe hierzu Christoph Nonn, Arbeiter, Bürger und „Agrarier“. Stadt-Land-Gegensatz und Klas-
senkonflikt im Wilhelminischen Deutschland am Beispiel des Königreichs Sachsen, in: Grebing 
u. a., Demokratie und Emanzipation, S. 101-113. 
338 Susanne Rouette, Kriegstrauung, in: Enzyklopädie Erster Weltkrieg, S. 662 f. 
339 Dresdner Neuste Nachrichten vom 4.8.1914. 
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sittliche Bedeutung von Ehe und Familie vor. Tatsächlich änderte sich an den Le-
bensverhältnissen der Frauen nach der Trauung nur wenig. Die meisten wohnten 
weiter bei ihren Eltern oder lebten als Dienstmädchen im Hause des Arbeitge-
bers.340 Einen eigenen Haushalt, den aufrechtzuerhalten die eigentliche Intention 
des Unterstützungsgesetzes war, gründeten die wenigsten. Die kriegsgetrauten 
Frauen machten denn auch einen Bedürftigkeitsanspruch nur bezüglich der Ver-
sorgung der nahen Verwandten geltend. Insgesamt wurde die Bedürftigkeitsprü-
fung gegenüber den Kriegsgetrauten recht restriktiv behandelt. Das Dresdner 
Kriegsunterstützungsamt gewährte den Frauen bis Ende 1916 zumindest die 
Reichsmindestsätze.341 Ab Dezember 1917 machte es den Anspruch auf Famili-
enunterstützung von der Gründung eines eigenen Hausstandes abhängig. War 
dies nicht der Fall, wurde jegliche Unterstützung verweigert.342 Daß viele Kriegs-
trauungen in der Tat übereilte Eheschließungen oder gar Zweckehen waren, zeig-
te sich nach Kriegsende, als die Scheidungsziffern deutlich ansteigen sollten.343 
Eine gesonderte Praxis bezüglich der Familienunterstützung schließlich wurde 
gegenüber den städtischen Beamten, Angestellten und Arbeitern geübt. Von den 
in der Dresdner Stadtverwaltung beschäftigten 5.000 Beamten und Angestellten 
wurden während des Krieges 2.000, von den 5.300 Arbeitern 2.400 zum Kriegs-
dienst eingezogen.344 Das Reichsmilitärgesetz von 1874 und 1880 schrieb fest, 
daß sich eine mögliche Einberufung von Reichs-, Staats- und Kommunalbeamten 
zum Militärdienst nicht nachteilig auf deren Lebensverhältnisse auswirken dürfe. 
Die Beamten erhielten deshalb ihre bisherigen Bezüge bis auf die zulässige An-
rechnung ihrer Offiziersgehälter unverkürzt weiter.345 Die Handhabung der Fürsor-
ge für die Angestellten und Arbeiter blieb dagegen den Städten überlassen. In 
Dresden einigten sich die Abgeordneten im Stadtverordnetenkollegium fraktions-
übergreifend, den Familien der Einberufenen ohne Prüfung der Bedürftigkeit ne-
                                                 
340 Rouette, Kriegstrauungen, S. 663. 
341 Protokoll der 140. Sitzung der KU-Kommission vom 4.12.1916 (StA Dresden, KUA, 2.3.26, Nr. 
1/II, Bl. 193). 
342 Schreiben des Kriegsunterstützungsamtes an den Deutschen Städtetag vom 18.12.1917 (StA 
Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 1.6, Bl. 5a). 
343 Vgl. Rouette, Kriegstrauungen, S. 663. 
344 Hermann, Christel, Oberbürgermeister der Stadt Dresden Bernhard Blüher, in: Dresdner Ge-
schichtsbuch 4 (1998), S. 108-122, hier S. 110. 
345 Hugo Lindemann, Die Fürsorge für die städtischen Beamten, Angestellten und Arbeiter, in: 
Kommunales Jahrbuch 1919, S. 36-41, hier S. 36 f. 
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ben den reichsgesetzlichen Mindestsätzen Unterstützung wie folgt zu gewähren: 
Angehörige ordentlicher, verheirateter Hilfsarbeiter erhielten die Hälfte ihrer bishe-
rigen Vergütung sowie monatliche Zuschüsse nach Zahl der Kinder; Angehörige 
außerordentlicher, verheirateter Hilfsarbeiter erhielten ebenfalls die Hälfte des Ein-
kommens, jedoch keine Zuschüsse für Kinder; ledige Hilfsarbeiter erhielten je 
nach Sachlage nur bei nachweisbarer dringender Bedürftigkeit der Angehörigen 
Unterstützung. Generell stand den städtischen Angestellten und Arbeitern keine 
Hilfe aus den Mitteln des Lieferungsverbandes zu.346  
Die steigende Teuerung der Lebenshaltung zwang die Gemeinden, die Bezüge 
ihrer Beamten, Angestellten und Arbeiter ständig aufzubessern. In nicht wenigen 
Städten entwickelte sich dabei ein Zulagensystem „kompliziertester Weise“347. So 
wurden beispielsweise zu laufenden Zulagen einmalige Zuschüsse gezahlt und zu 
Kriegsteuerungszulagen weitere Kriegslohnzulagen gewährt.348 Die Dresdner Be-
diensteten erhielten je nach Lohn- und Gehaltsklasse sukzessiv steigende Teue-
rungszulagen. Damit waren vor allem die städtischen Arbeiter, wenn auch ange-
sichts der steten Preissteigerungen für Lebensmittel nicht ausreichend, so doch im 
Vergleich zur übrigen Arbeiterschaft noch recht gut bedient.349 Denn obwohl die 
Sozialdemokratie wiederholt die privilegierte Behandlung der Beamten geißelte 
und eine Gleichstellung der Angestellten und Arbeiter bezüglich der Unterstüt-
zungsweise forderte,350 unterließen es ihre Vertreter im Dresdner Stadtparlament 
den ganzen Krieg über, in diesem Sinne politisch aktiv zu werden. Jedoch gibt 
eine wortreiche Auseinandersetzung über die Teuerungszulagen im Stadtverord-
netenkollegium im Oktober 1917 Aufschluß darüber, inwieweit sich zu diesem 
Zeitpunkt des Krieges die Klassengegensätze bereits verschärft hatten. Um die 
von ihr gewährten Teuerungszulagen nach dem Krieg zurückerstattet zu bekom-
men, mußte die Stadtverwaltung ihre Beamten nach diesbezüglichen Richtlinien 
des sächsischen Staates unterstützen. Die Beamten im Staatsdienst erhielten 
Teuerungszulagen bis zu einer Gehaltsklasse von 13.000 Mark. Da Dresden sei-
                                                 
346 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 25. öffentliche Sitzung vom 1.10.1914, S. 
900 f. 
347 Lindemann, Fürsorge, S. 41. 
348 Ebd. 
349 Die Löhne stiegen in Dresden während des Krieges für ungelernte städtische Arbeiter um 30 
Prozent und für gelernte um 50 Prozent. Siehe Dresdner Volkszeitung vom 18.2.1918. 
350 Paul Hirsch, Kommunale Kriegsfürsorge, Berlin 1915, S. 15. 
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nen Ratsmitgliedern und Beamten bisher nur Zulagen bis zu einem Jahresgehalt 
von 8.400 Mark zahlte, beabsichtigte der Stadtrat, die Zulagengrenze entspre-
chend anzuheben. (Das durchschnittliche Jahreseinkommen einer Munitions-
arbeiterin in Dresden lag zu dieser Zeit bei 1.200 bis 1.400 Mark.) Die konservativ-
nationalliberale Mehrheit befürwortete diesen Schritt und verwies auf die ein-
geschränkten Lebensverhältnisse auch der höheren Beamten. Die Einschränkung 
bestand laut Oberbürgermeister Blüher für die in der Tat schwer arbeitenden Be-
amten darin, daß diese in diesem Jahr keine „Sommerfrische“ hätten aufsuchen 
können.351 Angesichts der wirtschaftlichen Notlage und der katastrophalen Ernäh-
rungssituation mußten diese Worte von den tatsächlich Bedürftigen als Hohn und 
Spott empfunden werden. Die sozialdemokratische Fraktion setzte ein von Emil 
Nitzsche verfaßtes Gutachten dagegen, das Zulagen bis zu einem Gehalt von ma-
ximal 6.300 Mark vorschlug. Außerdem sollten die Zulagen von der Bedürftigkeit 
des Beamten abhängig gemacht werden. Dieser Vorschlag wurde jedoch von der 
Gegenseite vehement abgelehnt, da man die Prüfung der Bedürftigkeit eines Be-
amten für etwas „Demütigendes und Verletzendes“ hielt.352  
 
 
1.5. Die Erweiterung der Fürsorge durch die Privatwohltätigkeit der 
Kriegsorganisation Dresden Vereine 
 
Erhielten die Kriegerfamilien neben den Reichsmindestsätzen städtische Zuschlä-
ge in Höhe von 100 Prozent, und die Unterstützung reichte dennoch nicht aus, 
den täglichen Lebensbedarf zu decken, konnten sich die Bedürftigen an die Grup-
pe I der Kriegsorganisation Dresdner Vereine wenden. Hierfür war die Stadt ent-
sprechend der Organisation der öffentlichen Armenpflege in 84 Bezirke eingeteilt. 
Drei ehrenamtliche Mitarbeiter der Kriegsorganisation und einige freiwillige Helfer, 
die selbst in dem jeweiligen Bezirk wohnten, waren für die Hilfesuchenden die An-
sprechpartner vor Ort. Im Frühjahr 1917 faßte man die Bezirke in 11 Kreise zu-
sammen, denen jeweils ein sogenannter Vertrauensmann vorstand, der als Mittler 
                                                 
351 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 16. öffentliche Sitzung vom 18.10.1917, S. 
539. 
352 So der nationalliberale Stadtverordnete Max Rosenmüller, ebd., S. 551. 
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zwischen den Bezirken und den Gruppenvorständen fungieren sollte.353 Mit dieser 
dezentralen Organisation war es möglich, die Lebenssituation der Einwohner und 
vor allem auch deren Stimmung genau zu erfassen. Die enge Zusammenarbeit mit 
der Kriegsorganisation und dem Kriegsunterstützungsamt war auch in dieser Hin-
sicht für den Stadtrat von Bedeutung. Aufkeimende Proteste konnten unmittelbar 
und gezielt durch sozialpolitische Maßnahmen – zumindest kurzfristig – abgefe-
dert werden. 
Kurz nach Kriegsbeginn zahlte die Kriegsorganisation den Hilfsbedürftigen noch 
bare Geldmittel aus. Doch aus Gründen der Zweckmäßigkeit entschieden sich die 
Verantwortlichen schon kurze Zeit später, die Unterstützung in Form von Natural-
verpflegung zu gewähren. Dies schien vor allem deshalb notwendig, um eine mög-
lichst flächendeckende Ernährung der Bevölkerung und eine ausreichende Ver-
sorgung der Kinder mit Milch gewährleisten zu können. Die Naturalleistungen 
wurden in Verpflegungsmarken – Gutscheine für Kolonialwaren, Brot und Milch, 
seit 1915 auch für Knochen und Kartoffeln – ausgegeben.354 
 
Tabelle 6: Von der KOV/Gruppe I ausgegebene Verpflegungsmarken 
Stückzahl Jahr Kolonialwaren Brot Milch Fleisch Knochen Kartoffeln 
Gesamtwert 
in Mark 
1914 116.802 170.697 221.498 2.215 - - 240.156,64
1915 1.028.698 800.881 1.471.202 553.170 211.170 216.545 2.317.131,34
1916 1.860.630 1.473.331 1.254.160 1.234.285 474.700 764.937 4.665.534,09
1917 248.920 1.237.115 139.910 1.022.145 1.569.275 2.687.360 3.567.899,20
1918 - 946.650 - 873.100 1.705.300 2.063.300 3.036.290,50
 
Zeigten sich zunächst nur einige kleinere Läden bereit, die Gutscheine zu akzep-
tieren, schloß die Kriegsorganisation im Laufe des Krieges mit einer Vielzahl von 
mittelständischen Geschäften und Firmen, die sich an dem Gutscheinsystem be-
teiligen wollten, Verträge ab. So war es nicht nur den Käufern möglich, ihre Mar-
ken in weiten Teilen des Dresdner Stadtgebietes einzulösen, sondern auch die 
Kleinhändler vermochten es auf diese Weise, sich Kundschaft zu erhalten. 1916 
wurden die Gutscheine, die sich auf Waren bezogen, infolge der reichszentralen 
Zwangsbewirtschaftung durch Wertmarken, die für einen bestimmten finanziellen 
Wert standen und nur in ausgewählten Geschäften eingelöst werden konnten, 
                                                 
353 Schlußbericht über die Tätigkeit der Kriegsorganisation Dresdner Vereine, Dresden 1920, S. 2-
5. 
354 Ebd., S. 2; Tabelle nach ebd., S. 26. 
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teilweise ersetzt beziehungsweise ergänzt. Neben den Verpflegungsmarken bewil-
ligte die Gruppe I der Kriegsorganisation zudem für jeden Erwachsenen, für jedes 
Kind über 6 Jahre und für je 2 Kinder unter 6 Jahre täglich eine Speisemarke. Als 
der Ernährungsnotstand 1916 akut wurde, übernahm ein eigens eingerichteter 
„Sonderausschuß für Volksküchen“ die Organisation und Koordination der Mas-
senspeisungen in den 185 Volksküchen und drei großen Zentralküchen.355 
Den Spendenaufrufen der Kriegsorganisation sind in den ersten Kriegswochen 
und -monaten viele Dresdner Einwohner gefolgt. Ein Großteil der Spenden waren 
Kleidungsstücke, Wäsche und Schuhe, welche an die Notleidenden verteilt wur-
den. Nach Abebben der Spendenflut organisierte die Gruppe I den Ankauf insbe-
sondere von Schuhwerk und Stoffen, aus denen Heimarbeiterinnen passende 
Kleidungsstücke herstellten. Doch mit der einsetzenden Zwangsbewirtschaftung 
von Rohstoffen war es kaum noch möglich, an die notwendigen Materialen zu ge-
langen. Spätestens in der zweiten Hälfte des Krieges konnte nichts mehr gegen 
die schlechte Bekleidungssituation vieler Menschen getan werden.356 
Zwei weitere Bereiche, in denen die Gruppe I durch finanzielle Beihilfen Unter-
stützungsarbeit leistete, waren die Bezuschussung zu Wohnungsmieten und die 
Übernahme von Krankheitskosten. Zunächst lag die Entscheidung über die Ge-
währung von Mietunterstützung und die Auszahlung der Barmittel an Bedürftige 
allein bei der Kriegsorganisation. Vor dem Hintergrund der wachsenden Zahl von 
Mietschuldnern griff die Stadtverwaltung einen Vorschlag Emil Nitzsches auf357 
und entschied im Frühjahr 1916 – nicht zuletzt auch mit dem Ziel, die beunruhig-
ten Vermieter und Hausbesitzer zu entlasten –, die Bearbeitung der Mietangele-
genheiten dem Kriegsunterstützungsamt zu überlassen. Der individuelle Mietbe-
darf wurde in das Haushaltsplansystem integriert und künftig mit der Familien-
unterstützung ausgezahlt.358 Die Kriegsorganisation beschränkte sich mit ihrer 
Hilfe nunmehr auf Kleingewerbetreibende und zum Teil auch auf freiberufliche 
Künstler, die Schwierigkeiten hatten, die Miete für ihre Geschäfte beziehungswei-
                                                 
355 Ebd., S. 2 f. 
356 Vgl. ebd., S. 3. 
357 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 11. öffentliche Sitzung vom 3.6.1915, S. 
279.  
358 Siehe hierzu die für den internen Dienstgebrauch angefertigte Denkschrift von Stadtrat Müller, 
Die Übernahme von Mietbeihilfen auf das Kriegsunterstützungsamt ab 1. Januar 1916 und die 
anzuwendenden Unterstützungsgrundsätze der Kommission, Dresden 1915. 
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se Unterkünfte aufzubringen. Die Abteilung Krankenpflege gewährte Kriegsbe-
schädigten Zuschüsse für Aufenthalte in Lungenheilanstalten und beschaffte für 
Verstümmelte orthopädische Hilfsmittel. Des weiteren bewegte sie Dresdner Ärzte 
zur unentgeltlichen Behandlung von Kriegerangehörigen und übernahm bisweilen 
selbst Arzt-, Klinik- und Operationskosten.359 Insgesamt leistete die Gruppe I der 
Kriegsorganisation Dresdner Vereine während des Krieges finanzielle Hilfe in Hö-
he von fast 25 Millionen Mark. Spendengelder waren davon lediglich rund 3 Millio-




1.6. Exkurs: Die städtische Finanzpolitik 
 
Die Gemeinden des Deutschen Reiches finanzierten sich in erster Linie durch die 
Erträge der Gemeindesteuern und Überschüsse der gemeindlichen Unterneh-
mungen und Anstalten. Rund 70 Prozent des Reinertages der Gemeindesteuern 
entfielen auf die Einkommenssteuer, 20 Prozent auf die Besitzwechselabgaben. 
Von den städtischen Unternehmen erwirtschaften in der Regel die Gas- und Elek-
trizitätswerke den größten Überschuß. Mit Kriegsbeginn brachen die Einnahmen 
aus der Einkommenssteuer – „dem Rückgrat der gemeindlichen Finanzwirt-
schaft“361 – erheblich ein.362 Zum einen waren die einberufenen Einwohner von 
der Entrichtung der Einkommenssteuer befreit, zum anderen wurde vielen Arbeit-
nehmern aufgrund der unsicheren Wirtschaftslage der Lohn gekürzt. Darüber hin-
aus sanken außerdem die Gewinne der städtischen Betriebe. Diesen Einnahme-
ausfällen stand ein enormer Ausgabenzuwachs gegenüber. Nicht nur die 
Familienunterstützungen belasteten die Gemeindekassen, sondern auch die Ein-
quartierungslasten – die gerade Dresden als Garnisonsstadt und mitteleuropäi-
scher Verkehrsknotenpunkt besonders zu schultern hatte –, die Aufrechterhaltung 
                                                 
359 Schlußbericht über die Tätigkeit der Kriegsorganisation, S. 3. f. 
360 Ebd., S. 21. 
361 Kurt Bormann, Die Finanzen der sächsischen Gemeinden und der Krieg, in: Dresdner Anzeiger 
vom 30.10.1915, S. 6. 
362 In Dresden standen im Dezember 1916 schließlich 14 Millionen Mark Einkommenssteuersoll 
Kriegsausgaben von fast 80 Millionen Mark gegenüber. Vgl. Dresdner Volkzeitung vom 22.5.1917. 
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der Lebensmittelversorgung sowie die Erwerbslosenunterstützungen verursachten 
hohe Kosten.363 
Zur Kostendeckung blieb den Gemeinden oft nur die Möglichkeit, weniger relevan-
te Posten, wie etwa städtebauliche Maßnahmen, zu streichen. Einsparmöglichkei-
ten bei der Familienunterstützung waren, wie bereits gezeigt worden ist, kaum 
möglich. So griff die überwiegende Zahl der Kommunen auf die Lombardierung 
von Wertpapieren bei Darlehenskassen und auf eigene Fonds zurück. Darüber 
hinaus stellte die Aufnahme von Krediten die einzige Alternative dar. Von einer 
Erhöhung der Gemeindesteuern sah man mit Rücksicht auf den sozialen Burgfrie-
den wenn möglich ab.364 Dresden hatte Ende des Jahres 1914 im ordentlichen 
Haushalt bereits einen Fehlbetrag von fast 1,3 Millionen Mark. Diesen Betrag 
durch ein Heraufsetzen der Gemeindesteuern auszugleichen, hätte eine Erhöhung 
von 20 Prozent bedeutet. Die Dresdner Stadtverwaltung hatte jedoch in den letz-
ten Friedensjahren eine solide Fondspolitik betrieben, so daß ein solcher Schritt 
zunächst noch nicht notwendig wurde. Von 1909 bis 1913 sind die Betriebsüber-
schüsse des Haushaltsplanes in Höhe von insgesamt 11 Millionen Mark in speziel-
len Fonds (Ausgleichsfonds, Anleihetilgungsfonds, Baufonds usw.) zurückgelegt 
worden.365 Mit diesem Kapitalstock, so glaubten die Stadtverordneten noch im Au-
gust 1914, ließe sich die Kriegszeit komfortabel überbrücken, ohne Schulden auf-
nehmen zu müssen.366 Im Frühjahr 1915 waren die Finanzreserven schließlich 
aufgebraucht; mit einem baldigen Ende des Krieges rechnete dagegen niemand 
mehr. Die Stadtverwaltung sah sich gezwungen, nach anderen Geldquellen Aus-
schau zu halten. Sie beschaffte sich die nötigen Mittel durch Diskontierung von 
Wertpapieren und Darlehen bei der Reichsbank.367 Diese Anleihen dienten aus-
schließlich zur Deckung der aufgrund des Krieges entstandenen außerordentli-
chen Ausgaben. Die Kriegslasten der Stadt Dresden summierten sich bis Sommer 
1918 auf über 70 Millionen Mark, wobei bei diesem Wert die für das Reich vorge-
                                                 
363 Bormann, Die Finanzen der sächsischen Gemeinden, S. 6; ders., Die Finanzen der größeren 
und mittleren Gemeinden in den Jahren 1906, 1908 und 1910, in: Zeitschrift des Königlich-
Sächsischen Statistischen Landesamtes 60 (1914), S. 125-204. 
364 Ders., Die Finanzen der sächsischen Gemeinden, S. 6. 
365 Dresdner Anzeiger vom 18.5.1915. 
366 Vgl. Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, Gemeinschaftliche Sitzung vom 4.8. 
1914, S. 801-806. 
367 Dresdner Anzeiger vom 18.5.1915. 
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streckte Familienunterstützung von rund 30 Millionen Mark noch unberücksichtigt 
bleibt. Allein für das Jahr 1916 mußte die Stadtkasse Zinsen in Höhe von 1,5 Mil-
lionen Mark aufbringen,368 1917 lag die Zinslast bereits bei 2 Millionen Mark.369 
 
Tabelle 7: Außerordentliche Ausgaben der Stadt Dresden370 
Verwendungszweck bis Juli 1915 bis Juli 1916 bis Juli 1917 bis Juli 1918 
Unterstützung von Kriegerfamilien371 
und städtischen Arbeitern und 
Bediensteten 
3.600.000 11.110.000 19.370.000 27.330.000
Ankauf von Lebensmitteln 4.750.000 4.750.000 6.000.000 6.000.000
Lazarett, Arbeitslosenunterstützung, 
unvorhergesehene Ausgaben 1.850.000 2.930.000 4.787.979 6.783.000
Beitrag an die Kriegsorganisation 1.000.000 7.050.000 14.450.000 21.710.000
Bau von Baracken 652.000 652.000 652.000 652.000
Einquartierungskosten - 1.775.371 3.040.371 4.165.371
Teuerungszulagen 200.000 1.440.000 3.479.195 4.621.445
Gesamt 12.052.000 29.707.371 51.779.545 71.261.816
 
Der ordentliche Haushalt sollte dagegen ausschließlich aus den Einnahmen der 
Stadt finanziert werden. Nach einem Fehlbetrag im Jahr 1914 konnten in den fol-
genden Jahren sogar geringe Haushaltsüberschüsse erzielt werden. Möglich wur-
den diese Ergebnisse vor allem deshalb, weil sich die Stadtbeamten schließlich 
doch entschieden, ab 1915 die Einkommenssteuer jedes Jahr deutlich zu erhö-
hen. Erst 1918 mußte die Stadt erneut Einnahmeausfälle hinnehmen, als aufgrund 
eines neuen Gemeindesteuergesetzes die Bürger- und Einwohnersteuer wegfiel. 
Mit der abermaligen Steigerung der Einkommenssteuer, der Erhöhung der Billet- 
und Lustbarkeitssteuer und der Verteuerung von Gas-, Strom- und Straßenbahn-
preisen konnte die entstandene Lücke beinahe geschlossen werden.372 Das Rein-
vermögen der Stadt Dresden sank während des Kriegs von gut 99,3 Millionen 
Mark im Jahr 1914 auf rund 55,6 Millionen Mark am Jahresende 1918.373 Die 
Dresdner Haushaltspolitik wurde letzten Endes von allen politischen Fraktionen 
des Stadtverordnetenkollegiums getragen. Zu Friktion zwischen bürgerlichen Ver-
                                                 
368 Dresdner Anzeiger vom 12.11.1915. 
369 Dresdner Anzeiger vom 19.1.1917. 
370 Zahlen berechnet nach Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden 1915-1918. 
371 Die Angaben betreffen nur die städtischen, vom Reich nicht rückzuerstattende Mittel für die 
Familienunterstützung. 
372 Blüher, Die Dresdner Stadtverwaltung in den ersten vier Kriegsjahren, S. 49 f. 
373 Verzeichnis des Vermögens der Stadt Dresden, Dresden 1914-1918, Hauptübersicht 1914-18, 
jeweils S. 2-5. 
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tretern und Sozialdemokraten kam es nur dann, wenn finanzielle Mittel für „bürger-
liche“ Festlichkeiten bewilligt werden sollten. Das betraf nicht nur die jährlichen 
Geburtstagsfeiern für den Deutschen Kaiser oder den sächsischen König sowie 
die Sedanfeiern, sondern auch die Feierlichkeiten zur 700-Jahrfeier der Stadt 






Das Familienunterstützungsgesetz war seiner Intention nach, daß es nämlich als 
moralische und psychologische Stütze für die Soldaten dienen und zugleich die 
tradierte Geschlechterrolle bewahren sollte, ganz auf den Mann konzentriert. Im 
Laufe des Krieges entwickelte aber das Handeln der Frauen, welche die Verfü-
gungsgewalt über die Unterstützung besaßen, eine von den öffentlichen Behörden 
kaum vorhersehbare Eigendynamik. Vor allem der offenkundige Widerspruch von 
propagiertem Wohlwollen gegenüber den Unterstützungsberechtigten und dem 
restriktiven Vorgehen in der Praxis erzeugte unter den Kriegerfrauen eine Stim-
mung aus Mißmut und Verärgerung und schürte soziale Konflikte. Darüber hinaus 
konnte die Familienunterstützung ab 1916 immer weniger „befriedend“ wirken, da 
mit der zunehmenden Zwangsbewirtschaftung der Lebensmittel das Geld einen 
Funktionsverlust erlitt.375 Dennoch war die Familienunterstützung in sozialpoliti-
scher Hinsicht ein Erfolg. Denn mit der bewußten Abgrenzung zur Armenhilfe legte 
die Familienfürsorge ein beachtliches Reformpotential frei: „Mit [der] Familienun-
terstützung [...] war neben die kommunale Armenfürsorge ein breiter Bereich der 
Kriegsfürsorge getreten, der sich organisatorisch und von seiner Binnenstruktur 
her deutlich von der Armenfürsorge abhob. Finanzieller Träger war das Reich, 
Durchführungsbehörden die Lieferungsverbände. Es bestand – im Falle der Be-
dürftigkeit – ein Rechtsanspruch. Die Inanspruchnahme der Fürsorgeleistung hatte 
keinerlei diskriminierende Wirkungen. Eine Rückerstattungsverpflichtung gab es 
                                                 
374 Während heute die urkundliche Erstnennung Dresdens im Jahr 1206 gefeiert wird, beging man 
damals den Jahrestag der erstmaligen urkundlichen Erwähnung Dresden als „urbs“ im Jahr 1216. 
Siehe Hermann Müller, 700 Jahre Dresden 1216-1916, in: Dresdner Geschichtsblätter 25 (1916), 
Nr. 4, S. 175. 
375 Kundrus, Kriegerfrauen, S. 42; Daniel, Arbeiterfrauen, S. 183; dies., Der Krieg der Frauen, S. 
170-174. 
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nicht. Damit waren für die Kriegsfürsorge all die Grundsätze verwirklicht, die in der 
Fachdiskussion seit langem auch für die Armenfürsorge gefordert worden waren: 
ein einheitliches Reichsrecht, einheitliche Verwaltungsorganisation und leistungs-
fähige Verbände, Kostenverteilung auf Reich, Länder und Gemeinden, Ablösung 
der komplizierten Prinzipien des Unterstützungswohnsitzes durch den gewöhnli-
chen Aufenthalt, keine Diskriminierung.“376 
Damit waren die strukturellen Rahmenbedingungen für eine Neugestaltung des 
Armenwesens in der Weimarer Republik vorgegeben. Der moralische Impuls für 
eine Reformierung speiste sich letztlich aus der Verallgemeinerungstendenz be-
züglich des Kreises der Unterstützungsberechtigten. Die Empfänger von Armen-
unterstützung traten nun mit der Forderung an die Behörden heran, die in der Fa-
milienunterstützung angewandten – höheren – Bedürftigkeitsmaßstäbe zukünftig 
auch im Armenwesen in Anwendung zu bringen. „In dieser Veränderung der Er-
wartungshaltungen ist sicherlich eine derjenigen Kriegsentwicklungen zu sehen, 
die längerfristige Konsequenzen hatten und damit auf die wichtige Schwellenfunk-
tion des Ersten Weltkrieges bei der Entstehung des Sozialstaates verweisen.“377  
 
 
2. Die Kriegsopferfürsorge 
 
2.1. Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene als neue Fürsorgeklientel 
 
„Es war sofort klar, daß unter den Verwundeten, die bei dem ungeheuren Kriege natürlich unaus-
bleiblich sind, eine große Zahl von Menschen sein mußte, die als Krüppel wieder nach Hause keh-
ren, und es war auch sehr bald klar, daß diese Zahlen riesig sein würden.“378 
Infolge der technisch-industriellen Entwicklung entfaltete die militärische Kriegs-
maschinerie im ersten „modernen“ Krieg eine bis dahin unvorstellbare zerstöreri-
sche Kraft. Die neuartigen, durchschlagsstarken, aus sicherer Deckung abgefeu-
erten Explosivgeschosse der Artillerie vernichteten Leben und Material in einem 
weiten Radius. Hunderttausende von Menschen wurden auf diese Weise verwun-
det oder getötet. Doch auch die Medizin hatte seit der Jahrhundertwende riesige 
                                                 
376 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 51. 
377 Daniel, Arbeiterfrauen, S. 181. 
378 Konrad Bislaski, Die ethische und wirtschaftliche Bedeutung der Kriegskrüppelfürsorge und ihre 
Organisation im Zusammenhang mit der gesamten Kriegshilfe, Leipzig 1915, S. 3. 
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Fortschritte gemacht. Starben während des Deutsch-Französischen Krieges 
1870/71 noch 80 bis 90 Prozent aller Soldaten mit Schußbrüchen, konnten viele 
der im Ersten Weltkrieg schwerverletzten Personen dank neuester Erkenntnisse 
bei der aseptischen Wundbehandlung gerettet werden.379 Eine Folgewirkung die-
ser fortschrittlichen medizinischen Behandlung war die wachsende Zahl verkrüp-
pelter Invaliden. Der Sanitätsbericht über das Deutsche Heer von 1934 bilanzierte 
die Anzahl der durch Verwundung, Unfall, Selbstmord und Krankheit zwischen 
dem 2. August 1914 und dem 31. Juli 1918 verstorbenen Soldaten auf 1.202.042. 
Als dienstuntauglich waren bis zu diesem Zeitpunkt 702.778 Soldaten entlassen 
worden. Davon galten 89.760 als „verstümmelt“, d. h. als Schwer- beziehungswei-
se Schwerstbehinderte hatten diese Personen Anspruch auf eine „Verstümme-
lungszulage“. Unter diesen Kriegskrüppeln befanden sich 15.503 Arm- und 24.145 
Beinamputierte, 230 Verstummte, 1.058 Ertaubte, 1.445 beidseitig und 3.408 ein-
seitig Erblindete sowie 3.955 „Geisteskranke“.380 Diese Bestandsaufnahme für 
einen Zeitpunkt noch drei Monate vor Ende des Krieges zeigt bereits: „Der Welt-
krieg hinterließ ein Heer der Versehrten, der Blinden, der Amputierten, der an Kör-
per und Seele Zerschmetterten und Entstellten, wie sie die Straßenbilder aller 
Kriegsparteien nur allzu bald beherrschten.“381 
Daß der kriegführende Staat und die „Volksgemeinschaft“ moralisch verpflichtet 
seien, den Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen382 zügige und ausrei-
chende Unterstützung zu gewähren, war allgemeiner Konsens. Nachdem Solda-
ten und Angehörige ihr Opfer für das Vaterland erbracht hatten, galt es nun, ihnen 
den „Dank der Heimat“ zu erweisen. Die Reintegration der Kriegsbeschädigten in 
das gesellschaftliche Leben galt bei Fürsorgeexperten als entscheidendes Instru-
ment, um eine drohende soziale Destabilisierung zu verhindern.383 Der arbeitslo-
se, bettelnde und gesellschaftlich isolierte Kriegskrüppel drohte „die Balance des 
                                                 
379 Klaus-Dieter Thomann, Die medizinische und soziale Fürsorge für die Kriegsversehrten in der 
ersten Phase des Krieges 1914/15, in: Wolfgang U. Eckart (Hg.), Die Medizin und der Erste Welt-
krieg, Pfaffenweiler 1996, S. 183-196, hier S. 185. 
380 Wolfgang U. Eckart, Invalidität, in: Enzyklopädie Erster Weltkrieg, S. 584-586, hier S. 584. 
381 Ebd. 
382 Seit Anfang 1915 setzten sich in der Fürsorge allmählich die Begriffe „Kriegsbeschädigte“ für 
verstümmelte Kriegsteilnehmer und „Kriegshinterbliebene“ für Kriegswitwen, -waisen und andere 
Angehörige durch. 
383 Vgl. beispielsweise Bislaski, Die ethische und wirtschaftliche Bedeutung der Kriegskrüppel-
fürsorge, S. 4. 
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kollektiven Gewissens der Kriegsgesellschaft“384 zu stören, denn die öffentliche 
Präsenz körperlich Gezeichneter stellte eine „permanente Anfrage an die Gesell-
schaft“385. Doch die Wiedereingliederung der Kriegsbeschädigten in das alltägliche 
Leben schien zunächst kaum durchführbar. Denn die Vorkriegsgesetze und Ver-
ordnungen zur Kriegsopferfürsorge waren „allesamt an der Wirklichkeit des Ersten 
Weltkrieges vorbeikonstruiert“386. Die Gesetze zur Mannschaftsversorgung und 
Offizierspension aus dem Jahr 1906387 legten Feldzüge von kürzerer Dauer mit 
einer aus Berufssoldaten bestehenden Truppe zugrunde und nicht den langen 
Krieg einer Wehrpflichtigenarmee.388 Nicht nur stand man seit Ende 1914 vor ei-
nem quantitativen Problem, „handelt es sich doch jetzt um Zahlen von versor-
gungsberechtigten Soldaten, wie sie in der Weltgeschichte noch nicht erreicht 
worden sind.“389 Auch in qualitativer Hinsicht stand man vor ganz neuen Heraus-
forderungen. Zum einen gewährleisteten die Rentenzahlungen gemäß dem Mann-
schaftsversorgungsgesetz wie auch dem Militärhinterbliebenengesetz von 1907390 
nicht annährend das Existenzminimum. Zum anderen fehlten sämtliche Voraus-
setzungen, um die Kriegsopfer mittels umfangreicher medizinischer, sozialpäd-
agogischer und arbeitsmarktspezifischer Hilfs- und Betreuungsmaßnahmen in das 
berufliche und gesellschaftliche Leben zu integrieren.391  
Die notwendige Reform der Versorgungsgesetzgebung scheiterte jedoch an der 
hartnäckigen Weigerung der Reichsregierung, angesichts der täglich steigenden 
Kriegsausgaben weitere finanzielle Lasten zu tragen. Das dadurch entstehende 
                                                 
384 Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 293. 
385 Ebd. 
386 Michael Geyer, Ein Vorbote des Wohlfahrtsstaates. Die Kriegsopferversorgung in Frankreich, 
Deutschland und Großbritannien nach dem Ersten Weltkrieg, in: Geschichte und Gesellschaft 9 
(1983), S. 230-277, hier S. 234. Ein historischer Überblick findet sich bei Wilhelm Haberling, Die 
Entwicklung der Kriegsbeschädigtenfürsorge von den ältesten Zeiten bis zur Gegenwart, Berlin 
1918, und Otto Neustätter, Die Kriegsbeschädigtenfürsorge in früherer Zeit, in: Sachsen in großer 
Zeit, Band 3, S. 329-336. 
387 Gesetz über die Pensionierung der Offiziere einschließlich Sanitätsoffiziere des Reichsheeres, 
der Kaiserlichen Marine und der Kaiserlichen Schutztruppen vom 31.5.1906, in: Reichsgesetzblatt 
1906, S. 565-592; Gesetz über die Versorgung der Personen der Unterklassen des Reichsheeres, 
der Kaiserlichen Marine und der Kaiserlichen Schutztruppen vom 31.5.1906, in: ebd., S. 593-614. 
388 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 129; Ewald Frie, Vorbild oder Spiegelbild? Kriegsbe-
schädigtenfürsorge in Deutschland 1914-1919, in: Michalka, Der Erste Weltkrieg, S. 363-580, hier 
S. 566. 
389 Haberling, Entwicklung, S. 140. 
390 Beamtenhinterbliebenengesetz vom 17.5.1907, in: Reichsgesetzblatt 1907, S. 208-214; Militär-
hinterbliebenengesetz vom 17.5.1907, in: ebd., S. 214-233. 
391 Brandmann, Klassenkampf, S. 194 f. 
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„Aufgabenvakuum“ begannen schließlich private und öffentliche Wohltätigkeits-
vereine zu füllen.392 Neben die gesetzliche Vorsorge trat eine freie Fürsorge. Die 
Fürsorge der Kriegshinterbliebenen übernahmen in der Regel die kommunalen 
Kriegsfürsorgeorganisationen. In der sächsischen Residenzstadt war es die 
Kriegsorganisation Dresdner Vereine, die Witwen und andere Angehörige bei Gel-
tendmachung von Rentenansprüchen rechtsberatend unterstützte.393 Erste Initiati-
ven einer Fürsorge für Kriegsbeschädigte gingen dagegen zumeist von den örtli-
chen Vereinen für Krüppelfürsorge aus. So erweiterte beispielsweise der unter 
dem Patronat christlich-konservativer Honoratioren stehende Dresdener „Verein 
für Krüppelhilfe“ in Zusammenarbeit mit dem Roten Kreuz seine Kapazitäten und 
war unmittelbar nach Kriegsbeginn in der Lage, neben „Friedenskrüppeln“ auch 
Kriegsverletzte stationär zu behandeln und orthopädisch zu versorgen.394 So ent-
stand im Deutschen Reich in den ersten Kriegswochen neben der militärischen 
eine zunächst lokale „bürgerliche“ Kriegsbeschädigten- und Kriegshinter-
bliebenenfürsorge, die je nach wohlfahrtspolitischen Traditionen, strukturellen 
Voraussetzungen und politischen Konstellationen vor Ort bewerkstelligt und orga-
nisiert wurde.395 Diese unkoordinierten Hilfsangebote waren angesichts der wach-
senden Zahl heimkehrender Kriegsbeschädigter völlig unzureichend und in ihrer 
Vielfalt für die Betroffenen kaum mehr zu überblicken. Trotz dieses offenkundigen 
Mißstandes blieb das Reich bei seinem Standpunkt, notwendige Reformen erst 
nach siegreicher Beendigung des Kriegs einzuleiten.396 Deshalb kam es bis Früh-
jahr 1915 auf regionaler Ebene zu ganz unterschiedlichen Ansätzen einer Zentra-
lisierung und Vereinheitlichung der bürgerlichen Kriegsbeschädigtenfürsorge. So 
entwickelten sich in Preußen die Provinzialverbände und in Württemberg die Lan-
desversicherungsanstalt zu Mittelpunkten, während in Bayern der Staat die Orga-
nisation und Finanzierung übernahm.397 In Sachsen erklärte sich der bereits in der 
Vorkriegszeit eingerichtete „Landesausschuß für Krüppelhilfe“, an dessen Spitze 
                                                 
392 Frie, Vorbild, S. 566. 
393 Vgl. Zweiter Bericht über die Tätigkeit der Kriegsorganisation Dresdner Vereine nebst allgemei-
nen Überblick über die wirtschaftliche Lage Dresdens, [Dresden 1915], S. 5. 
394 V. Jahresbericht des Vereins Krüppelhilfe zu Dresden auf das Jahr 1914, Dresden 1915, S. 3 f.; 
Dresdner Anzeiger vom 31.3.1915. 
395 Brandmann, Klassenkampf, S. 195. 
396 Frie, Vorbild, S. 566 f. 
397 Zur preußischen Entwicklung am Beispiel des Provinzialverbandes Westfalen siehe Frie, Wohl-
fahrtsstaat und Provinz, S. 130-137, und zu Bayern Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 295 f. 
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Ministerialdirektor Alexis Anselm Rumpelt, Dresdner Kreishauptmann und Leiter 
der für Armenpflege und Gesundheitsfürsorge zuständigen 2. Abteilung im sächsi-
schen Innenministerium, stand, eigenständig zur bundesstaatlichen Koordinie-
rungsstelle. Mitte November 1914 wurde auf einer Besprechung zwischen Innen-
ministerium, Kriegsministerium, dem Roten Kreuz, der Landesversicherungs-
anstalt und Vertretern verschiedener Krüppelvereine das Aufgabengebiet des 
Landesausschusses neu abgesteckt.398 In den 14 sächsischen Städten, die Laza-
rette unterhielten, sollten Ortsauschüsse eingesetzt werden, die über einen Ver-
trauensmann in Kontakt mit dem Landesauschuß standen.399 Auch über einen 
breitflächigeren institutionellen Ausbau der Kriegsbeschädigtenfürsorge erhoffte 
sich die Landesverwaltung eine Entschärfung des „sozialen Sprengstoff[es]“400, 
den die existenzbedrohten Kriegsversehrten mit sich umhertrugen. 
Die regionale Differenzierung der Kriegsopferfürsorge stellte für alle Beteiligten 
eine unbefriedigende Situation dar. Im April 1915 forderte der sächsische Innen-
minister seinen Ministerkollegen für Auswärtige Angelegenheiten auf, gegenüber 
der Reichsregierung auf eine möglichst baldige reichszentrale Koordination vor 
allem der Spendenverwaltung und -verteilung zu drängen. Da „eine Zersplitterung 
der Kräfte und Mittel um sich greift“, die eine effektive Arbeit verhindere, müsse 
dringend ein „planmäßiges Hand in Hand Arbeiten“ angestrebt werden.401 Zwar 
existiere mit der Mitte August 1914 ins Leben gerufenen „Nationalstiftung für die 
Hinterbliebenen der im Krieg Gefallenen“ bereits eine entsprechende Einrichtung, 
doch bleibe diese in ihrer Arbeit mangelhaft. Denn zum einen lasse die National-
stiftung Kriegsinvaliden unberücksichtigt, zum anderen gelänge es ihr nicht, die 
Wohltätigkeitsarbeit mit privaten Konkurrenzvereinigungen wie dem „Reichsver-
band zur Unterstützung deutscher Veteranen“, dem „Deutschen Kriegshilfebund“ 
oder der vom „Verein für das Deutschtum im Ausland“ durchgeführten „Volksamm-
lung für die kämpfenden Söhne unseres Volkes“ abzustimmen.402 In diesem Sinne 
argumentierte auch der Reichstag, als er im Mai 1915 den Reichskanzler auffor-
derte, endlich eine Zentralstelle zu schaffen, welche die Reintegration der Kriegs-
                                                 
398 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 137. 
399 VI. Jahresbericht des Vereins Krüppelhilfe zu Dresden auf das Jahr 1915, Dresden 1916, S. 4. 
400 Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 293. 
401 Schreiben des sächsischen Ministeriums des Innern an das Ministerium für auswärtige Angele-
genheiten vom 25.4.1915 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17254, Bl. 96 ff.). 
402 Vgl. ebd. 
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beschädigten und Kriegshinterbliebenen in den Arbeitsmarkt durch Berufsbera-
tung, Berufsausbildung und Arbeitsvermittlung organisieren und leiten sollte. Doch 
das Reich blieb untätig. So verständigten sich die Bundesstaaten untereinander 
darauf, nach Vorbild der „interprovinzialen Koordinierungsstelle“403 in Preußen er-
gänzend zur Nationalstiftung einen „Reichsausschuß für Kriegsbeschädigten-
fürsorge“ zu begründen, der als Plattform für einen regen Erfahrungs- und Mei-
nungsaustausch zwischen den Provinzialverbänden und Bundesstaaten dienen 
sollte. Wie E. Frie präzise herausgearbeitet hat, war der Reichsausschuß aber 
keineswegs ein Ersatz für die vom Reichstag geforderte Zentralstelle. Denn durch 
diesen wurden sowohl Preußen als auch das Reich von ihrer sozialpolitischen 
Pflicht entbunden, da ihre Mitarbeit nur informeller Art war. Außerdem blieb die 
Trennung von Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge bestehen. 
Für die weitere Entwicklung der bürgerlichen Beschädigtenfürsorge bedeutend 
war schließlich der Ausschluß von politischen Parteien, Interessenverbänden und 
Betroffenen von jeglichen Entscheidungsprozessen. Der Reichsausschuß war ein 
reines Experten- und Verwaltungsgremium, das politische Kriterien bei seinen Lö-
sungsmodellen unberücksichtigt ließ. Ihm gelang es zwar, mit dem im Laufe des 
Krieges zunehmenden Bürokratisierungs- und Professionalisierungsdruck verein-
heitlichend auf die einzelstaatlichen Organisationen zu wirken, doch blieben in der 




2.2. Die Stiftung „Heimatdank“ und die „bürgerliche“ Kriegsbeschädigtenfürsorge 
 
Der sächsische Landesausschuß für Krüppelhilfe war in seiner Konstruktion als 
privat-behördliches Zwitterwesen zu einseitig auf die Gesundheitsfürsorge von 
Kriegsverstümmelten ausgerichtet. Die überwiegende Mehrheit der Invaliden, vor 
allem psychisch und chronisch Kranke, blieb von seiner Wohltätigkeitsarbeit aus-
geschlossen. Mit zunehmender Ungewißheit über den Fortgang des Krieges und 
der wachsenden Zahl heimkehrender Kriegsbeschädigter gewann die sächsische 
                                                 
403 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 140. 
404 Ebd., S. 141 ff. Vgl. auch Christian Kittel, Die Kriegsbeschädigtenfürsorge im Ersten Weltkrieg 
in Sachsen unter besonderer Berücksichtigung der Stiftung „Heimatdank“, Leipzig 2002, S. 18 f. 
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Regierung schließlich die Überzeugung, die Kriegsopferfürsorge in ihrer ganzen 
Breite unter staatliche Aufsicht zu stellen.405 Nach ersten Planungen im Frühjahr 
wurde am 11. Juni des Jahres 1915 die Stiftung „Heimatdank“ aus der Taufe ge-
hoben.406 In ihr fand „eine konservativ-patriarchalische und doch auf Funktionalität 
und Massenwirksamkeit zielende Fürsorgepolitik ihren prägnanten Ausdruck“407. 
Unter dem Dach des „Heimatdankes“, so die Intention der Initiatoren, sollte die 
sächsische Bevölkerung zu innerer Geschlossenheit finden und ihre „alte Sach-
sentreue“408 den Soldaten und Hinterbliebenen erweisen.409 Für diesen Zweck 
wurde die Organisation des „Heimatdankes“ eng an die staatlichen und städti-
schen Verwaltungsbehörden angebunden. Über das dichte Vereinsnetz, in das die 
privaten Wohltätigkeitsvereine aktiv einbezogen wurden, erreichte die Fürsorge 
auch viele der kleinen Städte und Dörfer im Land. Damit bediente sich der Staat 
nicht nur der Privatwohltätigkeit, ohne dabei seinen Führungsanspruch ab-
zugeben. Soweit es ihm gelang, eine lückenlose Fürsorge zu gewährleisten, sah 
sich die sächsische Regierung außerdem berechtigt, jedweden Rechtsanspruch 
auf Hilfe zurückzuweisen.410 Mit dieser konservativen Fürsorgepolitik befand sich 
das Königreich Sachsen auf einer Linie mit der Mehrheit der preußischen Provin-
zialverbände. Nur was die Zuständigkeit hinsichtlich der Kriegshinterbliebenen 
anbetraf, nahm Sachsen im Deutschen Reich eine Sonderstellung ein. Während 
sich die regionalen Fürsorgeorganisationen und die Landesverbände der Natio-
nalstiftung jeweils einer Klientengruppe – Kriegsbeschädigte beziehungsweise 
Kriegshinterbliebene – annahmen, legte die Satzung der Stiftung Heimatdank be-
sonderen Wert auf eine einheitliche Kriegsopferfürsorge.411 Nach zähen Verhand-
lungen einigten sich das Königreich und die Nationalstiftung im März 1916 darauf, 
daß der Heimatdank die Geschäfte der Nationalstiftung für das Gebiet Sachsens 
übernahm.412 Mit dieser „Fusion“ wurde eine Konkurrenzsituation zwischen den 
                                                 
405 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 137 f. 
406 Dresdner Anzeiger vom 12.6.1915. 
407 Frie, Vorbild, S. 567. 
408 So der Dresdner Anzeiger vom 25.7.1915. 
409 Dresdner Anzeiger vom 12.6.1915. 
410 Frie, Vorbild, S. 567. 
411 Satzung des Vereins Heimatdank in der Stadt Dresden, September 1915 (StA Dresden, 13.7, 
Dresdner Ausschuß für Kriegsverletztenfürsorge, Nr. 7, Bl. 1-4, hier Bl. 1). 
412 Siehe den Briefwechsel zwischen der Stiftung Heimatdank und der Nationalstiftung für die Hin-
terbliebenen der im Krieg Gefallenen vom 31.1.1916 und 3.3.1916 (ebd., Bl. 47 f.). 
 112
Stiftungen verhindert. Da vor allem „Geld, Geld und abermals Geld“413 für eine 
wirkungsvolle Kriegsopferfürsorge unabdingbar war, wollte man bei der Mittelein-
werbung mit einer Stimme sprechen, um finanzielle Reibungsverluste zu vermei-
den. Vorgeblich aus diesem Grund machte der Heimatdank zudem deutlich, daß 
er Bestrebungen bezüglich einer Kriegsopferfürsorge außerhalb seiner Organisa-
tion nicht dulden werde.414  
Die finanzielle Grundlage des Heimatdankes bildeten laut Satzung Mitgliedsbei-
träge und Spenden. Einnahmen aus Spenden und Sammlungen blieben jedoch 
weit hinter den Erwartungen zurück. Wie der Dresdner Stadtrat Gregor und der 
Leipziger Oberbürgermeister Rudolf Dittrich auf einer Sitzung des Finanzaus-
schusses der Stiftung Ende 1916 übereinstimmend feststellten, seien Geldsamm-
lungen in einer „Zeit höchster wirtschaftlicher Bedrängnis“ völlig kontraproduktiv, 
da diese sich „besonders in den mittleren und unteren Schichten“ auswirkten. Bei 
der zunehmenden Teuerung seien „die Spenden Gebefreudiger selbst auch der 
höheren Stände stark zurückgegangen und Erfolge nur durch besondere an wohl-
habende und ‚Kriegsgewinne‘ erzielende Bürger gerichtete Bitten erreicht wor-
den“.415 Deshalb lag es an den Heimatdank-Vereinen, vor Ort möglichst viele bei-
tragszahlende Mitglieder zu werben. Dem „Verein Heimatdank für die Stadt 
Dresden“, der am 28. Juli 1915 gegründet worden war und dem Oberbürger-
meister Beutler vorstand, gelang es bis Ende 1916, knapp 8.300 „ordentliche“ und 
130 „stiftende“ Mitglieder für die Kriegsopferfürsorge zu gewinnen, die insgesamt 
einen jährlichen Beitrag von 75.000 beziehungsweise 270.000 Mark leisteten.416 
Zu den stiftenden Mitgliedern gehörte auch die Stadt Dresden. Einstimmig hatten 
die Stadtverordneten eine finanzielle Unterstützung für den Verein von 25.000 
Mark im Jahr beschlossen. Um zu unterstreichen, daß das Stadtverordnetenkolle-
gium geschlossen hinter dem Programm des Heimatdankes stand, wählte der 
Stadtrat mit dem Konservativen Georg Stöckel, dem Nationalliberalen Hermann 
Holst und dem Sozialdemokraten Emil Nitzsche jeweils einen Vertreter der drei 
                                                 
413 Dresdner Anzeiger vom 25.7.1915. 
414 Vgl. ebd. 
415 Protokoll der Sitzung des Finanzausschusses der Stiftung Heimatdank vom 8.12.1916 
(SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17255, Bl. 238-242, hier Bl. 238 f.). Vgl. auch Kittel, Kriegs-
beschädigtenfürsorge, S. 26-29. 
416 Bericht über das Geschäftsjahr 1917 des Vereins Heimatdank für die Stadt Dresden, Dresden 
1918, S. 2. 
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stärksten Fraktionen in den Vorstand des Dresdner Heimatdank-Vereins.417 Den 
Aufgabenbereich der Kriegsbeschädigtenfürsorge umriß der Berichterstatter des 
Stadtrates dabei wie folgt: 
„Die Kriegsinvaliden-Fürsorge in Sachsen strebt an, daß der Invalide die wirtschaftliche Selbstän-
digkeit wiedererlangt und dadurch das Bewußtsein erhält, ein nützliches, vollwertiges Mitglied un-
seres Volkes zu sein. Als Mittel kommen hauptsächlich in Betracht: Berufsberatung, Berufsausbil-
dung, Arbeitsvermittlung und Auskunft über Versorgungsansprüche. Nötigenfalls können auch 
Geldunterstützungen oder andere Zuwendungen, insbesondere für ein Heilverfahren, gewährt und 
Invalide, die ohne fremde Wartung und Pflege nicht bestehen können, in Familien oder Heimen 
untergebracht werden.“418 
In Stichworten zusammengefaßt, enthielt die bürgerliche Kriegsbeschädigtenfür-
sorge demnach drei Elemente: Heilung, Arbeit, Rente. Während die medizinische 
Behandlung weitgehend unter militärischem Kommando stand und Rentengewäh-
rung sowie Kapitalabfindung der reichsgesetzlichen Regelung oblag, der Heimat-
dank auf diesen Gebieten dementsprechend vor allem beratende Funktionen 
übernahm, bildete die berufliche Wiedereingliederung der Kriegsinvaliden die ei-
gentliche Aufgabe der Stiftung. 
Der Reintegration auf dem Arbeitsmarkt mußte zunächst die physische und psy-
chische „Wiederbefähigung“ der kriegsbeschädigten Personen vorangehen. Die 
sächsischen Truppenkontingente verzeichneten bei Kriegsende nach offiziellen 
Angaben bei den Offizieren 6.578 Tote und 13.542 Verwundete, bei den Unteroffi-
zieren 24.181 beziehungsweise 83.385 und bei den Mannschaften 265.590 bezie-
hungsweise 265.938.419 13.880 der Getöteten waren Dresdner.420 Genaue Anga-
ben über die Verwundetenzahl für die Residenzstadt liegen nicht vor. Geht man 
aber davon aus, daß in Sachsen im Mittel auf einen getöteten zwei verwundete 
Soldaten kamen, so kehrten im Verlauf des Krieges grob geschätzt 25.000 bis 
30.000 Verletzte und Verstümmelte nach Dresden zurück. Die Rekonvaleszenz-
maßnahmen wurden nach Schwere und Dringlichkeit der Verletzung oder Invalidi-
tät festgelegt. Zum wichtigsten Hilfsmittel bei der medizinischen Fürsorge wurde 
dabei die chirurgische und plastische Orthopädie stilisiert. Der führende Orthopä-
                                                 
417 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 16. öffentliche Sitzung vom 9.9.1915, S. 
443 ff. 
418 Ebd., S. 444. 
419 Kittel, Kriegsbeschädigtenfürsorge, S. 21; Sachsen in großer Zeit, Band 3, S. 237 ff. 
420 Kolditz, Dresden im Ersten Weltkrieg, S. 252. 
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de dieser Zeit, Konrad Biesalski, löste mit seinen Schriften über die Krüppelfürsor-
ge einen regelrechten Boom in der Berichterstattung über die Kriegsbeschädigten-
fürsorge aus.421 Durch eine ungewöhnlich offene und schonungslose Aufklärung 
über Art und Ausmaß der „neuen“ Verletzungen machte er auf die Schrecken des 
„modernen“ Krieges aufmerksam – um sie sofort wieder zu relativieren. Denn der 
neuen Waffentechnologie stünden ja eben die bahnbrechenden Errungenschaften 
der Medizin gegenüber. Durch Arm- und Beinprothesen sollte eine möglichst weit-
gehende „Entkrüppelung“ der Amputierten erzielt werden. Die orthopädische und 
medio-mechanische Industrie brachte neue, teils skurrile Prothesen auf den Markt. 
Werbeanzeigen versprachen beispielsweise, armlose Personen könnten mit der 
„Fischerschen Klaue mit Schraubvorrichtung“ auch weiterhin sicher einen Feder-
halter führen.422 Allein der Dresdner Verein für Krüppelhilfe orderte 1915 fünfmal 
so viele Arm- und Beinprothesen wie noch das Jahr zuvor.423 
Bei jeder sich bietenden Gelegenheit verkündete Biesalski seine Botschaft, es gä-
be kein Krüppeltum, wenn der eiserne Wille vorhanden sei, es zu überwinden, und 
pries die Organisation der Kriegskrüppelfürsorge als Beweis der sozialen Über-
legenheit Deutschlands gegenüber den feindlichen Staaten.424 Diese Propagan-
dablüten ignorierten freilich die Tatsache, daß es eine Vielzahl von Invaliden gab, 
deren Leiden nicht durch orthopädische Hilfsmaßnahmen zu lindern waren. Solda-
ten mit Nervenleiden wie die epidemisch anwachsenden „Kriegsneurosen“ infolge 
seelischer Erschütterung im Gefecht durch Explosionen, Verletzungen oder Ver-
schüttungen, aber auch solche mit anderen inneren Krankheiten waren bei der 
Renten- und Fürsorgebewilligung in einer wesentlich schlechteren Position als 
Invaliden mit sichtbaren Kriegsfolgen, an denen sich die Höhe der Rente auch vi-
suell festmachen ließ. Schon die gesetzlich geregelte Versorgung benachteiligte 
psychisch Kranke, da eine zusätzliche Unterstützung durch die „Verstümmeltenzu-
lage“ ausschließlich physisch Behinderten gewährt wurde. Dagegen lag die Fest-
                                                 
421 Stellvertretend für die Fülle an Publikationen seien hier genannt Konrad Biesalski, Die ethische 
und wirtschaftliche Bedeutung der Kriegskrüppelfürsorge; ders., Die Fürsorge für unsere heimkeh-
renden Krieger, insbesondere die Kriegskrüppelfürsorge, Leipzig 1915; ders. (Hg.), Krüppelfürsor-
ge. Ein Aufklärungswort zum Troste und zur Mahnung, Leipzig 1915. Vgl. Thomann, Fürsorge, S. 
191 f. 
422 Bernd Ulrich, „...als wenn nichts geschehen wäre.“ Anmerkungen zur Behandlung der Kriegsop-
fer während des Ersten Weltkriegs, in: Hirschfeld u. a., Erlebnis und Wirkung, S. 140-156, hier S. 
146 f. 
423 V. und VI. Jahresbericht des Vereins Krüppelhilfe, jeweils S. 4.  
424 Thomann, Fürsorge, S. 190, 192. 
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setzung der Rentenhöhe für Traumatisierte in den Händen der begutachtenden 
ärztlichen Fachleute. Bei der geringen Tatbestandsspezifität seelischer Störungen 
und dem sich daraus ergebenden breiten Ermessensspielraum für die Gutachter 
lag der Rentenregelung deshalb eine deutliche Willkür zu Grunde.425 Dazu trug 
auch bei, daß die für die staatlichen und privaten Versicherungen tätigen Ärzte 
wiederholt die Frage nach etwaiger Simulation von Nervenleiden durch die Unfall-
opfer aufwarfen. Obwohl die Kriegsneurosen in der Regel gut zu heilen waren, 
wurde immer wieder der Vorwurf laut, die Opfer kultivierten ihre Neurosen, um 
Ansprüche auf eine Rente zu erwerben oder diese nicht zu verlieren.426 In der öf-
fentlichen Debatte firmierte dieses „Krankheitsbild“ unter Bezeichnungen wie 
„Rentenhysterie“, „Rentenneurose“ oder „Rentensucht“. „Allesamt Begriffe, mit 
denen die ‚Krankheitswürde‘ psychischer Unfallfolgen abgestritten werden soll-
te.“427 Der Deutsche Verein für Psychiatrie forderte auf einer Tagung 1916 schließ-
lich explizit die Festsetzung der Renten für Kriegsneurotiker auf einem möglichst 
niedrigen Niveau.  
Nicht in das Wirtschaftsleben integrierbar und nur mangelhaft von Staat und Für-
sorge unterstützt, wurden die psychisch Kranken zunehmend an den Rand der 
Gesellschaft, auf die Straße gedrängt. Dort bildeten die bettelnden „Kriegszitterer“ 
ein nicht „unbedeutendes öffentliches Irritationspotential“428. Sie dementierten 
scheinbar Biesalskis Leitbild von eiserner Willenskraft und Selbstüberwindung. In 
dieser Hinsicht standen militärische und bürgerliche Kriegsbeschädigtenfürsorge 
vor einer unübersehbaren Herausforderung. Dieser versuchte man seit 1916 mit 
einer forcierten Behandlung der psychischen Leiden durch neue, oftmals brachiale 
Methoden zu begegnen. Gleichzeitig bemühten sich Psychiater wie die Münchner 
Karl Weiler und Karl Kraeplin die Situation zu entschärfen, indem sie die Kriegs-
neurotiker zu seelisch minderwertigen Personen mit einer ausgeprägten Willens-
schwäche erklärten und diese damit gleichsam aus der deutschen „Volksgemein-
schaft“ zu isolieren suchten.429 
                                                 
425 Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 298, 300; siehe auch Bernd Ulrich, Psychiatrie, in: Enzyklopädie 
Erster Weltkrieg, S. 784 f. 
426 Ulrich, Anmerkungen, S. 150 f. 
427 Ebd., S. 151. 
428 Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 300. 
429 Vgl. ebd., S. 300 f. 
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Die berufliche (Re-)Integration der Kriegsinvaliden erfolgte in den Schritten Berufs-
beratung, Berufsausbildung und Arbeitsvermittlung. Um die Diskrepanz zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit dieser speziellen Fürsorgemaßnahme zu veranschauli-
chen, soll im folgenden zunächst die ideale Funktionsweise der bürgerlichen 
Kriegsbeschädigtenfürsorge – wie sie nach eigenen Angaben von der Stiftung 
Heimatdank auch praktiziert wurde – skizziert werden, um anschließend die tat-
sächlichen Sachverhalte kontrastierend zu erörtern. 
Bevor die eigentliche Berufsberatung beginnen könne, so schrieb der umtriebige 
Dr. Koepert aus Dresden in seinem Beitrag zu dem dreibändigen „vaterländischen 
Gedenkwerk“ „Sachsen in großer Zeit“ von 1919/20, müsse der Berater zunächst 
noch im Lazarett dem Kriegsbeschädigten die Mutlosigkeit nehmen und ihm klar 
machen, „wieviel bei gutem Willen auch der in seiner Gesundheit Geschädigte 
oder im Gebrauch seiner Glieder beschränkte Mensch noch leisten kann.“430 Nach 
Besserung des mentalen Zustandes erfolge als nächster Schritt die Hinzuziehung 
eines Orthopäden und eines Fachberufsberaters; es beginne nunmehr die eigent-
liche Berufsberatung. Dabei gelte der oberste Grundsatz, daß der Invalide, wenn 
möglich, in seinen alten Beruf zurückkehren, zumindest aber eine artverwandte 
Arbeit erlangen solle. Sei dies nicht möglich, würden die Kriegsbeschädigten einer 
Umschulung zugeführt.431 Schwerbeschädigte aus der Landwirtschaft würden bei 
entsprechender Eignung für den gehobeneren landwirtschaftlichen Dienst ausge-
bildet. Solche aus dem Baugewerbe schulten auf Lehrgängen in Dresden, Leipzig, 
Chemnitz und Glauchau zu Polieren, Platzaufsehern und Bauzeichnern um. 
Kriegsverletzte aus dem Textilgewerbe besuchten Lehrgänge für Spinnerei, We-
berei, Stickerei und Färberei. Kriegsbeschädigte Metallarbeiter schicke man unter 
anderem auf die Schlosserschule in Roßwein, die Uhrmacherschule in Glashütte 
und die Fachhochschule für Metallverarbeitung und Installation in Aue. Für das 
Nahrungsmittelgewerbe sei „Webers Konditoreifachschule“ in Dresden An-
ziehungspunkt für Invaliden aus ganz Deutschland.432 Die Residenzstadt hat 1915 
mit viel Aufwand zudem eine Einarmigenschule eröffnet, auf der sich vor allem 
                                                 
430 Koepert, Die bürgerliche Kriegsbeschädigtenfürsorge, in: Sachsen in großer Zeit, Band 3, S. 
337-341, hier S. 337. 
431 Ebd. 
432 Ebd., S. 338. 
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Linkshänder in vielseitiger Werk- und Schreibarbeit üben sollten.433 Mit der Wie-
dergewinnung abhanden gekommener Fähigkeiten, so erhoffte sich die Schullei-
tung, könnten auch die „Hemmung der Arbeitslust“ und die „Lähmung des Wil-
lens“, die nach dem schmerzlichen Verlust einer Gliedmaße verständlicherweise 
einsetzten, wieder gelöst werden.434 Als für Einarmige geeignetste Arbeit erkor 
man die eines Kontorbetriebshelfers. Sowohl in Dresden als auch in Leipzig gab 
es hierfür besondere Ausbildungsgelegenheiten. Ein solcher Helfer erledigte alle 
Nebenarbeiten in einem Kontor oder einer Kanzlei. Nicht nur konnten die fachge-
recht ausgebildeten Amputierten Büroarbeiten wie Telefonieren, Kopieren oder 
Archivieren ohne Probleme bewältigen. Indem sie die Arbeit von physisch unver-
sehrten Personen übernahmen, wurden dringend benötigte höher qualifizierte Ar-
beitskräfte freigesetzt.435 Für eine solch ideale Stellenbesetzung hatte schließlich 
die Arbeitsvermittlung zu sorgen. Die Arbeitsnachweise, die seit 1916 die Vermitt-
lung von Kriegsinvaliden übernahmen, ermittelten gemeinsam mit den Arbeitge-
bern die je nach Art und Grad der Beschädigung passenden Arbeitsplätze. Denn 
nur die persönliche Identifizierung mit der ihm zugewiesen Stelle, so Koepert, fülle 
den Invaliden voll aus und bedinge sein „wahres Glück“ auf Dauer. Zu diesem 
zähle auch, daß die Militärrente keinen Einfluß auf das Einkommen habe. Wessen 
Behinderung schließlich so schwer sei, daß er auf dem Arbeitsmarkt nicht zu ver-
mitteln ist, der solle in sogenannten Lehrwerkstätten die Möglichkeit finden, stun-
denweise je nach Befinden und gegen Bezahlung einer Beschäftigung nachzuge-
hen. Dabei gelte der Grundsatz, es werde „ohne Rücksicht auf Rentabilität“ und 
nur zu „Nutz und Frommen unserer Kriegsbeschädigten“ gearbeitet.436  
Wie weit dieses von bürgerlicher Seite auch in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
noch propagierte Bild einer umfassenden sozialen Kriegsbeschädigtenfürsorge 
von den tatsächlichen Verhältnissen entfernt war, zeigt ein Schreiben des Ober-
bürgermeisters Blüher vom Frühjahr 1916, das er in seiner Funktion als Vorsitzen-
der des Dresdner Heimatdank-Vereins an das Sanitätsamt des stellvertretenden 
                                                 
433 Dresdner Anzeiger vom 4.9.1915. Zu Organisation und Unterricht der Einarmigenschule siehe 
auch die Überlieferung im StA Dresden, 13.7, Dresdner Ausschuß für Kriegsverletztenfürsorge, Nr. 
9-11. 
434 Koepert, Kriegsbeschädigtenfürsorge, S. 338. 
435 Ebd. 
436 Ebd., S. 339; Neue Berufe und Lehrwerkstätten für Kriegsbeschädigte, in: Sachsen in großer 
Zeit, Band 2, S. 437-464. 
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Generalkommandos richtete. In diesem beklagt sich Blüher, daß die Ausbildungs-
programme nicht wirklich griffen, denn nach den in Dresden gemachten Erfahrun-
gen vertrieben sich die Kriegsverletzten in den Lazaretten ihre Zeit „lediglich mit 
Rauchen, Kartenspielen und anderer Unterhaltung“437. Deshalb würden die Invali-
den während ihrer Lazarettbehandlung von Lethargie und Arbeitsunlust befallen. 
Dieser „Übelstand“ führe mittlerweile so weit, daß die Kriegsbeschädigten den ih-
nen vermittelten und gut bezahlten Stellen in den Fabriken einfach fern blieben 
oder gar nicht erst anträten.438 Unerwähnt läßt Blüher dabei freilich, daß die Ar-
beitgeberverbände zwar öffentlichkeitswirksam bekundeten, sie erfüllten nur ihre 
„Ehrenpflicht“ und ihr „Opfer“, wenn sie dem „Gebot der Menschlichkeit und der 
Dankbarkeit“ folgten und den Kriegsinvaliden Arbeit gaben, damit diese sich wie-
der als „nützliche Glieder der Gesellschaft“ erweisen könnten.439 Viele Betriebe 
der Metallindustrie, so behauptete die Dresdner Volkszeitung, rechneten aber ent-
gegen der Versprechen der Kriegsbeschädigtenfürsorge die Invalidenrente auf 
den Lohn an und schürten damit die „Rentenangst“. Die Fabrikinhaber wehrten 
sich gegen diese ihrer Meinung nach unwahren Behauptungen und ließen verlau-
ten, sie bezahlten die Invaliden entsprechend ihrer – eben oft verminderten – Ar-
beitsleistung. Die Rente bliebe jedoch unangetastet.440 Wie man es auch auslegen 
mochte, motivierend, sich mit seiner Behinderung wieder in den harten Fabrikall-
tag zu integrieren, wirkte diese Lohnpolitik auf die Kriegsverletzten wohl kaum. Der 
Dresdner Oberbürgermeister sah die Lösung des Problems freilich ganz woan-
ders. Er wollte „Willensschwäche“ und „Rentenpsychose“ dort bekämpfen, wo sie 
seiner Auffassung im Entstehen begriffen waren, nämlich während der unprodukti-
vern Rekonvaleszenz im Lazarett.441 Da die verletzten Soldaten hier noch unter 
militärischer Disziplin stünden, noch nicht als dienstuntauglich aus dem Heer ent-
lassen wären, solle – parallel zur Heilbehandlung – mit „militärischem Druck“ auf 
praktische Ausbildung gedrungen werden, um „langes Nichtstun“ zu vermeiden 
und den „Willen zu Arbeit“ zu stärken. Blüher strebte deshalb die Schaffung eines 
                                                 
437 Schreiben Bernhard Blühers an das Sanitätsamt des XII. Armeekorps vom 23.3.1916 (StA 
Dresden, 13.7, Dresdner Ausschuß für Kriegsverletztenfürsorge, Nr. 8, Bl. 106 f.). 
438 Ebd. 
439 So die Verlautbarungen des Vorstandes des Gesamtverbandes Deutscher Metallindustrieller in 
den Dresdner Neuesten Nachrichten vom 30.4.1915. 
440 Vgl. Dresdner Volkszeitung vom 15.10.15. 
441 Blüher an Sanitätsamt, Bl. 107 f. 
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sogenannten Ausbildungslazarettes an, wie es sie bereits in verschiedenen Städ-
ten Bayerns, Badens und Württembergs gab und in denen Heilung und Ausbil-
dung der Kriegsbeschädigten in enger Absprache zwischen Ärzten und Lehrern 
erfolgte. „Erst dann“, so Blüher, „wird das unerfreuliche Bild schwinden, daß ein 
großer Teil der Kriegsverletzten dem schaffenden Erwerbsleben verloren geht.“442 
Die Planungen für ein entsprechendes Lazarett in Dresden mit einer Kapazität für 
800 bis 1.000 Patienten scheiterten letzten Endes jedoch an der ungeklärten Fi-
nanzierungsfrage.443 
Mit der wachsenden Zahl von Invaliden im Verlauf des Krieges wurden die Mängel 
in der Berufsausbildung und Arbeitsvermittlung immer deutlicher. Es zeigte sich, 
daß vormalige Handwerker oder Bauern in einem Schnellkurs nicht einfach zu Bü-
roaushilfen umgeschult werden konnten. Schlecht unterrichtet und nur mit Grund-
kenntnissen ausgestattet waren die Kriegsbeschädigten mit ihrer neuen Arbeit oft 
einfach überfordert. Handwerk und Industrie verzichteten deshalb in vielen Fällen 
gleich ganz darauf, Kriegskrüppel einzustellen.444 Diese wiederum favorisierten 
zum Kriegsende hin und vor allem nach der Republikgründung eher kaufmänni-
sche Berufe und bildeten allmählich für die unversehrten Gewerbetreibenden eine 
ernstzunehmende Konkurrenz.445 Hier ausgleichend und steuernd zu wirken sollte 
eigentlich Aufgabe der beim Zentralarbeitsnachweis im Jahr 1916 eingerichteten 
Sonderausschüsse für die Arbeitsvermittlung von Kriegsinvaliden sein.446 Tatsäch-
lich konnte die Behörde 1916 bei 938 Arbeitssuchenden und 1.368 offenen Stellen 
513 Besetzungen vermelden. 1917 erhöhte sich die Zahl der Besetzungen bei 
1.695 Arbeitssuchenden und 1.858 offenen Stellen auf 1.368.447 Da offen bleiben 
muß, wie viele der Kriegsbeschädigten in der Kreishauptmannschaft Dresden die 
Arbeitsvermittlung des Zentralarbeitsnachweises überhaupt in Anspruch genom-
men haben und ob die vermittelten Arbeitsverhältnisse überhaupt dauerhaft Be-
                                                 
442 Ebd. 
443 Vgl. die Korrespondenz zwischen dem Dresdner Heimatdank-Verein und dem Sanitätsamt des 
XII. Armeekorps von März/April 1916 (StA Dresden, 13.7, Dresdner Ausschuß für Kriegsverletzten-
fürsorge, Nr. 8, Bl. 121-127). 
444 Ulrich, Anmerkungen, S. 148. 
445 Koepert, Kriegsbeschädigtenfürsorge, S. 337. 
446 Jahresbericht des Zentralarbeitsnachweises Dresden 1916, S. 21-24. 
447 Jahresbericht des Zentralarbeitsnachweises Dresden 1917, S. 64. 
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stand hatten, muß die Wirksamkeit der Arbeitsvermittlung von Kriegsbeschädigten 
in Frage gestellt werden. 
 
Tabelle 8: Vom Zentralarbeitsnachweis Dresden vermittelte Kriegsbeschädigte im Jahr 1917448 
Vermittelte Arbeitsstellen 





Bein- u. Fußverletzung 276 162 40 74 
Nervenleiden 261 140 29 92 
Arm- u. Handverletzung 193 87 18 88 
Tuberkulose 77 26 6 45 
Kopfverletzung 70 38 4 28 
Herz- u. Nierenleiden 60 23 16 21 
Magen- u. Darmleiden 53 27 2 24 
Schulterverletzung 40 23 4 13 
HNO-Leiden 39 25 1 13 
Bein- u. Fußamputation 38 19 8 11 
Rückgratverletzung 29 12 - 17 
Innere Erkrankungen 29 18 4 7 
Arm- u. Handamputation 25 9 8 8 
Lungen-, Hüft- u. Brustschuß 24 13 1 10 
Erblindung einseitig 18 7 7 4 
Brustleiden 17 8 1 8 
Rheuma 15 2 3 10 
Bauch-, Beckenschuß, 
Unterleibsverwundung 12 6 1 5 
Knochenleiden 2 - 1 1 
Erblindung beidseitig 1 - - 1 
Zusammen 1279 645 154 480 
 
Der Bedarf an kriegsbeschädigten Arbeitern stieg mit der totalen Mobilmachung 
aller wirtschaftlichen Ressourcen in der zweiten Kriegshälfte deutlich an. Dabei 
wurde offensichtlich, daß die berufliche Reintegration der Invaliden nicht mehr aus 
dem Geiste sozialer Fürsorge gegenüber dem Individuum erfolgte, sondern einem 
reinen ökonomischen Nützlichkeitsdenken unterlag. Die Maschinisierung und Ent-
individualisierung des Frontkriegs schlug nun auch an der heimatlichen „Wirt-
schaftsfront“ durch. Bei den in diversen Stellenanzeigern publizierten „Verwen-
dungsmöglichkeiten für Invalide“ fühlt man sich – wie B. Ulrich es treffend 
formuliert – an die „Angebotspalette einer menschlichen Roboterfabrik erinnert“449. 
Dort heißt es beispielsweise: „Zahntechniker muß beide Hände haben, kann aber 
künstliche Beine besitzen. Mechaniker: Beide Arme notwendig. Feinmechaniker 
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können einarmig sein. Retoucheure oder Kopisten können den linken Arm oder 
einzelne Finger sowie ein Auge entbehren“ usw.450 
Das mit Nachdruck verfolgte Ziel Konrad Biesalskis, aus jedem „Almosenempfän-
ger einen Steuerzahler“451 machen zu wollen, verdeutlicht indirekt das eigentliche 
Problem an der Situation sowohl der Kriegsbeschädigten als auch der Kriegshin-
terbliebenen: Die Renten reichten offensichtlich kaum aus, um den täglichen Le-
bensbedarf zu decken. Dieser Mißstand wurde um so eklatanter, je mehr Kriegs-
invaliden heimkehrten und je länger die allgemeine Teuerung anhielt. Während 
jedoch die Fürsorgeexperten in der Erwerbsbefähigung das entscheidende In-
strument sahen, betrachteten die Beschädigten die Rente als den Kern des Pro-
blems. Sie standen der Kriegsbeschädigtenfürsorge als einem „komplexen Misch-
system verschiedener Sach-, Dienst- und Geldleistungen“452 skeptisch gegenüber. 
Es machte sich vielerorts das Mißtrauen breit, die Fürsorgemaßnahmen dienten 
lediglich dazu, die Invaliden systematisch von ihrer gesetzlichen Rente fernzuhal-
ten.453 Dabei sahen sich die Soldaten mit Mannschaftsdienstgrad durch die Ren-
tengesetzgebung schon genug benachteiligt. Ein Tischler mit einer Erwerbs-
unfähigkeit von 65 Prozent erhielt beispielsweise eine jährliche Rente von knapp 
860 Mark, inklusive Kriegs- und Verstümmelungszulage. Ein Offizier hingegen hat-
te beim Verlust einer Hand schon einen Anspruch allein auf Verstümmelungszula-
ge von 900 bis 1.200 Mark jährlich.454 Bei den Kriegerwitwen zeigte sich die sozia-
le Benachteiligung besonders deutlich. Die Rente für eine Witwe lag deutlich unter 
den in Dresden geltenden Lebensbedarfsätzen der reichsgesetzlichen Kriegsun-
terstützung.455 Da die militärischen Verluste unaufhörlich stiegen, wuchs dement-
sprechend auch die Zahl der Rentenbezieher, d. h. immer weniger Frauen lebten 
von der ohnehin schon kaum ausreichenden Kriegsunterstützung, während immer 
mehr mit der völlig unzulänglichen Kriegswitwenrente auskommen mußten. Als im 
                                                 
450 Zitiert in ebd. 
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Kohlrübenwinter 1916/17 die Lebensmittelpreise in Dresden drastisch anstiegen, 
forderte Oberbürgermeister Blüher das Reich auf, die Renten für Invaliden und 
Hinterbliebene endlich deutlich zu erhöhen, weil die gesetzlichen Bestimmungen 
von 1906/07 den Zeitverhältnissen nicht mehr entsprächen.456 Da die Kriegerfrau-
en gegenüber den Kriegerwitwen besser gestellt seien, würden Neid und Mißgunst 
geschürt.457 Zwar tue der Heimatdank alles nur Mögliche, um den sozialen Frieden 
aufrecht zu erhalten. Daß niemand der Armenfürsorge anheimfallen würde, dafür 
könne er aber nicht garantieren. Nur eine Rentenerhöhung könne dafür sorgen, 
daß die Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen vom Odium des Almosens 
verschont blieben. Eine Erhöhung der Rente sei jedoch Sache des Reiches.458 
Das Reich aber blieb untätig. 
 
 
2.3. Die politische Fragmentierung der Kriegsbeschädigtenbewegung 
 
Eine ganz wesentliche Motivation der deutschen Sozialdemokratie, die Burg-
friedenspolitik zu unterstützen und mit zu tragen, war die Erwartung sozialer und 
politischer Gegenleistungen von Seiten des Staates. Solche blieben aber gerade 
in einer der dringendsten Angelegenheiten aus, nämlich in der Kriegsopferfürsor-
ge. Die Diskussion in der sächsischen Landesorganisation, ob sich die Sozialde-
mokraten an der Stiftung Heimatdank, die offenkundig patriarchalische und sozial-
disziplinierende Zwecke verfolgte, beteiligen sollten, offenbarte sowohl die 
Differenzen zwischen Partei und Gewerkschaften als auch die politische Lagerbil-
dung innerhalb der Parteiorganisation. Wie überall in Sachsen sprachen sich die 
Gewerkschaftskartelle unmittelbar nach deren Gründung klar für eine Mitarbeit an 
der Stiftung Heimatdank aus. So erklärte der Vorsitzende des Gewerkschaftsaus-
schusses für Sachsen, Hänsel, auf einer Kartellversammlung der Dresdner Ge-
werkschaften Anfang Juli 1915, daß die Mängel der staatlichen Versorgung der 
Kriegsbeschädigten durch die soziale Fürsorge praktisch beseitigt würden. Vor 
allem müßten die Gewerkschaften als Arbeitnehmervertreter über die paritätischen 
Ausschüsse beim Zentralarbeitsnachweis eine aktive Rolle und Aufsichtsfunktion 
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ausüben, um faire Bedingungen bei der Arbeitsvermittlung Invalider zu gewährlei-
sten.459 Hänsel rief dazu auf, in großer Zahl in die Vereine einzutreten. Nur so 
könne die Besetzung der Vereinsvorstände zugunsten der Gewerkschaften beein-
flußt werden.460 Die Gründungsversammlung des Dresdner Heimatdank-Vereins 
wurde folglich nach eigenen Angaben „lebhaft“ von Mitgliedern des hiesigen Ge-
werkschaftskartells besucht. Nachdem man mehrere Vertreter als Vereinsmitglie-
der angemeldet hatte, wählte die Gründungsversammlung Hänsel und zwei seiner 
Gewerkschaftsgenossen in den Vereinsvorstand.461  
Die Position des Landesvorstandes der SPD war dagegen weniger eindeutig. Eine 
kontrovers geführte Debatte zwischen Vorstandsmitgliedern und Bezirksvertretern, 
die von einem „regelrechten sozialdemokratischen Pressekrieg“ begleitet wurde, 
führte Anfang September 1915 zu dem Ergebnis, daß man die Stiftung offiziell 
zwar ablehnte, es aber letztlich den sozialdemokratischen Gemeindevertretern 
überlassen blieb, ob sie entsprechende Mittel für lokale Fürsorgemaßnahmen be-
willigten oder nicht.462 Dieser Kompromiß lag in der sich abzeichnenden Spaltung 
der sozialdemokratischen Partei begründet. Die Auseinandersetzung um die Un-
terstützung des Heimatdankes machte deutlich, daß der linke Parteiflügel um Ri-
chard Lipinski und seine Leipziger Genossen den Burgfrieden zu dieser Zeit be-
reits aufgekündigt hatten. Hatte Lipinski unmittelbar nach Kriegsbeginn seine 
Zustimmung zur Burgfriedenspolitik noch durch seinen demonstrativen Beitritt zum 
Landesausschuß für Kriegshilfe bekundet, schwenkte die Leipziger Parteiorgani-
sation unter seiner Führung nun wieder auf einen strikten Linkskurs. Der Heimat-
dank, so die Auffassung, halte weiterhin an antisozialistischen Konzepten fest. 
Denn eines der entscheidenden wohlfahrtspolitischen Kriterien der Sozialdemo-
kratie, nämlich den Rechtsanspruch auf Hilfe, erkenne die Stiftung nicht an. Zu 
einer weiteren Verwässerung sozialdemokratischer Grundsätze dürfe es aber 
nicht kommen.463 Die Gewerkschaften und der revisionistische Flügel der Partei 
hielten dem entgegen, daß Hilfe ohne Rechtsanspruch schließlich besser sei als 
gar keine Unterstützung. Die hilfebedürftigen Kriegsbeschädigten könnten eine ab-
                                                 
459 Dresdner Volkszeitung vom 6.7.1915. 
460 Ebd. 
461 Dresdner Volkszeitung vom 29.7.1915. 
462 Die Diskussion um die Positionierung der sächsischen SPD zur Stiftung Heimatdank ist ausführ-
lich dokumentiert in Rudloff, Sozialdemokratie, S. 106-112, Zitat S. 110. 
463 Brandmann, Klassenkampf, S. 203 ff. 
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lehnende Haltung der Arbeiterpartei kaum nachvollziehen. Außerdem bestehe mit 
der von einer Bedürftigkeitsprüfung abhängigen Familienunterstützung bereits ein 
Modell mit eingeschränktem Rechtsanspruch, das die Sozialdemokratie voll unter-
stütze.464 Über diesen sozialpolitischen Dissens kam es in Leipzig – der „Wiege“ 
der deutschen Sozialdemokratie – bereits im September 1915 zum Bruch zwi-
schen linken und pragmatisch-gewerkschaftlichen Kräften innerhalb der Bezirks-
organisation.465 Als einflußreiches Mitglied im Landesvorstand der sächsischen 
SPD forderte Lipinski schließlich eine deutliche Distanzierung der Parteiführung 
von der Stiftung Heimatdank. Dagegen erhoben jedoch die Parteivertreter aus 
Zwickau und Chemnitz energischen Widerspruch.466 Die Dresdner Parteileitung 
war gespalten. Die Landtagsabgeordneten Hermann Fleißner, Vorsitzender des 
hiesigen sozialdemokratischen Agitationsbezirkes, und Ernst Schulze, stell-
vertretender Landesvorsitzender, unterstützten Lipinskis Position mit Nachdruck. 
Schulze kritisierte, daß die Gründung der Stiftung ohne Hinzuziehung der sozial-
demokratischen Partei erfolgt war. Aus seiner Sicht war es nicht hinnehmbar, daß 
die Arbeiterklasse von einer Mitbestimmung über die Verfügung der Stiftungsmittel 
ausgeschlossen blieb.467 Fleißner erklärte, der Zweck der Stiftung sei der, „die 
Wohltat an die Stelle der rechtlichen Pflichten zu setzen. Man treffe solche Einrich-
tungen, um das Reich zu entlasten, weil die Anforderungen ungeheuer sein wer-
den. Und da greife man eben zu solchen Palliativmitteln.“468 Die ganze Veranstal-
tung sei, so Fleißner, ein „Wohltätigkeitsrummel höheren Stils.“469 Besonders 
erregten sich Fleißner und Schulze über das Verhalten ihrer Dresdner Partei-
freunde. Der Dresdner Reichstagsabgeordnete Wilhelm Buck sowie der Vizeprä-
sident der Zweiten Landtagskammer, Julius Fräßdorf, hatten, ähnlich wie der Ge-
werkschaftsführer Hänsel, ohne Rücksprache mit der sächsischen Parteileitung 
ihre Unterschriften unter den Stiftungsaufruf gesetzt.470 Der Riß, der die sächsi-
sche Parteiorganisation durchzog, ging auch quer durch den Dresdner Parteibe-
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zirk. Doch sollte dies keine unmittelbaren Folgen auf die sozialdemokratische 
Kommunalpolitik in der Residenzstadt haben. Denn Emil Nitzsche blieb auch in 
diesem Fall bei seiner pragmatischen Haltung. Unter seiner Redaktion argumen-
tierte die Dresdner Volkszeitung kompromißlos für den Heimatdank. Einen Artikel 
des Leipziger Bezirkssekretärs Karl Schroers lehnte er mit Verweis darauf ab, daß 
die Zeitung keine Stellungnahmen veröffentliche, die ihrer Meinung wider-
sprächen.471 Die sozialdemokratische Stadtverordnetenfraktion folgte in der weite-
ren kommunalpolitischen Arbeit ihren Führungsfiguren Nitzsche und Kühn. Unab-
hängig von den Spaltungstendenzen innerhalb der sächsischen Sozialdemokratie 
wurden in Dresden die ideologischen Auseinandersetzungen zunächst noch hinter 
das Wohlergehen der Kriegsbeschädigten zurückgestellt. 
Ziel der bürgerlichen Kriegsbeschädigtenfürsorge war es, einer gesellschaftlichen 
Isolation der Invaliden vorzubeugen. Denn nur auf diese Weise, so der Tenor, 
könne verhindert werden, daß sich die Kriegsversehrten aus ihrer Wahrnehmung 
als gesellschaftliche Randgruppe heraus zu Interessensorganisationen zusam-
menschlossen und soziale wie politische Forderungen artikulierten. Deshalb lehn-
ten Fürsorgeexperten, Verwaltungsfachleute, aber auch Exponenten von politi-
schen Parteien Vereine und Verbände außerhalb der staatlichen Fürsorge ab. 
Auch die Gewerkschaften sprachen sich gegen Konkurrenzvereinigungen aus. 
Zum einen befürworteten sie angesichts der schlechten Erfahrung mit dem zer-
splitterten Arbeitsnachweiswesen eine einheitliche Abwicklung, zum anderen be-
fürchteten sie das Auseinanderbrechen der Arbeitnehmerorganisationen.472 Trotz 
dieser Widerstände bildeten sich ab Mitte 1916 ausgehend vom Industriezentrum 
Essen im ganzen Reich Sonderorganisationen der Kriegsbeschädigten. Das lag 
vor allem daran, daß mit Dauer des Krieges und der wachsenden Zahl von Invali-
den immer weniger Beschädigte bereit waren, ihr Kriegsschicksal gegenüber ihrer 
Friedensfunktion zurückzustellen.473 Wut und Enttäuschung über die mangelnde 
gesetzliche Versorgung durch das Reich, in dessen Diensten die Soldaten ihre 
Invalidität erlitten hatten, machten sich während des Ernährungsnotstandes im 
Winter 1916/17 bei immer weiteren Kreisen der Kriegsbeschädigten breit. Jetzt 
zeigte sich deutlich, daß die bürgerliche Kriegsbeschädigtenfürsorge völlig unzu-
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 126
reichend arbeitete. Im Königreich Sachsen nahm der Aufbau der überbordenden 
Organisation der Stiftung Heimatdank erhebliche Zeit in Anspruch. Das Vereins-
netz in seiner ursprünglichen Konzeption kam erst im Laufe des Jahres 1916 zu-
stande. Der Erfolg der 103 örtlichen Heimatdank-Vereine hing zudem von der so-
zialdemokratischen Unterstützung ab. In Städten wie Leipzig, wo die SPD gegen 
die Stiftung mobil machte, blieb die Mitgliederzahl verschwindend gering. In der 
Messestadt zählte der Verein Ende 1917 lediglich 0,4 Prozent der Einwohner zu 
seinen Mitgliedern.474 In Chemnitz, wo „rechte“ Sozialdemokraten die politische 
Linie bestimmten, waren mehr Einwohner in den Fürsorgevereinen organisiert. 
Der Chemnitzer Heimatdank verzeichnete Ende 1917 9.656 Mitglieder, das waren 
3,3 Prozent der Einwohnerschaft.475 Wo sich sozialdemokratische Gegner und 
Befürworter der bürgerlichen Kriegsbeschädigtenfürsorge in etwa die Waage hiel-
ten wie in Dresden, pendelte sich die Mitgliederzahl in der Regel auf 1,5 Prozent 
der Einwohner ein.476 
In dem Maß, wie der soziale und politische Burgfrieden seine Bindungskraft verlor, 
gerieten die Kriegsbeschädigten in den Sog politischer Kräfte. Das Heer der 
Kriegsversehrten stellte eine völlig neue politische Klientel dar. Und je mehr sich 
abzeichnete, daß nach Kriegsende die Rückkehr zum politischen Status quo ante 
immer unwahrscheinlicher sein würde und wohl eine Revision des politischen Sy-
stems in Deutschland bevorstehe, um so stärker bemühten sich die unterschiedli-
chen politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Organisationen um die 
Kriegsbeschädigten als politische „pressure group“. Den Anstoß für die Selbstor-
ganisation der Kriegsbeschädigten gab Hans Adolf, ein Büroangestellter bei 
„Krupp“ in Essen. Dieser gründete Mitte des Jahres 1916 die erste „Wirtschaftliche 
Vereinigung Kriegsbeschädigter“ und unterhielt wohl aufgrund der Rückendeckung 
des Unternehmens einflußreiche Beziehungen bis ins Kriegsministerium.477 Als 
Reaktion auf diese „gelbe“, arbeitgeberfreundliche Organisation konstituierte sich 
im Mai 1917 auf Initiative von Friedrich Stampfer und Erich Kuttner der sozialde-
mokratisch orientierte „Reichsbund der Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer und 
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Kriegshinterbliebenen“.478 1918 gründete sich zudem der nationalbürgerliche „Zen-
tralverband Deutscher Kriegsbeschädigter und Kriegshinterbliebener“, und auch 
die christlichen Gewerkschaften riefen eine Interessensorganisation der Kriegsbe-
schädigten ins Leben. Zusammen mit dem „Kyffhäuser-Bund“ reproduzierten 
schließlich fünf größere und dazu mehrere kleine Verbände die Lagerbildung des 
wilhelminischen Parteiensystems.479 
Zur größten und einflußreichsten Vereinigung in der sächsischen Residenzstadt 
entwickelte sich die Ortsgruppe des SPD-nahen Reichsbundes. Ausgehend von 
Diskussionen in den Munitionsfabriken Dresdens, bei denen sich lose Gruppen 
von Kriegsbeschädigten über das Versorgungs- und Rentenproblem berieten, ü-
ber ihre Antragsverfahren austauschten, über Rentenherabsetzungen beklagten 
und über „Unterlassungssünden seitens des Staates“ empörten, war es nach Vor-
bild des Reichsbunds Anfang Dezember 1917 zur Gründung einer Ortsgruppe ge-
kommen.480 Obwohl der Termin für die Gründungsversammlung nur mittels 
„Mund-zu-Mund-Propaganda“ in den Fabriken weitergetragen werden konnte, war 
die Resonanz groß. Allein auf dieser Veranstaltung erklärten 132 Anwesende ih-
ren Beitritt zur Dresdner Ortsgruppe. In den folgenden Wochen und Monaten er-
folgte der organisatorische Ausbau. Regelmäßige Versammlungen mit geladenen 
Referenten wurden veranstaltet.481 Der prominenteste unter den Rednern war kein 
geringerer als der Vorsitzende des Reichsbundes, Erich Kuttner. In seinem Anfang 
Januar 1918 in der Residenzstadt gehaltenen Vortrag bemängelte dieser, daß der 
Grundsatz „Wenn der einzelne für die Gesamtheit einzutreten habe, sobald das 
Vaterland in Gefahr ist, so sollte es selbstverständlich sein, daß die Gesamtheit 
auch für den Schaden, den der einzelne erleidet, aufzukommen habe“ in der Pra-
xis noch nicht anerkannt sei. Da diese Schäden nicht „in natura“ beglichen werden 
könnten, müsse ein finanzieller Ausgleich geschaffen werden. Kuttner verwies 
darauf, daß allein im Jahr 1917 5 Milliarden Mark an Kriegsgewinnsteuer einge-
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nommen worden seien. Wenn es Leute gäbe, die in der Heimat Profit erzielten, 
während andere auf dem Feld ihr Opfer brächten, so müsse doch ausreichend 
Kapital für die Kriegsbeschädigtenfürsorge vorhanden sein.482 Der Vorsitzende 
des Reichsbundes kritisierte außerdem, daß viele Presseorgane die Wieder-
ertüchtigung der Kriegsinvaliden völlig übertreiben und viel zu positiv darstellen 
würden. Vielmehr könne ein großer Teil der Beschädigten gar nicht oder nur in 
einem sehr geringen Maß geheilt werden.483 Für diese Personen, so Kuttner, stelle 
die derzeitige Kriegsrente allerdings keinen adäquaten Ausgleich für die erlittenen 
Schäden dar. Vielmehr lägen die gezahlten Beträge weiter unter dem Existenzmi-
nimum. Voll arbeitsunfähige Kriegsbeschädigte befänden sich vielfach in einer 
aussichtlosen Situation.484 Zwar bestünden für arbeitsfähige Invaliden angesichts 
des Arbeitskräftemangels zur Zeit noch ausreichende Erwerbsmöglichkeiten. Doch 
spätestens wenn mit Kriegsende die Unversehrten in die Heimat zurückströmten, 
würden die Kriegsbeschädigten nur zweite Wahl sein: „Sei bis dahin nichts ge-
schehen, so träte eine Katastrophe ein.“485 Kuttner forderte deshalb für die Für-
sorge ein „Prinzip des Zwanges“, durch das die Unternehmen verpflichtet sein 
würden, eine bestimmte Anzahl an Arbeitsplätzen mit Invaliden zu besetzen.486 
Neben diesen sozialen und wirtschaftlichen Forderungen machte er sich auch für 
die politischen Rechte der Kriegsbeschädigten stark. Durch das existierende Plu-
ralwahlrecht, so Kuttner, würden bei künftigen Wahlen in der Friedenszeit die 
„Kriegsgewinnler und Lebensmittelschieber“, die zu Hause geblieben seien, als die 
Soldaten im Felde standen und sich für das Vaterland aufopferten und ihr Leben 
riskierten, mehr Stimmengewicht haben als die Kriegsinvaliden. Deshalb müßten 
die Kriegsbeschädigten für gleiches Recht kämpfen, damit sie ihre politischen Zie-
le auch durchsetzen könnten.487 
Diese gutbesuchte und mit starkem Beifall bedachte Rede Erich Kuttners in Dres-
den,488 welche die zentralen Elemente des Forderungskatalogs der im Reichsbund 
                                                 








organisierten Kriegsbeschädigten beinhaltete, war die Initialzündung für weitere 
Neugründungen im Königreich Sachsen. In Chemnitz, Leipzig, Aue und überwie-
gend im Erzgebirge entstanden Ortsgruppen. Auf Landesebene wurde die Organi-
sation im Gau Sachsen zusammengefaßt. Auf dem ersten Gautag bestimmten die 
Anwesenden Dresden zum ständigen Gausitz. Dadurch wurde die sächsische Re-
sidenzstadt zum „Mittelpunkt der Agitation in ganz Sachsen“.489 Im Schatten der 
wachsenden Organisation des Reichsbundes verlor die Stiftung Heimatdank im-
mer stärker den Rückhalt in der Bevölkerung und insbesondere bei den Kriegsbe-
schädigten. Auf der dritten öffentlichen Versammlung des Dresdner Heimatdank-
Vereins im März 1918 beklagte sich Oberbürgermeister Blüher über die anhalten-
de mangelnde Resonanz bei der Einwohnerschaft. Mit nicht einmal 2 Prozent Mit-
gliedern habe der Verein sein selbst gestecktes Ziel bei weitem noch nicht er-
reicht. Er, Blüher, erwarte einen Aufschwung aber erst für die Zeit nach 
Friedensschluß.490 Währenddessen wuchs die Mitgliederzahl in der Organisation 
des Reichsbundes unaufhörlich an. Für Dresden und Umgebung mußte zur Be-
wältigung der gestiegenen Aufgaben eine Bezirksleitung eingesetzt werden. Auf 
dem Bundestag des Reichsbundes in Weimar zu Ostern 1918 waren die sächsi-
schen Gruppen bereits in einer „ansehnlichen Schar“ vertreten.491 Der zweite Gau-
tag der sächsischen Landesorganisation des Reichsbundes fand im September 
1918 in Dresden statt. Zu diesem Zeitpunkt war die Dresdner Ortsgruppe nicht nur 
die größte in Sachsen, sondern im gesamten Reich. „Unaufhörlich“, so kommen-
tierte ein Mitbegründer der Ortsgruppe diese Entwicklung, „ging es weiter, und 
dies alles unter schwerster Knebelung des Vereins- und Versammlungsrechts, 
dies alles unter den mißlichsten Finanzen und den primitivsten Verwaltungsmit-
teln.“492 
Beinhaltete der Vortrag Erich Kuttners in Dresden zum Jahresbeginn 1918 noch 
einen nur lose zusammengestellten Forderungskatalog, veröffentlichte die Dresd-
ner Volkszeitung im April desselben Jahres erstmals ein konkretes sozialpoliti-
sches Programm des Reichsbundes der Kriegsbeschädigten. In diesem wurden 
unter anderem gefordert eine Reform des Mannschaftsversorgungsgesetzes, die 
                                                 
489 Rühle, Gründung, S. 5. 
490 Vgl. Dresdner Anzeiger vom 28.3.1918. 
491 Rühle, Gründung, S. 5 f. 
492 Ebd., S. 6. 
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Festsetzung der Rentensätze unter Berücksichtigung des Grundsatzes einer mög-
lichst vollkommenen Ersetzung des verursachten wirtschaftlichen Schadens, die 
soziale Ausgestaltung der medizinischen Fürsorge, der Ausbau der Sozialversi-
cherungen sowie eine wirtschaftliche Fürsorge.493 Hatte das sozialdemokratische 
Mehrheitsblatt bis dahin relativ sachlich über die Positionen des Heimatdankes 
und des Reichsbundes berichtet, ließ es nun an seiner Unterstützung der Kriegs-
beschädigtenvereinigung keinen Zweifel. Nach zunächst eher indirekter Kritik an 
der sächsischen Stiftung übte die Dresdner Volkszeitung im Sommer 1918 erst-
mals offen Kritik am Geschäftsgebaren des Heimatdankes. Daß das Verhältnis 
zwischen Heimatdank und Kriegsinvaliden in Dresden „ganz besonders schlecht“ 
sei, liege vor allem an der Distanz zu den Betroffenen und der undurchsichtigen 
Finanzpolitik der Stiftung.494 Der Reichsbund dagegen sei der wahre Vertreter so-
zialer, wirtschaftlicher und staatsbürgerlicher Rechte der Kriegsbeschädigten.495 
Die Dresdner Mehrheitssozialisten öffneten sich gegenüber der Kriegsbeschädig-
tenbewegung mit dem Ziel, die große Masse der Invaliden politisch zu integrieren 
und den sozialen Protest zu kanalisieren. Denn wie weit die Radikalisierung zu 
dieser Zeit bereits vorangeschritten war und in welchem Maß der Reichsbund, der 
im Oktober 1918 420 Ortsgruppen mit 45.000 Mitgliedern zählte, zu einer revolu-
tionären „Vorhut“ geworden war, zeigte sich deutlich, als auf einer Versammlung 
der Dresdner Ortsgruppe Anwesende der Essener Kriegsbeschädigtenorganisati-
on heftig angegriffen wurden und ein Redner forderte, daß „diese gelbe Vereini-
gung mit Stumpf und Stiel auszurotten“ sei.496 Als sich am Abend des 8. Novem-
ber 1918 ähnlich wie in anderen deutschen Städten auf dem Dresdner Altmarkt 
Arbeiter und Soldaten zu einer Kundgebung zusammenfanden, waren es die vom 
Reichsbund mobilisierten Kriegsbeschädigten, die in vorderster Reihe ihren politi-
schen Willen artikulierten und damit die Revolution in der sächsischen Residenz-
stadt einläuteten.497 
Unter dem Eindruck der revolutionären Ereignisse wurde die Kriegsopferfürsorge 
endlich reichseinheitlich organisiert. Die am 8. Februar 1919 erlassene „Verord-
                                                 
493 Dresdner Volkszeitung vom 3.4.1918. 
494 Dresdner Volkszeitung vom 14.8.1918. 
495 Dresdner Volkszeitung vom 6.9.1918. 
496 Dresdner Volkszeitung vom 7.10.1918, Zitat ebd. 
497 Vgl. Friedrich Purlitz, Das politische Dresden 1918/19, in: Dresdner Kalender 1920, S. 43-53, 
hier S. 45. 
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nung über die soziale Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge“498 
goß die improvisierten Fürsorgestrukturen in eine gesetzliche Form. Der „Reichs-
ausschuß für Kriegsbeschädigtenfürsorge“ wurde mit der Betreuung beider Klien-
tengruppen betraut und der Zuständigkeit des Reichsarbeitsamtes unterstellt. 
Über die Eingliederung von Vertretern der Kriegsopferverbände sollten die Betrof-
fenen erstmals ein Mitspracherecht eingeräumt bekommen. Auf bundesstaatlicher 
beziehungsweise provinzialer Ebene sollten die vorhandenen Fürsorgezentralen 
als „Hauptfürsorgestellen“ fungieren. Dafür wurde diesen ein Beirat aus Vertretern 
der Arbeitsmarktparteien, Opfervereinigungen und Sozialfürsorge zur Seite ge-
stellt.499 Während dieser die Kontinuität einigermaßen wahrende Übergang in den 
meisten Ländern und Provinzen trotz Problemen gelang,500 war die Entwicklung 
der Kriegsopferfürsorge im „roten Königreich“ eher von Brüchen gekennzeichnet. 
Denn daß der Heimatdank weiterhin für die Invaliden verantwortlich sein sollte, 
war für die überwiegend im Reichsbund organisierten Dresdner Kriegskrüppel in-
akzeptabel. Diejenigen, die sich hartnäckig für Rechte statt wohltätiger Hilfe ein-
gesetzt und Mitbestimmung in der sie direkt betreffenden Angelegenheit geforder-
ten hatten, fühlten sich politisch entmündigt. Die Dresdner Ortsgruppe des 
Reichsbundes, der nach Kriegsende jeden Monat 200 neue Mitglieder zuströmten, 
rief zu Kundgebungen und Protesten auf.501 Während einer Demonstration am 28. 
Februar 1919 wurde Stadtrat Richter, der zu dieser Zeit als Vorsitzender des 
Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenenausschusses beim Heimatdank-
Verein der Landeshauptstadt fungierte, aus seinem Arbeitszimmer entführt und 
durch die Straßen Dresdens geschleppt.502 Am 12. April 1919 eskalierte die Situa-
tion vollends, als aufgebrachte Kriegskrüppel vor das Amtsgebäude des als „säch-
sischen Noske“ verachteten sozialdemokratischen Kriegsministers Gustav Neuring 
zogen. Dort wurde Neuring „von der wütenden Menge aus dem Blockhause ge-
zerrt, in entsetzlicher Weise mißhandelt, in die Elbe gestürzt, und, als er sich 
                                                 
498 Verordnung über die soziale Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge vom 8.2. 
1919, in: Reichsgesetzblatt 1919, S. 187-190. 
499 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 149 f. 
500 Vgl. ebd., S. 156. 
501 Rühle, Gründung, S. 6. 
502 Johannes Rudolf Schulz, Bericht über die Tätigkeit des Ortsamtes für Kriegerfürsorge in der Zeit 
vom 1. April 1925 bis 31. März 1926, Dresden 1927, S. 1, 20. 
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durch Schwimmen retten wollte, meuchlings erschossen.“503 Daraufhin legte der 
Leiter der Stiftung Heimatdank, Alfred von Welck, sein Amt nieder, damit demon-
strierend, daß der Heimatdank sich dem Druck der Kriegsbeschädigten beuge. In 
den folgenden Wochen berieten sich Kriegsopferverbände und Ministerialvertreter 
über das weitere Vorgehen. Ergebnis war der am 5. Juli 1919 vom sächsischen 
Gesamtministerium gefaßte Beschluß, ein Landesinvalidenamt einzurichten. Der 
später unter dem Namen „Landesamt für Kriegsfürsorge“ firmierenden Institution 
oblag die gesamte Fürsorge auf Grundlage der Reichsverordnung vom 8. Februar 
1919. An der Spitze des Landesamtes stand zunächst ein Jurist aus dem Innen-
ministerium, bevor der Vorsitz während der Alleinregierung der SPD an den Ge-
werkschafter und ehemaligen sächsischen Arbeitminister Paul Ristau ging. Die 
Stiftung Heimatdank bestand unter neuer Leitung auch weiterhin, doch beschränk-
te sie ihre Tätigkeit nunmehr auf eng begrenzte Gebiete wie die Förderung von 
Kriegswaisen und die Ansiedlung von Schwerbeschädigten.504 
Der Gründung des Landesamtes folgten in Sachsen am 27. August 1919 die Ver-
ordnung über die amtliche Kriegerfürsorge505 und am 1. September 1919 eine 
Verordnung des Innenministeriums, welche die Kreishauptmannschaften, Amts-
hauptmannschaften und kreisfreien Städte anhielt, amtliche „Kriegerfürsorgestel-
len“ einzurichten. Nach Verhandlungen mit den Organisationen der Kriegsbeschä-
digten, deren Vertrauen der künftige Amtsvorstand „sich erfreuen mußte“, 
beschloß der Dresdner Stadtrat am 10. November 1919, ein Ortsamt für Krieger-
fürsorge zu begründen und dieses im Einvernehmen mit den Opferverbänden der 
Leitung des sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten und nunmehrigen 
Stadtrates Wilhelm Buck zu unterstellen.506 Ihm zur Seite gestellt wurde der 
Korps-Vertrauensmann der Lazarettinsassen des XII. Armeekorps, Ernst Schulze, 
der als zweiter Vorsitzender die Kriegsbeschädigten vertrat.507 
                                                 
503 W. Berger, Sachsen unter der Revolution. Wahlhandbuch für die Landtagswahl 1920, Dresden 
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504 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 157 f. 
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Für die Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen des Ersten Weltkrieges war 
die auf reichsgesetzlicher Grundlage gewährte finanzielle Versorgung völlig unzu-
reichend. Statt jedoch die Gesetzgebung der veränderten Situation anzupassen, 
überließ das Reich den Bundesstaaten die Fürsorge für die Kriegsopfer. Im König-
reich Sachsen wurde mit der Stiftung Heimatdank „modernes wohlfahrtspflegeri-
sches Fachwissen und konservative Herrschaftssicherungsstrategien [...] mitein-
ander verquickt.“508 Die „verdeckte Politisierung des Sozialen von konservativer 
Seite“509 wirkte dem Erfolg der Stiftung entgegen. Der Heimatdank erlangte nicht 
die „größtmögliche Bedeutung in Sachsen auf dem Gebiet der Kriegsbeschädig-
tenfürsorge“510, wie es erst kürzlich noch behauptet wurde. Denn die Kriegsopfer 
wollten eben nicht als Almosenempfänger von der Wohltat anderer abhängig sein. 
Sie leiteten aus ihrer Aufopferung für das „Vaterland“ einen Rechtsanspruch auf 
finanzielle Unterstützung ab. Im „roten Königreich“ mit seiner traditionell starken 
linken Sozialdemokratie formierten sich schnell politische Widerstände gegen die-
se Art der Kriegsopferfürsorge. Dabei wurden nicht nur die Bruchstellen für die 
spätere Spaltung der sozialdemokratischen Partei markiert. Auch die Invaliden 
und Hinterbliebenen schlossen sich zu Interessensorganisationen zusammen und 
forderten politische Zugeständnisse seitens der Reichsregierung ein. Je länger 
diese ausblieben, desto mehr verlor die Führung des Deutschen Reiches in den 
Augen der Kriegsopfer ihre Legitimität. Erst im Zuge der Revolution konnte 
schließlich der Rechtsanspruch auf Versorgung und Mitsprache kodifiziert werden, 
der aber nur so lange eingehalten werden konnte, bis mit der Inflation der Nieder-
gang der monetären Sicherungsform einsetzte. Die Mehrzahl der Kriegsopfer soll-
te auch der neuen politischen Führung der Weimarer Republik mißtrauisch gegen-
übertreten: „Die militärische Niederlage des Reiches und der revolutionäre 
Umsturz veränderten die Bedingungen für die individuelle wie auch politische Ver-
arbeitung des Kriegsopferschicksals auf grundstürzende Weise. Viele Kriegsteil-
nehmer waren aufgrund ihrer Fundamentalerfahrung existentieller Daseinsbedro-
hung besonders anfällig für die Affektgeladenheit der Nachkriegsgesellschaft – 
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und damit auch für die nach beiden politischen Richtungen ausschlagenden Radi-
kalisierungserscheinungen jener Periode.“511 
 
 
3. Die Jugend und der Krieg 
 
3.1. Die „Entdeckung“ der Jugend 
 
Die im Deutschen Reich praktizierte Jugendfürsorge untergliederte sich in zwei 
Bereiche: Fürsorgeerziehung und Jugendpflege. Die Fürsorgeerziehung, d. h. die 
öffentlichen Zwangserziehungsmaßnahmen für „verwahrloste“512 Jugendliche, war 
ursprünglich aus den Ansätzen einer strafrechtlichen Sonderbehandlung von Kin-
dern und Jugendlichen hervorgegangen. Konnte nicht beziehungsweise nur be-
dingt strafmündigen Kindern oder Jugendlichen durch die zuständige Vormund-
schaftsbehörde eine Straftat nachgewiesen werden, so war es rechtens, diese 
nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften in einer Erziehungs- oder Besse-
rungsanstalt unterzubringen. Diese repressive Vorgehensweise wurde erst mit 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) im Jahr 1900 geändert, 
als das Hauptaugenmerk verstärkt auf die Vermeidung von „Verwahrlosung“ ge-
legt und der staatlichen Intervention gleichsam ein prophylaktischer Charakter zu-
gesprochen wurde.513 Den sozialreformerischen Ansatz aufgreifend, welcher die 
persönliche Entwicklung eines Unterschichtenkindes bedingt sah durch dessen 
soziales wie hygienisches Umfeld, sollten uneheliche Kinder, Waisen und straffäl-
lig gewordene Jugendliche mittels öffentlicher Vormundschaft vor dem drohenden 
Schicksal einer scheinbar zwangsläufigen „Verwahrlosung“ bewahrt werden. 
                                                 
511 Rudloff, Wohlfahrtsstadt, S. 313. 
512 Konkret wurde als „verwahrlost“ bezeichnet, wer strafrechtlich auffiel. Detlef J. K. Peukert, 
Grenzen der Selbstdisziplinierung. Aufstieg und Krise der deutschen Jugendfürsorge 1878-1932, 
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Begriff“. Dieser bezeichne „die relative Stellung und Beurteilung von Personen mit abweichendem 
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513 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 33 f. Siehe weiterführend Hans Scherp-
ner, Studien zur Geschichte der Fürsorge, Frankfurt am Main 1984; ders., Geschichte der Jugend-
fürsorge, Göttingen 21979; Christa Hasenclever, Jugendhilfe und Jugendgesetzgebung seit 1900, 
Göttingen 1978; Hans Scherpner, Theorie der Fürsorge, Göttingen 21974. 
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Während sich die Fürsorgeerziehung insbesondere an der Hygiene als Leitlinie 
orientierte,514 verfolgte die um die Jahrhundertwende entstandene (bürgerliche) 
Jugendpflege vornehmlich pädagogische Ziele. Der soziale Wandel der Großstäd-
te infolge der Industrialisierung und Urbanisierung hatte eine gesteigerte Mobilität, 
eine Loslösung von traditionellen Bindungen sowie eine Neubewertung von Sitte 
und Moral bei den Jugendlichen bewirkt. Zudem drohte die Jugend sozialistischen 
Ideen anheimzufallen. Staat, Kirche und bürgerliche Parteien befürchteten einen 
charakterlichen wie moralischen Verfall; man glaubte die religiöse und politische, 
die nationale und antirevolutionäre Orientierung des Nachwuchses in Gefahr. Vor 
allem in der Zeit zwischen Volksschulabschluß und Militärdienst, also zwischen 
dem 14. und 20. Lebensjahr, werde die (männliche) Jugend „von gesellschaftli-
chen Umständen und Mächten jenseits des Establishments geprägt“515. Dieser 
Entwicklung steuerte die Jugendpflege entgegen. Mit attraktiven Freizeitangebo-
ten sollten der unheilvolle Kreislauf von Werkstatt und Wirtschaft durchbrochen 
und der Jugend traditionell bürgerliche Werte vermittelt werden. Hier vermochten 
es sowohl die katholische als auch die evangelische Kirche, zahlreiche Jungen 
und Mädchen zu mobilisieren und moral- wie wertebezogen pädagogisch auf sie 
einzuwirken. Die Turnvereine dagegen boten den Schulentlassenen mit ihren spie-
lerischen und sportlichen Aktivitäten Bewegung und körperliche Ertüchtigung. 
Die „Entdeckung“ der Jugend zu Beginn des 20. Jahrhunderts hatte eine „hoch-
gradige organisatorische Zersplitterung der Kinder- und Jugendfürsorge“516 zur 
Folge. Es gründete sich eine kaum zu überschauende Anzahl privater und öffentli-
cher Vereine und Institutionen.517 Die Stadt Dresden hatte, ebenso wie Leipzig 
und auch Chemnitz, bereits frühzeitig die Kleinkinderfürsorge ausgebaut. So exi-
stierte schon seit 1838 eine Ziehkinderaufsicht. 1886 stellte die Stadt erstmals be-
soldete Aufsichtsbeamte ein. 1907 wurde die gesetzliche Vormundschaft für un-
eheliche Kinder eingeführt. Seit 1911 war mit der „Zentralstelle für Schwangere 
und Wöchnerinnenfürsorge“ zudem eine Mutterberatungsstelle geschaffen wor-
den. Im letzten Kriegsjahr 1918 betreuten 23 besoldete Beamtinnen und fünf Ärzte 
                                                 
514 Dazu auch Brandmann, Klassenkampf, S. 89-105. 
515 Nipperdey, Arbeitswelt, S. 115. 
516 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 34. 
517 Zur Zersplitterung der Jugendfürsorge siehe Hasenclever, Jugendhilfe, S. 27-35. 
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insgesamt 8.200 Kinder durch Hausbesuche und ärztliche Untersuchungen.518 
Neben dieser Säuglings- und Kleinkinderfürsorge entstand 1902 die „Zentrale für 
Jugendfürsorge“, die unter dem Protektorat des sächsischen Königs stand und der 
Oberbürgermeister Beutler als Ehrenvorsitzender angehörte. Die über 100 Mit-
arbeiter beschränkten ihr Arbeitsgebiet nicht nur auf das Dresdner Stadtgebiet, 
sondern agierten sachsenweit. Ihre Aufgabe sah die Zentrale in der Fürsorgeer-
ziehung, der Berufsberatung und Vermittlung von Lehrstellen, der Bekämpfung 
von Kinderbettelei, der Beratung und Hilfe bei Adoptionen, der Vermittlung von 
Vormund- und Pflegeschaften sowie im Schutz vor „Schmutz- und Schundliteratur“ 
durch Bereitstellung einer eigenen Bücherei.519 
Neben Vereinen wie der Zentrale für Jugendfürsorge, die sich ausschließlich mit 
der Jugendfürsorge befaßten, schrieben sich im ersten Jahrzehnt des 19. Jahr-
hunderts mindestens weitere 40 Dresdner Vereine – konfessionelle, Frauen-, Leh-
rer-, Rechtsvereine – die Sorge um die Jugend zumindest ergänzend zu ihren sat-
zungsgemäßen Hauptaufgaben auf die Fahnen.520 Um die verstreuten Initiativen 
zu bündeln und ihnen auch institutionell eine gemeinsame Adresse zu geben, be-
absichtigte die Stadtverwaltung im Jahre 1909 die Zusammenfassung der gesam-
ten Kinder- und Jugendfürsorge in einem städtischen Jugendamt.521 Doch war 
diesem Unternehmen nur wenig Erfolg beschert. Die Träger der privaten Jugend-
fürsorge wollten sich offensichtlich nicht unter städtische Aufsicht stellen. Das Ju-
gendamt blieb im Vergleich zu den Fürsorgevereinen unbedeutend.522 Der 
Wunsch nach einer zentralen Sammlungsstelle war aber dennoch vorhanden. 
1912 unternahm der Dresdner Amtsgerichtspräsident Dr. Becker den Versuch, die 
private Jugendfürsorge zu bündeln. Mehr als 40 Vereine schlossen sich daraufhin 
am 29. März in dem neu gegründeten „Verband für Jugendhilfe in Dresden“ zu-
                                                 
518 Dresdner Volkzeitung vom 2.2.1918. Siehe zu Sachsen Hertha Kraus, Statistische Erhebung im 
Königreich Sachsen über die öffentliche Kinderversorgung, in: Zeitschrift für das Armenwesen 19 
(1918), S. 28-44. 
519 Mitteilung der Zentrale für Jugendfürsorge Nr. 12 (1912), S. 1-6. 
520 Vgl. Die Jugendhilfe 1 (1912), Nr. 1, S. 7. 
521 Ebert, Jugendfürsorge, in: Das Buch der Stadt Dresden, S. 126-130, hier S. 126. 
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Wenn eine solche Institution existierte, dann womöglich unter einem anderen Namen. Die Ausfüh-
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auch Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 35. 
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sammen. Laut Satzung diente der Verband dem Zweck, daß „die freiwillige Mitar-
beit an der Bewahrung und Rettung gefährdeter minderjähriger Personen“ geför-
dert und wirksam ausgestaltet werde und daß diese Jugendhilfe „nach einheitli-
chen Grundsätzen zur Durchführung gebracht und geleitet werden“ solle.523 Als 
„Jugendhilfe“ verstand man „diejenige freiwillige Liebestätigkeit [...], die Jugend-
schutz systematisch und in Anlehnung und Ergänzung behördlicher Fürsorge-
pflicht“524 gewährleistete. Doch der Verband wollte mehr als nur den lokalen Zu-
sammenschluß der privaten Wohltätigkeitsvereine. Die vornehmlich juristisch 
gebildete Verbandsführung erkannte in der wirtschaftlich bedingten Binnenwande-
rung der Jugendlichen die Ursache für „Bettel-Vagabondage“ und „Wanderelend“, 
die ein Anwachsen der Jugendkriminalität zur Folge hätten.525 So konstatierte der 
Verbandsvorsitzende Becker: „Der Weg vom Wanderelend und Bettel zum 
Verbrechen ist ein erschreckend kurzer.“526 Noch im Jahr 1912 legte der Verband 
mit der Bildung einer „Landesgruppe Königreich Sachsen“ die notwendige institu-
tionelle Grundlage für eine „interlokale und interstaatliche Jugendhilfe“.527 In ganz 
Sachsen sollten Bezirks- und Ortsgruppen für die sogenannte „Wanderpflege“ und 
den Anschluß an die Fürsorgetätigkeit der örtlichen Behörden sorgen, um somit 
das Abgleiten der Jugendlichen in die Kriminalität zu verhindern.528 Mit der Grün-
dung des Verbandes für Jugendhilfe hatte die zersplitterte Fürsorgeerziehung in 
Dresden binnen eines Jahres einen Mittelpunkt gefunden, dessen Anziehungskraft 
bis an die Landesgrenzen reichte. Ihm schlossen sich nicht nur private, sondern 
auch öffentliche und halböffentliche Einrichtungen wie die Zentrale für Jugend-
fürsorge an.529 Der Verband gewann vom ersten Tag seiner Gründung an Einfluß 
und bestimmte fortan mit seiner Zeitschrift Die Jugendhilfe (ab 1915 Zeitschrift für 
Jugendhilfe) die Diskussion in Fragen der Fürsorgeerziehung von Jugendlichen. 
Nach Beginn des Krieges sollte er sich schnell als unverzichtbares Rückgrat der 
kommunalen Jugendfürsorge erweisen. 
                                                 
523 Die Jugendhilfe 1 (1912/13), Nr. 1, S. 7. 
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Neben dieser Zentralisierung und Bündelung von Vereinen der Fürsorgererzie-
hung setzten im Bereich der Jugendpflege die deutschen Bundesstaaten die Ak-
zente für eine Zusammenfassung aller Kräfte auf diesem Gebiet. Getrieben von 
der Furcht vor einer sozialistischen Indoktrinierung der Jugend und einer sozial-
demokratischen Unterwanderung des Militärs waren es vor allem Preußen und 
Sachsen, die erste administrative Schritte auf dem Weg zu einer staatlichen Ju-
gendpflege unternahmen.530 Die am 12. Dezember 1910 (Sachsen) und 18. Janu-
ar 1911 (Preußen) beinahe zeitgleich bekanntgegebenen Jugendpflegeerlasse 
bestimmten die staatliche Förderung aller mit der Jugendpflege befaßten Verbän-
de und Vereine. Für diesen Zweck stellte die preußische Regierung 1 Million, die 
sächsische 100.000 Mark in den Haushalt ein. Unter maßgeblicher Beteiligung 
des Dresdner Kreishauptmannes Alexis Anselm Rumpelt konstituierte sich in 
Sachsen der „Landesausschuß für die Jugend zwischen Schul- und Wehrpflicht“, 
der sich 1913 nach seiner Öffnung auch für die weibliche Jugend in „Landesaus-
schuß für Jugendpflege“ umbenannte.531 Diesem schlossen sich bis 1917 25 
sächsische Verbände an. Sachsenweit wurden 911 Ortsausschüsse gezählt, da-
von 348 allein in der Kreishauptmannschaft Dresden.532 Die Ortsauschüsse 
veranstalteten Vorträge und Unterricht auf Gebieten wie Geschichte, Geographie 
oder Kultur. Gemeinsam mit anderen Organisationen führten sie Wanderungen, 
Turnübungen und Spiele durch.533 Aufgrund der staatlichen Förderung wurde Ju-
gendpflege in den Vorkriegsjahren zu einer regelrechten „Modesache“534. Am 
Rande der Jugendbewegung535 entstanden immer neue Gruppen, wie die reichs-
                                                 
530 Klaus Saul, Der Kampf um die Jugend zwischen Volksschule und Kaserne. Ein Beitrag zur „Ju-
gendpflege“ im Wilhelminischen Reich 1890-1914, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen 9 (1971), 
S. 97-143; Christoph Schubert-Weller, „Kein schönrer Tod...“ Die Militarisierung der männlichen 
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weiten Pfadfindervereine oder in Dresden der „Jugendbund“, die sich schließlich 
alle unter dem Dach des „Jungdeutschlandbundes“ zusammenfanden, der 1914 
750.000 Mitglieder umfaßte.536 
In ihrem Selbstverständnis als parteipolitisch neutrale Institution war die Jugend-
pflege auf eine national-vaterländische „Geist- und Gemütsbildung“537 der Jugend 
zwischen Volksschule und Militärdienst bedacht. Sie war klar antisozialdemokra-
tisch ausgerichtet. Mit den „Leibesübungen“ zielte die Jugendpflege zudem mittel-
bar auf die Stärkung der Wehrkraft ab. Mit der Forcierung der Jugendpflege ver-
folgten die staatlichen Behörden demnach zwei Ziele. Zum einen reagierte man 
mit der Förderung des militärischen Nachwuchses auf die außenpolitische Dauer-
krise, zum anderen sollte innenpolitisch dem Vordringen der Sozialdemokratie 
Einhalt geboten werden. Letzteres trat nirgends so offenkundig zutage wie im Kö-
nigreich Sachsen. Konservative und Nationalliberale blockierten im Landtag hin-
sichtlich der Jugendpflege jede Einflußnahme und mögliche Beteiligung der für sie 
bedrohlich anwachsenden sächsischen Sozialdemokratie.538 Denn im hochindu-
strialisierten Sachsen fanden sozialdemokratische Ideen bei der arbeitenden Ju-
gend starken Anklang. Alle Versuche der bürgerlichen Jugendpflege, als unpoliti-
sche Einrichtung zu erscheinen, um sich so auch der proletarischen Jugend zu 
öffnen, waren allerdings gescheitert, weil die gleichzeitige Kampfansage an die 
Sozialdemokratie und ihre jugendlichen Anhänger den Klassencharakter der 
Staatsgewalt enthüllte, sich die staatliche Jugendpflege gleichsam selbst diskredi-
tierte.539 So begegneten die Reichs- wie Staatsbehörden der wachsenden Arbei-
terjugend, deren Werden sich bisweilen ohne organisatorische Unterstützung 
durch die Sozialdemokratische Partei und der Gewerkschaften vollzog und die 
sich zunehmend antimilitaristisch ausrichtete,540 mit repressiven Maßnahmen. Mit 
der öffentlichkeitswirksamen Verurteilung der Vorbild- und Führungsfigur der pro-
letarischen Jugend, Karl Liebknecht, zu anderthalb Jahren Festungshaft durch das 
Reichsgericht wegen Veröffentlichung seiner „staatsgefährdenden“ Schrift „Mili-
tarismus und Antimilitarismus unter besonderer Berücksichtigung der internationa-
                                                 
536 Schubert-Weller, Militarisierung, S. 172-193. 
537 Eckardt, Die Vorbereitung auf den Heeresdienst, S. 416. 
538 Frie, Wohlfahrtsstaat Sachsen, S. 364-367. 
539 Saul, Der Kampf um die Jugend, S. 110. 
540 Martin Stadelmeier, Zwischen Langemarck und Liebknecht. Arbeiterjugend und Politik im Ersten 
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 140
len Jugendbewegung“ im Oktober 1907 hatten sie ein erstes Zeichen gesetzt. Ein 
schwerer Schlag für Arbeiterjugend war schließlich die Novellierung des Reichs-
vereinsgesetzes im April 1908, das Jugendlichen bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres die Mitgliedschaft in politischen Vereinen und die Teilnahme an politi-
schen Versammlungen verbot. Dies machte eine „konfliktträchtige Neu-
organisation“541 der regionalen wie lokalen Jugendgruppen notwendig. Die Sozial-
demokratische Partei nutze die Gelegenheit, um auf dem Nürnberger Parteitag im 
selben Jahr die bis dato unabhängige proletarische Jugend organisatorisch enger 
an Partei und Gewerkschaft anzubinden. Für die Jugendarbeit wurden Ausschüs-
se gebildet, denen Vertreter von Partei, Gewerkschaft und Jugend in gleicher Zahl 
angehörten. Die von der „Zentralstelle für die arbeitende Jugend in Deutschland“ 
herausgegebene Zeitschrift Arbeiter-Jugend sollte die überregionale Verbindung 
der Jugendausschüsse sicherstellen.542  
Dies alles geschah gegen den Willen des linken Parteiflügels und Teilen der prole-
tarischen Jugend. Einer der hartnäckigsten Widersacher gegen diese Einschrän-
kung der Selbstbestimmung und organisatorischen Eigenständigkeit war der 1908 
gegründete „Dresdner Jugendbildungsverein“. Wie auch andere linke Jugend-
gruppen kritisierte er, daß die eigene, die sozialdemokratische Jugendpflege zu 
gemäßigt agiere, den politischen Diskurs vernachlässige und zu einem reinen Un-
terhaltungsbetrieb herabsinke.543 Vielmehr müsse das vom „nationalen Lager“ 
veranstaltete „Kesseltreiben zum Einfangen der arbeitenden Jugend“544 bekämpft, 
eine klar antimilitaristische Position bezogen und ein enger Kontakt zur Jugend-
Internationale hergestellt werden.545 Mit solchen Parolen war der Verein bei der 
Dresdner Jugend äußerst erfolgreich. Von 1908 bis 1914 wuchs seine Mitglieder-
zahl von 130 auf 4.000 an. Insgesamt entstanden in der Residenzstadt und der 
näheren Umgebung 30 Gruppen.546 Das vom Verein herausgegebene Mitteilungs-
blatt Jugendruf, das seit 1912 erschien und mit Beginn des Krieges der Zensur 
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zum Opfer fiel, hatte 1913 nach eigenen Angaben eine Auflagenhöhe von 65.000 
Exemplaren.547 Damit hatten sich in Dresden zwei parallel agierende sozial-
demokratische Jugendorganisationen etabliert. „Freie und gewerkschaftliche Ju-
gend arbeiteten vollkommen getrennt“, beklagte sich die Arbeiter-Jugend und be-
schwor eine einheitliche Organisation.548 Immerhin kam es zwar Anfang 1914 zu 
einer „losen Kartellierung“ zwischen dem Jugendbildungsverein und sieben der in 
Dresden bestehenden gewerkschaftlichen Jugendinspektionen unter der Bezeich-
nung „Vereinigte Dresdner Arbeiterjugend“.549 Doch die Differenzen blieben nur 
solange beigelegt, als sich auch die Arbeiterjugend nach Kriegsbeginn hinsichtlich 
der veränderten politischen Situation positionieren mußte. 
 
 
3.2. Die Fürsorgeerziehung im Zeichen des Krieges 
 
Die Jugendfürsorge spielte im kommunalpolitischen Alltag der Dresdner Stadt-
verordneten eine untergeordnete Rolle. Die Fürsorgeerziehung lag fest in den 
Händen bürgerlich-konfessioneller Vereine, deren Mitglieder nicht selten jedoch 
wichtige Ämter in der Stadtverwaltung bekleideten. Fürsorgepolitik die Jugend be-
treffend, insbesondere was die Fürsorgeerziehung betraf, wurde außerhalb des 
Stadtparlaments gemacht. Hinsichtlich der Jugendpflege besaßen die Kommunal-
beamten zudem nur einen eingeschränkten Handlungsspielraum. Auf diesem Ge-
biet behielt sich die sächsische Staatsregierung alle administrativen Schritte und 
Entscheidungen vor. Daran sollte sich mit Beginn des Krieges kaum etwas än-
dern. Zwar stand die Jugendfürsorge als eine eigene Abteilung der Kriegsorgani-
sation Dresdner Vereine unter städtischer Verwaltung, doch wurde die Leitung der 
KOV / Gruppe II dem Verband für Jugendhilfe übertragen. Der Verband koordinier-
te nicht nur die Arbeit der der Kriegsorganisation in dieser Sektion angeschlosse-
nen Vereine, sondern er ging auch weiterhin seinen originären Aufgaben nach. 
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Die der Gruppe II bei Gründung der Kriegsorganisation zugewiesene Aufgabe, 
nämlich die Fürsorge insbesondere der Kinder von Kriegsteilnehmern,550 mußte 
diese noch 1914 an die Gruppe I (Familienunterstützung) abgeben. Die organisa-
torische Trennung der Kinderfürsorge von der Familienfürsorge der anderen 
Gruppen hatte sich schnell als undurchführbar erwiesen.551 In den Mittelpunkt der 
Arbeit rückte fortan die Fürsorge für die schulentlassene arbeitslose Jugend, „ein 
engbegrenztes Gebiet von äußerster Tragweite“552. Ziel war es, „den Gefahren zu 
begegnen, die Arbeitslosigkeit und Müßiggang der Jugend ihr selbst und der Ge-
samtheit bringen. Vor allem in der jetzigen Zeit, wo Kriegsnot und Wirren den ju-
gendlichen Lebensgang vielfach in bedenklicher Weise beeinflussen.“553 Denn aus 
der Verbindung von Kriegszustand und Arbeitslosigkeit, so die düstere Vision 
manch bürgerlichen Jugendpflegers, erwachse eine unmittelbare Bedrohung für 
die Jugend: 
„Umherstreifen und Arbeitsscheu werden zur Gewohnheit, Mangel an Geldmitteln und die Sucht 
zum Genießen überwinden die Dämme des Ehrgefühls und der Überlegung, Verführung und böses 
Beispiel helfen mit und führen zu Lügen, Betrügen, Stehlen und Unterschlagen. Dreistigkeit und 
Frechheit machen sich breit. Die Mädchen geraten in die größte Gefahr, sich der Unzucht zu erge-
ben. Beschäftigungslosigkeit ist der schlimmste Feind unserer Jugend.“554 
Deshalb müßten, auch um der durch die materielle Arbeitslosenunterstützung be-
günstigten „Arbeitsscheu“ erfolgreich gegenzusteuern, Arbeitsmöglichkeiten, Lehr-
stellen oder zumindest vorübergehende Beschäftigungsverhältnisse zunächst an 
die männlichen Jugendlichen vermittelt werden.555 Dieses Vorhaben setzte die 
Kriegsorganisation schließlich gemeinsam mit der Arbeits- und Stellenvermittlung 
des Zentralarbeitsnachweises der Kreishauptmannschaft Dresden, des Arbeits-
nachweises des Landeskulturrates, der Dresdner Kaufmannschaft, der Ortsgruppe 
Dresden des Verbandes Sächsischer Industrieller und dem Dresdner Innungsaus-
schuß um. Nach eigenen Angaben gelang es der Gruppe II mit dieser Hilfe, fast 
allen Gesuchstellern eine Beschäftigung zu vermitteln. Zudem förderte man die 
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gewerbliche Ausbildung auch der weiblichen Jugend durch Unterricht an hiesigen 
Fortbildungsschulen und mittels Gewährung von Schulgeldbeihilfen.556 
Am Jahresende 1915 stieg der Arbeitskräftebedarf der sächsischen Kriegswirt-
schaft; die Jugendarbeitslosigkeit tendierte gegen Null.557 Doch der „Verwahrlo-
sung“ der Jugend war damit kein Ende gesetzt. Eine von der „Deutschen Zentrale 
für Jugendfürsorge“ in Berlin erhobene Statistik über die Jugendkriminalität in den 
deutschen Großstädten zeigte im Vergleich zum letzten Friedensjahr eine Ver-
dopplung der Anzahl straffällig gewordener Jugendlicher vor allem zwischen dem 
12. und 14. Lebensjahr. Zurückgeführt wurde diese Entwicklung auf das Fehlen 
erzieherischer Einflußnahme: Die Väter waren eingezogen, die Mütter gingen im-
mer öfter einer Erwerbstätigkeit nach, und auch der kriegsbedingt oft provisorische 
Unterricht in den Schulen konnte die Kinder und Jugendlichen kaum noch errei-
chen.558 Mit Verlauf des Krieges nahmen infolge der Mangelwirtschaft vor allem 
Diebstähle von Lebensmitteln und Kohle zu. Spätestens im sogenannten Kohlrü-
benwinter 1916/17 wurde Stehlen zu einer überlebenswichtigen Fertigkeit. Gerade 
deshalb stieg die Kinderkriminalität im Krieg überproportional an. Dabei darf au-
ßerdem nicht übersehen werden, daß viele Kinder und Jugendliche durch die 
schikanösen und teilweise unüberschaubaren Vorschriften der Militärbefehlsha-
ber,559 die selbst das „zwecklose Verweilen auf der Straße“ unter Strafe stellten,560 
leichtfertig kriminalisiert wurden. Beispielhaft ist hierfür auch der von verschiede-
nen Generalkommandos verordnete „Sparzwang“ für Jugendliche bis 18 Jahre. 
Viele Minderjährige arbeiteten und verdienten in der Kriegswirtschaft oft ebenso-
viel wie Erwachsene. In dieser Hinsicht verlangte man von ihnen, sich als vollwer-
tige Mitglieder der Gesellschaft zu erweisen. Die jugendlichen Arbeiter übernah-
men mehr Verantwortung. Das stärkte nicht nur ihr Selbstbewußtsein, sondern 
gab ihnen zugleich auch ein stückweit finanzielle Unabhängigkeit. In dieser Situ-
ation nahmen sie sich auch das Recht heraus, an dem vermeintlich der Erwachse-
nenwelt vorbehaltenen Freizeit- und Vergnügungsangebot der Innenstädte teilzu-
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nehmen. Hierdurch sahen sich die bürgerlichen Sittenwächter herausgefordert. 
Waren die Generalkommandos auf Wahrung öffentlicher „Ruhe und Ordnung“ be-
dacht, schickten sich die Jugendhelfer auch hier an, der Bedrohung von Deutsch-
lands Zukunft durch die „Verrohung“ der Jugend Einhalt zu gebieten: 
„Die jungen Leute werden leicht unbotmäßig und frech, sie fühlen sich eben als Herren der Situati-
on und wollen sich nichts mehr gefallen lassen. Das leicht verdiente Geld wird in der leichtsinnig-
sten Weise wieder ausgegeben: Schundliteratur, Zigaretten und alle möglichen Schmuckstücke 
werden massenhaft angekauft; Kinos und gewöhnliche Schankwirtschaften werden reichlich be-
sucht; nähere und entferntere Vergnügungslokale werden in angenehmer Damengesellschaft be-
sonders bevorzugt. Wie sehen viele von den jungen Leuten aus? Kraft- und saftlos, abgebraucht 
und ausgesaugt! Mancher trägt schon den Keim zu böser Krankheit in sich. Und das nennt sich 
Deutschlands Zukunft?“561 
In dieser überzogenen Darstellung werden Unsicherheit und Angst der bürgerli-
chen Eliten vor einer Machtlosigkeit gegenüber der neuen Souveränität der Ju-
gendlichen deutlich. Ähnlich wie die Kriegerfrauen mußten sich auch die Jugend-
lichen mit ihrer neuen gesellschaftlichen Rolle arrangieren. Die Übernahme von 
mehr Pflichten war für sie mit der Einforderung von mehr Rechten verbunden. 
Dieses neugewonnene Selbstbewußtsein – das erkannten die staatlichen wie 
kommunalen Ordnungshüter recht schnell – barg ein soziales Konfliktpotential. 
Hier bot ein Sparzwang zumindest die Einschränkung der finanziellen Unabhän-
gigkeit. Als erstes ergriff das stellvertretende Generalkommando für Berlin und die 
Provinz Brandenburg im März 1916 eine solche Maßnahme. Jugendliche beka-
men fortan nur noch 18 Mark plus ein Drittel ihres Verdienstes ausgezahlt. Den 
Rest zahlten die Arbeitgeber bei der Sparkasse ein. Als das stellvertretende Gene-
ralkommando von Braunschweig und Kassel im April 1916 einen Sparzwang für 
Jugendliche im Bereich des X. Armeekorps einführte, kam es daraufhin in Hanno-
ver und Braunschweig zu Unruhen, Streiks und mehrtägigen Straßenschlachten 
mit der Polizei. Zudem drohte eine Abwanderung der jungen Arbeitskräfte in weni-
ger restriktive Landesteile. Bereits im Mai 1916 sahen sich die Militärs gezwungen, 
die Bestimmung wieder aufzuheben.562 
Auch an die sächsischen Armeekorps wurden Forderungen nach einem Spar-
zwang herangetragen. Daraufhin ersuchten die stellvertretenden Generalkom-
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mandeure im Sommer 1916 die Dresdner Handelskammer um ein dies-
bezügliches Gutachten. Jenes befürwortete den Sparzwang nicht nur uneinge-
schränkt, sondern schlug darüber hinaus eine Ausdehnung der Sparverordnungen 
auf Jugendliche bis zum 21. Lebensjahr vor. Gleichzeitig sollte der Sparbetrag 
erhöht und zudem eine reichseinheitliche Regelung gefunden werden, um Ab-
wanderungen zu verhindern.563 Profitiert hätten von dieser restriktiven Regelung 
vor allem die Sparkassen. Offensichtlich versprach sich die Handelskammer im 
Gegenzug zinsgünstige Kredite für die angeschlagenen mittelständischen Betrie-
be. Ausschlaggebend aber war wohl der Umstand, daß das Lohnniveau im Hand-
werk weit unter dem der Kriegsbedarf produzierenden Industrie lag. Mit dem Spar-
zwang, so hoffte man, könne auch der Mittelstand wieder Arbeitskräfte an-
locken.564 Florierende kriegswirtschaftliche Unternehmen dagegen kritisierten den 
Sparzwang. Er käme den Jugendlichen subjektiv als eine Lohnkürzung vor und 
wirke sich somit negativ auf die Motivation am Arbeitsplatz aus.565 Doch betraf der 
Sparzwang nicht nur die Jugendlichen selbst. Ihr Verdienst war für viele Familien 
oft das einzige Einkommen. Gerade im Hinblick auf die sich verschärfende Le-
bensmittelteuerung mußten die Frauen und Kinder schmerzhafte Einbußen be-
fürchten. Es drohten Ausschreitungen wie in Hannover und Braunschweig. Sowohl 
in wirtschaftlicher als auch in sozialer Hinsicht erwies sich der Sparzwang hoch-
gradig kontraproduktiv. Dies erkannten auch die sächsischen Generalkommandos. 
Sie maßen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der einheimischen Großbetriebe 
und dem sozialen Frieden äußerste Priorität bei. Die „Jugendverwahrlosung“ und 
der Niedergang des Mittelstandes spielten in den Erwägungen der militärischen 
Nebenregierung nur eine untergeordnete Rolle. Im September 1916 gaben sie 
bekannt, von der Einführung eines Sparzwanges für Jugendliche in Sachsen ab-
zusehen.566  
Kinder und Jugendliche vor dem Abgleiten in die Kriminalität zu schützen und 
einmal straffällig gewordene zu „resozialisieren“, dieses Ziel verfolgte der Verband 
für Jugendhilfe auch beziehungsweise erst recht während des Krieges. Mit der 
sogenannten „Schutzaufsicht“ sollten Schwererziehbare einer „körperlichen, sittli-
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chen und geistigen“ Erziehung unterworfen werden, um den „Jugendlichen zu ei-
nem brauchbaren Gliede der menschlichen Gesellschaft heranzubilden.“567 Die 
Zahl der „Schutzbefohlenen“ lag mit rund 1.850 im Jahr 1917 etwa auf Vorkriegs-
niveau.568 Neben der Schutzaufsicht bot der Verband eine „Jugendgerichtshilfe“ 
an, „die der kriminell gewordenen Jugend zur Wiedergewinnung geordneter Le-
bensführung den Weg zu ebnen“ suchte. Hier stieg die Zahl der betreuten jugend-
lichen Angeklagten von 500 im Jahr 1914 um das Dreifache auf 1.400 im Jahr 
1917 an.569  
 
Tabelle 9: Anzahl der abgeurteilten Jugendlichen (bis 18 Jahre) in Dresden570 
Jahr Strafkammer Jugendgericht insgesamt 
1913 190 391 581 
1914 152 324 476 
1915 341 539 880 
1916 428 748 1.176 
1917 615 785 1.400 
1918 577 1.359 1.936 
 
Die aufgezählten Hilfsangebote zielten freilich auf die Erhaltung des sozialen Frie-
dens an der Heimatfront. Zugleich waren sie aber auch ein Instrument, um auf die 
Jugend erzieherisch im national-vaterländischen Sinne einzuwirken. Dieses An-
sinnen verfolgte man nicht nur kurzfristig und unmittelbar, sondern auch langfristig 
sollte mittelbar auf die Erziehung der Heranwachsenden Einfluß genommen wer-
den. Hierfür rief der Verbandsvorsitzende Becker im Frühjahr das Modell der 
„Kriegspatenschaften“ ins Leben. Gutsituierte Dresdner Bürger wurden angehal-
ten, eine Patenschaft für minderbemittelte oder uneheliche Neugeborene, Halb- 
oder Vollwaisen zu übernehmen.571 Mit der Annahme einer Patenschaft schlossen 
die zukünftigen Pateneltern automatisch eine Ausbildungskapitalversicherung für 
ihr Kriegspatenkind ab. 14 Jahre lang sollten sie 12 Mark Versicherungsprämie 
jährlich einzahlen, so daß bei der Schulentlassung des Kindes schließlich ein 
                                                 
567 Die Jugendhilfe 1 (1912/13), Nr. 2, S. 17. 
568 Zeitschrift für Jugendhilfe 4 (1916), Nr. 7, S. 100; Zeitschrift für Jugendhilfe 5 (1917), Nr. 7, S. 
101. 
569 Zeitschrift für Jugendhilfe 5 (1917), Nr. 7, S. 101. 
570 Angaben nach Geschäftsbericht des Verbandes für Jugendhilfe in Dresden für das Jahr 1918, 
[Dresden 1919], S. 8. 
571 Zeitschrift für Jugendhilfe 3 (1915), Nr. 3, S. 25 f. 
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Ausbildungskapital von 400 bis 500 Mark zur Verfügung stehen würde.572 Damit, 
so erhoffte sich der Initiator der Kriegspatenschaft, werde „Deutschlands Zukunft 
und die seiner heranwachsenden Jugend“ geschützt und gewahrt.573 Es sollte ein 
„Zusammenschluß von Arm und Reich, von der Welt der Gebildeten mit der des 
einfachen Mannes“ herbeigeführt werden. Mit der Übernahme vormundschaftlicher 
Funktionen wollten die Jugendhelfer das Patenkind bei seiner Entwicklung beglei-
ten, bis es nach der Schule eine mittelständische Ausbildung – so sahen es die 
Vorschriften der Ausbildungskapitalversicherung vor – antreten könne. Auf diese 
Weise, so die Voraussagungen, erfolge eine „Hebung des gesamten Bildungs-
standes“, die mehr Wohlstand für die „ärmere Klasse“ bringe und so den „Aufstieg 
der unteren Volksschichten“ zur Folge habe. Damit sei auch für die „heranwach-
sende, miterzogene Jugend der Weg ins Leben geöffnet.“574 Dieses Leben sollte 
selbstverständlich ein traditionell bürgerliches sein. Denn im Kern verfolgte das 
Modell „Kriegspatenschaft“ ein sozialreformerisches Programm: Durch die Ver-
besserung der sozialen Situation des Kindes sollte dieses schon frühzeitig in die 
etablierte bürgerliche Gesellschaft integriert und es gleichsam gegen sozialdemo-
kratische Einflüsse immun gemacht werden. Dies erschien den Trägern der Ju-
gendfürsorge wieder mehr denn je notwendig, da sich – wie noch zu zeigen sein 
wird – gerade ab 1915 in der proletarischen Jugend vermehrt oppositionell-
antimilitaristische Kräfte sammelten. 
Der Kriegspatenschaft kam in der zweiten Hälfte des Krieges eine weitere Funkti-
on zu. Ein dramatischer Geburtenrückgang und eine andauernde hohe Kinder-
sterblichkeit drohten das Bevölkerungsgefüge des Deutschen Reiches nachhaltig 
zu verschieben. Unterernährung, Kinderarbeit und Krankheiten erhöhten die 
Sterblichkeit vor allem bei Kleinkindern von 1 bis 5 Jahren. Verzeichnete das Sta-
tistische Amt in Dresden für den Monat Dezember 1914 32 Todesfälle in dieser 
Altersspanne, so waren es für den Dezember 1916 bereits 44; dies war ein An-
stieg von 27 Prozent. Die Sterblichkeit bei Säuglingen bis zu einem Jahr blieb da-
gegen aufgrund der in der Residenzstadt traditionell gut ausgebauten Säuglings- 
                                                 
572 Zeitschrift für Jugendhilfe 3 (1915), Nr. 7, S. 67. 
573 Zeitschrift für Jugendhilfe 3 (1915), Nr. 3, S. 25. 
574 Zeitschrift für Jugendhilfe 3 (1915), Nr. 10, S. 99 f. 
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und Wöchnerinnenfürsorge konstant. Im Durchschnitt gab es monatlich 50 bis 60 
Todesfälle zu vermelden.575 
Angesichts der widrigen Lebensbedingungen verzichteten viele Frauen darauf, 
Kinder in die Welt zu setzen. Kamen in der Elbmetropole Ende 1914 noch 17 Ge-
burten auf 1.000 Einwohner, so waren es am Jahresende 1918 nicht einmal mehr 
halb so viele, nämlich nur noch 8,1.576 Erhöhte Sterblichkeit, Geburtenrückgang 
und schließlich der militärische Verlust ließen die Bevölkerung Deutschlands 
schrumpfen. In 60 Städten des Deutschen Reiches ging die Bevölkerungsanzahl 
von 1915 bis 1918 im Vergleich zu 1914 um bis zu 40 Prozent zurück.577 In Dres-
den fiel dieser Rückgang weit weniger dramatisch aus. Hier sank die Einwohner-
zahl von 548.308 1910 auf 528.732 1916 und schließlich auf 512.847 Ende 
1917.578 Daß die Zahl der Bevölkerung der Residenzstadt relativ stabil blieb, ist 
insbesondere auf die starke Zuwanderung im Zuge der Konzentration kriegswirt-
schaftlicher Betriebe im ostsächsischen Raum seit 1916 zurückzuführen.579 
Insgesamt nahm die deutsche Bevölkerung von 1914 bis 1918 um rund 900.000 
Menschen ab; normalerweise wäre sie um 800.000 gewachsen.580 Die bürgerliche 
Presse sah durch diese „Verkümmerung“ der „Volksvermehrung“ den „nationalen 
Aufstieg“ Deutschlands bedroht.581 Der sächsische Staatsminister Vitzthum von 
Eckstädt erklärte im Frühjahr 1918 die „Erhaltung und Kräftigung unseres Volkes, 
insbesondere unseres Nachwuchses“ zu einer der bedeutendsten Aufgaben der 
Politik.582 In dieser Hinsicht hatte die Kriegspatenschaft des Verbandes für Ju-
gendhilfe mit ihrer fürsorglichen – persönlichen wie materiellen – Betreuung von 
Kleinkindern Pionierarbeit geleistet. Bis 1918 konnte der Verband immerhin 1.750 
Kindern Pateneltern vermitteln, das entsprach einem potentiellen Ausbildungskapi-
tal von 700.000 Mark.583 Dresden wurde zum Ausgangspunkt für eine deutsch-
                                                 
575 Monatsberichte des Statistischen Amtes der Stadt Dresden 38 (1915) bis 41 (1918), passim. 
576 Ebd. 
577 Demm, Deutschlands Kinder, S. 85. 
578 Statistisches Jahrbuch der Stadt Dresden 21-23 (1925), S. 5. 
579 Mertens, Wirtschaft, S. 297. 
580 Demm, Deutschlands Kinder, S. 86. 
581 Zeitschrift für Jugendhilfe 6 (1918), Nr. 4, S. 37. 
582 Sächsische Landtagsakten. Mitteilungen über die Verhandlungen der II. Kammer 1917/18, 51. 
Sitzung vom 2.5.1918, S. 1729. 
583 Geschäftsbericht des Verbandes für Jugendhilfe in Dresden für das Jahr 1918, S. 11 f. 
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landweite Expansion des Patenschaftsgedankens.584 Im Dezember 1916 wurde 
auf Initiative des preußischen Kriegsministeriums gar ein „Reichsverband für 
Kriegspatenschaften“ gegründet.585 Auch im Königreich hatten sich verschiedene 
Patenschaftsvereine gebildet, die sich im Juli 1917 im „Sächsischen Landes-
verband für Kriegspatenschaften“ zusammenschlossen, um ihre Arbeit zu ko-
ordinieren und effektiver zu gestalten.586 Dies war deshalb notwendig, da in Sach-
sen bezüglich der Qualität und Quantität der Kinder- und Jugendfürsorge ein 
starkes Stadt-Land-Gefälle vorherrschte. Während in mittelgroßen bis großen 
Städten die Fürsorge oft nach dem neusten fachlichen Kenntnisstand organisiert 
war, herrschten in Kleinstädten und ländlichen Gemeinden aus politischem Unwil-
len der Beamten oder einfach aus Finanznot bisweilen überalterte Strukturen 
vor.587 Da die Gemeinden jedoch aufgrund ihres Selbstverwaltungsrechts über die 
Art und Weise ihrer Fürsorgemaßnahmen frei entscheiden konnten, bedurfte es 
einer gesetzlichen Neuregelung, um die Wohlfahrtspflege der Gemeinden den ak-
tuellen Erfordernissen anzupassen. Das am 30. Mai 1918 verabschiedete sächsi-
sche Wohlfahrtspflegegesetz regelte die Säuglings- und Kleinkinderfürsorge ein-
schließlich des Mutterschutzes, die Wohnungspflege und die Bekämpfung der 
Tuberkulose neu.588 Das Gesetz zielte darauf ab, die neuen Herausforderungen 
der sozialen Fürsorge zu einer möglichst geschlossenen Ausführung unter einheit-
licher Leitung zu bringen und somit die Lebensqualität im ganzen zu erhöhen.589 
Jedem Säugling und Kind bis zu 6 Jahren wurde ein Pflegerecht, unabhängig, ob 
es ehelich oder unehelich geboren wurde und welcher sozialen Schicht es zuge-
hörte, zugesprochen; Maßstab war einzig das Pflegebedürfnis. Gleichzeitig sollte 
eine Wohnungsinspektion zumutbare hygienische Lebensbedingungen für das 
Kind sicherstellen und die Eindämmung der „Proletarierkrankheit“ Tuberkulose die 
Ansteckungsgefahr mindern. Zur Durchführung dieses Gesetzesvorhabens wurde 
                                                 
584 Vgl. Protokoll der ordentlichen Hauptversammlung des Verbandes für Jugendhilfe vom 30.7. 
1918 (StA Dresden, 13.30, Verband für Jugendhilfe, Nr. 16, Bl. 143 ff.). 
585 Zeitschrift für Jugendhilfe 5 (1917), Nr. 1, S. 2. 
586 Zeitschrift für Jugendhilfe 5 (1917), Nr. 8, S. 97 f. 
587 Laut Staatsminister Vitzthum von Eckstädt befand sich die Wohlfahrtspflege auf dem Lande in 
einem „Amateurstadium“. Sächsische Landtagsakten. Mitteilungen über die Verhandlungen der II. 
Kammer 1917/18, 51. Sitzung vom 2.5.1918, S. 1729. 
588 Gesetz über die Wohlfahrtspflege vom 30.5.1918, in: Sächsisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt 1918, S. 145-148. 
589 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 88. 
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Sachsen in einzelne Pflegebezirke eingeteilt. Städte mit mehr als 10.000 Einwoh-
nern bildeten einen Pflegebezirk für sich. Gemeinden mit weniger als 10.000 Ein-
wohnern wurde dagegen das Selbstverwaltungsrecht entzogen. Je nach Zugehö-
rigkeit zu einer Amtshauptmannschaft, die zugleich Pflegebezirk war, wurden sie 
dem entsprechenden Bezirksverband unterstellt, der fortan die örtliche Wohl-
fahrtspflege übernahm.590 Für die Sozialdemokraten ging diese Einschränkung der 
kommunalen Selbstverwaltung nicht weit genug. Sie hatten eine stärkere Zentrali-
sierung der Wohlfahrtspflege und mehr Möglichkeiten staatlicher Einflußnahme 
gefordert.591 Dennoch begrüßte die Dresdner Volkszeitung das Gesetz als in sei-
ner sozialen Bedeutung wichtigstes überhaupt in der Geschichte des sächsischen 
Staates.592 
Neben der Kriegspatenschaft rief der Verband für Jugendhilfe im Rahmen seiner 
Arbeit für die Kriegsorganisation weitere Aktionen ins Leben, die den schlechten 
physischen Zustand vieler Kinder und Jugendlicher verbessern sollten. So ermög-
lichte das Unternehmen „Kriegsferienkinder“ es den Eltern, ihre Zöglinge bis zu 
vier Wochen auf einen landwirtschaftlichen Hof zu schicken, wo diese bei leichter 
Feldarbeit frische Luft tanken und sich gesund ernähren konnten. Bei einem aus-
reichenden Spendenaufkommen war die Teilnahme an solchen Ausflügen für die 
Kinder kostenlos. Nach dem Hungerwinter 1916/17 übernahm die Stadt Dresden 
im Sommer 1917 einmalig alle Kosten für einen Ferienheimaufenthalt von über 
100 Kindern.593 Bei einer Gesamtschülerzahl in der Residenzstadt von knapp 
50.000 hatte jedoch nur ein Bruchteil die Möglichkeit, ein solches Angebot zu nut-
zen.594 Insgesamt vermittelte die Kriegsorganisation von 1915 bis 1918 1.500 Kin-
dern einen Ferienplatz.595 Handelte es sich dabei um einen Aufenthalt auf einem 
Bauerhof, konnte der Landwirt maßgeblich mitbestimmen, wem er Kost und Logis 
gewähren wollte. In den überwiegenden Fällen waren die Bauern an praktisch ver-
                                                 
590 Dresdner Volkszeitung vom 20.7.1918 und 21.7.1918. 
591 Vgl. die Ausführungen des sozialdemokratischen Abgeordneten Heinrich Lange, Sächsische 
Landtagsakten. Mitteilungen über die Verhandlungen der II. Kammer 1917/18, 51. Sitzung vom 2.5. 
1918, S. 1724-1728. 
592 Dresdner Volkszeitung vom 21.7.1918. 
593 Dresdner Volkszeitung vom 11.9.1918. 
594 Zeitschrift für Jugendhilfe 6 (1918), Nr. 10, S. 102. 
595 Schlußbericht über die Tätigkeit der Kriegsorganisation, S. 9. 
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anlagten Arbeiterkindern interessiert.596 Inwieweit diese dann die Kinder in den 
landwirtschaftlichen Betrieb einspannten, muß dahingestellt bleiben. Von einer 
Ausbeutung der billigen Arbeitskräfte ist jedenfalls nichts bekannt. Diesbezügliche 
Zweifel der Eltern wurden durch die Aussicht auf eine halbwegs ausgewogene Er-
nährung des Kindes offensichtlich schnell zerstreut.  
Auch bei diesem Unternehmen fehlte die ideologische Verbrämung nicht. Die Fe-
rien auf dem Lande waren Aufhänger für konservative Großstadtkritik und Agrar-
romantik. Die dunkle, laute und dreckige Großstadt, die nicht in der Lage sei, ihre 
Kinder ausreichend zu ernähren, bringe kaum die „tüchtige[n] deutsche[n] Männer 
und Frauen für das größere Deutschland“ hervor.597 Diese erwüchsen nur durch 
die Verbindung mit dem Lande. Hier gewinne die Jugend „gesundes Blut“ aus 
„goldener Sonne“, das sie stark und widerstandsfähig gegen den „Rauch und 
Dunst der Städte“ mache.598 Die Glorifizierung der heimischen Scholle begleitete 
auch den seit 1915 durchgeführten „Kriegsgemüseanbau“. Mit zunehmendem 
Mangel an Lebensmitteln ließ die Stadtverwaltung alle Brachflächen der Elbme-
tropole für eine landwirtschaftliche Nutzung bestellen.599 In den Sommermonaten 
bauten 200 Frauen und mehr als 150 Kinder und Jugendliche auf den zwei größ-
ten Flächen am Stadtrand Gemüse an.600 Vor allem für die Jugend sollte die Gar-
tenarbeit in Anlehnung an den Militärdienst an der Front „freiwilliger Ersatzdienst“ 
sein, der äußerste Disziplin erfordere.601 So würden sie lernen, „teuren Boden der 
Heimat urbar zu machen“602 und zugleich ihr Verständnis für die „Pflege heimi-
scher Bodenarbeit“603 vertiefen. Die Jugendhelfer erkannten im Kriegsgemüsean-
bau einen besonderen erzieherischen Wert: Er war „Arbeit fürs Vaterland“ bei zu-
gleich „gesündester Bewegung [...] in freier Natur.“604 Die Fürsorgeerziehung hatte 
                                                 
596 Blätter der Wohlfahrtspflege sächsischer Staatsbeamten 7 (1918), Nr. 1, S. 2. 
597 Zeitschrift für Jugendhilfe 3 (1915), Nr. 7, S. 69. 
598 Zeitschrift für Jugendhilfe 5 (1917), Nr. 6, S. 71. 
599 Siehe Johann Kruschwitz, Erfolge und Aussichten des Kriegsgemüse- und Kleingartenanbaus 
in Sachsen, in: Freie Beiträge zur Wohnungsfrage im Königreich Sachsen, Heft 7, Dresden 1915. 
600 Zeitschrift für Jugendhilfe 6 (1918), Nr. 10, S. 102. 
601 Zeitschrift für Jugendhilfe 4 (1916), Nr. 4, S. 51. 
602 Zeitschrift für Jugendhilfe 3 (1915), Nr. 2, S. 16. 
603 Zeitschrift für Jugendhilfe 6 (1918), Nr. 10, S. 102. 
604 Zeitschrift für Jugendhilfe 3 (1915), Nr. 2, S. 16. 
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sich in dieser Hinsicht ganz auf die Ziele der Jugendpflege ausgerichtet: ideologi-
sche Indoktrination und militärische Ausbildung. 
 
 
3.3. Von der Jugendpflege zur (totalen) Indienstnahme der Jugend 
 
Bis 1914 erfaßte die bürgerliche Jugendpflege und ihre Organisation beinahe je-
den Landstrich des Deutschen Reiches. Die vormilitärische Ausbildung funktionier-
te unter dem Dach des Jungdeutschlandbundes in der gewünschten Weise. Den-
noch gelang es nicht, die proletarische Jugend für sich zu gewinnen; der Auf- und 
Ausbau der sozialdemokratischen Jugendorganisation war nicht aufzuhalten. Das 
intendierte Ziel der Jugendpflege, eine potentielle sozialdemokratische Unterwan-
derung des Militärs auszuschließen, war gescheitert. Deshalb unternahm das 
preußische Kriegsministerium seit 1913 immer wieder Versuche, die vormilitäri-
sche Ausbildung auf dem Gesetzeswege für jeden Jugendlichen zwischen dem 
15. und 20. Lebensjahr verbindlich festzulegen. Auf diese Weise sollten auch jene, 
„die unter antimilitaristischem Einflusse aufwachsend, in staatsfeindlichem, vater-
landslosem und antimilitaristischem Geiste“605 erzogen würden, erfaßt werden. Am 
28. Juli 1914 legte der Kriegsminister dem preußischen Staatsministerium einen 
entsprechenden Gesetzesentwurf vor. Dessen Beratung wurde aber gestoppt, 
nachdem die sozialdemokratische Reichstagsfraktion den Kriegskrediten zuge-
stimmt hatte und der Burgfrieden verkündet worden war. Statt dessen folgten nun 
Appelle an das „Ehrgefühl“ der gesamten Jugend, sich „mit ganzer Kraft dem Va-
terlande zur Verfügung zu stellen“ und sich durch freiwillige Teilnahme an der 
vormilitärischen Ausbildung zu beteiligen, um ihren Beitrag zu Deutschlands „Ver-
teidigung“ zu leisten.606 „Erstmals schien sich die Möglichkeit der ‚Nationalisierung‘ 
großer Teile der sozialistischen Arbeiterjugend zu bieten.“607 Ab September setzte 
eine alle gesellschaftliche Schichten erfassende Mobilisierungswelle ein. Getragen 
                                                 
605 Geheimschreiben des preußischen Kriegsministeriums an den Reichskanzler betr. militärische 
Vorbereitung der Jugend vom 3.10.1913 (auszugsweise abgedruckt in Saul, Kampf um die Jugend, 
S. 135-138, hier S. 136). 
606 Sächsischer Wehrübungserlaß vom 8.9.1914 (abgedruckt in Eckardt, Vorbereitung auf den 
Heeresdienst, S. 419). 
607 Klaus Saul, Jugend im Schatten des Kriegs. Vormilitärische Ausbildung, kriegswirtschaftlicher 
Einsatz, Schulalltag in Deutschland 1914-1918, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen 34 (1983), S. 
91-184, hier S. 95. 
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von den militärischen Erfolgen an der Westfront im September und Oktober ent-
stand schnell ein von Vereinen und Verbänden geknüpftes engmaschiges Netz 
von sogenannten „Jugendkompanien“. In Dresden entstanden 55 solcher Kompa-
nien, denen sich über 5.000 „Jungmannen“ anschlossen.608 Nach den Vorstellun-
gen des Kriegsministeriums sollten mit Hilfe der Kompanien möglichst alle Ju-
gendlichen ab dem 16. Lebensjahr erfaßt und einer militärischen Vorausbildung 
inklusive Schußwaffenausbildung unterzogen werden, um geschulten Heeres-
nachwuchs zu gewährleisten. Doch schon Ende 1914 war erkennbar, daß der 
Plan einer „totalen Erfassung“ scheitern würde.609 Die Begeisterung der ersten 
Kriegswochen, mit der die bürgerliche Jugend an den Aufbau der Jugend-
kompanien gegangen war,610 flaute rasch ab. Aufgrund der zunehmenden Ein-
berufungen fehlten immer öfter kompetente Ausbilder; das Niveau des Unterrichts 
ging zurück. Schließlich – und das wog am schwersten – verweigerten die Arbei-
terturnvereine und sozialdemokratischen Jugendausschüsse ihre Mitarbeit an den 
Jugendkompanien.611 
In der sozialdemokratischen Partei und ihren Organisationen war die Frage, wie 
man sich gegenüber der vormilitärischen Ausbildung positionieren sollte, äußerst 
umstritten. Die „Zentralstelle für die arbeitende Jugend“ schwenkte nach kurzem 
Zögern auf die Kriegsunterstützungspolitik der SPD-Reichstagsfraktion ein. Aus-
druck fand diese Haltung in einer zunehmenden Mythifizierung des Krieges in ih-
rem Presseorgan Arbeiter-Jugend. Auch als die Zentralstelle im Laufe des Krieges 
bei der Jugend immer mehr an Rückhalt verlor und die Abonnentenzahl ihres Blat-
tes stark rückläufig war, rückte sie in der Hauptsache nicht von dieser Position 
ab.612 Wiederholt erklärten die Strategen des rechten Parteiflügels, nur über eine 
aktive Beteiligung bei der militärischen „Verteidigung“ könne die Arbeiterbewegung 
endlich die ihr gebührende Anerkennung erfahren und in für sie bisher verschlos-
sene gesellschaftliche Sphären wie das Militär vordringen, um von dort aus lang-
                                                 
608 Eckardt, Vorbereitung auf den Heeresdienst, S. 422. 
609 Saul, Jugend im Schatten, S. 96 f. 
610 Gerhard Ille, „Von anderer Art gibt’s jetzt ’ne Fahrt!“ Die bürgerliche Jugendbewegung an der 
Schwelle des Ersten Weltkriegs, in: August 1914, S. 49-59. 
611 Schubert-Weller, Militarisierung, S. 284 ff. 
612 Stadelmaier, Zwischen Langemark, S. 59-67; Wella Henker, Unsere Maifeiern während des 
Krieges, in: Unter der Fahne der Revolution. Die Dresdner Arbeiter im Kampf gegen den 1. Welt-
krieg. Die Novemberrevolution und die Gründung der KPD in Dresden (1914-1919), hg. vom Mu-
seum für Geschichte der Dresdner Arbeiterbewegung, Dresden 1959, S. 70 f. 
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fristig auf eine Demokratisierung des Herrschaftssystems hinzuwirken. Da die 
vormilitärische Ausbildung die Abenteuerlust der Jugendlichen befriedige, liefe die 
Sozialdemokratische Partei zudem Gefahr, sich durch eine Ablehnung dieses 
Vorbereitungsdienstes der Jugend zu entfremden.613 Genau im gegenteiligen Sin-
ne argumentierte die Parteilinke. Ihrer Meinung nach würde sich die Arbeiterju-
gend gerade bei einer Beteiligung an dem bürgerlichen „Kriegsspiel“ zunehmend 
von der Bewegung abwenden, da jahrelange Ideale, Ideen und Ziele stark ver-
wässert würden. Eben darauf ziele nämlich die Öffnung des Militärs gegenüber 
der proletarischen Jugend ab: Mit der allmählichen Integration der Arbeiterjugend 
werde das Ausgreifen der sozialdemokratischen Bewegung gebändigt und ihr re-
volutionäres Potential wesentlich abgeschwächt. Aufgrund der starken Dominanz 
des Jungdeutschlandbundes sei ein politischer Mißbrauch der Jugendwehren 
nicht auszuschließen.614 
Ein ambivalentes Verhältnis zur militärischen Vorbildung herrschte auch in den 
Regional- und Lokalorganisationen der sozialdemokratischen Jugendorganisation. 
Hier war die Bereitschaft zur Kooperation mit den Jugendkompanien im wesentli-
chen abhängig von den Erfahrungen mit dem Obrigkeitsstaat während des Sozia-
listengesetzes und der Repression infolge des Reichsvereinsgesetzes. Während 
zum Beispiel in Schleswig-Holstein der dortige Bezirksjugendausschuß im August 
1914 seine Mitarbeit an der „Wehrhaftmachung der Jugend“ ohne Einschränkun-
gen ankündigte, zeigte die Arbeiterjugend im Königreich Sachsen kaum Entge-
genkommen. Zu präsent waren noch die Repressalien der sächsischen Staatsre-
gierung gegen die starke Landesorganisation, als daß die vagen Versprechen – 
Abbau von Schikanen und Restriktionen gegenüber der Sozialdemokratie – eine 
Beteiligung an der vormilitärischen Ausbildung in Aussicht gestellt hätten.615 Viel-
mehr begannen bei der sozialdemokratischen Jugend ab Ende 1914 erste Stim-
men gegen den Krieg laut zu werden. Die Berner Konferenz um Ostern 1915 war 
ein erster Schritt zur Zusammenfassung der oppositionellen Kräfte in der Arbeiter-
jugend. Die Anwesenden erklärten in einer Resolution den Krieg als gegen die 
Interessen der Arbeiter gerichtet und die Burgfriedenspolitik als einen Verrat an 
den Idealen des Proletariats. Die Konferenz von Bern blieb nicht ohne Folgewir-
                                                 
613 Saul, Jugend im Schatten, S. 97 f. 
614 Vgl. ebd., S. 97. 
615 Ebd., S. 98 f. 
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kung. Wie in anderen Städten des Deutschen Reiches fanden sich am 1. Mai 1915 
auch im Plauenschen Grund am Stadtrand von Dresden erstmals Jugendliche zu 
Antikriegsdemonstrationen zusammen.616 Der Dresdner Jugendbildungsverein trat 
mit dem Vertrieb der Jugend-Internationale in der Öffentlichkeit verstärkt gegen 
die Zentralstelle auf. Die Arbeiter-Jugend hatte in der Residenzstadt kaum noch 
Einfluß; ihre Abonnentenzahlen tendierten in einigen Stadtteilen gegen Null. Auf 
der Jenaer Jugendkonferenz Ostern 1916, die parallel zur Reichskonferenz der 
Spartakusgruppe in Berlin im März des Jahres stattfand, war der Dresdner Verein 
mit Linkssozialisten und Spartakisten wie Anni Colditz, Anna Fremder, Hermann 
Fiedler, Margarete Just, Erich und Felix Lewinsohn sowie Otto Rühle erstmals auf 
einer größeren politischen Bühne vertreten.617 Hier bekannte sich die oppositionel-
le Arbeiterjugend mit Nachdruck zu Antimilitarismus und internationalem Klassen-
kampf und vollzog somit – analog zur Spaltung der Partei – den Bruch mit der 
Zentralstelle. Der Dresdner Jugendbildungsverein sagte sich endgültig von der 
Zentralstelle los, als nach einem offenen Streit mit dem Parteisekretär des 6. 
Wahlkreises, Hermann Kahmann, alle Jugendheime des Vereins geschlossen 
wurden.618 Die Jugendopposition nahm daraufhin an Fahrt auf. Unter dem Dach 
der Dresdner Ortsgruppe der USPD festigte sich die teilweise lose Organisations-
form, man nahm verstärkt an Demonstrationen teil, verteilte Flugblätter und initiier-
te Streiks.619 Selbst der stets um eine Bagatellisierung der Spaltung bemühte Karl 
Korn mußte zugeben, daß die „Hochburgen der Bewegung wie Berlin, Leipzig, 
Hannover, Dresden“ in kürzester Zeit „mit Sack und Pack zur Opposition hinüber-
gewechselt“ waren.620 Im Zentrum der außerparlamentarischen Opposition in der 
Elbestadt stand dabei die umtriebige Familie Lewinsohn. Erich und Felix Lewin-
sohn entfalteten eine rege publizistische Tätigkeit. In einer Vielzahl von Artikeln 
forderten sie, das „Mordhandwerk“ und den „kapitalistischen Raubzug“ der „bür-
gerlichen Klasse“ endlich zu stoppen.621 Mit zunehmender Dauer des Krieges 
                                                 
616 Stadelmaier, Zwischen Langemark, S. 70-73. 
617 Dieter Fricke, Handbuch zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 1869 bis 1917, Band 
1, Berlin (Ost) 1987, S. 489. 
618 Otte, Dresdner Arbeiterjugend, S. 47 f. 
619 Eberts, Arbeiterjugend, S. 45. 
620 Karl Korn, Die Arbeiterjugendbewegung. Einführung in ihre Geschichte, Berlin 1922, S. 367. 
621 Hier Felix Lewinsohn, Eine Maidemonstration der Dresdner sozialistischen Jugend im dritten 
Kriegsjahr, in: Jugend-Internationale, Nr. 10, 1917. 
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wurden ihre Positionen radikaler. Die Brüder schlossen sich später den von Otto 
Rühle geführten Internationalen Kommunisten Deutschlands (IKD) an und über-
nahmen zeitweilig die Redaktion des Dresdner „Kommunist“.622 Ihre Mutter, Augu-
ste Lewinsohn aus der linkssozialistischen Frauenbewegung, organisierte die ver-
deckten Treffen der Dresdner Jugendgruppe.623 Ihr Haus war zudem Umschlag-
platz für illegale Flugblätter und indizierte Zeitungen.624 Die umfassendste Aktion 
plante der Jugendbildungsverein Anfang September 1917. In einem äußerst 
scharf verfaßten Flugblatt, das in der sächsischen Residenzstadt in einer Stück-
zahl von 4.000 in Umlauf gebracht wurde, rief die sozialistische Jugend gemein-
sam mit den unabhängigen Sozialdemokraten zur Gewalt gegen die Gewalt und 
zum Generalstreik während des Sedantages am 2. September auf.625 Gegen die-
se offene Provokation und Gefährdung der inneren „Ruhe und Ordnung“ ging das 
stellvertretende Generalkommando kompromißlos vor. Insgesamt 32 Personen 
wurden verhaftet und in die Arrestanstalt am Münchner Platz verbracht. Nach über 
einem halben Jahr Haft unter miserabelsten Bedingungen im „Münchner Schloß“ 
wurde den Jugendlichen im März 1918 vor dem Reichsgericht in Leipzig der Pro-
zeß gemacht. Zwölf der Angeklagten erhielten Haftstrafen von zusammen 20 Jah-
ren Zuchthaus und über neun Jahren Gefängnis. Erich Lewinsohn traf es am här-
testen; er wurde zu acht Jahren Zuchthaus verurteilt.626 Damit war die im Jugend-
bildungsverein versammelte sozialistische Jugendopposition in der sächsischen 
Elbestadt zerschlagen. Die rechtssozialistisch-gewerkschaftliche „Vereinigte Arbei-
terjugend Dresden“ dagegen genoß als gemäßigte und politisch integrativ wirken-
de Jugendorganisation die Rückendeckung des Militärbefehlshabers.627 
                                                 
622 Hans Manfred Bock, Syndikalismus und Linkskommunismus von 1918-1923. Zur Geschichte 
und Soziologie der Freien Arbeiter-Union Deutschlands (Syndikalisten), der Allgemeinen Arbeiter-
Union Deutschlands und der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands, Meisenheim am Glan 
1969, S. 101, Anmerkung 57. 
623 Vgl. Bericht der Polizeidirektion Dresden an die Kreishauptmannschaft Dresden vom 6.8.1917 
(SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 11072, Bl. 86 f.). 
624 Vgl. Erich Lewinsohn, Haussuchungen bei „Mutter Auguste“, in: Unter der Fahne der Revoluti-
on, S. 69. 
625 Bericht der Polizeidirektion Dresden an das sächsische Ministerium des Innern vom 23.8.1917 
(SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 11072, Bl. 99-118); Horst Dörrer, Die Dresdner Arbeiter im 
Kampf gegen den 1. Weltkrieg. Die Novemberrevolution und die Gründung der KPD in Dresden, in: 
Unter der Fahne der Revolution, S. 7-64, hier S. 24 ff. 
626 Ernst Lorenz, Fünf Jahre Dresdner USP. Eine rückschauende Betrachtung anläßlich des fünf-
jährigen Bestehens der Partei, Dresden 1922, S. 27 ff. 
627 Mertens, Zusammenarbeit, S. 369. 
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Die „Nationalisierung“ der proletarischen Jugend durch ihre Einbindung in die vor-
militärische Ausbildung hatte sich spätestens Ende 1915 als Illusion erwiesen. 
Vielmehr schärfte die gezielte Militarisierung der Jugendlichen das antimilitaristi-
sche Profil zumindest der organisierten Arbeiterjugend. Die Bändigung potentieller 
Unruhestifter war fehlgeschlagen. Statt dessen sahen sich die staatlichen Behör-
den nun mit einer sozialistischen Jugendopposition konfrontiert. Die bürgerliche 
Jugend auf der anderen Seite verlor das Interesse an den Jugendkompanien. 
Denn die Kompanieführer richteten den Unterricht streng an militärischen Aus-
bildungsrichtlinien aus. Aus der Lagerfeuerromantik der Wandervögel wurde mili-
tärischer Drill, Disziplin und Gehorsam. Kaum jemand wollte sich nach der Schule 
freiwillig noch solchen Strapazen aussetzen. Insbesondere dann nicht, wenn man, 
wie eine Vielzahl von Jugendlichen der sozialen Unter- und Mittelschicht, noch 
durch eigene Arbeit den Lebensunterhalt für die Familie mitverdienen mußte. 
Auch organisatorisch drohte die militärische Jugendvorbildung zu scheitern. Die 
Jugendpflegevereine als ausführende Organe der Wehrertüchtigung steckten seit 
Beginn des Krieges in einer Krise. Der staatliche Jugendpflegeapparat drohte zu 
zerfallen. Nicht nur der Mitgliederschwund belastete die Vereine, sondern vor al-
lem finanzielle Nöte machten die Durchführung der vormilitärischen Ausbildung 
vielfach unmöglich: staatliche Beihilfen stagnierten, private Spenden blieben aus, 
es herrschte Ausbildermangel, Übungsmaterialien fehlten, die Kommunikation 
zwischen den Vereinen kam zum Erliegen.628 Ende 1916 richtete der Landesau-
schuß für Jugendpflege im Königreich Sachsen schließlich ein Gesuch an die 
sächsische Staatsregierung, das auf eine „verbindliche Heranziehung zu Lei-
bungsübungen“ abzielte und eine angemessene staatliche Zuwendung für die Er-
tüchtigung der deutschen „Wehrkraft“ forderte.629 Doch nicht nur die sächsischen 
Jugendpflegevereine setzten auf eine Neuausrichtung der vormilitärischen Ausbil-
dung. Das preußische Kriegsministerium drängte erneut auf eine reichsgesetzliche 
Regelung. Denn aus militärischen Erwägungen war die vormilitärische Ausbildung 
dringender denn je notwendig. Das Massensterben in den Schützengräben mach-
te die Rekrutierung von immer jüngeren Soldaten notwendig. Seit dem Hilfsdienst-
gesetz von Dezember 1916 waren bereits Siebzehnjährige dienstpflichtig. Die 
                                                 
628 Saul, Jugend im Schatten, S. 106. 
629 Vgl. Mitteilungen des Landesausschusses für Jugendpflege im Königreich Sachsen 1916, Nr. 
23, S. 16-23. 
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vierwöchige Ausbildung, die ein Wehrpflichtiger nach seiner Einberufung zu ab-
solvieren hatte, bereitete diesen nur unzulänglich auf den Einsatz an der Front vor. 
Deshalb sollte ein mögliches Reichsjugendwehrgesetz – anknüpfend an die Pläne 
von 1913 – jeden Jugendlichen im wehrfähigen Alter einer vormilitärischen Ausbil-
dung unterwerfen. Bis ein solches Gesetz auf den Weg gebracht sein würde, woll-
ten die Militärstellen Freiwillige durch eine neue Propagandastrategie gewinnen. 
Nicht mehr der uneigennützige Dienst für das Vaterland stand im Mittelpunkt, son-
dern die sich ergebenden persönlichen Vorteile wurden betont. Wer sich zum Bei-
spiel freiwillig und regelmäßig an den wöchentlich ausgetragenen Wehrübungen 
beteiligte, hatte freie Wahl des Truppenteils bei der Waffengattung. Flankierend zu 
Anreizen dieser Art sollte in den Volks- und Fortbildungsschulen die ideologische 
Indoktrination der Schüler forciert werden.630 
Eine Verabschiedung des Reichsjugendwehrgesetzes noch während des Krieges 
war jedoch ausgeschlossen. Die in der Öffentlichkeit rege diskutierten Konzepte 
eines solchen Pflichtdienstes waren kaum miteinander zu vereinbaren.631 Die kon-
fessionellen Vereine sahen ihren Einfluß auf die Jugend durch eine staatliche 
Zwangsausbildung schwinden und befürworteten deshalb ein Modell, in dem der 
Staat die vormilitärische Ausbildung der landsturmpflichtigen Jugendlichen (ab 17 
Jahre) übernahm, während sich die auf Vertrauen und Freiwilligkeit basierende 
Jugendpflege der jüngeren Jugend annehmen wollte. Die bürgerliche Turnerschaft 
wiederum legte Wert auf eine rein sportliche Ertüchtigung, um den Zwangscharak-
ter der Ausbildung für die Jugend erträglicher zu machen.632 Die Sozialdemokratie 
verfolgte ein eigenes militärisches Reformprogramm. Die „richtige Lösung der 
Wehrfrage mit Hilfe der Jugenderziehung“ war für sie eine „wichtige Vorausset-
zung für die demokratische Zukunft der menschlichen Gesellschaft“.633 Bei ihrem 
Konzept einer „Erziehung zur Wehrhaftigkeit“ trat die militärische Ausbildung hinter 
die „harmonische Entwicklung aller körperlichen, geistigen und seelischen Kräfte“ 
                                                 
630 Saul, Jugend im Schatten, S. 102-106. Zu den Wehrübungen in Sachsen siehe Eckardt, Vorbe-
reitung auf den Heeresdienst, S. 419-427. Weiterführend siehe auch Lothar Binger, „Ein tiefer Sinn 
im kindischen Spiel.“ Sozialisation im Krieg, in: August 1914, S. 38-48, sowie Stéphane Audoin-
Rouzeau, Die mobilisierten Kinder. Die Erziehung zum Krieg an französischen Schulen, in: Hirsch-
feld u. a., Erlebnis und Wirkung, S. 178-204. 
631 Ausführlich dazu Schubert-Weller, Militarisierung, S. 288-311. 
632 Saul, Jugend im Schatten, S. 107 f. 
633 Dresdner Volkszeitung vom 23.7.1915. 
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zurück.634 Eine reichsgesetzliche Fixierung der vormilitärischen Ausbildung war für 
die SPD nur bei einer erheblichen Verkürzung des aktiven Dienstes und einer all-
gemeinen Demokratisierung des Heeres tragbar. Solche Ansätze zur Bildung ei-
nes Milizheeres waren für das Kriegsministerium und die bürgerlichen Parteien 
inakzeptabel.635 Wegen dieser „Kompliziertheit des Interessenausgleichs“636 sah 
man von der Beratung einer Gesetzesvorlage im Reichstag ab. Die Risse im so-
zialen Burgfrieden sollten durch eine möglicherweise kontroverse innenpolitische 
Auseinandersetzung nicht unnötig weiter vertieft werden.  
Auch in kriegswirtschaftlicher Hinsicht geriet die Zwangsausbildung der Jugendli-
chen zwischen die Fronten. Es war gerade die 3. Oberste Heeresleitung, die mit 
dem sogenannten „Hindenburg-Programm“ zum einen die Produktion von Kriegs-
bedarf in Hochleistungsbetrieben forcierte und hierfür den Einsatz jeder verfügba-
ren Arbeitskraft forderte. Zum anderen drängte die Heeresführung aber zugleich 
auf eine bessere vormilitärische Ausbildung. Im Bereich der sächsischen stellver-
tretenden Generalkommandos war das reguläre Rekrutenkontingent bereits Ende 
1915 vollständig eingezogen. Mangelte es schon mit dem Zurückgreifen auf Un-
gediente, Geringtaugliche oder ältere Jahrgänge immer öfter an militärischem 
Sachverstand, so sollten wenigsten die Jugendlichen eine Grundausbildung erfah-
ren.637 Auf die von den Militärs geschätzte Belastungs- und Leistungsfähigkeit der 
Jugend blieben aber zugleich auch die kriegswirtschaftlichen Unternehmen unbe-
dingt angewiesen. 1918 waren 10,4 Prozent der in sächsischen Betrieben be-
schäftigten Arbeiter Jugendliche zwischen 14 und 16 Jahren.638 Nicht nur dieser 
unauflösbare Widerspruch, sondern die Diskussion um ein Reichsjugendwehrge-
setz insgesamt macht deutlich, daß der Anspruch des Militärs auf Indienstnahme 
der Jugend fast total war.639 Unter den verschärften Bedingungen einer restlosen 
wirtschaftlichen wie militärischen Mobilisierung mußte die Jugend in allen Berei-
chen ihres Lebens – Schule, Arbeit, Freizeit – über sich verfügen lassen. Aus dem 
einstigen Engagement des Staates wurde im Krieg eine Pflicht für die Jugend: 
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637 Vgl. Mertens, Zusammenarbeit, S. 465. 
638 Ebd., S. 63. 
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„Militarisierung der Jugend heißt so nicht einfach nur Ertüchtigung und Ausbildung für einen näch-
sten Krieg, heißt nicht nur Ideologisierung und Indoktrination im Sinn nationalistischer, aggressiver, 
chauvinistischer Überzeugung; Militarisierung bedeutet ganz konkret auch Ausdehnung der militä-
rischen Organisation [...] auf zivile Bereiche, speziell auf die Jugendpflege.“640 
Im Ersten Weltkrieg blieb es lediglich bei einem Anspruch auf uneingeschränkte 
Indienstnahme der Jugend. Das Reichsjugendwehrgesetz wurde auf die Nach-
kriegszeit verschoben und blieb auch nach der Zäsur von 1918 nicht aufgehoben. 
Im Dritten Reich sollte es die „Hitlerjugend“ sein, die den totalen Zugriff auf die 
Jugend mit Erfolg durchführte.641 
 
 
3.4. Resümee und Ausblick 
 
Für Kinder und Jugendliche brachte der Erste Weltkrieg eine paradoxe Situation 
hervor. Auf der einen Seite preßte sie die militärische wie wirtschaftliche Mobilisie-
rung in eine neue gesellschaftliche Rolle, in der vor allem die Älteren Aufgaben 
eines Erwachsenen übernehmen mußten. Auf der anderen Seite wiederum erfuhr 
die Jugend durch das erzieherische Vakuum, das insbesondere im familiären Be-
reich durch die Abwesenheit des Vaters und die Erwerbstätigkeit der Mutter ent-
stand, soziale und private Freiheiten, wie sie vor dem Krieg kaum vorstellbar ge-
wesen waren.642 Diese „Familiendestabilisierung“643 hatte – wie es im zeit-
genössischen Sprachgebrauch hieß – eine „Kriegsverwilderung“ der Jugend zur 
Folge. Die Jugendfürsorge reagierte auf diese Herausforderung mit verschiedenen 
Erziehungsprogrammen und juristischer Hilfestellung für straffällig gewordene Ju-
gendliche. Doch in der überwiegenden Zahl der deutschen Kommunen war die 
geübte Praxis keineswegs so einheitlich, wie dies in Dresden unter Führung des 
Verbandes für Jugendhilfe der Fall war. Die organisatorische Zersplitterung der 
Fürsorgeerziehung im Deutschen Reich schritt während des Krieges weiter voran. 
Angesichts der wachsenden Bedeutung der Jugendfürsorge konkretisierten sich 
spätestens im Sommer 1918 Pläne für eine reichseinheitliche organisatorische 
                                                 
640 Ebd.  
641 Ebd., S. 354. 
642 Stéphane Audoin-Rouzeau, Kinder und Jugendliche, in: Enzyklopädie Erster Weltkrieg, S. 135-
141, hier S. 140. 
643 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 100. 
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Zusammenfassung der zerfaserten Bereiche sowie einer reichseinheitlichen Kodi-
fizierung des Rechts der Jugendfürsorge. Vom 20. bis 21. September 1918 fand in 
Berlin der „Deutsche Jugendfürsorgetag“ statt, auf dem sich die über 1.400 Teil-
nehmer auf die Eckpunkte einer späteren Vereinigung der Jugendhilfe verständig-
ten. Nach Verabschiedung der Weimarer Reichsverfassung griff der Deutsche 
Reichstag die Gedanken und Anregungen des Jugendfürsorgetages auf. 1922 
wurde nach einem langwierigen Gesetzgebungsverfahren schließlich das Reichs-
jugendwohlfahrtsgesetz (RJWG) verabschiedet. Das RJWG schrieb drei neue 
Grundgedanken fest: 1. Der Anspruch jedes deutschen Kindes auf Erziehung be-
stimmt die komplexe gesellschaftliche Aufgabe „Jugendhilfe“ von vornherein als 
Erziehung und nicht mehr als Teilbereich von Armenpflege, Vormundschaftswe-
sen, Strafrecht und Polizeischutz. 2. Jugendpflege und Fürsorgerziehung werden 
unter dem neuen Begriff „öffentlichen Jugendhilfe“ zu einer Einheit zusammenge-
faßt, somit gleichsam die Eigenständigkeit und Selbständigkeit des neuen Erzie-
hungsbereichs Jugendhilfe betont. 3. Zur Verwirklichung des öffentlich-rechtlichen 
Anspruchs auf Erziehung durch Jugendhilfe wird ein lückenloses Netz von kom-
munalen Jugendämtern vorgesehen, die als Kollegialbehörden zugleich lebendige 
Mittelpunkte freier und öffentlicher Jugendhilfe sein und die Jugend selbst mit den 
Gruppen der Jugendbewegung einbeziehen sollen. Sozialpolitisch war das RJWG, 
das 1924 in Kraft trat, richtungsweisend. In seinem Kern blieb das Gesetz bis in 
die siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts hinein im wesentlichen unverändert.644 
Diese sozialpolitische Errungenschaft auf administrativ-institutioneller Ebene war 
eine Seite der Medaille. Die Kehrseite zeigt eine durch die unmittelbare Erfahrung 
des Krieges geprägte Jugend. Hunger, Krankheit und Tod waren für viele zu all-
täglichen Dingen geworden. Den längsten Schatten auf die Weimarer Republik 
warf jedoch der gewaltorientierte Charakter der vormilitärischen Ausbildung: „Die 
vormilitärische Jugenderziehung [...] enthält die Erziehung zur Gewaltbereitschaft; 
diese Gewaltbereitschaft richtet sich zunächst nach außen, gegen äußere Feinde 
des Reiches. [...] Als nach dem November 1918 die Integrationsklammern des 
Reiches zerbrechen, tritt das Gewaltpotential offen zutage.“645 
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IV. Kommunale Fürsorgepolitik II: Die Verwaltung des Mangels 
 
 
1. Arbeitsvermittlung und Erwerbslosenfürsorge 
 
1.1. Die politische Funktionalisierung der Arbeitsvermittlung bis 1914 
 
Arbeits- beziehungsweise Erwerbslosigkeit646 im Deutschen Kaiserreich bis 1914 
ist ein schwer zu beurteilendes Phänomen. Genaue Angaben über die Höhe der 
Arbeitslosenzahlen und das Ausmaß der Beschäftigungslosigkeit lassen sich nur 
schwer in Erfahrung bringen. Abgesehen von den Jahren ökonomischer Rezessi-
on 1891/93 und 1907/09 war Arbeitslosigkeit wohl eher keine Massenerscheinung. 
Wer jedoch seine Arbeit verlor und nicht in einem Berufsverband oder einer Ge-
werkschaft organisiert war, die in einem solchen Fall finanzielle Unterstützung ge-
währten, blieb auf Almosen des Armenamtes angewiesen.647 Aus dem „Geist 
christlich motivierter Hilfsbereitschaft“648 unternahmen es bereits seit Mitte des 19. 
Jahrhunderts verschiedene Armenvereine, private Arbeitsvermittlungsstellen als 
Armutsprophylaxe einzurichten. Pionierarbeit auf diesem Gebiet leistete dabei der 
1841 in Dresden gegründete „Verein für Arbeiter- und Arbeitsnachweisung“, der es 
sich zur Aufgabe machte, die am stärksten von Armut infolge Arbeitsplatzverlust 
bedrohte Gruppe, nämlichen die in Sachsen überproportional vertretenen unge-
lernten Arbeiterfrauen, in neue Arbeitsverhältnisse zu vermitteln.649 Leipzig, Mün-
chen und später auch Frankfurt am Main und Hamburg orientierten sich an diesem 
Modell der gemeinnützigen Arbeitsvermittlung und förderten die Schaffung solcher 
Nachweisstellen.650 
Mit dem Industrialisierungsschub in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, der 
Ausdifferenzierung der Dresdner Wirtschaftsstruktur und dem steten Anwachsen 
                                                 
646 Im zeitgenössischen Sprachgebrauch wurde zwischen der Arbeitslosigkeit eines Arbeiters und 
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den 1915, S. 11-16. 
650 Forberger, Arbeitsvermittlung, S. 12; zu Leipzig siehe Brandmann, Klassenkampf, S. 108 ff. 
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der Einwohnerzahl stieß der Verein für Arbeiter- und Arbeitsnachweisung jedoch 
an seine Grenzen.651 Nicht nur wurde der Arbeitsmarkt zunehmend komplexer. Mit 
dem Erstarken der sozialdemokratischen Bewegung geriet er zudem zum Schau-
platz politischer Auseinandersetzung zwischen Arbeitern und Unternehmern. Im-
mer mehr Anhänger munizipalsozialistischer Ideen drängten deshalb auf eine Pa-
zifizierung des Arbeitsmarktes. Über die gleichstarke Beteiligung der Arbeits-
marktparteien an der Verwaltung der Arbeitsnachweise sollte der Arbeitsmarkt in 
Zukunft effizienter und transparenter gestaltet werden.652 Während so seit den 
1890er Jahren vor allem in süddeutschen Kommunen öffentliche paritätische Ar-
beitsnachweise in Konkurrenz zu gewerbsmäßigen Vermittlungsstellen traten, 
blieb das Nachweiswesen in der sächsischen Residenzstadt fest in den Händen 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände. „Wohl in keiner deutschen Stadt“, so 
schreibt der spätere Geschäftsführer des Zentralarbeitsnachweises der Kreis-
hauptmannschaft Dresden, Erdmann Graack, in seiner 1915 erschienenen Ge-
schichte über die Dresdner Arbeitsvermittlung, „sind der Errichtung des öffentli-
chen Arbeitsnachweises so zahlreiche Schwierigkeiten in den Weg gelegt worden, 
wie in Dresden“.653 Zwar forderte der „Verein gegen Armennot und Bettelei in 
Dresden“ den Rat der Stadt 1886 in einer Denkschrift auf, die Notwendigkeit eines 
öffentlichen Arbeitsnachweises anzuerkennen oder zumindest die auf diesem Ge-
biet agierenden gemeinnützigen Vereine stärker zu unterstützen. Das Engage-
ment der Stadt erschöpfte sich aber lediglich in einem Jahresbeitrag in Höhe von 
3.000 Mark für die vom Verein seit 1888 betriebene – private – Arbeitsvermitt-
lungsstelle.654  
Daß sich an dieser Praxis fast 25 Jahre nichts ändern sollte, lag zum einen an den 
politischen Verhältnissen in der Residenzstadt und zum anderen an den verhärte-
ten Fronten zwischen den Arbeitsmarktparteien. Die Arbeitgeberverbände unter-
hielten eigene, äußerst effiziente Arbeitsnachweise, die zugleich als politisches 
Kampfmittel gegen die Arbeiterschaft eingesetzt werden konnten. Sie hielten öf-
fentliche Nachweise für die Dresdner Industrie, die überwiegend auf Spezialkräfte 
und weniger auf un- oder angelernte Arbeiter angewiesen war, für unbrauchbar: 
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653 Graack, Arbeitsnachweis, S. 102. 
654 Vgl. Forberger, Arbeitsvermittlung, S. 24 f. 
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„Von einer derartigen Anstalt erwarteten die Arbeitgeber keine Vermittlung nach 
dem Leistungsprinzip, sondern sie mußten eine Zuteilung nach der sozialen Lage 
befürchten. Bettler, unbekannte Personen oder günstigstenfalls Handlanger waren 
jedoch nicht die Arbeiter, die sie dringend benötigten.“655 Gewerkschaften und So-
zialdemokratie – auch sie vermittelten ihre Mitglieder über eigene Nachweisstellen 
– nahmen ebenfalls einen skeptischen Standpunkt ein: „Karitative, christliche und 
von bürgerlicher Barmherzigkeit getragene Organisationen, die die Hilfe zur 
Selbsthilfe nicht förderten, sondern in konservativer Fürsorge verharrten, stellten 
für sozialdemokratisch organisierte Arbeiter keine Alternative dar, boten ihnen kei-
ne Möglichkeit, die ,Unternehmermacht‘ zu brechen.“656 Diese starre Haltung war 
freilich auch ein Reflex auf die politische Isolation der Sozialdemokraten in der 
Kommunalpolitik. Die konservative Übermacht im Stadtverordnetenkollegium, die 
in den städtischen Gremien dominierende Handwerkskammer und die industrie-
freundlichen Nationalliberalen fuhren einen harten antisozialdemokratisch-
gewerkschaftsfeindlichen Kurs. Eine politische Dynamik wie in den (links-)liberal 
regierten Kommunen Süd- und Südwestdeutschlands konnte sich unter diesen 
Rahmenbedingungen in Dresden nicht entfalten. Widmeten zudem die meisten 
deutschen Bundesstaaten seit 1894 ihre Aufmerksamkeit vermehrt der Arbeits-
vermittlung und förderten deren organisatorischen Ausbau, fehlte in Sachsen jegli-
cher staatliche Anreiz für die Schaffung öffentlicher Nachweisstellen.657 1904 zähl-
te das Königreich gerade einen einzigen kommunalen Arbeitsnachweis, und zwar 
in Chemnitz,658 und zwei durch die jeweilige Stadtkasse unterstützte Vereins-
nachweise in Leipzig und Dresden. Erst 1906, als sich die starre Lagerpolitik im 
Landtag allmählich zu lockern begann und eine schrittweise Liberalisierung der 
sächsischen Innenpolitik einsetzte, wurde das Innenministerium auf Anregung des 
„Verbandes der deutschen Arbeitsnachweise“ erstmals in dieser Angelegenheit 
aktiv. Mittels Rundverfügung wurden alle Kommunen mit mehr als 10.000 Einwoh-
nern angehalten, paritätisch verwaltete Arbeitsvermittlungsstellen nach Vorbild des 
Chemnitzer Modells einzurichten. Gleichzeitig stellte die Staatsregierung 20.000 
                                                 
655 Karl Heinrich Pohl, Zwischen protestantischer Ethik, Unternehmerinteresse und organisierter 
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656 Pohl, Nationalliberalismus und Kommunalpolitik, S. 183. 
657 Frie, Wohlfahrtsstaat Sachsen, S. 353. 
658 Siehe zur Chemnitzer Entwicklung Karlheinz Schaller, Arbeitslosigkeit und Arbeitsverwaltung in 
Chemnitz von 1890 bis 1933, Chemnitz 1993. 
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Mark in den Etat 1908/09 ein, um damit den Aufbau von Zentralarbeitsnachweisen 
in den fünf sächsischen Kreishauptmannschaften zu finanzieren, von denen aus 
die Entwicklung des Arbeitsnachweiswesens gleichsam von „oben“ gesteuert wer-
den sollte.659  
Die Reformbemühungen der sächsischen Regierung scheiterten auf ganzer Linie. 
Die Kommunen zeigten sich nur widerwillig bereit, den Anweisungen des Innen-
ministeriums zu folgen. Zwar verdoppelte sich die Anzahl von Vermittlungsstellen 
bis 1910. Doch erfüllten diese Nachweise weniger eine arbeitsmarktpolitische 
Funktion als vielmehr die einer Alibieinrichtung. Von den fünf geplanten Zentralar-
beitsnachweisen konnte gar nur ein einziger realisiert werden. Die 1909 in der 
Kreishauptmannschaft Dresden errichtete zentrale Arbeitsvermittlungsstelle mußte 
aber bedeutungslos bleiben, solange die Stadt Dresden sich dieser nicht an-
schloß. Die konservativ-nationalliberale Arbeitgeberfraktion im Stadtparlament 
sperrte sich energisch gegen eine Beteiligung. Mittelständler und Industrielle 
fürchteten den paritätischen Arbeitsnachweis als Einfallstor für „Umstürzler“ und 
sahen ihre starke Position auf dem Arbeitsmarkt bedroht.660 Erst 1912, unter dem 
Eindruck einer anhaltenden wirtschaftlichen Konjunktur661 und dem Vordringen der 
Sozialdemokratie in das Dresdner Stadtparlament, stimmte das Stadtverordneten-
kollegium schließlich für einen Beitritt zum kreishauptmannschaftlichen Zentralar-
beitsnachweis. Dies geschah aber nicht, ohne den Nachweis zuvor auf einen un-
ternehmerfreundlichen Kurs festgelegt zu haben. Freie und nationale Gewerk-
schaftler vertraten die Arbeiternehmerseite künftig jeweils mit gleicher Stimmzahl. 
Der Arbeitgeberseite war damit praktisch eine Zwei-Drittel-Mehrheit garantiert, die 
Parität gleichsam außer Kraft gesetzt. Außerdem wurde der Streikparagraph nach 
den Vorstellungen der konservativen Ortsgruppe des VSI abgeändert, und auch 
die Unternehmernachweise blieben weiterhin bestehen.662 K. H. Pohl, ein Kenner 
des Arbeitsvermittlungswesens im Deutschen Kaiserreich, fällt ein vernichtendes 
Urteil über diese Dresdner Arbeitsmarktpolitik: „Dieser Arbeitsnachweis stellte ei-
nen klassischen Unternehmernachweis dar, der wirkungsvoll die Emanzipation der 
                                                 
659 Frie, Wohlfahrtsstaat Sachsen, S. 354 f. 
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662 Pohl, Nationalliberalismus und Kommunalpolitik, S. 184. 
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freigewerkschaftlichen organisierten Arbeiterschaft zu verhindern wußte. Dresden 
lag damit so ziemlich am ,Ende‘ der deutschen Städte, nimmt man Effizienz, Pari-
tät und kommunale politische Unterstützung zum Maßstab. Es gelang dort bis zum 
Ausbruch des Ersten Weltkrieges nicht, den Ausgleich zwischen den industriellen 
Interessengesetzen herbeizuführen und auf dem Gebiet des Arbeitsamtes 
,moderne‘ Kommunalpolitik zu betreiben.“663 
Daß der Dresdner Zentralarbeitsnachweis trotz seiner anachronistischen Verfas-
sung die einzige größere Einrichtung auf diesem Gebiet im gesamten Königreich 
Sachsen blieb, wirft ein schlagendes Licht auf die Entwicklung des paritätischen 
Nachweiswesens im Bundesstaat. 1911 unternahm das Innenministerium einen 
weiteren Versuch, die Gründung von öffentlichen Vermittlungsstellen voranzutrei-
ben. Nach Vorbild des deutschen Arbeitsnachweisverbandes rief man einen Lan-
desverband für das Königreich Sachsen ins Leben, in dem sich alle Gemeinden 
mit mehr als 10.000 Einwohnern zusammenschließen sollten. Ausgestattet mit der 
Hälfte der dafür im Etat vorgesehenen Mittel wollte man für die Kommunen Anrei-
ze schaffen, öffentliche paritätische Arbeitsnachweise finanziell zu fördern. Erneut 
waren es aber die Unternehmer in den Gemeindevertretungen, die dieses Vorha-
ben boykottierten.664 So konnte der Verband bis Ende 1912 von 52 Kommunen, 
die einen Nachweis unterhielten, lediglich 22 für sein Vorhaben werben.665 Der 
sächsische Arbeitsnachweisverband blieb auch deshalb schwach, weil der Dresd-
ner Nachweis sich aus Furcht vor finanziellen Einbußen und Kompetenzverlusten 
diesem nicht anschloß. Dresden pochte auf seine Selbständigkeit, setzte statt auf 
zentrale auf dezentrale Strukturen und forderte auch weiterhin die zugesagte 
staatliche Unterstützung in Höhe von 10.000 Mark ein.666 Der Plan des Innen-
ministeriums, das öffentliche Nachweiswesen in Sachsen nach einheitlichen 
Grundsätzen und zentral gesteuert zu fördern, war damit gescheitert. Statt dessen 
finanzierte er zwei miteinander konkurrierende Institutionen, den Verband der öf-
fentlichen gemeinnützigen Arbeitsnachweise für das Königreich Sachsen und den 
Zentralarbeitsnachweis Dresden. 
                                                 
663 Ebd. 
664 Frie, Wohlfahrtsstaat Sachsen, S. 357 ff. 
665 Niederschrift über die II. Verbandsversammlung des Verbandes der öffentlichen gemeinnützi-
gen Arbeitsnachweise des Königreichs Sachsen am 5. April 1913, Leipzig [1913], S. 8. 
666 Zu den Kernpunkten der Auseinandersetzung siehe ebd., S. 13-54. 
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Betrachtet man die Situation hinsichtlich der Arbeitsvermittlungspolitik des sächsi-
schen Bundesstaates sowie dessen Kommunen am Vorabend des Ersten Welt-
kriegs, ergibt sich folgendes Bild: Zwei große Arbeitsvermittlungsorganisationen 
rangen miteinander um finanzielle Zuwendungen und Kompetenzen. In einigen 
Kommunen existierten öffentliche Arbeitsnachweise. Diese waren mal mehr oder 
mal weniger paritätisch, insgesamt aber unternehmerfreundlich ausgerichtet. 
Daneben gab es die vielen Nachweise der unterschiedlichsten Institutionen: Ver-
einsnachweise, Angestelltennachweise, Innungsnachweise, Arbeitgebernachwei-
se, Gewerkschaftsnachweise, Facharbeiternachweise, gewerbliche Arbeitsnach-
weise usw. Diese „Zersplitterung“ des Nachweiswesens, die in der politischen 
Funktionalisierung der Arbeitsvermittlung begründet lag, sollte erst überwunden 
werden, als alle am Arbeitsmarkt beteiligten Parteien infolge des Ersten Weltkriegs 
unter einen enormen Regulierungsdruck gerieten. Dabei entfaltet die Arbeitsmarkt-
politik – Arbeitsbeschaffung, Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenunterstützung – je 
nach Kriegsphase eine ganz unterschiedliche Dynamik. Während durch den 
„Kriegsschock“ im August 1914 die Menschen in bisher ungekanntem Ausmaß 
ihre Arbeit verloren und auf Unterstützung angewiesen waren, mußte die Arbeits-
vermittlung seit Anfang 1915 von Massenarbeitslosigkeit auf Arbeitermangel um-
gestellt werden, bevor mit der Demobilisierung 1918/19 erneut die Arbeitslosen-
problematik in den Mittelpunkt der Arbeitsmarktpolitik rückte. 
 
 
1.2. Kriegsschock, Massenarbeitslosigkeit und Erwerbslosenfürsorge 
 
Der Nachricht von der Kriegserklärung Deutschlands an Rußland und der bevor-
stehenden Mobilisierung folgte auch in der sächsischen Residenzstadt die „kopflo-
se Schließung“667 von kleineren und mittleren Industrie- und Handwerksbetrieben. 
Fast alle Dresdner Industriezweige – die Industrie der Maschinen, Instrumente und 
Apparate, der Metallverarbeitung, der Steine und Erden, die Chemie-, Papier-, 
Holz-, Leder-, Bekleidungs- sowie die Nahrungs- und Genußmittelindustrie – wur-
den Opfer der veränderten Infrastruktur, der Export- und Importbeschränkungen, 
dem der Mobilisierung geschuldeten Arbeitskräfteentzug und der allgemeinen 
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Rechtsunsicherheit.668 Die Ungewißheit der weiteren politischen wie wirtschaftli-
chen Entwicklung wirkte sich zudem sowohl auf die Investitionsfreudigkeit der 
Produzenten als auch auf das Konsumverhalten der Verbraucher aus: „Jeder woll-
te in dieser Zeit Geld einziehen, aber keins zahlen.“669 Wie überall im Deutschen 
Reich kam das Wirtschaftsleben auch in Dresden im August 1914 fast völlig zum 
Erliegen. Die Folge waren Entlassungen in bisher ungekanntem Ausmaß. Arbeits-
kräfte wurden selbst in der landwirtschaftlich geprägten Umgebung Dresdens 
kaum noch gesucht. Beispielhaft schildert der folgende Leserbrief vom 14. August 
1914 die Situation vieler Arbeiter und Handwerker: 
„Nun ging ich ans Arbeitsuchen. Eine Hoffnung leuchtete, große Plakate an den Anschlägen ver-
sprachen allen Branchen, Männern und Frauen Arbeit: Artillerie-Werkstadt, Königsbrücker Straße. 
Zu Hunderten stehen wir dort, aber eine Tafel verkündet, daß Arbeiter nicht angenommen werden. 
[...] Ich gehe aufs Hauptpostamt, um dort mein Glück zu versuchen. Doch ein Schild verkündet: 
Aushilfskräfte werden nicht angenommen. Und so geht es weiter! Die Ernte muß doch geborgen 
werden, sagte ich mir. Hinauf auf’s Land, dort wartet Arbeit auf rührige Hände, weil der Bauer, 
Knechte und Pferde eingezogen sind. Doch auch hier Enttäuschung. Ein Kollege, der zu seinen 
Eltern in die Gegend von Mittweida reiste, benachrichtigte mich, daß Leute für Erntearbeit nicht 
benötigt würden. Nun versuche ich’s auf eigene Faust. Zunächst in Grumbach, Herzogswalde, 
Mohorn und dann in Höckendorf, Ruppendorf, Malter usw., aber ohne Erfolg. [...] So geht es mir 
und sehr, sehr vielen anderen.“670 
Die Lähmung der städtischen Wirtschaft und die rasche Sättigung der Landwirt-
schaft mit Erntehelfern ließ die Zahl der Menschen ohne Arbeit im August in Dres-
den auf über 20.000 ansteigen. Die Statistiken des Dresdner Gewerkschaftskar-
tells, welche ausschließlich die organisierte Arbeiterschaft erfaßten, zeigen, wie 
unterschiedlich stark die einzelnen Branchen unter den Wirren der ersten Kriegs-
wochen zu leiden hatten. Am härtesten traf es die Metall verarbeitenden Betriebe 
und die Papierindustrie. Hier verloren 30 Prozent der Beschäftigten ihre Arbeit.671 
Im Baugewerbe wurde ein Fünftel aller Arbeiter entlassen,672 und die Betriebe der 
sogenannten Friedensindustrien wie die Schokoladen- und Zuckerwarenindustrie, 
die Brauereien, die Seifenproduktion usw. brachen beinahe gänzlich zusam-
                                                 
668 Johannes März, Die Dresdner Industrie in den Jahren 1914 bis 1918, in: Dresdner Kalender 
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669 März, Sächsische Industrie, S. 393. 
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men.673 Für einige wenige Unternehmen brachte die Mobilisierung dagegen einen 
kurzen wirtschaftlichen Aufschwung mit sich. So konnten beispielsweise die Ta-
bakhersteller vom enormen Zigarettenbedarf des Heeres profitieren. Schließlich 
stockte aber auch hier die Belieferung mit bulgarischem und türkischem Tabak.674 
Der Dresdner Zentralarbeitsnachweis begann erst seit dem 26. August mit der 
Erhebung einer Arbeitslosenstatistik, nachdem die städtischen Kollegien über die 
Einführung einer Arbeitslosenunterstützung abgestimmt hatten. Den Zählungen 
unterlagen stellenlose Männer und Frauen, die keinem Berufsverein mit eigener 
Arbeitslosenunterstützung angehörten. Da Frauen in der Regel seltener einer Ar-
beitnehmerorganisation angehörten, bildeten sie die Hauptklientel des Arbeits-
nachweises.675 
 
Tabelle 10: Arbeitslosigkeit nach Kriegsbeginn in Dresden 
Gewerkschaftskartell676 Zentralarbeitsnachweis677 Zeitpunkt Männer Frauen Männer Frauen Gesamt 
31.07.1914 2.182 2.612 - - 4.796 
31.08.1914 12.649 5.182 499 320 18.650 
30.09.1914 7.864 4.475 523 1131 13.993 
20.10.1914 5.189 3.867 422 1052 10.530 
30.11.1914 3.385 3.478 322 946 8.131 
31.12.1914 3.000 1.312 277 622 5.211 
 
Die kriegsbedingte Arbeitslosigkeit stellte die Kommunalpolitik jedoch nicht nur 
aufgrund ihrer Quantität, sondern vor allem auch wegen ihrer veränderten Qualität 
vor ganz neue Herausforderungen. Arbeitslosigkeit galt bis dahin allgemein als ein 
selbst verschuldeter Zustand. Wer längere Zeit ohne Arbeit war, dem hing schnell 
der Makel eines arbeitsscheuen Faulenzers an. Auf Almosen der Armenhilfe an-
gewiesen, fristeten Arbeitslose oft ein Leben am Rande der Gesellschaft. Die 
Massenarbeitslosigkeit im August und September 1914 war dagegen eine direkte 
Folge des Krieges. Niemand konnte für den Verlust seines Arbeitsplatzes verant-
wortlich gemacht werden. Auch war es sowohl politisch als auch finanziell kaum 
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ratsam, die große Anzahl der Arbeitslosen vor allem aus der Dresdner Arbeiter-
schaft an das Armenamt zu verweisen. Politisch deshalb nicht, weil eine solche 
Maßnahme die soeben hergestellte nationale Einheit konterkariert hätte, und fi-
nanziell nicht, weil die Kostenexplosion bei der Armenunterstützung die Stadtkas-
se womöglich überstrapaziert hätte. Deshalb einigten sich die städtischen Gremi-
en, dem Problem der Massenarbeitslosigkeit durch zwei sich gegenseitig 
ergänzende Herangehensweisen beizukommen. Zum einen sollte mittels aktiver 
Arbeitsbeschaffung die Zahl der Arbeitslosen gesenkt, zum anderen den übrigen 
Beschäftigungslosen nach Vorbild der Familienunterstützung der tägliche Bedarf 
durch eine Kriegserwerbslosenfürsorge gesichert werden. 
Mit der Durchführung von sogenannten Notstandsarbeiten griff man auf eine be-
währte Maßnahme zur Arbeitsbeschaffung zurück. Notstandsarbeiten waren meist 
von Großstädten kurzfristig eingerichtete Programme, mit denen die Stadtverwal-
tungen in konjunkturellen Schwächeperioden mit der Arbeitsvergabe an Erwerbs-
lose unmittelbar auf die veränderte Arbeitsmarktsituation reagieren konnten. Diese 
Programme dienten weniger der Impulsgebung für die wirtschaftliche Entwicklung, 
sondern vielmehr als sozialpolitisches Instrument zur Armutsprophylaxe. Ein wei-
teres Mittel zur Überbrückung von Phasen ökonomischen Stillstands war die Ar-
beitsverschiebung. Bauvorhaben der öffentlichen Hand wurden, wenn die Fertig-
stellung nicht unmittelbar drängte, für Zeiten schwacher Konjunktur zurückgestellt, 
um somit dem Aufkommen von Arbeitslosigkeit schon im Ansatz begegnen zu 
können. Die sozialpolitische Funktion der weder gewinnorientierten noch gewinn-
bringenden Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen verlieh diesen gleichsam einen Un-
terstützungscharakter, der vor allem den Arbeitern des Baugewerbes zugute 
kam.678 Die Notstandsarbeiten waren in erster Linie Bauvorhaben in städtischer 
Regie, welche die schlechte Auftragslage für die hiesigen Bauunternehmen in Kri-
senzeiten überbrücken sollten. Gerade im Spätsommer und Herbst 1914 zeigte 
sich die Krisenanfälligkeit des Baugewerbes auch in Dresden deutlich. Der Investi-
tionsstop und der Mangel an Baustoffen legten die Baustellen lahm. Deshalb 
nahm die Stadt ab Mitte August zurückgestellte Bauvorhaben wieder auf und initi-
ierte ein umfangreiches Programm für Notstandsarbeiten. Doch da die Kriegszeit 
1914 bis 1918 keine reguläre Konjunkturschwäche darstellte, ging es jetzt weniger 
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um „die ,künstliche‘ Bereitstellung ,unproduktiver‘ Mehrbeschäftigung, sondern 
primär um die Wiederaufnahme der öffentlichen Auftrags- und Nachfragetätigkeit 
zur Abfederung der Umstellungsprozesse.“679 So bewilligte der Dresdner Stadtrat 
allein für sein größtes Projekt, den Bau der Flutrinne in Kaditz, über eine halbe 
Million Mark. Insgesamt wurden auf dieser Baustelle 1.500 Arbeitslose 15 Wochen 
lang beschäftigt.680 Weitere Mittel flossen in diverse Brücken-, Schleusen- und 
Straßenarbeiten.681 Auch der sächsische Bundesstaat trug seinen Teil zur Linde-
rung der Arbeitslosigkeit bei, indem er insbesondere Notstandsarbeiten am Gleis-
netz der Staatseisenbahn förderte. Nach dem sächsischen Enteignungsgesetz 
von 1902 war er dafür sogar berechtigt, nicht verkaufswillige Grundstücksbesitzer 
zur Veräußerung ihres Baulandes zu zwingen. Abgesehen von der Anwendung 
eines solchen Dringlichkeitsverfahrens für den Bau der Trasse Plauen-Theuma 
machte die sächsische Staatsregierung in der Praxis allerdings kaum Gebrauch 
von diesem heiklen Verfahren.682 Was Notstandsarbeiten für Frauen anbelangte, 
so vermittelte man beschäftigungslose Arbeiterinnen in erster Linie an die vieler-
orts eingerichteten Strick- und Nähstuben. In Dresden wurde dafür eine zentrale 
Stelle für die Annahme von Aufträgen für Näharbeiten geschaffen, welche die Ar-
beit koordinierte und in Absprache mit der Kriegsorganisation einheitliche Löhne 
festsetze.683 Mit dieser Art der Arbeitsbeschaffung konnte die freiwillige Hilfsarbeit 
der karitativen Frauenvereine effektiv genutzt werden. So übernahmen die Verei-
ne, die sich in der Mehrzahl selbständig durch Spenden finanzierten und nicht auf 
städtische Beihilfen angewiesen waren, nicht nur Aufträge von den Bekleidungs-
ämtern der Militärverwaltung, sondern auch von den örtlichen Krankenhäusern 
und Lazaretten.684 
Die Notstandsarbeiten verhalfen freilich nur einem begrenzten Teil der Arbeitslo-
sen zu eigenen Verdienstmöglichkeiten, und auch die stark in Anspruch genom-
mene Arbeitsvermittlung des Zentralarbeitsnachweises konnte angesichts der 
wirtschaftlichen Situation nur wenig an der bestehenden Arbeitslosigkeit ändern. 
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Deshalb blieb als letzter Schritt nur die materielle Unterstützung der Arbeitslosen, 
um diesen zumindest die Deckung des täglichen Lebensbedarfs zu ermöglichen. 
Ähnlich wie bei der Arbeitsvermittlung wies auch die Entwicklung der Arbeitslo-
senunterstützung in der Vorkriegszeit ein Süd-Nord-Gefälle auf. Die Unterstützung 
der Arbeitslosen hatte hauptsächlich bei den Gewerkschaften und Berufsverbän-
den gelegen. Dabei erfüllten die finanziellen Beihilfen im Falle eines Arbeitsplatz-
verlustes nicht nur eine soziale Funktion, sondern sie dienten auch verbandspoliti-
schen Zwecken, indem zum einem die Angehörigen enger an die Organisation 
gebunden werden sollten und zum anderen das Angebot auf dem Arbeitsmarkt 
beeinflußt werden konnte.685 Erst spät – ab 1907 – setzten sich verschiedene 
Gemeinden mit der Schaffung öffentlicher beziehungsweise öffentlich geförderter 
Institutionen zur Arbeitslosenunterstützung auseinander. Insgesamt 16, überwie-
gend süddeutsche Städte686 führten in ihren Kommunen das sogenannte „Genter 
System“ ein, das eine Bezuschussung der gewerkschaftlichen Beträge durch die 
Gemeinden vorsah. Diese Methode setzte jedoch die politische Offenheit und die 
wenig krisenanfällige, weil vielfältige Wirtschaftsstruktur Süddeutschlands voraus. 
Wo diese Voraussetzungen fehlten, nämlich in Preußen und Sachsen, konnten 
sich Ansätze zu einer öffentlichen Arbeitslosenunterstützung nicht entwickeln. Die 
politische Lagerbildung verhinderte eine Annährung der Arbeitsmarktparteien, und 
die Dominanz eines Wirtschaftszweiges, wie zum Beispiel der Textil- oder Metall-
industrie in Sachsen, bedeutete für die Gemeinden im Falle einer Rezession mit 
hoher Arbeitslosenzahl ein nicht tragbares finanzielles Risiko.687 Gerade aber was 
den ökonomischen Aspekt anbelangte, bot die sächsische Residenzstadt Dres-
den, die eben nicht von einer wirtschaftlichen Leitbranche abhängig war, die be-
sten Voraussetzungen für die Einführung des Genter Systems. Doch die bereits 
bei der Diskussion über die Arbeitsvermittlung sichtbar gewordenen politischen 
Gräben verhinderten auch hier jede Initiative auf diesem Gebiet. 
                                                 
685 Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 134. 
686 Straßburg i.E. (1907), Schiltigheim, Bischheim, Illkirchen-Grafenstaden, Erlangen, Mühlhausen 
i.E. (1909), Freiburg i.B. (1910), Stuttgart, Schwäbisch-Gmünd (1912), Kaiserslautern, Esslingen, 
Feuerbach, Mannheim und Offenbach (1913). 
687 Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 142 ff.  
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Tabelle 11: Gewerkschaftskartelle im Königreich Sachsen688 
Jahr Gewerkschaftskartelle Angeschlossene Gewerkschaften Mitglieder 
1905 50 788 180.852 
1910 80 1.155 299.809 
1912 89 1.239 385.935 
1913 91 1.270 383.035 
1917 54 820 176.902 
 
So waren bei Kriegsbeginn die Gewerkschaften jene Organisationen, die für den 
weitaus größten Teil der Arbeitslosen finanzielle Unterstützung aufbrachten. Die 
Freien Gewerkschaften selbst hatten aber mit den unmittelbaren Folgen des Krie-
ges zu kämpfen. Mobilisierung und Einberufungen bewirkten einen enormen Mit-
glieder- und Funktionärsschwund. Dadurch wurden nicht nur Verwaltungsabläufe 
und Organisationsstrukturen durcheinander gebracht. Die sich bis 1917 halbieren-
de Mitgliederzahl und die damit einhergehenden Einnahmeverluste bei den Bei-
tragszahlungen sowie die hohe Arbeitslosenquote ihrer Mitglieder 1914 und später 
auch während der Demobilisierung führten die Gewerkschaften zudem an den 
Rand des finanziellen Ruins.689 Die Freien Gewerkschaften kamen für die deut-
sche Arbeiterschaft allein in der ersten Kriegshälfte von August 1914 bis Ende 
1916 für insgesamt 24 Millionen Mark Arbeitslosen- und 22 Millionen Mark Famili-
enunterstützung auf.690  
 
Tabelle 12: Gewerkschaftsmitglieder in Sachsen691 
Stadt 1913 1917 
Dresden 95.240 51.942 
Leipzig 76.185 25.021 
Chemnitz 40.866 24.833 
Zwickau 10.891 5.653 
Plauen 10.758 4.735 
Meißen 8.327 5.288 
 
Für Nichtorganisierte, die ihre Arbeit in Folge des Krieges verloren und nicht zu 
den wenigen gehörten, die bei Betriebseinstellung oder Kurzarbeit Übergangszah-
lungen von Arbeitgeberseite erhielten, mußte, da diese nicht selbstverschuldet in 
die Arbeitslosigkeit geraten waren und deshalb nicht an das Armenamt verwiesen 
werden sollten, deshalb eine andere Möglichkeit der Arbeitslosenunterstützung 
                                                 
688 Angaben nach Dresdner Volkszeitung vom 30.7.1918. 
689 Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 245 f. 
690 Dresdner Volkszeitung vom 31.3.1917. 
691 Angaben nach Dresdner Volkszeitung vom 30.7.1918. 
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gefunden werden. Die Reichsleitung drängte wegen der Wahrung des sozialen 
Friedens auf eine schnelle Lösung des Arbeitslosenproblems.692 Anders als bei 
der Familienunterstützung jedoch, wo die Versorgung der Kriegerfamilien reichs-
gesetzlich geregelt war, beließ es das Reichsinnenministerium in dieser Angele-
genheit lediglich bei einem Appell an die Gemeinden und Bundesstaaten. Letztere 
sollten den Kommunen die benötigten Kredite für die entsprechende Ausgestal-
tung der Arbeitslosenunterstützung bereitstellen. Ohne gesetzliche Zwangsanwei-
sungen, also lediglich durch „Kann-Bestimmungen“, hatte das Reich die Verant-
wortung für einen Aspekt der Arbeitsmarktpolitik, nämlich der Arbeitslosen-
unterstützung, an die Gemeinden delegiert.693 Die Folge war, daß die deutschen 
Städte unterschiedlich auf die neue Herausforderung reagierten. Kommunen, die 
das Genter System praktizierten, hielten dieses bis auf einzelne Modifikationen im 
wesentlichen bei. Obwohl es angesichts des verkündeten Burgfriedens scheinbar 
nahelag, das Genter System flächendeckend einzuführen, sahen viele Kommu-
nalverwaltungen letztlich aber davon ab. Zum einen blieben politische Vorbehalte 
trotz gegenteiliger Bekundungen weiterhin bestehen, zum anderen stellte die per-
sonelle wie finanzielle Schwäche der Gewerkschaften keine optimale Ausgangsla-
ge für ein solches Vorhaben dar.694 Vielmehr verknüpfte die überwiegende Mehr-
heit der deutschen Städte die Arbeitslosenunterstützung als Erwerbslosenfürsorge 
mit der Kriegswohlfahrtspflege. Damit konnten die kommunalen Behörden an ei-
nen existenten institutionellen wie organisatorischen Rahmen anknüpfen und der 
Arbeitslosenunterstützung zugleich das Odium der Armenhilfe nehmen. Ein weite-
rer Vorteil war zudem, daß sich mit der Anbindung der Arbeitslosenunterstützung 
an die Kriegsfürsorge erstere auf einen begrenzten Zeitraum, und zwar bis 
Kriegsende, beschränkte und somit keine weiterreichenden Ansprüche bezüglich 
einer prinzipiellen und dauerhaften Verpflichtung der Gemeinden zur Arbeitslosen-
fürsorge abgeleitet werden konnten.695 
In der sächsischen Residenzstadt wurde die Erwerbslosenunterstützung seit der 
zweiten Augustwoche 1914 von der Kriegsorganisation Dresdner Vereine besorgt. 
                                                 
692 Vgl. Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 248. 
693 Ebd., S. 249. 
694 Ebd. 
695 Ebd., S. 249 f. Vgl. auch Karl Christian Führer, Arbeitslosigkeit und die Entstehung der Arbeits-
losenversicherung in Deutschland 1902-1927, Berlin 1990, S. 126. 
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Die von der Gruppe III aufgestellten Unterstützungsgrundsätze entsprachen weit-
gehend der reichsweit geübten Praxis: die Beihilfen waren keine Armenunterstüt-
zung und deshalb nicht mit dem Verlust öffentlicher Rechte verbunden und auch 
nicht rückerstattungspflichtig, die Notlage der betroffenen Personen mußte mittel-
bar oder unmittelbar durch den Krieg verursacht worden sein, der Gesuchsteller 
mußte seinen Wohnsitz mindestens seit dem 1. Juli 1914 in Dresden gehabt ha-
ben, er mußte deutscher, österreichischer oder ungarischer Nationalität sein und 
durfte keine laufende Armenunterstützung oder Krankengelder beziehen.696 Ne-
ben finanziellen Beihilfen gab die Kriegsorganisation Lebensmittel- und Kohlemar-
ken aus und gewährte bei Bedarf Mietzuschüsse. Für nicht in einer Gewerkschaft 
oder in einem Berufsverein organisierte Arbeitslose zahlte die Gruppe III von Au-
gust 1914 bis Ende 1918 – wobei sich die Zahl der Unterstützungsberechtigten 
seit dem Höhepunkt der Arbeitslosigkeit im Oktober 1914 jährlich um die Hälfte 
verringerte – gut 245.000 Mark einmalige Beihilfen und weitere 295.000 Mark lau-
fende Unterstützungen aus. Hinzu kamen Sachspenden in gleicher Höhe.697 Die 
Beträge der gewährten Beihilfen für eine arbeitslose alleinstehende Frau entspra-
chen in etwa jenen einer aufgrund des Reichsgesetzes unterstützten Kriegerfrau. 
Alleinstehende Männer erhielten ca. 50 Prozent mehr, während verheiratete Paare 
bei Arbeitslosigkeit ungefähr doppelt soviel für sich beanspruchen konnten.698 Was 
die Unterstützungszahlungen an Angehörige von Gewerkschaften und Berufsver-
einen betraf, einigten sich die Vertreter der Gruppe III und der Arbeitnehmerorga-
nisationen auf eine gesonderte Regelung. Blieb die Höhe gewerkschaftlicher Un-
terstützung unter der städtischen, sollte die Differenz durch Zuschüsse der 
Kriegsorganisation ausgeglichen werden.699 Zwar blieb die kommunale Beteiligung 
an der gewerkschaftlichen Arbeitslosenunterstützung im Vergleich zu den enor-
men Aufwendungen der Freien Gewerkschaften eher gering – die Zuschüsse 
summierten sich bis 1918 auf 200.000 Mark700 –, doch macht dieses Zusammen-
gehen deutlich, welche Möglichkeiten der politisch-soziale Burgfrieden bezüglich 
der Arbeitsmarktpolitik auf der kommunalen Handlungsebene eröffnete. Denn die 
                                                 
696 Schlußbericht über die Tätigkeit der Kriegsorganisation, S. 9. 
697 Ebd., S. 32. 
698 Bericht über die bisherige Tätigkeit der Kriegsorganisation, S. 8. 
699 Schlußbericht über die Tätigkeit der Kriegsorganisation, S. 10. 
700 Ebd., S. 32. Siehe auch die Rechnungsbelege der Kriegsorganisation Dresdner Vereine (StA 
Dresden, 13.17, KOV, Nr. III/12, passim). 
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vereinbarte Bezuschussungspraxis war nichts anderes als die Anwendung von 
Kriterien des Genter Systems. Beide Seiten gaben angesichts der drohenden fi-
nanziellen Überforderung ihre starren politischen Positionen auf und öffneten sich 
einer pragmatischen Konsenspolitik. Vor allem die Gewerkschaften sahen sich in 
ihrer Politik des Streikverzichts bestätigt. Sie begrüßten die Anerkennung einer 
Verantwortung für die Arbeitslosen durch die öffentliche Verwaltung und lobten die 
reibungslose Kooperation.701 Dennoch darf diese eher zaghafte politische Annäh-
rung nicht überbewertet werden. Insgesamt blieb das Problem Arbeitslosigkeit 
verhältnismäßig klein, denn schon wenige Monate nach dem „Kriegsstoß“ im Au-
gust nahm die Zahl der Arbeitslosen bis Jahresende 1914 deutlich ab und erreich-
te Anfang 1915 ihr Vorkriegsniveau. Auch blieb die finanzielle Belastung durch die 
Unterstützungszahlungen für die Stadt Dresden im Vergleich zu den für die Fami-
lienunterstützung aufgewendeten Mitteln gering. Auf knapp 1,4 Millionen Mark be-
lief sich die Gesamtsumme für die Arbeitslosenunterstützung – finanzielle Beihilfen 
und Sachspenden – im Stadtbezirk. Davon trugen die sächsische Residenzstadt, 
das Königreich Sachsen und das Deutsche Reich jeweils ein Drittel der Lasten. 
Bundesstaat und Reich zahlten monatlich 300.000 beziehungsweise 700.000 
Mark aus ihren Fonds für Familien- und Erwerbslosenunterstützung an bedürftige 
sächsische Gemeinden aus.702 Dresden deckelte seine Kosten durch eine einma-
lige Anleihe in Höhe von 300.000 Mark.703 Begünstigend kam für die Stadt hinzu, 
daß sich das Baumwollverarbeitungsverbot von 1915 kaum auf die sächsische 
Residenzstadt auswirkte. Während Gebiete mit einer hohen Konzentration der für 
Sachsen charakteristischen Textilindustrie wie Chemnitz und Plauen ein erneutes 
Anschwellen der Arbeitslosigkeit verzeichneten, fielen die arbeitslosen Textilarbei-
ter in Dresden in finanzieller Hinsicht kaum ins Gewicht.704 Damit blieb die Arbeits-
losigkeit ein Phänomen der ersten Kriegswochen. In dieser Zeit schaffte der so-
eben ausgerufene politisch-soziale Burgfrieden und die emotionale Präsenz einer 
scheinbar geschlossenen deutschen Nation in der sächsischen Residenzstadt 
                                                 
701 Vgl. Dresdner Volkszeitung vom 18.1.1915; Hirsch, Kommunale Kriegsfürsorge, S. 30. 
702 Dresdner Anzeiger vom 16.2.1916. 
703 Vgl. Dresdner Neueste Nachrichten vom 9.10.1914. 
704 Schreiben des Rates zu Dresden an das sächsische MdI vom 30.9.1915 (StA Dresden, 13.17, 
KOV, Nr. III/9, Bl. 6). 
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Raum für eine Verständigung auf eine öffentliche Arbeitslosenunterstützung.705 
Wie es jenseits politischer Gesten tatsächlich um die Reformfreudigkeit bei der 
Umgestaltung der kommunalen Arbeitsmarktpolitik bestellt war, sollte sich erst 
erweisen, als mit dem einsetzenden Arbeitermangel 1915 eine effizientere Ausge-
staltung der Arbeitsvermittlung unausweichlich wurde. 
 
 
1.3. Die Zentralisierung der Arbeitsvermittlung 
 
Die Entwicklung der Arbeitsvermittlung im Ersten Weltkrieg vollzog sich – abhän-
gig von der kriegswirtschaftlichen Entwicklung – in drei Phasen. Die erste Phase, 
die dem wirtschaftlichen Stillstand und der allmählichen Erholung des Binnen-
marktes entsprach und bis Frühjahr 1915 reichte, war gekennzeichnet durch ge-
setzgeberische Initiativen der Lokal- und Regionalbehörden. Mit dem Schwinden 
des Arbeitskräftepotentials setzte als zweite Phase der durch Maßnahmen der 
Reichsleitung begleitete Übergang von der Arbeitslosennachweisung zur „Vermitt-
lung des Mangels“ ein, dem schließlich in der zweiten Jahreshälfte 1916, welche 
den Beginn der dritten und letzten Phase markiert, die Eingliederung der Arbeits-
vermittlung in die Militärverwaltung folgte. 
„Als am Abend des 1. August dieses Jahres die Nachricht von der Mobilmachung 
Deutschlands die Lande durcheilte, da war auch für die öffentlichen Arbeitsnach-
weise die große Stunde gekommen, wo es galt, der Öffentlichkeit zu zeigen, was 
sie zu leisten vermöchten.“706 Schon unmittelbar darauf ließ der Vorstand des Zen-
tralarbeitsnachweises, Erdmann Graack, seinen Worten Taten folgen. Nach Rück-
sprache mit der Kreishauptmannschaft Dresden forderte er mittels eines Gesu-
ches die sächsische Staatsregierung auf, „eine Zusammenfassung aller auf dem 
Gebiete der Arbeitsvermittlung wirkenden Kräfte zu einer einheitlichen Gesamtak-
tion zu veranlassen.“707 Die „Zersplitterung der Arbeitsvermittlung“ und das „Ne-
beneinanderbestehen der mannigfachen Formen des Arbeitsnachweises“ behin-
derten die Bewältigung der „doppelten Aufgabe“, nämlich die Vermittlung von 
                                                 
705 Von den insgesamt 49 Großstädten des Deutschen Reiches hatten Ende Januar 1915 14 noch 
keine Arbeitslosenunterstützung eingerichtet. Führer, Arbeitslosigkeit, S. 129. 
706 Graack, Wirkungen des Krieges, S. 311. 
707 Jahresbericht des Zentralarbeitsnachweises Dresden 1914, S. 19. 
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Arbeitskräften in die Heeresverwaltung einerseits und in die Gesamtwirtschaft an-
dererseits, außerordentlich. Nur durch eine „vollständige Zentralisation“, d. h. die 
Verpflichtung der zahlreichen Vermittlungsstellen, insbesondere die Arbeitsnach-
weise der Innungen und großen Arbeitgeberverbände im Bezirke der Dresdner 
Kreishauptmannschaft zu einer aktiven Zu- und Mitarbeit am öffentlichen Zentral-
arbeitsnachweis, könnte der derzeitigen arbeitsmarktpolitischen Problemlage ad-
äquat entgegengetreten werden.708  
Das sächsische Innenministerium griff die Anregung Graacks auf und gab am 8. 
August 1914 eine Verordnung709 heraus, welche Richtlinien für eine straffere Or-
ganisation der Arbeitsvermittlung im Königreich Sachsen enthielt. Danach wurde 
nicht nur ein Zentralarbeitsnachweis für die sächsische Landwirtschaft eingerich-
tet, dessen Hauptaufgabe die landesweite Vermittlung von Erntearbeitern darstell-
te, sondern in den Kreishauptmannschaften sollten – in Anlehnung an die diesbe-
züglichen Vorkriegskonzeptionen – für die Arbeitsvermittlung strategische 
Mittelpunkte geschaffen werden. Alle Verwaltungsstellen im Regierungsbezirk, 
also auch die Arbeitsnachweise der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, der 
Innungen und sonstigen Verbände, wurden angehalten, mit den öffentlichen ge-
meinnützigen Hauptvermittlungsstellen zusammenzuarbeiten.710 Daß es „zu einer 
wirklichen Zentralisation der Arbeitsvermittlung [...] jedoch nirgends gekommen“711 
ist, wie es der sächsische Nachweisverband in seiner Jahresrückschau bedauerte, 
hatte verschiedene Gründe. Ausschlaggebend war sicherlich, daß die Verordnung 
des Innenministeriums die Umsetzung der Richtlinien nicht verbindlich festschrieb, 
sondern lediglich als „dringend erwünscht“712 erachtete. Hinzu kam, daß es dem 
sächsischen Nachweisverband nicht gelang, die konkurrierenden Arbeitsnachwei-
se zu einer Zusammenarbeit zu bewegen. Dies lag zum einen an seinem man-
gelnden Bekanntheitsgrad, zum anderen an den fehlenden gesetzlichen Zwangs-
maßnahmen und nicht zuletzt auch an dem Widerstand vieler Kommunen und 
                                                 
708 Ebd. 
709 Verordnung des Königlichen Ministeriums des Innern vom 8.8.1914, abgedruckt in: ebd., S. 
62 f.  
710 Ebd., S. 63. 
711 Bericht des Verbandes der öffentlichen gemeinnützigen Arbeitsnachweise für das Königreich 
Sachsen über das Jahr 1914, Leipzig [1915], S. 16. 
712 Jahresbericht des Zentralarbeitsnachweises Dresden 1914, S. 63. 
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Arbeitgeber.713 Entscheidend für das Scheitern einer Zentralisierung der Arbeits-
vermittlung aber war wohl der Alleingang des Dresdner Zentralarbeitsnachweises. 
Mit einer Finanzspritze von 150.000 Mark durch die Stadtkasse ausgestattet,714 
trat der öffentliche Nachweis mit über 100 Vermittlungsstellen in Kontakt, um die 
interlokale Zusammenarbeit auszubauen.715 Angetrieben durch die Arbeit-
gebervertreter wollte man das Nachweisnetz über die kreishauptmannschaftlichen 
Grenzen hinaus ausdehnen und möglichst das ostsächsische Wirtschaftsgebiet in 
seiner Gesamtheit erfassen. Nicht ohne einen Anflug von Stolz verkündete Erd-
mann Graack 1915, seine Anstalt hätte „namentlich in den ersten Kriegsmonaten 
vielfach als eine Art Landeszentrale der sächsischen Arbeitsvermittlung ge-
wirkt.“716 Diese Aussage war freilich als Seitenhieb gegen den sächsischen Nach-
weisverband gedacht, der diese Position für sich beanspruchte, und deshalb er-
heblich überzogen. Denn was den Stand der Arbeitsvermittlung im Königreich 
Sachsen betraf, so war hier eine beträchtliche Schieflage zu konstatieren. Wäh-
rend in Westsachsen die öffentliche Arbeitsvermittlung trotz anderslautender Wil-
lensbekundung der sächsischen Regierung nur rudimentär ausgebildet war, hatte 
der Zentralarbeitsnachweis in Dresden sein Vermittlungsnetz enger knüpfen und 
über die Grenzen der Kreishauptmannschaft hinaus ausdehnen können. 
Der seit der Vorkriegszeit währende Konkurrenzkampf um die Kompetenzmacht 
bezüglich der Arbeitsvermittlung zwischen dem Dresdner Zentralarbeitsnachweis 
und dem Verband öffentlicher gemeinnütziger Arbeitsnachweise im Königreich 
Sachsen setzte sich trotz beiderseitiger Anerkennung einer dringlichen Zentralisa-
tion des Nachweiswesens unvermindert fort. Er gewann vor dem Hintergrund einer 
am Boden liegenden sächsischen Wirtschaft sogar nach an Bedeutung. Die 
schrittweise Umstellung auf die Produktion von Heeresbedarf war für die sächsi-
schen Betriebe mit enormen Schwierigkeiten verbunden. Von vergleichsweise 
leichter Industrie für Verarbeitung, Verfeinerung und Fertigung mußte auf die Her-
stellung schwerer und widerstandsfähiger Produkte umgerüstet werden. Die 
Räumlichkeiten mußten erweitert, neue Maschinen und andere dafür notwendige 
Gerätschaften angeschafft werden. Dies alles kostete Zeit und Geld. In der Erwar-
                                                 
713 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 103. 
714 Jahresbericht des Zentralarbeitsnachweises Dresden 1914, S. 15. 
715 Graack, Wirkungen des Krieges, S. 76. 
716 Ebd., S. 90. 
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tung, der Krieg würde nicht mehr lange dauern, sah man in Sachsen vielfach von 
der Umstellung der Betriebe ab.717 Daß im Königreich Sachsen nicht der Versuch 
gemacht worden ist, Wirtschaft und Industrie zumindest so weit wie möglich auf 
den Krieg einzustellen, ist auch auf das Taktieren der sächsischen Regierung zu-
rückzuführen. Deren wirtschaftspolitische Grundlinie war noch bis Ende 1915 da-
von bestimmt, „die durch den Krieg aufgetretenen Probleme eher oberflächlich als 
tiefgründig zu bewältigen“.718 Im Grunde wollte sie die vorhandene Wirtschafts-
struktur nicht verändern. Die bestehenden Probleme sollten dadurch jedoch eher 
verschärft werden.719 Denn die von Berlin aus vergebenen Heeresaufträge gingen 
zuvorderst an Industriebetriebe, die, ohne ihre Anlagen erst umrüsten zu müssen, 
zügig und in großen Mengen liefern konnten. Berücksichtigt man dabei den Um-
stand, daß aufgrund der kurzen Informationswege Heeresaufträge bevorzugt an 
Berliner oder preußische Betriebe vergeben wurden, so nimmt es nicht Wunder, 
daß nur wenige Aufträge nach Sachsen gingen. Bis in das Frühjahr 1916 hinein 
war es im Dresdner Industriebezirk so nur einem kleinen Teil der chemischen, Le-
der- und Metallindustrie möglich, mit der Produktion von Kriegsbedarf konkurrenz-
fähig zu bleiben.720  
Angesichts dieser angespannten wirtschaftlichen Situation waren alle an der Ar-
beitsmarktpolitik der Kreishauptmannschaft Dresden beteiligten Parteien – Arbeit-
geber, Arbeitnehmer und Kommune – daran interessiert, den hiesigen Arbeits-
markt statistisch vollständig zu erfassen, um so ein möglichst genaues Bild über 
die jeweils aktuelle Lage des Dresdner Wirtschaftslebens zu erlangen. Eine Zu-
sammenarbeit mit dem sächsischen Nachweisverband hielt der Zentralarbeits-
nachweis für unnötig und zwecklos. Wiederholt forderte der Verband deshalb das 
sächsische Innenministerium auf, alle öffentlichen Arbeitsvermittlungen zur Be-
richterstattung an die Verbandsleitung zu verpflichten. Das Ministerium reagierte 
darauf erst, nachdem auf Druck der Gewerkschaften mittels einer Bundesratsver-
ordnung vom 12. Mai 1915 die Meldung der Arbeitsnachweise an den Arbeits-
markt-Anzeiger des Reiches und die Berichterstattung an das Reichsarbeitsblatt 
                                                 
717 Ebd., S. 396 f. 
718 Park, Sächsische Kriegsindustrie, S. 66. 
719 Ebd. 
720 März, Dresdner Industrie, S. 71. 
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obligatorisch geworden war.721 Doch die daraufhin veranlaßte Errichtung von so-
genannten Zentralauskunftsstellen bei den sächsischen Kreishauptmannschaften 
kam nur schleppend voran. Es gelang nicht, den Arbeitsnachweisverband zu einer 
schlagkräftigen Organisations- und Vermittlungszentrale auszubauen.722 Statt 
dessen ging die Dresdner Anstalt Anfang 1916 mit einer „Denkschrift über die Ge-
fährdung des Dresdner Zentralarbeitsnachweises durch den Verband der öffentli-
chen gemeinnützigen Arbeitsnachweise des Königreichs Sachsen“723 erneut in die 
Offensive. In jener wurde dem Landesverband jegliche Kompetenz auf dem Ge-
biete der praktischen Arbeitsvermittlung abgesprochen. Dieser sei lediglich eine 
zentrale Interessensvertretung mit durchaus guten Absichten, trage aber mit sei-
ner Tätigkeit nicht im geringsten zu einer erfolgreichen Arbeitsmarktpolitik bei. Vor 
allem wiesen die Dresdner den Plan des Landesverbandes, die Arbeit des Zen-
tralarbeitsnachweises auf einen rein örtlichen Betrieb zu beschränken, entschie-
den zurück.724  
Die erneute Distanzierung des arbeitgeberfreundlichen Dresdner Zentralarbeits-
nachweises gegenüber dem sächsischen Arbeitsnachweisverband war eine un-
mittelbare Reaktion auf die sich abzeichnende wirtschaftliche Stabilisierung im 
Dresdner Industriebezirk. Verteilten sich die Arbeitskräfte in Sachsen bisher mit 
Ausnahme der Kreishauptmannschaft Bautzen gleichmäßig auf die einzelnen Re-
gionen, setzte seit 1916 eine Verschiebung zugunsten des Dresdner Raumes 
ein.725 
 
Tabelle 13: Arbeitskräfteverhältnis im Königreich Sachsen (in %)726 
Jahr Khs Bautzen Khs Chemnitz Khs Dresden Khs Leipzig Khs Zwickau 
1914 10 24 23 22 20 
1918 9 21 29 23 18 
 
                                                 
721 Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 212 f.; Reidegeld, Staatliche Sozialpolitik, S. 317 f.; Wilhelm Cor-
sepius, Die deutschen Arbeitsnachweise im gegenwärtigen Kriege und ihre künftige Gestaltung, 
Berlin 1916, S. 27-35. 
722 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 103 f. 
723 Eine Besprechung der Denkschrift findet sich in den Mitteilungen der Handelskammer zu Dres-
den 5 (1916), Nr. 2, S. 61 f. 
724 Ebd., S. 61. 
725 Mertens, Wirtschaft, S. 297. 
726 Angaben nach ebd. (Khs = Kreishauptmannschaft). 
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Die Zahl der Betriebe nahm zwar auch hier weiter ab, doch konnte die Statistik für 
1918 beinahe genauso viele Arbeitskräfte wie bei Kriegsausbruch verzeichnen. 
Zurückzuführen war diese Entwicklung auf die sukzessive Ansiedlung verschiede-
ner Kriegsindustrien mit relativ hohen Wachstumsraten im Ballungsgebiet der 
sächsischen Residenzstadt. So arbeiteten von 27.521 sächsischen Chemiearbei-
tern 19.692 und von 11.817 Beschäftigten im Hüttenwesen gar 9.140 im Regie-
rungsbezirk der Kreishauptmannschaft Dresden. Überdurchschnittlich vertreten 
waren 1918 schließlich nicht nur Betriebe der Metall verarbeitenden Industrie 
(17.474 Arbeiter) und des Maschinenbaus (53.501 Arbeiter), sondern auch Groß-
betriebe mit 500 und mehr Beschäftigten (39 Stück beziehungsweise 30 %).727 
 
Tabelle 14: Anzahl der Betriebe und Arbeiter in der Kreishauptmannschaft Dresden728 
Jahr Betriebe Arbeiter 
1910 6.542 165.894 
1913 7.879 188.600 
1914 8.288 188.957 
1915 7.372 147.736 
1916 6.901 155.484 
1917 6.692 176.267 
1918 6.509 182.620 
1919 7.591 169.006 
 
In dieser Situation eines fragilen wirtschaftlichen Aufschwungs sah der Zentral-
arbeitsnachweis seine Unabhängigkeit vor allem in der interlokalen Arbeitsvermitt-
lung durch den Verband bedroht und befürchtete, die Kontrolle über den ostsäch-
sischen Arbeitsmarkt zu verlieren. Als der Verbandsvorsitzende und Schmoller-
Schüler Wilhelm Stieda aus Leipzig diese Vorwürfe auf der Jahresversammlung 
des Nachweisverbandes Ende 1916 scharf zurückwies, eskalierte schließlich der 
seit Jahren schwelende Konflikt. In der Diskussion, die mitunter die sachliche E-
bene längst verlassen hatte, forderte Dresden, unterstützt durch die Vertreter des 
Chemnitzer Nachweises, völlige Freiheit für die Arbeit im eigenen Regierungsbe-
zirk. Der Verband hingegen verlangte die gleichmäßige Ausgestaltung der Organi-
sation für das gesamte Königreich unter seiner Führung. Hier stießen zwei 
unterschiedliche Konzepte der Arbeitsvermittlung zusammen. Der nationalkonser-
vative Stieda betrieb Sozialpolitik nicht ohne patriarchalische Implikationen, wäh-
rend in Dresden unter – wenn auch weit ausgelegter – Beachtung des paritäti-
                                                 
727 Ebd. 
728 Angaben nach ebd., S. 276. 
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schen Prinzips und Mißachtung des Verbandes pragmatische Arbeitsvermittlungs-
politik betrieben wurde, deren Erfolg auch von sozialdemokratischer Seite aner-
kannt wurde.729 Die sozialdemokratische Fraktion im Dresdner Stadtparlament 
unterstützte den Stadtrat in seiner entschlossenen Haltung gegenüber dem Ver-
band, forderte aber gleichzeitig die Arbeitgebervertreter wiederholt auf, „in den 
Arbeitsnachweisen vor allen Dingen eine sozialpolitische Einrichtung zu erkennen 
und nicht, wie sie es so oft getan haben, eine Einrichtung zur Maßregelung von 
Arbeitern.“730 Solche Beschuldigungen konterten Konservative und National-
liberale jedesmal umgehend mit dem Hinweis, daß eigentlich sie es seien, die 
durch ein paritätisches Nachweisprinzip gemaßregelt würden.731 Auch als im 
Sommer 1916 beide Positionen in der Debatte um die Erweiterung des Zentralar-
beitsnachweises durch paritätische Angestelltennachweise, welche gegen die 
Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt wurde, heftig aufeinander prallten, war 
der parteiübergreifende Konsens in der Arbeitsvermittlungspolitik in Dresden zu 
keiner Zeit ernsthaft gefährdet.732 Denn zum einen legten die Arbeitgebervertreter 
im paritätischen Ausschuß angesichts des Arbeitskräftemangels ein wesentlich 
kooperatives Verhalten an den Tag, was die politischen Wogen zumindest inso-
weit glättete, als daß dadurch das Arbeitsklima doch merklich verbessert wurde. 
Zum anderen lehnten SPD und Gewerkschaften den Verband Deutscher Arbeits-
nachweise und seine Landesorganisationen wegen Mißachtung der Parität und 
Festhalten an ihrer Meinung nach überholten Auffassungen zum Streikverhalten 
um so vehementer ab, je entschlossener dieser ein Arbeitsnachweisgesetz propa-
gierte.733 Als Gegengewicht hatten sich deshalb freie, „gelbe“ und christliche Ge-
werkschaften bereits Anfang 1915 auf einen Minimalkonsens geeinigt und zu einer 
„gewerkschaftlichen Aktionseinheit“ zusammengeschlossen, die ihrerseits die 
                                                 
729 Niederschrift über die V. Verbandsversammlung des Verbandes der öffentlichen gemeinnützi-
gen Arbeitsnachweise des Königreichs Sachsen am 10. Oktober 1916, Leipzig [1916], S. 5-63, 
bes. 6-12; Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 104; Wilhelm Stieda, Sozialpolitik nach dem Krie-
ge, Leipzig 1917. 
730 So Emil Nitzsche, Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 9. öffentliche Sitzung 
vom 29.4.1915, S. 206. 
731 So die Ausführungen des konservativen Stadtverordneten Paul Unrasch, ebd., S. 210. 
732 Siehe Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 11. öffentliche Sitzung vom 8.6.1916, 
S. 247-258. 
733 Vgl. Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 222. 
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reichsgesetzliche Verankerung einer einheitlichen Regelung der Arbeitsvermittlung 
anstrebte.734 
Zwar stellte sich die sächsische Staatsregierung auf die Seite des Verbandes und 
erhöhte auch dessen Jahresbudget,735 doch verhinderte dies nicht die Doppel-
struktur bei der Arbeitsvermittlung im Königreich. Während die starken großstädti-
schen Nachweise wie in Dresden oder Chemnitz den Arbeitsmarkt in ihren Regie-
rungsbezirken beherrschten, kontrollierte der Verband die übrigen, vor allem 
ländlichen Gegenden mit den kleineren öffentlichen Nachweisen. Immerhin gelang 
es diesem, die Zahl der ihm angeschlossenen öffentlichen gemeinnützigen Ar-
beitsnachweise mit 48 mehr als zu verdoppeln.736 Die Vermittlungszahlen aller-
dings stagnierten angesichts des Arbeitermangels und der anhaltenden Textilkrise 
in Sachsen.737 Dem Zentralarbeitsnachweis dagegen gelang es 1916 im Vergleich 
zum Vorjahr seine Erfolgsquote bei der Besetzung offener Stellen um mehr als 50 
Prozent zu erhöhen. 
 
Tabelle 15: Vom Zentralarbeitsnachweis Dresden vermittelte gelernte männliche Industriearbeiter738 
Jahr Arbeitssuchende Offene Stellen Besetzte Stellen 
1909 501 844 239 
1910 3.099 1.836 846 
1911 4.127 2.526 1.364 
1912 4.902 2.973 1.970 
1913 3.834 2.033 1.390 
1914 9.677 3.830 2.762 
1915 7.541 4.292 2.941 
1916 8.480 8.115 4.531 
1917 1.219 2.048 616 
 
Die Arbeitsvermittlung im Königreich Sachsen war 1916 straffer organisiert als zu 
Kriegsbeginn. Von einer Vereinheitlichung und Zentralisierung des Nachweiswe-
sens blieb der Bundesstaat allerdings noch weit entfernt. Auch in Preußen wurde 
die Straffung der Arbeitsvermittlungspolitik – wenn auch nicht so schleppend wie 
in Sachsen – nur eher zögerlich betrieben.739 Damit erwiesen sich die norddeut-
                                                 
734 Ebd., S. 224 f. 
735 Laut Dresdner Volkszeitung vom 12.4.1916 von 20.000 auf 30.000 Mark im Jahr. 
736 Niederschrift über die V. Verbandsversammlung, S. 14. 
737 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 104. 
738 Jahresbericht des Zentralarbeitsnachweises Dresden 1917, [Dresden 1918], S. 21. 
739 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 99 ff. 
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schen Bundesstaaten selbst unter dem Regulierungsdruck des Krieges kaum re-
formwillig. Aus Rücksicht auf Arbeitgeberinteressen agierten die Staatsregierun-
gen nur sehr zaghaft. Wie das Beispiel Sachsen zeigt, unternahm das dortige In-
nenministerium durch seine Unterstützung des Arbeitsnachweisverbandes zwar 
Versuche, die Arbeitsvermittlung als öffentliche Einrichtung zu etablieren und zu 
vereinheitlichen. Doch vor einer Konfrontation mit den Arbeitgeberverbänden aus 
dem für Sachsen enorm wichtigen Dresdner Wirtschaftsraum wich es letzten En-
des zurück. Sachsen und Preußen hatten 1916 bezüglich einer einheitlichen Re-
gelung des öffentlichen Arbeitsnachweiswesens praktisch noch nicht einmal das 
Vorkriegsniveau der süddeutschen Staaten Bayern und Baden erreicht. Um diese 
Schieflage im Ländervergleich zu überwinden, unternahmen die Gewerkschaften 
deshalb mit einer erneuten Petition an den Reichstag, der sich auch die Gesell-
schaft für soziale Reform anschloß,740 im April 1916 einen weiteren Versuch, die 
Reichsleitung zur Überwindung der einzelstaatlichen Sonderentwicklungen zu be-
wegen. Sie schlugen vor, alle Gemeinden mit über 10.000 Einwohnern zur Errich-
tung von öffentlichen paritätischen Arbeitsnachweisen zu verpflichten. In der Tat 
ermächtigte eine Bundesratsverordnung von Juni 1916 die Bundesstaaten, ihre 
Gemeinden bindend zu veranlassen, öffentliche unparteiische Arbeitsvermittlungs-
stellen zu schaffen. Richtlinien wurden diesen jedoch nicht an die Hand gegeben, 
und als Frist legte man den zu erwartenden Friedensschluß fest. Damit kam die 
Bundesratsverordnung erneut einer „Kann-Bestimmung“ gleich, denn wie und 
wann die Bundesstaaten aktiv werden würden, blieb letztlich ihnen überlassen. 
Während Preußen den Regierungspräsidenten veranlaßte, die nötigen Schritte in 
die Wege zu leiten, sah die sächsische Staatsregierung vor dem Hintergrund der 
festgefahrenen Situation in der Auseinandersetzung zwischen Verband und Zen-
tralarbeitsnachweis von jeglicher Initiative ab.741 
Zur entscheidenden Umgestaltung der Arbeitsvermittlung kam es schließlich erst 
mit der Verkündung des Hindenburgprogramms durch die 3. OHL und dem kurz 
darauf verabschiedeten Hilfsdienstgesetz. Diesem „radikalen Bruch mit der bishe-
rigen Produktionspolitik“742 folgte eine „arbeitsmarktpolitische Kompetenzkonzen-
                                                 
740 Siehe zur Kooperation von Gewerkschaften und Sozialer Reform Ursula Ratz, Zwischen Ar-
beitsgemeinschaft und Koalition. Bürgerliche Sozialreformer und Gewerkschaften im Ersten Welt-
krieg, München 1994. 
741 Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 213 f.; Reidegeld, Staatliche Sozialpolitik, S. 320. 
742 Peter Graf Kielmansegg, Deutschland und der Erste Weltkrieg, Stuttgart 21980, S. 188. 
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tration“743, welche auch die Arbeitsvermittlung entsprechend mit einbezog. Das 
Reichskriegsamt veranlaßte als neue Zentralbehörde in zwei grundlegenden Er-
lassen im Januar und März 1917 die Errichtung von sogenannten Hilfsdienstmel-
destellen und Zentralauskunftsstellen, in denen die militärische und zivile Arbeits-
vermittlung zusammenlaufen sollte. Jedem nicht gewerbsmäßigen Arbeits-
nachweis wurde eine Hilfsdienststelle angeschlossen. Die sachliche Ausführung 
der Arbeitsvermittlung lag bei den Zentralauskunftsstellen, von denen in jedem 
Korpsbezirk eine existierte. Die Oberaufsicht über alle Vermittlungsstellen eines 
Korpsbezirks wurde der jeweiligen Kriegsamtstelle übertragen.  
Mit dieser Regelung ist die kreishauptmannschaftliche Arbeitsvermittlung unter 
großstädtischer Führung praktisch abgeschafft worden. Zwar wurde die Dresdner 
Behörde als Zentralauskunftsstelle des XII. Korpsbezirks bestimmt, doch ihr ei-
gentlicher Vermittlungsbereich beziehungsweise das Einzugsgebiet der Hilfs-
dienststelle erstreckte sich nur noch auf das Dresdner Stadtgebiet sowie die 
Amtshauptmannschaften Dresden-Altstadt und Dresden-Neustadt.744 Die Leitung 
des Verbandes hingegen wurde im Oktober 1917 durch einen paritätisch besetz-
ten Ausschuß ergänzt. Dadurch legte er seinen patriarchalischen Charakter ab 
und öffnete sich gegenüber den Arbeitsmarktparteien, die diese Neuorientierung 
der Landesorganisation begrüßten. Das Ende der Kompetenzstreitigkeiten und die 
erfolgreiche Zentralisation der Arbeitsvermittlung im Königreich waren demnach 
nicht das Ergebnis von Reformbestrebungen der sächsischen Regierung oder ei-
ner Verständigung der unmittelbaren Konkurrenten untereinander. Die schrittweise 
Wandlung des sächsischen Arbeitsnachweisverbandes „vom sozial-karitativen 
Verein zur bürokratisierten Mittelbehörde“ und die „Mediatisierung der großstädti-
schen Konkurrenz“ waren die direkte Folge der Mobilisierung der zivilen Arbeits-
vermittlung für kriegswirtschaftliche Zwecke.745 Die organisatorische Parallelisie-
rung der militärischen und zivilen Arbeitsvermittlung, die ihre Verknüpfungspunkte 
in den Hilfsdienst- und Zentralauskunftsstellen fanden, markierten den Höhepunkt 
und zugleich den Abschluß der Entwicklung des Arbeitsnachweiswesens im Er-
sten Weltkrieg. Trotz Zentralisierung und Verbesserungen bei der Arbeitsmarktsta-
tistik und Frauenvermittlung fanden grundlegende Veränderungen aber nicht statt. 
                                                 
743 Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 214. 
744 Forberger, Arbeitsvermittlung, S. 84 f. 
745 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 110. 
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So erwies sich vor allem die Doppelstruktur von ziviler und militärischer Arbeitsver-
mittlung bisweilen als hinderlich. Sie führte nicht selten zu Überorganisation, Kom-
petenzstreitigkeiten und bürokratischen Reibungsverlusten. Gerade in Sachsen 
zeigt sich dies besonders deutlich. Hier existierten durch die Aufteilung des säch-
sischen Territoriums auf zwei stellvertretende Generalkommandos auch zwei Zen-
tralauskunftsstellen (Dresden und Leipzig). Während der Nachweisverband als 
zivile Zentralstelle für ganz Sachsen verantwortlich zeichnete, blieb die militärische 
Arbeitsvermittlung je nach Generalkommando in einen östlichen und einen westli-
chen Zuständigkeitsbereich unterteilt. Beide Kriegsamtstellen steuerten das Er-
satzwesen und die Arbeitsvermittlung jeweils für ihren Korpsbezirk. Zwar kam es 
in Leipzig, wo sich die Stadtverwaltung einer modernen Arbeitsmarktpolitik jahre-
lang verschlossen hatte, zu einer umfassenden Kommunalisierung des privaten 
Arbeitsnachweises. Doch zahlte sich die Neustrukturierung für das stellvertretende 
Generalkommando in Dresden nicht wirklich aus. Sowohl auf dem militärischen als 
auch dem zivilen Sektor klagte es über die geringen Vermittlungszahlen und die 
mangelnde Qualifikation der Ersatzkräfte.746  
Mit dem absehbaren Ende des Krieges mehrten sich die Stimmen, die vor einem 
Stillstand beim Ausbau der Arbeitsvermittlung warnten. Die Gewerkschaftsverbän-
de forderten Anfang 1918 eine gesetzlich fixierte Vereinheitlichung der paritäti-
schen Organisation auf Reichsebene. Die Gesellschaft für soziale Reform mahnte 
vor einer Stagnation der Sozialreform im Bereich der Arbeitsvermittlung. Der Ver-
band Deutscher Arbeitsnachweise begann demonstrativ damit, konkrete Vor-
schläge für ein Arbeitsnachweisgesetz auszuarbeiten. Während sich selbst im 
preußischen Parlament Mehrheiten für eine einheitliche Reglung der Arbeitsver-
mittlung abzuzeichnen begannen, verhielt sich die Reichsregierung zögerlich bis 
passiv.747 Als sie schließlich am Vorabend der Revolution erste Reformkonzepte 
durch den Staatssekretär des Reichsarbeitsamtes verbreiten ließ, besprachen Ar-
beiterbewegung und Industrie im Rahmen der Verhandlungen zur Bildung einer 
zentralen Arbeitsgemeinschaft bereits gemeinsame Ansätze für die zukünftige 
Ausgestaltung der paritätisch verwalteten Arbeitsvermittlung – „damit demonstrie-
                                                 
746 Mertens, Zusammenarbeit, S. 498 f; vgl. Schaller, Arbeitslosigkeit, S. 43 f. 
747 Faust, Arbeitsmarktpolitik, S. 216 f. 
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1.4. Demobilisierung, Arbeitslosenunterstützung und Arbeitslosenversicherung 
 
Das Ende des Krieges und die Einstellung der Kriegsproduktion im November 
1918 bedeuteten erneut einen tiefen Einschnitt in die sächsische und Dresdner 
Wirtschaftsstruktur. Nicht nur mußte wieder auf die Erzeugung von „Friedensware“ 
umgestellt werden, was angesichts der äußerst hohen Rohstoffkosten und der 
anhaltenden Kohleknappheit kaum zu bewerkstelligen war. Man stand zudem vor 
dem Problem, die zurückströmenden demobilisierten Soldaten wieder in den hei-
mischen Arbeitsmarkt zu integrieren. Schon im Frühjahr 1915 – noch unter dem 
unmittelbaren Eindruck der soeben erst abflauenden Massenarbeitslosigkeit – hat-
ten die Dresdner Stadtverordneten sich über ihr Vorgehen bei einem Ende des 
Krieges abgestimmt. Zu diesem Zeitpunkt war man allerdings von einem für das 
Deutsche Reich siegreichen Kriegsausgang ausgegangen und hatte erwartet, daß 
die Heere noch Aufgaben in besetzten Gebieten übernehmen und erst nach einem 
endgültigen Friedensschluß über einen längeren Zeitraum verteilt aus dem Militär-
dienst entlassen würden.749 Deshalb hatte sich das Stadtverordnetenkollegium 
lediglich auf die Bereitstellung verschiedener Konjunkturprogramme verständigt, 
die den Arbeitsmarkt in Schwung bringen und die Arbeitslosigkeit so gering wie 
möglich halten sollten.750 Im weiteren Verlauf des Krieges gerieten Fragen die 
Übergangswirtschaft betreffend angesichts der alltäglichen Versorgungsprobleme 
                                                 
748 Ebd., S. 217. 
749 Das Königreich Sachsen beteiligte sich seit Beginn des Krieges aktiv an der Kriegszieldiskussi-
on und Annexionspolitik. Nachdem der Bundesstaat Anfang 1915 von Plänen einer Beteiligung an 
Gebieten Elsaß-Lothringens abgerückt war, erhob er seitdem Ansprüche auf Kongreßpolen, Grod-
no, Litauen und Kurland, konnte sich aber gegen die Annexionspläne des Reiches und Preußens, 
welche die Ambitionen der sächsischen Regierung weitgehend unbeachtet ließen, nicht behaup-
ten. Siehe dazu Bettina Westfeld, Sächsische Kriegsziele im I. Weltkrieg, in: Mitteilungsblatt der 
Vereinigung der Freunde des Kreuzgymnasiums Dresden e. V., 2001, S. 29-33; Walther Mohr-
mann, Zur annexionistischen Kriegszielpolitik des Königreiches Sachsen gegenüber Litauen 
1917/18, in: Jahrbuch für die Geschichte der UdSSR und der volksdemokratischen Länder Euro-
pas, Band 10, 1967, S. 133-158; Karl-Heinz Janßen, Macht und Verblendung. Kriegszielpolitik der 
deutschen Bundesstaaten 1914-1918, Göttingen 1963, S. 51 f., 77 ff., 101-108, 175 f., 216. Vgl. 
dazu auch Helbig Klaus, Möglichkeiten und Grenzen sächsischer Außenpolitik im Deutschen Reich 
(1871-1918), in: Sächsische Heimatblätter 39 (1993), S. 238-242. 
750 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 9. öffentliche Sitzung vom 29.4.1915, S. 
203-211. 
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in den Hintergrund. Erst als sich am 7. November 1918 in Dresden die Nachricht 
vom Ende der Kampfhandlungen verbreitete, realisierte auch Oberbürgermeister 
Blüher, daß Deutschland einen „schlechten Waffenstillstand“ haben würde und 
eine „wesentlich raschere Demobilisation“ zu erwarten sei.751 
In den nächsten Wochen strömten die aus dem Militärdienst entlassenen Arbeiter, 
Handwerker und Angestellten zu Hunderten zurück in die Residenzstadt. Zwar 
hatten diese laut den im Stinnes-Legien-Abkommen getroffenen Vereinbarungen 
ein Anrecht auf Anstellung in ihrem alten Betrieb. Doch die meisten dieser Ar-
beitsplätze existierten nicht mehr. Viele mittlere und kleinere Handwerks- oder 
Familienbetriebe waren während des Kriegs eingegangen, und die großen Rü-
stungsfabriken hatten ihre Arbeit eingestellt.752 Hatten sich Unternehmen behaup-
ten können, waren die Arbeitsplätze nicht selten von Frauen besetzt, die sich im 
Laufe des Krieges als vollwertige Arbeitskräfte bewiesen hatten und zudem weni-
ger Lohnkosten verursachten als Männer. Im Dezember 1918 klagte die Dresdner 
Volkszeitung schließlich, daß „ein völliger Verfall des Arbeitsmarktes“753 eingetre-
ten sei. Täglich wuchs die Zahl der Arbeitslosen. Im Februar 1919 zählten das 
Dresdner Gewerkschaftskartell und der Zentralarbeitsnachweis zusammen erneut 
25.000 Menschen ohne Beschäftigung.754 
Wie im August 1914 setzte Oberbürgermeister Blüher auch in dieser Situation auf 
die seiner Meinung nach bewährte „Dreiheit“ von Arbeitsbeschaffung, Arbeitslo-
senunterstützung und Arbeitsvermittlung.755 Ein unter seinem Vorsitz eingesetzter 
Demobilisierungsausschuß übernahm die Koordination der Übergangswirtschaft. 
Im Rahmen der Notstandsarbeiten beziehungsweise „produktiven Erwerbslosen-
fürsorge“, wie es wenig später hieß, bewilligte der Dresdner Stadtrat 5,5 Millionen 
Mark für Straßen- und Kanalbauten, 2,1 Millionen Mark für Hochbauten und weite-
                                                 
751 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 19. öffentliche Sitzung vom 7.11.1918, S. 
608. 
752 Insgesamt mußten rund sechs Millionen Soldaten und drei Millionen Rüstungsarbeiter in die 
beginnende Friedensproduktion eingegliedert werden. Führer, Arbeitslosigkeit, S. 147. 
753 Dresdner Volkszeitung vom 19.12.1918. 
754 Dresdner Volkszeitung vom 12.2.1919; Thomas Kübler, Die Stadt in der Weimarer Republik und 
in der NS-Zeit (1918-1945), in: Dresden. Die Geschichte der Stadt, S. 199-234, hier S. 204. 
755 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 19. öffentliche Sitzung vom 7.11.1918, S. 
607. 
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re 900.000 Mark für Aufträge städtischer Betriebe.756 Zudem erhoffte sich die 
Stadtverwaltung mit der Forcierung des dringend notwendigen Kleinwohnungs-
baus dem brachliegenden Baugewerbe Impulse zu geben. 
Die Versorgung der Arbeitlosen erfolgte fortan nach reichsweit einheitlichen und 
gesetzlich festgelegten Bestimmungen. Die sozialdemokratische Regierung der 
Volksbeauftragten unter Friedrich Ebert knüpfte an eine Gesetzesvorlage der letz-
ten bürgerlichen Regierung an und verpflichtete mit der als Demobilisierungs-
maßnahme erlassenen „Verordnung über Erwerbslosenfürsorge“ vom 13. Novem-
ber 1918757 die Gemeinden, für arbeitsfähige und arbeitswillige Personen, die sich 
wegen kriegsbedingter Erwerbslosigkeit in bedürftiger Lage befanden, eine Für-
sorge einzurichten, die nicht den Rechtscharakter der Armenpflege haben durfte. 
Die von der jeweiligen Bedürftigkeit abhängigen Unterstützungsleistungen waren 
von besonderen gemeindlichen paritätischen Fürsorgeausschüssen unter unpar-
teiischer Leitung – in Dresden institutionalisiert im städtischen Kriegsfürsorgeamt – 
zu bewilligen. Die Unterstützung wurde in der Regel höchstens 26 Wochen ge-
währt und setzte eine Wartezeit von einer Woche voraus. Die Finanzierung erfolg-
te zu drei Sechsteln durch das Reich, zu zwei Sechsteln durch die Länder und zu 
einem Sechstel durch die Gemeinden.758 Damit führte man im Grunde genommen 
die im Rahmen der Kriegswohlfahrtspflege vielerorts betriebene Erwerbslosen-
fürsorge mit einigen Modifikationen über das Kriegsende hinaus einfach fort.759 
Zwar sollte die „Verordnung über Erwerbslosenfürsorge“ ursprünglich als Über-
gangsregelung bis zur Verabschiedung eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes 
nur zwölf Monate in Kraft bleiben. Doch vergingen bis zum Inkrafttreten des 
„Reichsgesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung“ (AVAG)760 
noch weitere neun Jahre, so daß die gemeindliche Erwerbslosenfürsorge mit Än-
derungen bis 1927 Gültigkeit besitzen sollte. Trotz des provisorischen Charakters 
war sie dennoch von grundlegender Bedeutung: Die Arbeitslosenunterstützung 
                                                 
756 Bernhard Blüher, Dresdens Stadtverwaltung nach der Revolution von 1918, in: Dresdner Kalen-
der 1920, S. 27-41, hier S. 30 f.; Kübler, Stadt, S. 204. 
757 Verordnung über Erwerbslosenfürsorge vom 13.11.1918, in: Reichsgesetzblatt 1918, S. 1305-
1308. 
758 Johannes Frerich / Martin Frey, Handbuch der Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland. 
Band 1: Von der vorindustriellen Zeit bis zum Ende des Dritten Reiches, München 1993, S. 196. 
759 Sachße / Tennstedt, Fürsorge und Wohlfahrtspflege, S. 95. 
760 Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 16.7.1927, in: Reichsgesetz-
blatt 1927/I, S. 187-220. 
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erfolgte nun erstmals nach reichseinheitlichen Kriterien und war endgültig von der 
Armenfürsorge abgekoppelt. 
Parallel zur Arbeitslosenhilfe sollte auch die von Gewerkschaften und Sozialde-
mokratie bereits seit der Vorkriegszeit eingeforderte einheitliche organisatorische 
Ausgestaltung der Arbeitsvermittlung unter den veränderten politischen Vorzei-
chen endlich umgesetzt werden. „Unternehmernachweise“, wie jener in Dresden, 
wurden durch die neuen Mehrheiten in den deutschen Stadtparlamenten beseitigt 
und nach fairen paritätischen und neutralen Prinzipien neu organisiert. Ab Februar 
1919 mußten Betriebe, wenn sie mehr als fünf offene Stellen zu verzeichnen hat-
ten, diese an die öffentlichen Nachweise melden.761 Im Mai 1920 wurde das zu-
nächst beim Reichsarbeitsministerium angesiedelte „Reichsamt für Arbeitsvermitt-
lung“ zur einer selbständigen Behörde für die Überwachung und den Ausgleich 
des Arbeitsmarktes bestimmt.762 Die Neustrukturierung des organisatorischen Un-
terbaus erfolgte schließlich durch das Arbeitsnachweisgesetz vom 22. Juli 1922.763 
22 Landesämter und 869 Arbeitsnachweise sollten eine reichsweit möglichst lük-
kenlose Arbeitsvermittlung gewährleisten.764 Als unmittelbare Folge konstituierte 
sich daraufhin der Zentralarbeitsnachweis der sächsischen Landeshauptstadt An-
fang April 1923 als „Öffentlicher Arbeitsnachweis Dresden und Umgebung“ neu.765  
Als Ergebnis dieser Entwicklung gelang es den kommunalen Arbeitsnachweisen, 
nicht nur ihre Vermittlungserfolge stetig zu erhöhen: „Von einem niedrigen Level 
schwang sich die sächsische öffentliche Arbeitsvermittlung binnen weniger Jahre 
zu großer Bedeutung auf.“766 Sie übernahmen in vielen Fällen auch die Aufgaben 
der Fürsorgeausschüsse und entwickelten sich so zur „Hauptinstanz der Erwerbs-
losenfürsorge“.767 Entgegen der ursprünglichen Intention erwies sich die Arbeits-
marktpolitik damit immer stärker als eine Domäne der Gemeindepolitik. Dies führte 
dazu, daß die Kommunen ihre Position scheinbar immer öfter zu ihrem Vorteil 
auszunutzen wußten. So beklagten verschiedene Landesbehörden, Gemeinden 
                                                 
761 Verordnung vom 17.2.1919, in: Reichsgesetzblatt 1919, S. 201. 
762 Verordnung vom 5.5.1920, Reichsgesetzblatt 1920, S. 376. 
763 Arbeitsnachweisgesetz vom 22.7.1922, in: Reichsgesetzblatt 1922/I, S. 657-675. 
764 Frerich / Frey, Handbuch, S. 198. 
765 Forberger, Arbeitsvermittlung, S. 97. 
766 Frie, Wohlfahrtsstaat und Provinz, S. 120. 
767 Führer, Arbeitslosigkeit, S. 230. 
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würden auf Kosten der Erwerbslosenfürsorge ihre Etats sanieren, indem sie Fälle, 
die eigentlich die kommunale Wohlfahrtspflege betreuen müßte, an die Erwerbs-
losenfürsorge überwiesen, für die zum größten Teil die Länder und das Reich auf-
kämen. Wiederholt würden auch reguläre städtische Bauvorhaben als Arbeitsbe-
schaffung deklariert, um so auch in diesem Falle die Personalkosten an die 
Erwerbslosenfürsorge abzuschieben.768 Die hier berührte Kostenfrage führte die 
ursprünglich als Provisorium gedachte Erwerbslosenfürsorge spätestens mit der 
wirtschaftlichen Krise 1923 an ihre Grenzen. Massen- und vor allem Dauerarbeits-
losigkeit machten eine Finanzierung der Arbeitslosenunterstützung aufgrund von 
Fürsorgeprinzipien kaum mehr möglich. Die Einführung einer Versicherung als 
Mittel zur Gegenfinanzierung war aber zu diesem Zeitpunkt wegen der hohen In-
flation kaum denkbar. Erst in der Blütezeit der „Goldenen Zwanziger“ stand ein 
Arbeitslosenversicherungsgesetz ernsthaft zur Debatte. Das nach langwierigen 
Verhandlungen am 7. Juli 1927 verabschiedete und Anfang Oktober desselben 
Jahres in Kraft getretene AVAG stellte die Arbeitslosenunterstützung auf die 
Grundlage des Versicherungsprinzips, löste zugleich die Arbeitsvermittlung aus 
der kommunalen Selbstverwaltung und überführte das Nachweiswesen in den Zu-
ständigkeitsbereich staatlicher Behörden. Als Trägerin der Arbeitslosenversiche-
rung und Arbeitsvermittlung wurde die als öffentlich-rechtliche Körperschaft mit 
autonomer Selbstverwaltung errichtete „Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung“ bestimmt, der 13 Landesämter und 361 Arbeitsämter 
unterstanden.769 Die Erwerbslosenfürsorge, die sich bereits während des Ersten 
Weltkrieges innerhalb der Fürsorge als Sondergebiet der Armenfürsorge aus-
differenziert und sich seit Begründung der Weimarer Republik zunehmend von 
den Fürsorgeprinzipien gelöst hatte, war damit in den Bereich der Sozial-
versicherung übergeleitet worden.770 
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Arbeitsvermittlung und Erwerbslosenfürsorge erfuhren unter den Bedingungen des 
Krieges einen grundlegenden Wandel. Die Impulse gingen dabei zunächst von 
den Kommunen aus. Dort einigten sich Stadtbeamte, Arbeitgeber und Gewerk-
schaften auf einen arbeitsmarktpolitischen Minimalkonsens. Zwar näherten sich 
die norddeutschen Staaten in ihrer Modernisierung des Nachweiswesens nun all-
mählich den süddeutschen Staaten an. Von einer strafferen und zentraleren Ar-
beitsvermittlung auf Landesebene war man aber bis 1916 noch weit entfernt. Im 
Königreich Sachsen erstickte die Konkurrenz zwischen einem sozialkaritativen 
und zentralstaatlichen Konzept der konservativen Staatsregierung und den eher 
dezentralen, flexiblen und arbeitsmarktfreundlichen Vorstellungen des Dresdner 
Arbeitgebernachweises jeden Reformansatz. Die Weichen für eine reichsweit ein-
heitliche Organisation des Arbeitsnachweises stellte schließlich die von der Hee-
resleitung im Dezember 1916 angeordnete restlose Mobilisierung von Mensch und 
Material und die damit erfolgte Unterstellung der zivilen Arbeitsvermittlung unter 
die militärische Verwaltung. Parallel dazu hatte sich in den Kommunen die Er-
werbslosenfürsorge – losgelöst von armenrechtlichen Prinzipien – vor allem in den 




2. Die Wohnungsfürsorge 
 
2.1. Wohnungspolitik als Sozialpolitik 
 
Die „Wohnungsfrage“ war „integraler Teil der sozialen Frage“771. Der Industriali-
sierungs- und Urbanisierungsprozeß des 19. Jahrhunderts hatte die Einwohner-
zahl der Städte explosionsartig ansteigen lassen. In der Folge florierte der Handel 
mit Grundstücken, Häusern und Wohnungen. Wilde Bodenspekulation, die das 
Angebot künstlich verknappte und rapide Preissteigerungen bewirkte, bestimmte 
im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts den liberalen Grundstücks- und Immo-
                                                 
771 Nipperdey, Arbeitswelt, S. 142. 
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bilienmarkt.772 Auch in Dresden verfielen viele Kleinunternehmer in „ungeheuerli-
cher Überschätzung der realen Entwicklungsmöglichkeiten“ in ein „wahres Speku-
lationsfieber“.773 Die Mieten selbst für kleine und hygienisch unzumutbare Woh-
nungen schnellten in die Höhe. Die „abnorme Steigerung der Bautätigkeit“774 kam 
erst 1905 zum Stehen, als die Spekulationsblase platzte und die Preise der völlig 
überbewerteten Grundstücke in den Keller stürzten. Die „Dresdner Grundstücks-
krisis“775 hatte ein Anwachsen der leerstehenden Wohnungen zur Folge, das erst 
gestoppt werden konnte, als der Stadtrat ein Bauverbot verkündete und die private 
Bauinitiative durch kommunale Regulative zu steuern suchte.776 In den folgenden 
Jahren erholte sich der Dresdner Grundstücks- und Wohnungsmarkt und lag 1913 
mit 1 Prozent sogar deutlich unter der Leerwohnungsziffer von 3 Prozent, die man 
als „Umzugsvorrat“ für ausreichend hielt (Hassesche Regel). 
Mit dieser allgemeinen Wohnungsfrage, die sich mit schichtenübergreifenden Pro-
blemen wie der Mietpreisbildung und Hygiene befaßte, ging eine besondere, näm-
lich die „Arbeiterwohnungsfrage“ einher.777 Die Mißstände in der Wohnungs-
versorgung zeigten sich in der Wohnsituation der städtischen Lohnarbeiter 
besonders deutlich.778 Die Arbeiter lebten vielfach in sogenannten Mietskasernen 
und waren auf Kleinwohnungen mit einem bis vier Zimmern, die nicht selten eng 
und schlecht beleuchtet waren, angewiesen. Die Miete war für Wohnungen dieser 
Art im Verhältnis zu solchen mit fünf oder mehr Zimmern um ein Vielfaches höher. 
Diese Tatsache lag vor allem in einem Mangel an Kleinwohnungen begründet. 
                                                 
772 Siehe dazu Clemens Wischermann, Mythen, Macht und Mängel. Der deutsche Wohnungsmarkt 
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778 Siehe dazu Lutz Niethammer / Franz Brüggemeier, Wie wohnten die Arbeiter im Kaiserreich?, 
in: Archiv für Sozialgeschichte 16 (1976), S. 61-134; Elisabeth Gransche / Franz Rothenbacher, 
Wohnbedingungen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 1861-1910, in: Geschichte und Ge-
sellschaft 14 (1988), S. 64-95. 
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(Der statistische Leerstand bezog sich überwiegend auf mittelgroße bis große 
Wohnungen.) Um 1900 lebten in Dresden rund 60 Prozent der Einwohner in Klein-
wohnungen. Insgesamt kamen in der arbeiterreichen Elbmetropole im Jahr 1890 
4,7 Einwohner auf eine Wohnung, 1900 waren es 4,4 und 1916 nur noch 3,6. Die-
ser Rückgang der Wohndichte war zum einen auf die Eingemeindung von städti-
schem Umland zurückzuführen. Zum anderen zahlte sich die umsichtige Baupla-
nung der Stadtverwaltung aus, die im Unterschied zu anderen Städten, wie 
beispielsweise Berlin, auf Vertikalbauweisen und Hinterhofbebauung verzichtete 
und statt dessen die weiträumigen Flächen nutzte, um ausladend zu bauen. Die 
Wohnsituation der Arbeiter unterschied sich jedoch kaum von der in anderen 
deutschen Großstädten. In den Wohnungen gab es oft kein Gas, kein elektrisches 
Licht, Wasser mußte aus dem Hausflur geholt werden. Die Norm, daß für drei Fa-
milien beziehungsweise zehn Personen ein Abort zur Verfügung stehen sollte, 
wurde nicht immer erfüllt. Die teuren Mieten zwangen die Bewohner, ein Zimmer 
an einen Untermieter oder ein Bett an einen sogenannten Schlafgänger zu verge-
ben.779 Schlechte hygienische wie sanitäre Bedingungen bei einer gleichzeitigen 
hohen Fluktuation von Mietern und Bekanntschaften machten die Arbeiter anfällig 
für Infektionskrankheiten. Krankheit bedrohte jedoch nicht nur die Existenz der 
Arbeiter, sie bedeutete zugleich den Verlust von Arbeitskräften und gefährdete 
somit in letzter Konsequenz die Gesamtwirtschaft.780 Die Lösung der Wohnungs-
frage war in toto eine gesamtgesellschaftliche Angelegenheit. 
Erste Ansätze einer „Wohnungsreform“ formulierten Sozialreformer wie Gustav 
Schmoller und Adolph Wagner bereits im Jahr 1872. Sie forderten ein Eingreifen 
des Staates in das liberale Baugewerbe, das sich für die Folgen seiner Woh-
nungspolitik nicht verantwortlich zeigte. In der Folgezeit gelang es vor allem dem 
„Verein für Socialpolitik“, die Öffentlichkeit für die Wohnungsfrage zu sensibilisie-
ren. Die Reformansätze kamen aber zunächst über eine rein wissenschaftliche 
Kontroverse nicht hinaus. Erst der 1898 von Karl von Mangoldt gegründete „Ver-
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ein Reichs-Wohnungsgesetz“ (später „Deutscher Verein für Wohnungsreform“) 
legte ein konkretes Konzept für eine alle bisherigen Bestrebungen integrierende 
Wohnungsreform vor. Die Wohnungsfrage sollte reichszentral durch ein umfang-
reiches Gesetzespaket gelöst werden. Auf den eigens ins Leben gerufenen „All-
gemeinen Deutschen Wohnungskongressen“ 1904 und 1911 wurden die Pläne 
eines Reichswohnungsgesetzes ausführlich diskutiert. Die entsprechenden Pro-
gramme für eine umfassende Wohnungsreform kamen auf der ersten und zweiten 
„Deutschen Wohnungskonferenz“ 1906 und 1912 schließlich zur Verabschiedung. 
Damit wurde der Verein die zentrale Sammelstelle aller Wohnungsreform-
bestrebungen. Mit dem hochgesteckten Ziel eines Reichswohnungsgesetzes 
scheiterte er jedoch. Zwar war die Wohnungsfrage mehrfach Gegenstand in den 
Plenarsitzungen des Reichstages, doch lehnte der Bundesrat Gesetzesinitiativen 
wiederholt ab. Im Jahr 1913 verwies Staatssekretär Delbrück die Wohnungsfrage 
endgültig in den Zuständigkeitsbereich der Bundesstaaten.781 
In Sachsen hatte der Landtag bereits im Jahr 1900 mit nationalliberal-
konservativer Mehrheit ein „Allgemeines Baugesetz“ verabschiedet. Dieses sollte 
sowohl dem Spekulantentum Grenzen setzen als auch die Einhaltung gesundheit-
licher Mindestnormen gewährleisten. Daß ausgerechnet die Liberalen ein solches 
Gesetz, welches die wichtigsten wohnungsreformerischen Forderungen aufgriff, 
mittrugen, hatte zweierlei Gründe. Einerseits drängte die rasche Urbanisierung im 
Königreich, andererseits besetzte man angesichts der sich zuspitzenden sozialpo-
litischen Situation im Königreich damit ein Thema, dessen sich die politisch isolier-
te Sozialdemokratie bisher nicht angenommen hatte. Das Gesetz legte den Kom-
munen die Verpflichtung, aber auch das Recht auf, eine eigene Wohnungspolitik 
zu betreiben. Wie andere Bundesstaaten des Deutschen Reiches delegierte der 
sächsische Staat die Verantwortung – auch was den fiskalischen Aspekt anbe-
                                                 
781 Zum Themenkomplex „Wohnungsreform“ siehe u. a. Clemens Zimmermann, Wohnen als sozial-
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langte – an die Kommunen.782 Neben der finanziellen Förderung der Baugenos-
senschaften und des staatlichen Wohnungsbaus „markiert das sächsische Bauge-
setz von 1900“, so die Schlußfolgerung C. Zimmermanns, „die Grenze dessen, 
was auf dem Weg von der bürgerlichen Wohnreform zur staatlichen Wohnungs-
politik im Kaiserreich erreichbar war.“783 
Die Wohnungspolitik der sächsischen Residenzstadt stand ganz im Schatten der 
Dominanz des 1867 gegründeten „Allgemeinen Hausbesitzervereins zu Dresden“. 
Nachdem dessen Vertreter in den 80er Jahren in das Stadtverordnetenkollegium 
einziehen konnten, ging die Fraktion mit „Leidenschaft und verletzende[r] Schärfe“ 
– wobei der Oberbürgermeister nicht selten „persönlich befehdet“ wurde – in Op-
position zum Stadtrat, der die finanziellen Privilegien der Hausbesitzer einzu-
schränken gedachte.784 Die Hausbesitzer gewannen zunehmend an Einfluß und 
konnten ihre ausschlaggebende Stellung nutzen, um bis in den Ersten Weltkrieg 
hinein die Wohnungs- und Bodenpolitik wesentlich mitzubestimmen, die Vergabe 
von städtischen Aufträgen zu beeinflussen und den gemeinnützigen Wohnungs-
bau zu blockieren.785 Vor allem ihre konsequente Ablehnung jedweder Liberalisie-
rung des Mietrechts rief in der Elbmetropole eine Gegenbewegung auf den Plan. 
Im Jahr 1883 konstituierte sich der „Allgemeine Mietbewohnerverein zu Dres-
den“.786 Gedacht als Abwehr gegen die Tätigkeit des Hausbesitzervereins, sollte 
der Verein „die bestimmende Rolle als einer der Wegbereiter der deutschen Mie-
terbewegung über viele Jahrzehnte hinweg“787 einnehmen. Die Vereinsmitglieder 
rekrutierten sich aus Handwerk, Handel und Gewerbe. Darüber hinaus engagier-
ten sich auch städtische Beamte in der Mieterbewegung. Mit Beginn des Ersten 
Weltkrieges verzeichnete der Verein einen Zulauf auch aus den sozialen Unter-
schichten. Die Mitgliederzahl stieg von rund 3.000 im Jahr 1900 auf über 12.000 
Ende 1917. Der Verein machte es sich zur Aufgabe, die gesamte Mieterschaft 
Dresdens über die drängende Wohnungsfrage zu informieren und deren Rechte 
                                                 
782 Zimmermann, Wohnungsfrage, S. 214-217. 
783 Ebd., S. 217. 
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und Interessen zu vertreten. Einen entscheidenden Erfolg errang die Mieter-
fraktion 1892, als mit der Verabschiedung der Gemeindesteuerordnung gegen den 
Willen der Hausbesitzer die ungeliebte Mietzinssteuer in Wegfall gebracht werden 
konnte. Zudem richtete der Verein einen kostenlosen Wohnungsnachweis ein und 
teilte standardisierte Mietverträge aus. Seit 1889 gab die Vereinsspitze ein eige-
nes Mitteilungsblatt heraus. 1915 erreichte die Dresdner Mieterzeitung eine Aufla-
genhöhe von 9.000 Exemplaren. Um die Jahrhundertwende war der Allgemeine 
Mietbewohnerverein zu Dresden der größte von insgesamt 50 Vereinen solcher 
Art im Deutschen Reich. Die breite Akzeptanz des Mietvereins resultierte in erster 
Linie aus der Fürsorge gegenüber seinen Mitgliedern. Ständig erweiterte man die 
Hilfsangebote für die Dresdner Mieter. So vermietete der Verein nicht nur eigene, 
preiswerte Wohnungen, er übernahm auch das Kostenrisiko bei Mietrechtsprozes-
sen und bot kulturelle wie gesellige Veranstaltungen an. 1913 kam schließlich der 
Vorsitz des 1900 gegründeten „Verbandes deutscher Mietervereine“ (später „Bund 
deutscher Mietervereine“) nach Dresden. Johannes Herrmann, der Vorsitzende 
des Dresdner Mietervereins, wurde zum Verbandsvorsitzenden gewählt. Von da 
ab sollte Dresden 30 Jahre lang „Miethauptstadt“ bleiben. 
Die Auseinandersetzung über die Wohnungsfrage in der deutschen Sozialdemo-
kratie wurde bestimmt von innerparteilichen Flügelkämpfen. Bis zur Jahrhundert-
wende galt Friedrich Engels Schrift „Zur Wohnungsfrage“ von 1872/73 als Leitlinie 
für den Umgang mit wohnpolitischen Fragen. Nach Engels war die Wohnungsnot 
nur ein „sekundärer Übelstand“ des kapitalistischen Systems. Eine Lösung der 
Wohnungsfrage ergebe sich zwangsläufig bei Abschaffung der kapitalistischen 
Produktionsweise. Bis dahin sei eine Beschäftigung mit dieser Thematik unnö-
tig.788 Erst als Sozialdemokraten in die Landes- und Stadtparlamente einzogen 
und dort an praktischer Reformarbeit mitwirkten, wurde das Engelssche Diktum 
sukzessive außer Kraft gesetzt. Vertreter des erstarkenden revisionistischen Flü-
gels, Kommunaltheoretiker wie Hugo Lindemann, Paul Hirsch und Albert Süde-
kum, forderten die Lösung des Wohnungsproblems auf der untersten politischen 
Ebene – in den Kommunalbürokratien.789 Sie favorisierten vor allem den Klein-
wohnungsbau in städtischer Regie und die Einrichtung von Mietergenossen-
                                                 
788 Friedrich Engels, Zur Wohnungsfrage, in: Marx-Engels-Gesamtausgabe, Band 18, Berlin (Ost) 
1962, S. 209-287. 
789 Teuteberg / Wischermann, Wohnalltag, S. 369 f. 
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schaften. Doch waren die Sozialdemokratische Partei und die Gewerkschaften 
nicht im Stande, ihre Forderungen offensiv zu vertreten beziehungsweise sich auf 
ein stringentes Gesamtkonzept zu verständigen. Vor allem verpaßten sie es, mit 
der Mieterbewegung – die freilich nicht überall so stark war wie in Dresden – eine 
Interessengemeinschaft zu bilden, mit der man in den Stadtparlamenten bezüglich 
der Wohnungsfrage politischen Druck hätte ausüben können. Die Interessen und 
Sorgen der Mieter – Alltagsprobleme – fielen aus der Aufgabenteilung zwischen 
der Partei, die sich um die Politik „im engeren Sinn“ kümmerte, und den Gewerk-
schaften, die ihre Aufgaben im Produktionsbereich verorteten, mehr oder weniger 
heraus.790 Der revisionistische Flügel der Sozialdemokraten scheiterte letzten En-
des damit, „sein reformistisches ‚Minimalprogramm‘ in die Praxis umzusetzen.“791 
Vielmehr blühte der Richtungsstreit bei Auseinandersetzungen über die Rolle der 
Baugenossenschaften und den Kleinwohnungsbau erneut auf. „Wohnungsbau als 
praktische sozialpolitische Aufgabe [und Lösungsansatz der Wohnungsfrage] wur-
de bis 1914 vom orthodoxen Parteiflügel nur marginal unterstützt, die Betonung 
des überregionalen Systemcharakters, in den die kommunale Politik gestellt war, 
blockierte [...] eine feste Verankerung dieses Bereiches in der Gesamtpartei.“792 
Wohnungspolitik sollte, wenn überhaupt, staatszentralistisch betrieben werden.  
In Dresden verfolgte der konservative Oberbürgermeister Beutler seit seinem 
Amtsantritt 1895 gemeinsam mit seinen sozialreformerisch gesinnten Partnern aus 
dem liberal-bürgerlichen Lager eine Politik des Ausgleichs. Beutler erkannte die 
Zeichen der Zeit und nahm sich der Probleme sowohl der Hausbesitzer als auch 
der Mieter an. So richtete er zum einen im Jahr 1900 eine städtische Grundrenten- 
                                                 
790 Adelheid von Saldern, Kommunale Wohnungs- und Bodenpolitik in Preußen 1890-1914, in: 
Rodriguez-Lores / Fehl, Kleinwohnungsfrage, S. 74-94, hier S. 77 f. 
791 Andreas Weiland, Die Arbeiterwohnungsfrage in der Sozialdemokratie und den Arbeitervereini-
gungen bis zur Jahrhundertwende, in: Rodriguez-Lores / Fehl, Kleinwohnungsfrage, S. 27-51, hier 
S. 28. Ausführlich heißt es zum Scheitern des Reformismus bezüglich der Wohnungsfrage an die-
ser Stelle: „Der vorgeblich dem Realitätsprinzip verpflichtete Reformismus in der Wohnungsfrage 
ist Bestandteil einer historischen Revision des Marxismus, die letztlich darauf hinausläuft, es sich in 
einem ‚verbesserten‘ Kapitalismus so gut wie möglich einzurichten, und zwar je nach der partikulä-
ren Position von Gruppen sowie einzelnen innerhalb der Arbeiterklasse; er ist durch die empirische 
Entwicklung der kapitalistischen Stadt bis heute und durch eine immer wieder in ihren Lösungsver-
suchen scheiternde reformerische Praxis widerlegt worden; nicht die Engelssche, sondern die re-
formerische Praxis entpuppt sich als illusionär. Dies ist nicht zuletzt deshalb der Fall, weil der Re-
formismus, sobald er aufhört, Teil einer am Ziel der Revolution orientierten Praxis zu sein, sich 
Stück für Stück, Schritt für Schritt in immer neue Widersprüche und Kompromisse verwickelt, die 
ihn letztlich darin hindern müssen und immer wieder daran gehindert haben, auch nur sein refor-
merisches ‚Minimalprogramm‘ in die Praxis umzusetzen.“ 
792 Zimmermann, Wohnungsfrage, S. 155. 
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und Hypothekenanstalt ein, die den Hausbesitzern zinsgünstige Kredite gewähren 
sollte.793 Zum anderen regelte er durch den Erlaß neuer Ortsgesetze das Woh-
nungspolizeiwesen neu. Nachdem das sächsische allgemeine Baugesetz 1900 
verabschiedet worden war, konnte die Stadtverwaltung einen neuen Baubauungs-
plan für die älteren Stadtteile erarbeiten. Außerdem wurde ein zweites Wasser-
werk errichtet und die Planung für den Bau einer Schwemmkanalisation in Angriff 
genommen.794 1905 trat schließlich eine Wohnungsordnung in Kraft, welche dazu 
bestimmt war, „die Beschaffenheit und die Benutzung aller Wohn- und Arbeits-
räume zu regeln, die dem regelmäßigen und dauernden Aufenthalt von Menschen 
tatsächlich dienen.“795 Zur Durchführung der Verordnung setzte die Stadt eine 
Wohnungsinspektion ein. 1910 hatte diese Handvoll städtischer Beamter in Dres-




2.2. Tendenzen staatlichen Mieterschutzes während des Ersten Weltkrieges 
 
Unmittelbar nach Kriegsbeginn überbrückten auch die Dresdner Hausbesitzer und 
Mieter scheinbar ihre Differenzen und traten dem Burgfrieden bei. Der Allgemeine 
Mietbewohnerverein verkündete in seinem Presseorgan: „Wir werden festhalten 
an unseren Zielen; wir wollen aber das Kriegsbeil jetzt begraben; es ist nicht die 
Zeit zu inneren Kämpfen“.797 Doch die Prophezeiung eines friedlichen Woh-
nungsmarktes erwies sich schon bald als „eklatante Fehleinschätzung“798. Unter 
den Bedingungen des Krieges traten die Konfliktlinien zwischen Hausbesitzern 
und Mietern besonders deutlich zutage. Vor allem der Standesdünkel der unnach-
giebigen Hausbesitzer stand einer Deeskalation der Situation im Weg. Viele Fami-
lien waren durch die Abwesenheit ihres Ernährers finanziell geschwächt. Auf die 
magere gesetzliche Familienunterstützung angewiesen, waren sie kaum noch in 
                                                 
793 Vgl. Dresdner Bürgerzeitung, Sondernummer vom 15.9.1915. 
794 Hoppe, Stadtverwaltung, S. 141. 
795 Pohle, Grundbesitz- und Wohnungsverhältnisse, S. 73. 
796 Statistisches Jahrbuch der Stadt Dresden 17 (1915), S. 34, 41. 
797 Dresdner Mieterzeitung 26 (1914), Nr. 9, S. 130. 
798 125 Jahre Mieterbewegung, S. 22. 
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der Lage, ihre Mieten, die ein Vierteljahr im voraus fällig waren, zu bezahlen. Nicht 
selten sahen sich die Frauen genötigt, aus Kostengründen in kleinere und billigere 
Wohnungen umzuziehen oder bei den Eltern zu wohnen. Da die Hausbesitzer und 
Vermieter auf den leeren Wohnungen sitzenblieben, sahen sie sich gezwungen, 
die Mieten zu erhöhen. In ihrem Mitteilungsblatt mit dem „irreführenden“799 Namen 
Dresdner Bürgerzeitung rechtfertigten sich die Hausbesitzer: 
„Auch der Hausbesitz hat Verbindlichkeiten, denen er pünktlich nachkommen muß; und mancher 
von ihnen befindet sich selber, zumal in jetziger Zeit, in gedrückten Verhältnissen, weil er seine 
Außenstände, insbesondere die Wohnungsmieten, nicht oder nicht ganz und namentlich nicht 
pünktlich hereinbekommt. Infolgedessen kann er auch seine Hypothekenzinsen, seine Steuern, 
seine Versicherungsprämien, die Unterhaltungs- und Herrichtungskosten seines Hauses usw. nicht 
bezahlen, oder höchstens teilweise.“800 
Nach einer offenkundig übertriebenen Selbsteinschätzung des Allgemeinen Haus-
besitzervereins stand der „größte Teil des deutschen Haus- und Grundbesitzes“ 
bereits Anfang 1915 „vor dem Ruin.“801 Deshalb hatte er wiedergeholt gefordert, 
daß die durch den Krieg entstandenen Verluste der Hausbesitzer diesen zu einer 
späteren Zeit zurückerstattet werden müßten.802 Dies wies der Mietbewohnerver-
ein mit Hinweis darauf zurück, daß die Hausbesitzer nicht die einzigen seien, die 
in dieser Zeit Entbehrungen erleiden müßten.803 Statt dessen sollten sich die Ver-
mieter kompromißbereiter zeigen und auf unfaire Vermietungspraktiken und unnö-
tige „Hausbesitzer-Härten“ verzichten.804 Doch die Hausbesitzer signalisierten kein 
Entgegenkommen. Vielmehr nutzen sie ihre Kontakte in die Kommunalbürokratie, 
um an oberster Stelle auf ihre „wirkliche Notlage“ aufmerksam zu machen und um 
Unterstützung zu ersuchen.805 Doch die Dresdner Hausbesitzer hatten sich bereits 
selbst unglaubwürdig gemacht. Jedes Kriegsjahr veranstaltete die Dresdner Bür-
gerzeitung eine Umfrage unter den Dresdner Hausbesitzern und Vermietern, die 
ermitteln sollte, wie hoch die Mietverluste eines jeden einzelnen seien. Mit dem 
                                                 
799 So die Dresdner Volkszeitung vom 28.5.1915. 
800 Dresdner Bürgerzeitung 37 (1914), Nr. 20, S. 235. 
801 Dresdner Bürgerzeitung 38 (1915), Nr. 3, S. 23. 
802 Dresdner Bürgerzeitung 37 (1914), Nr. 24, S. 278. 
803 Dresdner Mieterzeitung 27 (1915), Nr. 2, S. 18. 
804 Vgl. Dresdner Mieterzeitung 27 (1915), Nr. 3, S. 36 f. und Nr. 10, S. 150 f. 
805 So in einem Schreiben des Vorsitzenden des Allgemeinen Hausbesitzervereins zu Dresden, 
Baumeister Schümichen, an Oberbürgermeister Blüher vom 12.7.1917 (StA Dresden, 2.3.26, 
Kriegsunterstützungsamt, Nr. 28/1, „Zwischen-Aktenheft“, Bl. 22). 
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Ergebnis, so erhoffte man sich, könnten die Forderungen nach finanzieller Unter-
stützung empirisch untermauert werden. Die Teilnahme war jedoch regelmäßig so 
gering, daß Zeitungen wie die Dresdner Volkszeitung ganz richtig schlußfolgerten, 
die Lage der Hausbesitzer sei „bei weitem nicht so schlimm [...], wie in der Öffent-
lichkeit behauptet wurde.“806 
Der täglich ausgetragene Kleinkrieg an der „Wohnungsfront“, der nicht nur in der 
Residenzstadt tobte, beunruhigte das sächsische Innenministerium. 1916 monier-
te es in einem Schreiben an den Dresdner Oberbürgermeister Blüher, daß die 
Zwistigkeiten zwischen Kriegerfrauen und Hausbesitzern geeignet seien, „Unwillen 
im Lande zu erregen, sie können, wenn sie in den Schützengräben bekannt wer-
den, die Kampfesfreudigkeit der Truppen auf das schwerste beeinträchtigen, und 
müssen daher unter allen Umständen vermieden werden.“807 Um einer eben sol-
chen Situation vorzubeugen, hatte der Bundesrat bereits mit dem „Ermächti-
gungsgesetz“ vom 4. August 1914 bestimmt, daß Rechtsstreitigkeiten mit Beteili-
gung von Kriegsteilnehmern auszusetzen seien.808 Mieter, die Kriegsteilnehmer 
waren, konnten demnach bei Mietstreitigkeiten nicht zu Mietzahlungen oder zur 
Räumung der Wohnung verurteilt, ihre Familien also nicht der Wohnung verwiesen 
werden.809 Das Gesetz, durch welches sich der Hausbesitz in einen „außerordent-
liche[n] Notstand“810 versetzt sah, war nicht präzise genug gearbeitet und bot 
Hausbesitzern und Vermietern deshalb die Möglichkeit, für sie nachteilige Rege-
lungen zu umgehen. Hatte zum Beispiel neben dem Mann auch die Ehefrau den 
Mietvertrag unterschrieben, strengten die Hausbesitzer juristische Verfahren allei-
nig gegen die Ehefrau an. Außerdem nutzten die Vermieter die sogenannte „kas-
satorische Klausel“ in hypothekarischen Darlehensverträgen, um bei Mietrück-
                                                 
806 Dresdner Volkszeitung vom 22.4.1915. 
807 Schreiben des sächsischen Ministeriums des Innern an den Rat der Stadt Dresden vom 
3.5.1916 (StA Dresden, 2.3.26, Kriegsunterstützungsamt, Nr. 1/II, Bl.168). 
808 Gesetz über die Ermächtigung des Bundesrates zu wirtschaftlichen Maßnahmen und über die 
Verlängerung der Fristen des Wechsel- und Scheckrechtes im Falle kriegerischer Ereignisse vom 
4.8.1914, in: Reichsgesetzblatt 1914, S. 327 f. Siehe dazu auch Johann Kruschwitz, Mietunterstüt-
zungen und Einigungsämter in sächsischen Gemeinden aus Anlaß des Krieges, in: Freie Beiträge 
zur Wohnungsfrage in Sachsen, Heft 5, Dresden 1915, S. 3 f. 
809 Siehe hierzu und zum folgenden Frank Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft in Deutschland. 
Anfänge, Entwicklung und Wirkung vom Ersten bis zum Zweiten Weltkrieg, Frankfurt am Main 
1996, S. 1-6. 
810 Dresdner Bürgerzeitung 38 (1915), Nr. 1, S. 9. 
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ständen das Mobiliar der säumigen Mieter zu pfänden.811 Die größte Unzu-
länglichkeit des Gesetzes bestand schließlich darin, daß den Frauen mit dem To-
de ihres Mannes jeglicher Schutz verlustig ging. Doch nicht nur die Hausbesitzer 
suchten die Gesetzeslücken zu nutzen. Auch die Mieter mißbrauchten den gene-
ralisierten Rechtsschutz für Kriegsteilnehmer in einer Vielzahl von Fällen, indem 
sie trotz finanzieller Reserven die Mietzahlung einfach verweigerten. 
Die dringend erforderliche Gesetzesnovelle wurde im Januar 1915 auf den Weg 
gebracht. Der generelle Rechtsschutz wurde dahingehend eingeschränkt, als fort-
an bei Mietstreitigkeiten Gerichte zu entscheiden hatten, ob der Mieter solvent be-
ziehungsweise bedürftig und ob die Verweigerung von Mietzahlungen rechtens 
war. Verurteilungen von Mietern zu Mietzahlungen und Wohnungsräumungen wa-
ren damit wieder möglich geworden. Nicht zu Unrecht wetterte die sozialdemokra-
tische Presse, die Neuregelung benachteilige die Mieter. Denn in der Tat war bei 
der Beurteilung der finanziellen Situation der Mieter durch die Prozeßrichter jenen 
ein breiter Ermessensspielraum gegeben. Zudem bleibt die Vermutung, daß die 
Standesnähe zwischen Richtern und Hausbesitzern der objektiven Entscheidungs-
findung nicht gerade förderlich war.812 
Angesichts der aufgeheizten Stimmung zwischen Mietern und Vermietern drohten 
die städtischen Gerichte von einer Prozeßlawine überrollt zu werden. Die Anru-
fung eines Gerichts bei Mietstreitigkeiten sollte nach Auffassung des Bundesrates 
jedoch nur in schwierigen Fällen erfolgen. Parallel zur Gesetzesnovelle gab man 
den regionalen und lokalen Behörden deshalb mit der „Bekanntmachung betref-
fend Einigungsämter“ vom 15. Dezember 1914813 die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen vor, um vor Ort spezielle Schlichtungsstellen einrichten zu können. Solche 
Mieteinigungsämter existierten in einigen deutschen Städten bereits vor dem 
Krieg. Mieter, Vermieter, Hypothekenschuldner und Hypothekengläubiger konnten 
unter Strafandrohung gezwungen werden, vor dem Amt zu erscheinen. Darüber 
hinaus waren die Mieter zur Auskunft von sachdienlichen Informationen verpflich-
tet. Der Bundesrat verfolgte mit diesen Maßnahmen das Ziel, dort lindernd auf so-
                                                 
811 Dresdner Bürgerzeitung 37 (1914), Nr. 20, S. 234; Dresdner Mieterzeitung 26 (1914), Nr. 11, S. 
156. 
812 Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 7 ff. 
813 Bekanntmachung betreffend Mieteinigungsämter vom 15.12.1914, in: Reichsgesetzblatt 1914, 
S. 511 f. 
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ziale Konflikte einzuwirken, wo die Wohndichte besonders hoch war, nämlich in 
den rüstungsrelevanten Industriezentren des Deutschen Reiches. Doch auch die 
kriegswirtschaftlich unbedeutenden Kommunen zeigten ein lebhaftes Interesse 
daran, den Wohnungsmarkt stabil zu halten. Für die überwiegende Mehrzahl der 
deutschen Städte und Gemeinden war es überlebenswichtig, den Haus- und 
Grundbesitz als Wirtschaftsfaktor zu erhalten. „Eine Krise, die die bis dahin all-
gemein für solide gehaltenen ersten Hypotheken gefährdete, hätte eine außer-
ordentliche Erschütterung nicht nur des Hypothekenwesens und des Haus- und 
Grundbesitzerstandes, sondern des gesamten Kreditsystems bedeutet.“814 
Um einer möglichen Finanzkrise entgegenwirken zu können, ergriffen die kommu-
nalen Träger schon unmittelbar nach Kriegsbeginn eigenständig erste Maßnah-
men. In Dresden folgte Oberbürgermeister Beutler einer Anregung des Allgemei-
nen Hausbesitzervereins und initiierte die Gründung einer Mietdarlehenskasse. In 
einem Gründungsaufruf erklärte er, der städtische Hausbesitz erleide nicht nur 
aufgrund der Einberufungen von Mietern zum Kriegsdienst, sondern auch durch 
den wirtschaftlichen Niedergang von Handel und Gewerbe erhebliche Mietrück-
stände und -ausfälle. Die Haus- und Grundstücksbesitzer müßten aber den Forde-
rungen der Hypothekengläubiger unbedingt nachkommen, denn ein Ausbleiben 
der Hypothekenzinsen würde den Realkredit gefährden. Darüber hinaus betrüge 
das jährliche Gesamtmietaufkommen in Dresden rund 62 Millionen Mark und bilde 
damit für die Stadtkasse eine wichtige Steuereinnahmequelle.815 Die Kredite der 
Mietdarlehenskasse sollten Haus- und Grundstücksbesitzern zugute kommen, die 
nicht in der Lage waren, ihre Hypothekenzinsen zu zahlen, Mietern insbesondere 
von Gewerbeflächen Vorschüsse gewähren und Grundstücksgläubigern fällige 
Raten vorstrecken. Die am 26. September 1914 ins Handelsregister eingetragene 
„Dresdner Mietdarlehenskasse AG“ war mit einem Grundkapital von 1 Million Mark 
ausgestattet, das zur einen Hälfte von städtischen Institutionen wie der Sparkasse 
und der Grundrenten- und Hypothekenanstalt beigesteuert und zur anderen von 
den Hausbesitzern als Aktien gezeichnet wurde.816 In dem 17-köpfigen Aufsichts-
rat hielten sich konservative Honoratioren und hausbesitzkritische Nationalliberale 
                                                 
814 Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 10. 
815 Aufruf zur Gründung einer Dresdner Mietdarlehenskasse, in: Sitzungsberichte der Stadtverord-
neten zu Dresden, 23. öffentliche Sitzung vom 10.9.1914, S. 828 f. 
816 Ebd. Siehe auch Dresdner Anzeiger vom 9.9.1918. 
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die Waage.817 Neben einem christlichen Gewerkschaftler war mit dem Dresdner 
SPD-Vorstand Viktor Braune zudem ein sozialdemokratisches „Schwergewicht“ 
vertreten. Braune war einer der ersten Sozialdemokraten, die 1906 in das Dresd-
ner Stadtverordnetenkollegium eingezogen waren. Er war Mitglied im städtischen 
Finanzausschuß und im gemischten Ausschuß für Wohlfahrtspolizeiwesen, öffent-
liche Gesundheitspflege und Förderung des Hochschulwesens. Als erstes SPD-
Mitglied in Dresden sollte er 1916 zum unbesoldeten Stadtrat ernannt werden.818 
Die Hausbesitzer waren durch den Vorsitzenden des Hausbesitzervereins, Bau-
meister Schümichen, und eine weitere Person ebenfalls im Aufsichtsrat der Miet-
darlehenskasse vertreten. Doch für die Hausbesitzer blieb die „segensreiche Wir-
kung dieses Institutes“819 aus. Dies lag vor allem daran, daß die Kreditvergabe 
nach strengen und für den Hausbesitz unerwarteten Vorgaben erfolgte. Praktisch 
funktionierte die finanzielle Unterstützung in dem Sinne, daß die Darlehenskasse 
die fällige Miete einzog, dann den Fehlbetrag ausglich und den vollständigen 
Mietbetrag schließlich an den Vermieter überwies. Der erhoffte finanzielle Spiel-
raum blieb für die Hausbesitzer aus. Ihrer Auffassung nach verfehlte die Darle-
henskasse ihr Ziel, wenn sie nur solchen Hausbesitzern Hilfe gewährte, denen 
„bereits der Strick um den Hals [liege].“820 Als Anteilseigner befürworteten die 
Hausbesitzer im Hinblick auf die Gewinnausschüttung eine lockere Handhabung 
der Kreditvergabe. Im Dezember 1914 brachte die Hausbesitzerfraktion deshalb 
im Stadtverordnetenkollegium einen von den Konservativen unterstützten Antrag 
auf Satzungsänderung der Mietdarlehenskasse ein. Nach einer lebhaften Debatte 
wurde der Antrag schließlich mit einer knappen sozialliberalen Mehrheit abge-
lehnt.821 Den Dresdner Hausbesitzern versetzte diese Abstimmung einen harten 
Schlag. Noch geraume Zeit später bedauerten sie, daß die Mietdarlehenskasse 
„nur aus Parteigründen mangelhaft ausgebaut worden sei.“822 Für die Sozialde-
mokraten dagegen war die Beibehaltung der geübten Kreditvergabepraxis ein 
                                                 
817 Dresdner Mieterzeitung 26 (1914), Nr. 10, S. 136 f. 
818 Bernhard Rackwitz, Biographischer Anhang zur Geschichte der Stadtverordneten zu Dresden 
1837-1947, Band 1, Dresden 1949, S.101. 
819 Dresdner Bürgerzeitung 37 (1914), Nr. 23, S. 269. 
820 Dresdner Bürgerzeitung 38 (1915), Nr. 16, S. 143. 
821 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 31. öffentliche Sitzung vom 10.12.1914, S. 
1031-1046. 
822 Dresdner Bürgerzeitung 38 (1915), Nr. 16, S. 143. Siehe auch Dresdner Anzeiger vom 8.11. 
1915. 
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nennenswerter Erfolg, denn mit ihr blieb ein „wesentlicher Schutz der Mieter“823 
garantiert. Ganz anders lagen die Dinge dagegen in Leipzig. Hier bestimmten die 
bei den Sozialdemokraten als „Hausagrarier“ verrufenen Haus- und Grundbesitzer 
die Wohnungsfürsorge entscheidend und zu ihrem Gunsten mit. Schon 1915 kam 
es deshalb in der Messestadt zu scharfen sozialen und politischen Auseinander-
setzungen.824 
Der durch die Hausbesitzer und Vermieter offen bekundete Mißmut über die Ge-
schäftspraktiken der Mietdarlehenskasse bedeutete keineswegs, daß der städti-
sche Haus- und Grundbesitz nun in Not geriet825 oder gar die Dresdner Finanz-
wirtschaft bedroht war. In welcher Weise der Hausbesitz mit maßloser Über-
treibung in der Öffentlichkeit agierte, zeigte sich, als der Vorsitzende des Allge-
meinen Hausbesitzervereins auf einer Vereinsversammlung seine Freude darüber 
zum Ausdruck brachte, „daß die Dresdner Hausbesitzer so gut situiert seien, um 
die Hilfe der Mietdarlehenskasse nicht nötig zu haben. [...] Auch von den Mieter-
kreisen müsse gesagt werden, daß sie im großen und ganzen ihren Verpflichtun-
gen getreulich nachgekommen“826 sind. Daß letzteres in der Tat zutraf, verdankte 
der Hausbesitz vor allem dem Engagement der Wohltätigkeitsorganisationen. Die 
Kriegsorganisation Dresdner Vereine unterstützte seit Beginn des Krieges säumi-
ge Mieter mit finanziellen Beihilfen. Wie im Zusammenhang mit der Familienunter-
stützung bereits geschildert, wurde die Mietbeihilfe für Angehörige von Kriegsteil-
nehmern Anfang des Jahres 1916 teilweise in das Haushaltsplansystem des 
städtischen Kriegsunterstützungsamtes übernommen. Der Kriegsorganisation ob-
lag dagegen weiterhin die Unterstützung all derjenigen, die nicht von der gesetzli-
chen Familienunterstützung erfaßt wurden. In erster Linie waren dies Arbeits- und 
Erwerbslose, aber auch Kleingewerbetreibende und Künstler.  
Mit der Gewährung von Mietbeihilfe verfolgte die Stadt vor allem zwei Ziele. Zum 
einen sollte sie ergänzend zur Familienunterstützung als soziale Befriedungsmaß-
nahme wirken, zum anderen den Haus- und Grundbesitz liquid halten. Beide Ziele 
                                                 
823 So der sozialdemokratische Stadtverordnete Hugo Krüger, Sitzungsberichte der Stadtverordne-
ten zu Dresden, 31. öffentliche Sitzung vom 10.12.1914, S. 1042. 
824 Brandmann, Klassenkampf, S. 191-194. 
825 So kam 1917 auch Hugo Lindemann, Die deutsche Stadtgemeinde im Krieg, Tübingen 1917, S. 
43, zu dem Urteil, „daß der Notstand der Dresdner Hausbesitzer nicht sehr groß gewesen sein 
kann.“ 
826 Dresdner Bürgerzeitung 38 (1915), Nr. 7, S. 67. 
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drückten sich auch in dem Bestreben des Kriegsunterstützungsamtes aus, Miet-
schulden von Kriegsunterstützungsempfängern möglichst zu tilgen, indem es bei 
kleineren Beträgen unter 120 Mark zwei Drittel der Gesamtsumme dem Hauswirt 
erstattete, wenn dieser sich bereit zeigte, das letzte Drittel zu erlassen. Nach 
demselben Muster gingen die Beamten auch bei nicht eingehaltenen Zahlungs-
verpflichtungen des Hypothekenschuldners gegenüber seinem Hypothekengläubi-
ger vor.827 Die Entschuldungsoffensive wirkte in dem Sinne sozial befriedend, als 
der Haushalt der Kriegerfamilie bei Heimkehr des Familienoberhauptes – so hoffte 
man – schuldenfrei sein würde.828 Die Hausbesitzer wiederum erhielten finanzielle 
Planungssicherheit.  
 
Tabelle 16: Mietbeihilfen der Stadt Dresden 







1914 109.427,00 – – – – 
1915 1.290.500,00 – 1.019,00 88.919,38 – 
1916 – 472.667,15 41.331,15 189.454,23 ca. 3.000.000,00
1917 – 537.892,52 16.042,00 283.423,16 ca. 3.000.000,00
1918 – 569.186,83 8.221,75 286.601,70 ca. 3.000.000,00
1919 – 69.048,00 515,00 44.632,80 – 
Summe 1.399.927,00 1.648.794,50 67.128,90 893.031,27 ca. 9.000.000,00
Gesamt ca. 13.008.881,67 
 
Mit Maßnahmen wie der Errichtung einer Mietdarlehenskasse und der individuel-
len Unterstützung Bedürftiger durch Mietbeihilfen gelang es der Stadtverwaltung 
zunächst, die nach Kriegsbeginn entstandenen Friktionen auf dem Wohnungs-
markt weitgehend zu entschärfen. Oberbürgermeister Beutler hielt die Lage sogar 
für stabil genug, um auf die Gründung eines Mieteinigungsamtes gemäß der Bun-
                                                 
827 Grundsätze für die Tilgung von Mietschulden, Stand November 1916 (StA Dresden, 2.3.26, 
Kriegsunterstützungsamt, Nr. 26/I, Bl. 171). 
828 So hatte der Dresdner Spar- und Bauverein das Kriegsunterstützungsamt in einem Schreiben 
vom 27.9.1916 (StA Dresden, 2.3.26, Kriegsunterstützungsamt, Nr. 26.1/I, Bl. 143) auf die mögli-
chen Folgen einer massenhaften Verschuldung von Kriegerfamilien aufmerksam gemacht: „Bei 
einigen Mietern ist die Mietschuld bereits auf mehrere Hundert Mark angelaufen. Diese Tatsache 
wird den einst vom schweren Ringen heimkehrenden Krieger wenig erfreuen; anstatt einen geord-
neten Haushalt [sic!], findet er Mietschulden vor, an denen er auf Jahre gebunden ist abzuarbeiten 
und abzuzahlen. Der Lebensmut wird dem Heimkehrenden durch die vorfindenden Tatsachen so-
fort genommen.“ 
829 Zahlen nach Schlußbericht über die Tätigkeit der Kriegsorganisation, S. 27. 
830 Zahlen hochgerechnet nach vereinzelten monatlichen Abrechnungsbelegen (StA Dresden, 
2.3.26, Kriegsunterstützungsamt, passim). 
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desratsverordnung vom 15. Dezember 1914 zu verzichten.831 Unterstützt wurde 
Beutler bei diesem Vorhaben vom örtlichen Hausbesitzerverein. Während reichs-
weit der deutsche Haus- und Grundbesitz vehement Mieteinigungsämter forder-
te,832 lehnten die Dresdner Hausbesitzer eine solche Institution ab. Ihrer Meinung 
nach konnte ein solches Amt nicht sachlich arbeiten, weil in der Regel Krieger-
frauen als Vertreter der Mietparteien aufgetreten wären, „Frauen aber pflegen die 
Dinge meist vom Gefühlsstandpunkte aus zu betrachten und appellieren auch 
mehr an das Gefühl, als an den ruhigen abwägenden Verstand, so daß eine Ver-
ständigung manchmal sehr erschwert wird.“833 Zudem seien schon die zu Frie-
denszeiten in einigen deutschen Städten existierenden Einigungsämter oftmals 
„agitatorisch ausgenutzt“ worden. Vor allem aber sei ein Mieteinigungsamt „insbe-
sondere für die hiesigen Verhältnisse gar nicht geeignet“.834 Diese Aussage wirft 
ein schlagendes Licht auf die tatsächliche Lage des Dresdner Hausbesitzes. Wäh-
rend in anderen deutschen Großstädten Haus- und Grundbesitzer die Einigung-
sämter als dringend notwendige Maßnahme begrüßten, um durch Vermittlung der 
Stadt an überlebenswichtige Mieten zu gelangen, sah man dagegen in Dresden 
seine auskömmliche Lage durch ein solches Amt eher gefährdet. Zwar äußerten 
auch die Dresdner Hausbesitzer ihren Wunsch nach friedlicher Koexistenz zwi-
schen Mietern und Vermietern insbesondere in der „Jetztzeit“ und befürworteten 
deshalb im Grundsatz Instanzen, die bei Streitigkeiten zwischen den Parteien 
vermitteln sollten. Dafür aber müsse ein „unparteiisches Forum“ geschaffen wer-
den. Ein solch objektives Gremium sei aber, so die Dresdner Bürgerzeitung, einzig 
der Allgemeine Hausbesitzerverein.835 
Für die Schaffung eines städtischen Mieteinigungsamtes sprachen sich im Stadt-
verordnetenkollegium dagegen Vertreter des Mietbewohnervereins, Sozialdemo-
kraten und Nationalliberale aus. Für erstere stand der Schutz der Mieter und die 
Stärkung ihrer Rechte im Vordergrund. Gleiches vertrat auch die sozialdemokrati-
sche Fraktion. Klassenkämpferisch trat sie hier klar gegen den Kapitalismus der 
reaktionären „Hausagrarier“ auf. Wortführer der Nationalliberalen in dieser Sache 
                                                 
831 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 12. öffentliche Sitzung vom 10.6.1915, S. 
309 ff. 
832 Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 23 f. 




war der dem Wirtschaftsflügel der Partei zuzuordnende Johannes März, der zu-
gleich Syndikus des Verbandes Sächsischer Industrieller und Vorstand der mit der 
Arbeits- und Erwerbslosenunterstützung beauftragten Gruppe III der Kriegsorgani-
sation Dresdner Vereine war. Da ein Ende des Krieges und die weiteren Auswir-
kungen auf den Wohnungsmarkt nicht vorhersehbar seien, plädierte März für ein 
Mieteinigungsamt, damit „Reibungs- und Differenzpunkte auch in wirtschaftlicher 
Beziehung möglichst beseitigt“ beziehungsweise vorgebeugt werden könnten.836 
Trotz dieser breiten Front von Befürwortern hielt Beutler an seinem Standpunkt 
fest, die Schlichtungsstelle der Gruppe I der Kriegsorganisation genüge, um bei 
Mietstreitigkeiten zu vermitteln. Ein zusätzliches Einigungsamt hielt er angesichts 
der wenigen Mietstreitigkeitsfälle für überflüssig. Dennoch griff der Dresdner 
Oberbürgermeister eine Anregung der Kreishauptmannschaft Dresden auf und 
beauftrage den „Verein für öffentliche Rechtsauskunft“, im Bedarfsfall als Schlich-
tungsstelle zu fungieren.837 Mit diesem Kompromiß machte er zugleich der kon-
servativen Fraktion Zugeständnisse, die im Plenum die Befürchtung ausgedrückt 
hatte, „daß wir [mit den Mieteinigungsämtern] eine Art Sondergerichte schaffen 
und daß wir dem Stande der Rechtsanwälte wieder einmal das Brot wegneh-
men.“838 Einen im Stadtverordnetenkollegium mit breiter sozialliberaler Mehrheit 
angenommenen Antrag auf Errichtung eines Mieteinigungsamtes nahm der kon-
servativ dominierte Stadtrat zwar zur Kenntnis, folgte ihm aber nicht.839 Statt eines 
paritätisch aus Mietern, Vermietern und Juristen zusammengesetzten Gremiums, 
wie es die unverbindliche Bundesratsverordnung vorsah, schlichteten nun einzig 
Richter und Anwälte die Mietstreitigkeiten. Ob es die offenkundige Standesnähe 
der Juristen zu den Hausbesitzern war, welche die vornehmlich aus Arbeiterkrei-
sen stammenden Hilfesuchenden davon abhielt, beim Verein für öffentliche 
Rechtsauskunft Rat zu suchen, oder ob es tatsächlich kaum Mietstreitigkeiten ge-
                                                 
836 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 31. öffentliche Sitzung vom 10.12.1914, S. 
1043. 
837 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 12. öffentliche Sitzung vom 10.6.1915, S. 
309 f. 




geben hat, muß dahingestellt bleiben. Jedenfalls kamen im Jahr 1915 nur 496 Fäl-
le zur Verhandlung, von denen 405 zum Vergleich gelangten.840 
Die wohnungsmarktpolitischen Maßnahmen der Stadtverwaltung erwiesen sich 
auch längerfristig als erfolgreich. Jedenfalls sind für den Zeitraum bis Ende 1917 
kaum Berichte über etwaige Mietstreitigkeiten zu verzeichnen. Bestätigt wird diese 
Vermutung durch eine Aussage Emil Nitzsches, der zu Beginn des Jahres 1918 
konstatierte, „daß zwischen den Mietern und Hausbesitzern in Dresden erträgliche 
Zustände bestünden“.841 Seiner Meinung nach sei dies insbesondere auf die mas-
sive Mietsubvention, die im Verlaufe des Krieges eine Gesamtsumme von über 13 
Millionen Mark erreichen sollte, zurückzuführen.842 Das so durch finanzielle Aus-
gleichszahlungen künstlich hergestellte Gleichgewicht auf dem Wohnungsmarkt 
geriet erst aus der Balance, als nicht nur in Dresden, sondern bei der überwiegen-
den Mehrheit der deutschen Städte und Gemeinden die bereits von vielen Woh-
nungsreformern und Kommunalexperten vorausgesagte Wohnungsnot eintrat, 
über deren Ursachen und Auswirkungen das folgende Kapitel berichten wird. Der 
Mangel vor allem an Kleinwohnungen hatte eine erhöhte Nachfrage zur Folge, auf 
welche die Vermieter mit Mietpreissteigerungen reagierten. Nicht wenige Hausbe-
sitzer kündigten den Mietern fristlos, um ihre Wohnungen zu einem teuren Miet-
zins anzubieten. Die Spannungen und Friktionen zwischen Mietbewohnern und 
Hausbesitzern nahmen erneut zu. Dabei war gerade im Hinblick auf die forcierte 
Produktion von Kriegsbedarf ein einvernehmliches Miteinander zwischen den Par-
teien unbedingt erforderlich. Denn dringend benötigte Arbeitskräfte strömten aus 
ländlichen Gebieten in die kriegswirtschaftlichen Betriebe der Großstädte. Da die-
se ein verhältnismäßig höheres Einkommen hatten als nicht in der Kriegswirtschaft 
Tätige, verdrängten sie die ärmeren Familien sukzessive aus den Wohnungen. 
Die Lösung dieses Problems war demnach sowohl im Hinblick auf die Wahrung 
des sozialen Friedens als auch wirtschaftspolitisch dringend notwendig. Zwei Mög-
lichkeiten boten sich dafür an: gesetzliche Regelungen und Wohnungsbau. 
Da der Wohnungsbau Domäne der Kommunen war, begegnete der Bundesrat der 
Herausforderung mit gesetzgeberischen Maßnahmen. Mit der am 26. Juli 1917 er-
lassenen „Verordnung zum Schutz der Mieter“ wurden die Befugnisse und Ein-
                                                 
840 Dresdner Mieterzeitung 28 (1916), Nr. 6, S. 82. 
841 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 2. öffentliche Sitzung vom 24.1.1918, S. 40. 
842 Vgl. ebd. 
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griffsmöglichkeiten der Einigungsämter erweitert. Die Mieteinigungsämter konnten 
fortan darüber richten, ob die Kündigung des Mietvertrages rechtens sei und sie 
gegebenenfalls für unwirksam erklären. Dabei war es ihnen nicht nur möglich, sich 
über die Bestimmungen des Mietvertrages hinwegzusetzen, sondern ihr Urteil war 
darüber hinaus unanfechtbar, d. h. es gab keine Berufungsmöglichkeit. Dennoch 
blieben auch die Rechte der Hausbesitzer nicht unberücksichtigt. Das paritätisch 
aus dem Mieter beziehungsweise einem Vertreter der Mietpartei, dem Vermieter 
und einem Juristen zusammengesetzte Gremium hatte die wirtschaftliche Situati-
on der Hausbesitzer zu prüfen und die Zulässigkeit der Mieterhöhung oder Kündi-
gung abzuwägen. Nur bei einer unangebrachten Mitzinssteigerung oder Mietver-
tragskündigung sollte es von seinem Recht Gebrauch machen.843  
Inwieweit sich die jeweiligen Mieteinigungsämter an die Bundesratsverordnung zu 
halten hatten, bestimmten die zuständigen Landesbehörden. Diese hatten auch 
die Befugnis, in Gemeinden, in denen noch kein Einigungsamt existierte, dessen 
Errichtung anzuordnen.844 Auch der Dresdner Stadtrat folgte einer Empfehlung der 
sächsischen Landesbehörden und gab im Januar 1918 die Gründung eines Miet-
einigungsamtes bekannt.845 Konservative und Hausbesitzer hatten sich diesmal 
mit ihren Bedenken beim Oberbürgermeister kein Gehör verschaffen können. Der 
seit 1915 amtierende nationalliberale Bernhard Blüher nahm sich der Mehrheit im 
Stadtverordnetenkollegium an und stattete das Mieteinigungsamt mit allen Befug-
nissen der Bundesratsverordnung aus. Des weiteren wurden Gewerkschafts-
vertreter und Arbeitersekretäre als Vertreter der Mieter zugelassen.846 Während 
der Dresdner Mietbewohnerverein und die Sozialdemokraten das Einigungsamt 
als längst überfällige Maßnahme begrüßten,847 lehnte der Allgemeine Hausbesit-
zerverein die Mieterschutzverordnung als „Eingriff in das freie Bestimmungsrecht 
des Hausbesitzers“848 ab. Wieder suchten die Vermieter Lücken in der Gesetz-
gebung, um für sie nachteilige Regelungen zu umgehen. So vermieden die Haus-
besitzer Kündigungen, indem sie Mietverträge auf einen äußerst kurzen Zeitraum, 
                                                 
843 Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 59 f. 
844 Ebd., S. 64 f. 
845 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 2. öffentliche Sitzung vom 24.1.1918, S. 
37 f. 
846 Ebd., S. 37-40. 
847 Dresdner Mieterzeitung 30 (1918), Nr. 2, S. 10; Dresdner Volkszeitung vom 1.3.1918. 
848 Dresdner Bürgerzeitung 40 (1917), Nr. 15, S. 116. 
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in der Regel auf einen Monat, befristeten. Mit Abschluß eines neuen Mietvertrages 
konnten die Vermieter dann den Mietzins erhöhen, ohne dafür belangt zu werden. 
Außerdem hielten die Hausbesitzer das Wohnraumangebot bewußt knapp, indem 
sie das Untervermieten von Zimmern in ihren Häusern verboten.849 Zudem muß-
ten Mieter, die das Einigungsamt anriefen, mit Schikanen oder späteren Kündi-
gungen durch den Vermieter rechnen. Die benachteiligten Mieter sahen aber nicht 
nur deshalb von einer Anrufung des Mieteinigungsamtes ab. Viele befürchteten, 
daß der vermittelnde Jurist für die Belange des Hausbesitzers mehr Verständnis 
aufbringen und die Verhandlung zu Ungunsten des Mieters ausfallen könnte.850 
Ob dies in Dresden konkret der Fall war, läßt sich nicht nachweisen. Die Dresdner 
Volkszeitung führte die mangelnde Resonanz des Mieteinigungsamtes der Resi-
denzstadt schlicht auf die schlechte Informationspolitik der Stadtverwaltung zu-
rück. Das sozialdemokratische Blatt beklagte sich, daß in den ersten sechs Mona-
ten seines Bestehens das Einigungsamt lediglich 800 Fälle, von denen die Mehr-
zahl ungerechtfertigte Kündigungen betrafen, verhandelt habe, von denen 500 zur 
gütlichen Einigung gelangt seien. In 189 Fällen sei es zu einer Entscheidung ge-
kommen, wobei 145 zugunsten des Antragstellers ausfielen.851 
Die Mieterschutzverordnung von Juli 1917 griff angesichts der sich zuspitzenden 
Wohnungsmarktsituation – Wohnungsmangel und Mietpreissteigerung – zu kurz. 
Die Bedeutung der Marktposition des Mieters tendierte zunehmend gegen Null.852 
Am 23. September 1918 erließ der Bundesrat deshalb eine weitere „Bekanntma-
chung zum Schutz der Mieter“.853 Die Mieteinigungsämter konnten künftig Mietver-
träge von sehr kurzer Dauer ohne vorausgegangene Kündigung eigenmächtig um 
bis zu ein Jahr verlängern. Die Miete sollte so für den Bewohner stabil und bere-
chenbar bleiben. Darum mußten Vermieter angestrebte Mieterhöhungen nunmehr 
auch beim Mieteinigungsamt anmelden, das befugt war, ungerechtfertigte Miet-
preissteigerungen zu untersagen. Um potentiellen Wohnraum effektiv auszunut-
zen, oblag dem Einigungsamt ferner die Genehmigung zur Untervermietung.854 Mit 
                                                 
849 Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 74 f., 80. 
850 Ebd., S. 69. 
851 Dresdner Volkszeitung vom 21.9.1918. 
852 Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 79. 




der Maßnahme, daß Hausbesitzer überhaupt jede Neuvermietung melden muß-
ten, sollte den Kommunen mehr Gestaltungsspielraum in bezug auf die Mietpreis-
bildung gegeben werden. Ingesamt erhoffte sich der Gesetzgeber, den kommuna-
len Behörden eine bessere Über- und Einsicht und damit auch eine effektivere 
Kontrolle und Steuerung des örtlichen Wohnungsmarktes zu ermöglichen.855 Das 




2.3. Wohnungsnot, Kleinwohnungsbau und Kriegerheimstätten 
 
Seit Mitte des 19. Jahrhunderts herrschte in Deutschland eine Unterversorgung 
mit Wohnraum. Zwar stand in Dresden 1913 knapp ein Prozent der verfügbaren 
Wohnungen leer,856 was die hiesigen Hausbesitzer als Bestätigung dafür auffaß-
ten, daß „das Quantum leerstehender Wohnungen [...] dem Bedürfnis vollständig 
genügt“857. Doch diese Einschätzung ignorierte den Bedarf vor allem der Arbeiter 
an erschwinglichen Kleinwohnungen. In Dresden waren schätzungsweise drei 
Viertel aller Einwohner auf ebensolche angewiesen.858 Bei 3-4-Zimmerwohnungen 
lag die Verfügbarkeit 1913 lediglich bei einem halben Prozent.859 Diese freien 
Wohnungen standen meistens aber nicht ohne Grund leer. Viele waren in einem 
katastrophalen Zustand und nicht bewohnbar. In weiten Teilen des Deutschen 
Reiches herrschte nicht nur eine quantitative, sondern auch eine qualitative Woh-
nungsnot. 
Nach Kriegsbeginn 1914 kam es auf dem Wohnungsmarkt scheinbar zu einer Ent-
lastung. Zum Kriegsdienst einberufene Junggesellen und Witwer lösten ihre 
Haushalte auf und gaben ihre Wohnungen ab. Zurückgelassene Familien zogen 
aus finanziellen Gründen zu Verwandten, in kleinere Wohnungen oder mieteten 
sich unter. In der Folge waren vornehmlich große bis mittlere Wohnungen und 
gewerbliche Räume von Leerstand betroffen, während die Anzahl an Kleinwoh-
                                                 
855 Vgl. Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 79. 
856 Statistisches Jahrbuch der Stadt Dresden 17 (1915), S. 41. 
857 Dresdner Bürgerzeitung 38 (1915), Nr. 2, S. 16. 
858 Dresdner Volkszeitung vom 29.5.1916. 
859 Statistisches Jahrbuch der Stadt Dresden 17 (1915), S. 42. 
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nungen stagnierte oder nur leicht zunahm. Erst 1917 setze auf dem Wohnungs-
markt eine spürbare Wende ein, als trotz anhaltender Einberufungen wieder ver-
mehrt Haushalte gegründet wurden. Nicht nur Kriegsbeschädigte und andere 
Dienstuntaugliche, sondern auch wiedervereinte Kriegsgetraute und in die Rü-
stungszentren zugewanderte Arbeiter suchten neue Wohnungen.860 Der Woh-
nungsbau war in Dresden wie auch in den anderen deutschen Städten jedoch völ-
lig zum Erliegen gekommen, so daß der eintretende Wohnungsbedarf nicht 
gedeckt werden konnte. Im Jahr 1918 konnten in der sächsischen Residenzstadt 
gerade einmal neun Mietshäuser gebaut werden.861 Dabei waren im April des Jah-
res insgesamt 5.000 Personen auf Wohnungssuche.862 Oberbürgermeister Blüher 
bemühte sich, die Situation nicht überzubewerten, indem er erklärte, daß Dresden 
zwar nicht mit einer Wohnungsnot solchen Ausmaßes wie in Magdeburg, Mün-
chen oder Kiel, wo Wohnraum fast nicht mehr vorhanden war, zu rechnen habe, 
aber eine „gewisse Wohnungsknappheit“ nach Beendigung des Krieges einkal-
kulieren müsse.863 Daß Blühers Prognose zu optimistisch ausgefallen war, zeigte 
sich ein Jahr nach Kriegsende und der Heimkehr demobilisierter Dresdner Kriegs-
teilnehmer. Der Wohnungsleerstand lag im Oktober 1919 in der sächsischen Re-
sidenzstadt mit 0,06 Prozent gleichsam bei Null.864 
Stimmen, die vor einer solchen Entwicklung warnten, hatte es seit Kriegsbeginn 
immer wieder gegeben. So erklärte beispielsweise der Wohnungsreformer Alten-
rath bereits im November 1914 in der Dresdner Mieterzeitung, „daß kein Zweifel 
sein [kann], daß wir uns einer Krisis auf dem Wohnungsmarkte nähern, wie wir sie 
in solcher Ausdehnung und Schärfe lange nicht erlebt haben.“865 Im Februar 1915 
warnte die Dresdner Volkszeitung vor dem Wohnungsbedarf der nach Kriegsende 
heimkehrenden 250.000 sächsischen Soldaten: „Sind dann keine [Wohnungs-] 
Bauten im Gange, werden sie die bittere Not in der Freiheit durchkosten müs-
                                                 
860 Siehe hierzu Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 37-50; Karl Christian Führer, Mieter, Haus-
besitzer, Staat und Wohnungsmarkt. Wohnungsmangel und Wohnungszwangswirtschaft in 
Deutschland 1914-1960, Stuttgart 1995, S. 28 ff. 
861 Monatsberichte des Statistischen Amtes der Stadt Dresden 42 (1919), S. 115. 
862 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 8. öffentliche Sitzung vom 25.4.1918, S. 
234. 
863 Ebd., S. 233. 
864 Statistisches Jahrbuch der Stadt Dresden 18-20 (1916-1918), S. 50. Diagramm nach ebd. 
865 Zitiert in Dresdner Mieterzeitung 26 (1914), Nr. 8, S. 119. 
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sen“.866 Auch die Kriegsarbeitsgemeinschaft des Baugewerbes im Königreich 
Sachsen befürchtete ein solches Szenario und mahnte bereits im April 1915 an, 
es müsse trotz des derzeitigen Leerstandes unverzüglich mit dem Bau von Klein-
wohnungen begonnen werden, „da sonst nach dem Zurückfluten unserer Heere 
mit Sicherheit ein bedrückender Wohnungsmangel mit all seinen üblen Begleiter-
scheinungen eintreten wird.“867 Karl von Mangoldt erwartete für die unmittelbare 
Zeit nach Friedensschluß gar einen „wahren Hexensabbath an Grundstücks-
spekulation, Preissteigerungen und spekulativen Ausschreitungen mannigfacher 
Art“868. 
 


















Als Oberbürgermeister Blüher im Herbst 1915 sein Amt antrat, nahm er sich des 
Themas an. Gemeinsam mit seinen Kollegen der nationalliberalen Fraktion brach-
te er im April 1916 im sächsischen Landtag einen Antrag ein, der die Landesregie-
rung aufforderte, den Wohnungsbau der Gemeinden aktiv zu fördern. Im Hinblick 
auf die finanzielle Belastung durch die Aufwendungen für Familien- und Erwerbs-
losenunterstützung, so Blüher, könnten nicht auch noch die Baukosten „auf die 
Gemeinden abgeschoben“ werden.869 Der Mietbewohnerverein pflichtete dem 
Dresdner Oberbürgermeister bei, indem er darauf aufmerksam machte, daß Geld 
                                                 
866 Dresdner Volkszeitung vom 12.2.1915. 
867 Zitiert in Dresdner Mieterzeitung 27 (1915), Nr. 4, S. 53. 
868 Dresdner Mieterzeitung 27 (1915), Nr. 6, S. 81. 
869 Zitiert in Dresdner Mieterzeitung 28 (1916), Nr. 12, S. 160. 
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zwar von Institutionen wie der Landeskulturrentenbank und der Landesversiche-
rungsanstalt zur Verfügung stünde, dieses aber viel zu hoch verzinst würde. Für 
den Kleinwohnungsbau sei vor allem „billiges Geld“ vonnöten. Dieses müsse an-
gesichts der sozialen und kulturellen Relevanz der Wohnungsfrage von Land und 
Reich bereitgestellt werden.870 Solche Forderungen wurden in vielen deutschen 
Kommunen laut. Doch lehnte das Reich finanzielle Unterstützungen ab. Die säch-
sische Regierung dagegen hob zwar mit dem weiter unten noch näher zu erläu-
ternden „Ansiedlungsgesetz“871 vom 5. Mai 1916 noch einmal die Pflicht der 
Kommunalverbände hervor, bei der Ansiedlung von Kriegsteilnehmern aktiv auch 
durch Beschaffung von Geldmitteln mitzuwirken. Nachdem die Regierung am 9. 
November 1916 die Ausführungsbestimmung zu diesem Ansiedlungsgesetz be-
kanntgegeben hatte, gründete der Bundesstaat Sachsen aber zur Unterstützung 
der Bezirksverbände am 29. März 1917 die Landessiedlungsgesellschaft „Sächsi-
sches Heim“. Mit einem Geschäftskapital von 5 Millionen Mark, an dem die Stadt 
Dresden mit 100.000 Mark beteiligt war, sollte die Gesellschaft den Klein-
wohnungsbau im allgemeinen und die Schaffung von sogenannten Heimstätten im 
besonderen fördern. Dafür bewilligte sie Zwischenkredite und dritte Hypotheken 
und ergänzte somit die bestehenden Hypothekenbanken und Kreditanstalten, die 
nur erste und zweite Hypotheken gewährten.872 Die Landessiedlungsgesellschaft 
bedurfte jedoch einer Ergänzung durch örtliche Organisationen nicht nur hinsicht-
lich der baulichen Ausführung der Kleinwohnungs- und Heimstättensiedlungen 
selbst, die grundsätzlich örtlichen Bauunternehmungen überlassen blieb, sondern 
auch bei ihrer eigentlichen Aufgabe, der Beschaffung und Vermittlung von Bau-
land und Baukapital.873 Deshalb schlossen sich die Bezirksverbände Dresden, 
Dresden-Altstadt und Dresden-Neustadt zur „Siedlungsgesellschaft Dresden Stadt 
und Land“ zusammen, an der sich die Stadt Dresden mit einer Stammeinlage von 
1 Million Mark beteiligte. Die Aufgabe der Gesellschaft beschränkte sich nicht nur 
auf die Ansiedlung von Kriegsteilnehmern in Wohn- und Wirtschaftheimstätten, 
wie es das sächsische Ansiedlungsgesetz bestimmte, sondern umfaßte das ganze 
                                                 
870 Ebd., S. 161. 
871 Gesetz die Ansiedlung von Kriegsteilnehmern betreffend vom 5.5.1916, in: Sächsisches Ge-
setz- und Verordnungsblatt 1916, S. 41 f. 
872 Dresdner Volkszeitung vom 3.4.1917; Dresdner Mieterzeitung 29 (1917), Nr. 6, S. 61 f. 
873 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 4. öffentliche Sitzung vom 21.2.1918, S. 
80 f. 
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Gebiet der Kleinwohnungsfürsorge, d. h. es sollten sowohl Neubauten als auch die 
Renovierung von bestehenden Wohnungen gefördert werden.874  
Während die Oberaufsicht über den Wohnungsbau fortan bei der Siedlungsgesell-
schaft lag, welche die Aufträge an Privatunternehmen und insbesondere an ge-
meinnützige Baugenossenschaften vergab, hatte die Stadt Dresden „billiges Land“ 
und „billiges Geld“ für das Vorhaben zu beschaffen. Für Bauland sorgte die Stadt-
verwaltung mit dem Erwerb brachliegender Flächen und der Bereitstellung städti-
scher Grundstücke. Die Vermittlung zinsgünstiger Kredite gestaltete sich weniger 
einfach. Die Sparkasse sowie die Grundrenten- und Hypothekenanstalt gewährten 
je nach eigener wirtschaftlicher Situation erste Hypotheken. Für zweite Hypothe-
ken mußte schließlich doch auf die Landesversicherungsanstalt und die Landes-
kulturrentenbank zurückgegriffen werden. Die sächsische Regierung unterstützte 
jedoch letztere speziell zur Förderung des Wohnungsbaus im Jahr 1918 mit einem 
Betrag von 10 Millionen Mark, so daß die Zinssätze gesenkt werden konnten.875 
Die Landessiedlungsgesellschaft „Sächsisches Heim“ gewährte schließlich bei 
Bedarf dritte Hypotheken.876 
Parallel zu den Unternehmungen der Siedlungsgesellschaft ergriff die Stadtverwal-
tung weitere Maßnahmen, um der drohenden Wohnungsnot begegnen zu können. 
Zunächst verschaffte man sich mit dem im Juli 1918 errichteten öffentlichen Woh-
nungsnachweis einen genaueren Überblick über die aktuelle Situation auf dem 
Wohnungsmarkt. Die Hausbesitzer wurden verpflichtet, alle vermietbaren Wohn-
räume an- und abzumelden. Der Meldepflicht unterlagen alle Kleinwohnungen bis 
zu vier Zimmern sowie untervermietete Räume und Schlafstellen. Der Wohnungs-
nachweis gab zudem regelmäßig einen „Wohnungs- und Schlafstellenanzeiger“ 
heraus, der den Wohnungssuchenden als Leitfaden dienen sollte.877 Ersten Eng-
pässen auf dem Wohnungsmarkt begegnete man mit provisorischen Lösungen 
wie dem Umbau leerstehender Räume aller Art zu sogenannten Notwohnungen, 
der Aufteilung größerer Wohnungen in mehrere kleine, der ausdrücklichen Ge-
                                                 
874 Ebd. 
875 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 8. öffentliche Sitzung vom 25.4.1918, S. 
235 f. 
876 Die finanzpolitischen Maßnahmen betreffend siehe auch Johann Kruschwitz, Die sächsischen 
Gemeinden und der Kleinwohnungsbau, in: Freie Beiträge zur Wohnungsfrage im Königreich 
Sachsen, Heft 3, Dresden 1916. 
877 Dresdner Volkszeitung vom 1.7.1918. Siehe auch Dresdner Anzeiger vom 18.10.1918. 
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nehmigung von Dachgeschoß- und Kellerwohnungen sowie der Unterbringung 
von Wohnungslosen in Baracken der Heeresverwaltung.878 Diese Überbelegung 
von Wohnraum führte allerdings zu hygienisch nicht haltbaren Zuständen; der 
Kleinwohnungsbau drängte mehr denn je. Kaum begonnen, kam dieser nicht nur 
aufgrund mangelnder Arbeitskräfte, sondern auch wegen der raren und überteuer-
ten Baumaterialien schnell ins Stocken. Neben Ziegelarbeitern, die vornehmlich 
noch in Diensten der Heeresverwaltung standen, fehlte es an dem zur Ziegel-
herstellung notwendigen Rohstoff Kohle.879 Nur vereinzelt konnten Baumaß-
nahmen auch erfolgreich abgeschlossen werden. So gelang es beispielsweise 
dem Dresdner Mietbewohnerverein, auf eigene Initiative ein Grundstück mit einem 
leerstehenden Bürgerhaus auf der Alaunstraße zu erwerben und nach Umbau-
maßnahmen 33 neuen Mietern eine Kleinwohnung zu übergeben.880 Die „befrei-
ende Tat“881 in Sachen Kleinwohnungsbau erfolgte erst im November 1918. Nach-
dem das Deutsche Reich die Richtlinien zur Deckung des sogenannten 
unwirtschaftlichen Bauaufwandes erlassen und dafür 500 Millionen Mark zu Ver-
fügung stellte hatte, bewilligte der Dresdner Stadtrat 7 Millionen Mark zu Her-
stellung von zunächst 5.000 Kleinwohnungen und weitere 10 Millionen Mark zur 
Gewährung oder Verbürgung von Zweithypotheken auf Kleinhäuser.882 
Neben der Forcierung des Kleinwohnungsbaus schälte sich ein weiterer woh-
nungs- und bodenreformerischer Ansatz heraus, der konträr zum städtischen 
Mietshauswesen stand und dessen Anhänger sich in der sogenannten „Krieger-
heimstätten-Bewegung“ zusammenfanden. Der um die Jahrhundertwende aufge-
kommene Heimstättengedanke knüpfte gewissermaßen an die Gartenstadtbewe-
gung an. „Unter Heimstätte [...] versteht man den einer Familie durch zweck-
mäßige gesetzliche Bestimmungen gewährleisteten, gegen Verpfändung sicherge-
stellten, vererbbaren dauernden Besitz eines Stückes bebauungsfähigen Landes 
nebst zugehöriger Eigenhauswohnung.“883 Die Heimstätte war als „Schutzmaß-
                                                 
878 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 8. öffentliche Sitzung vom 25.4.1918, S. 
234 f. 
879 Ebd., S. 236. 
880 Dresdner Mieterzeitung 30 (1918), Nr. 7, S. 51 f. 
881 Dresdner Mieterzeitung 30 (1918), Nr. 12, S. 92. 
882 Blüher, Dresdens Stadtverwaltung nach der Revolution von 1918, S. 31. 
883 H. Probst, Sachsen voran auf dem Wege der Kriegerheimstätten, in: Sachsen in großer Zeit, 
Band 3, S. 291-328, hier S. 292. 
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regel gegen Ausbeutung durch Bodenspekulation“884 nicht nur eine antiliberalisti-
sche, sondern auch stadtkritisch-agrarromantische Antwort konservativer Kräfte 
auf Landflucht und Städtewachstum. In der von Adolf Damaschke, dem Vor-
sitzenden des Bundes deutscher Bodenreformer, nach Kriegsbeginn ins Leben 
gerufenen Kriegerheimstätten-Bewegung traten neben die sozialen auch nationa-
listische und expansionistische Motive.885 Die Heimstätte wurde zur Grundlage 
einer intakten „Volksgesundheit“, „Volkssittlichkeit“, Erziehung und Wehrkraft er-
hoben: 
„In den Heimstätten soll der Lohn enthalten sein dafür, daß unsere Kämpfer kostbare Jahre bester 
Lebens- und Schaffenskraft, Gut und Blut, dem Vaterlande geopfert und Entsetzliches ertragen 
haben. Eine heimische Scholle soll ihnen erstehen. Pflanzstätten gilt es damit gleichzeitig zu schaf-
fen, auf dem ein kräftiger Nachwuchs unseres Volkes aufwachsen, die deutsche Wehrkraft aufs 
neue erstarken soll.“886 
Der eigens 1915 in Berlin gegründete „Hauptausschuß für Kriegerheimstätten“ 
unter dem Vorsitz Damaschkes forderte vehement ein Reichskriegerheimstätten-
gesetz, welches die Ansiedlung der Soldaten reichseinheitlich regeln sollte. Trotz 
prominenter Unterstützung aus der Obersten Heeresleitung scheiterten sämtliche 
Versuche, eine entsprechende Gesetzesvorlage im Reichstag einzubringen. Der 
Bundesrat verabschiedete am 3. Juli 1916 einzig das sogenannte „Kapitalabfin-
dungsgesetz“.887 Dieses ermöglichte Kriegsbeschädigten und Kriegerwitwen die 
Umwandlung ihrer Kriegs- und Verstümmelungszulage in Kapital, um es in Grund- 
und Hausbesitz anzulegen. 
Bei der Steuerung der Kriegeransiedlung, die den deutschen Einzelstaaten zu-
kam, spielte der sächsische Bundesstaat eine gesonderte Rolle:  
„[Die] Grenzen der Kriegeransiedlung und ihr enger Zusammenhang mit der ganzen Wohnungsfra-
ge, die Notwendigkeit, sie in die allgemeine Wohnungsfürsorge einzugliedern, um wirklich einer 
                                                 
884 Ebd. 
885 Adolf Damaschke, Die Bodenreform. Grundsätzliches und Geschichtliches zu Erkenntnis und 
Überwindung der sozialen Not, Jena 131916, S. 481-499; ders., Die Kriegerheimstätten-Bewegung, 
in: Carl Johannes Fuchs (Hg.), Die Wohnungs- und Siedlungsfrage nach dem Kriege. Ein Pro-
gramm des Kleinwohnungs- und Siedlungswesens, Stuttgart 1918, S. 392-397. 
886 Dresdner Mieterzeitung 28 (1916), Nr. 10, S. 139. 
887 Gesetz über Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsversorgung (Kapitalabfindungsgesetz) vom 
3.7.1916, in: Reichsgesetzblatt 1916, S. 680-684. 
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Wohnungsnot nach dem Kriege vorzubeugen, sind bis jetzt nirgends so klar erkannt und in den 
getroffenen Maßnahmen berücksichtigt worden wie im Königreich Sachsen.“888 
Noch bevor das Kapitalabfindungsgesetz verabschiedet wurde, hatte das König-
reich Sachsen im Mai 1916 als erster Bundesstaat mit dem „Ansiedlungsgesetz“ 
konkrete Richtlinien für die Schaffung von Kriegerheimstätten formuliert.889 Ob-
wohl mit der „Heimstättengesellschaft im Königreich Sachsen“ eine starke Lobby 
der Bodenreformer existierte, wich das Gesetz erheblich von dem von Damaschke 
propagierten Kriegerheimstättenkonzept ab. Zum einen sollten Kriegersiedlungen 
nicht nur Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen, sondern allen Kriegsteilneh-
mern – wobei als Kriegsteilnehmer schon zählte, wer nur indirekt Militärzwecken 
diente – offen stehen. Zum anderen galt als „Wohnheimstätte“ nicht nur das Er-
werbs- oder kleine Mietshaus, sondern schon die bloße Mietwohnung, wenn die 
Mietverhältnisse so geregelt waren, daß spekulative Mietsteigerungen und willkür-
liche Kündigungen ausgeschlossen blieben. So sollten an den Stadträndern 
Mietshäuser mit höchstens neun Familien auf drei Geschossen entstehen. Was 
die Bodenreformer als „Verwässerung“ des Heimstätten-Begriffs bezeichneten, 
hielten Wohnungsreformer wie Carl Johannes Fuchs für „realpolitisch sehr klug 
und weitblickend“890. Denn hinsichtlich der Effizienz sei nur der Kleinwohnungsbau 
ein probates Mittel gegen die drohende Wohnungsnot. Die Kosten-Nutzen-
Analyse spräche klar gegen den Bau von Eigenheimen. Hugo Lindemann gab au-
ßerdem zu bedenken, daß sich das konservative Siedlungskonzept der städti-
schen Arbeiterschaft nicht vermitteln lasse. Kaum einer wäre Willens noch in der 
Lage, seine „Wohnkultur“ einfach zu ändern, Schulden aufzunehmen, von der 
Stadt auf das Land umzusiedeln und von Obst- und Gemüseanbau zu leben.891 
Das „Phantasiegebäude“892 Kriegerheimstätte drohte zwar nicht – wie es die 
Hausbesitzer gern darstellten – die deutschen Städte zu entvölkern.893 Doch sah 
auch der Haus- und Grundbesitz seine Existenz durch die protektionistische „bo-
                                                 
888 Carl Johannes Fuchs, Kriegerheimstätten und Wohnungsfürsorge. Vortrag gehalten in der Ge-
he-Stiftung zu Dresden am 9. Februar 1918, Dresden 1918, S. 15. 
889 Hierzu und zum folgenden siehe ebd., S. 15-22. 
890 Ebd., S. 21. 
891 Vgl. Sächsische Hausbesitzer-Zeitung 10 (1917), Nr. 6, S. 45. 
892 Ebd. 
893 Sächsische Hausbesitzer-Zeitung 9 (1916), Nr. 8, S. 68. 
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denreformerische Irrlehre“894 stärker gefährdet als durch den kommunalen Klein-
wohnungsbau. 
Insgesamt blieb der Bau von Kriegerheimstätten hinter den Erwartungen der Bo-
denreformer zurück. Unter der Obhut der Siedlungsgesellschaft „Sächsisches 
Heim“ fanden sich nur vereinzelt Baugenossenschaften, wie die „Sächsische Krie-
ger-Siedlung“, die kleinere Vorhaben realisieren konnten. Die umfangreichsten 
Einzelprojekte wurden 1918 in Markkleeberg bei Leipzig895 und Auerswalde bei 
Chemnitz896 in Angriff genommen. Auch in Dresden hatte sich im April 1916 ein 
Ortsauschuß für Kriegerheimstätten gegründet.897 Dessen Einfluß auf die Verwirk-
lichung von Bauvorhaben blieb allerdings gering. Lediglich in den Nachbarorten 
Hellerau und Radeberg sind nach Kriegsende kleinere Heimstättensiedlungen er-
richtet worden.898 Doch die Verfechter des Kriegerheimstättengedankens ließen 
sich deshalb nicht entmutigen: „[D]as Schiff der Bodenreform holt auch in der Zeit 
der politischen Flaute während der Weimarer Republik seine Segel nicht ein und 
steht deshalb schon startklar bereit, als ein neuer und günstiger Wind mit den 





Die bedeutendste Veränderung, welche die Wohnungspolitik im Ersten Weltkrieg 
erfuhr, war die Kompetenzverschiebung weg von den Kommunen hin zu Land und 
Reich. Zwar gelang es der Dresdner Stadtverwaltung durch eigene Maßnahmen 
wie der Darlehensgewährung an Hausbesitzer und dem Mietbeihilfeprogramm 
soziale Spannungen abzufedern und zugleich den städtischen Wohnungs- und 
Finanzmarkt stabil zu halten. Doch die Reichsbehörden konnten sich angesichts 
des Ausmaßes der drohenden Wohnungsnot einem eigenen Eingreifen nicht mehr 
verschließen. Mit gezielten Gesetzen und Verordnungen zu Fragen des Kündi-
                                                 
894 Dresdner Bürgerzeitung 40 (1917), Nr. 18, S. 8. 
895 Fuchs, Kriegerheimstätten, S. 20. 
896 Probst, Sachsen voran, S. 297 ff. 
897 Dresdner Mieterzeitung 28 (1916), Nr. 5, S. 81 f. 
898 Probst, Sachsen voran, S. 301, 325. 
899 Ruess, Kommunaler Wohnungsbau, S. 205. 
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gungsschutzes, der öffentlichen Mietkontrolle und amtlichen Wohnraumbewirt-
schaftung gaben sie den Kommunen Instrumente in die Hand, um regulierend in 
den Wohnungsmarkt einzugreifen. Damit war der Grundstein einer staatlichen 
Wohnungszwangswirtschaft gelegt. Die staatliche Wohnungspolitik während des 
Krieges diente zwar vor allem dazu, „friedensgemäße Verhältnisse zu simulie-
ren“900, um sozialen Frieden und wirtschaftliche Stabilität zu gewährleisten. Die 
staatliche Gesetzgebung war also weniger sozial-, als vielmehr ordnungs- und 
wirtschaftpolitisch motiviert.901 Doch die neuen Reichs- und Landesregierungen 
der Weimarer Republik knüpften angesichts der anhaltenden Wohnungsknappheit 
an die Interventionspolitik der kaiserlichen Regierung an. Mit der „Geburtsstunde 
des Sozialen Wohnungsbaus“902 wurde Wohnungspolitik, d. h. Wohnungszwangs-
wirtschaft und Mieterschutz, eine der wichtigsten Komponenten staatlicher Sozial-
politik in der Weimarer Republik. 
 
 
3. Die städtische Versorgungspolitik 
 
„Von den Waffen, die die Alliierten gegen die Mittelmächte einzusetzen hatten, ist 
der Hunger eine der wirksamsten gewesen. Für viele war der Krieg in keiner Ge-
stalt so allgegenwärtig, so zermürbend wie in der des Hungers. Der Hunger zer-
störte die körperliche und die seelische Widerstandskraft der Masse der Bevölke-
rung, er setzte ihrer Bereitschaft und Fähigkeit, den Krieg zu ertragen, 
unübersteigbare Grenzen. Zugleich wurde er zu einer der wesentlichen Quellen 
wachsender politischer Unruhe und zunehmender Verschärfung der sozialen Ge-
gensätze in dem überlasteten und erschütterten Bau des Kaiserreichs.“903 
Bei Kriegsbeginn deckte die deutsche Agrarproduktion etwa 90 Prozent des Ge-
treidebedarfs und fast den gesamten Verbrauch des Deutschen Reiches an Kar-
toffeln und Rüben. Dagegen mußten Eier zu 35 Prozent, Milchprodukte zu 50 Pro-
zent und Pflanzenfette zum größten Teil importiert werden. Bei der Beschaffung 
                                                 
900 Kerner, Wohnraumzwangswirtschaft, S. 91. 
901 Ebd., S. 89. 
902 Adelheid von Saldern, Sozialdemokratie und kommunale Wohnungsbaupolitik in den 20er Jah-
ren – am Beispiel von Hamburg und Wien, in: Archiv für Sozialgeschichte 25 (1985), S. 183-237, 
hier S. 183. 
903 Kielmansegg, Deutschland, S. 172. 
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von Kraftfutter und Düngemittel war die deutsche Landwirtschaft fast ausschließ-
lich auf die Einfuhr aus dem Ausland angewiesen. Ein Ausbleiben der Lieferungen 
mußte zu einer erheblichen Beeinträchtigung des nationalen Produktionsniveaus 
führen.904 Doch obwohl der Reichsleitung die Importabhängigkeit wohl bekannt 
war und sie in ihren militärischen Planungen stets eine wirtschaftliche Blockade 
Deutschlands durch die Alliierten einkalkulierte, schätzten die verantwortlichen 
Stellen die Versorgungslage in einem Kriegsfalle – nicht zuletzt auch wegen unzu-
reichender statistischer Grundlagen – völlig falsch ein.905 Als schließlich im Zuge 
der Mobilisierung im August 1914 die Sicherstellung der Ernährung aufgrund der 
Priorität der Truppenverpflegung und der eingeschränkten Infrastruktur nicht mehr 
voll gewährleistet war, reagierten die Reichsbehörden in der Hoffnung und Zuver-
sicht auf eine kurze Kriegsdauer lediglich mit vereinzelten ad-hoc-Maßnahmen. 
Erst als mit dem Ausgang der Marneschlacht im September 1914 der Bewegungs- 
in einen Stellungskrieg überging und damit der Optimismus auf ein rasches 
Kriegsende schwand, zur gleichen Zeit auch die alliierte „Hungerblockade“ allmäh-
lich Wirkung zeigte, leitete das Deutsche Reich Maßnahmen ein, welche die vom 
Weltmarkt abgeschnittene Wirtschaft auf eine nationale Selbstversorgung umstel-
len sollte und die mit der Zunahme der Rohstoff- und Lebensmittelverknappung ab 
1916 zu einer zentralstaatlichen Versorgungszwangswirtschaft führten.906 Zwi-
schen dem Staat als kriegführender Instanz und den unmittelbar ihrer Einwohner-
schaft verantwortlichen Kommunen kam es dabei immer wieder zu Friktionen. 
Denn zum einen verhinderte die föderale Struktur des Deutschen Reiches, daß 
das für die Volksernährung zuständige Reichsinnenministerium bis auf die unter-
ste, d. h. auf die kommunale Ebene „durchregieren“ konnte. Zum anderen nutzte 
die Reichsregierung gerade diesen Zustand, um die Verantwortung in Fragen der 
Volksernährung auf die lokalen Behörden abzuschieben.907 Erst als es unumgäng-
lich wurde und sich die regionalen wie lokalen Strukturen der Lebensmittelversor-
gung gefestigt hatten, kam es 1916 zur Bündelung aller Kompetenzen im Kriegs-
ernährungsamt. Wie die kommunale Lebensmittelversorgung im Falle eines 
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Krieges konkret aussehen sollte, dafür gab es keine gesonderte gesetzliche Rege-
lung. Die Versorgung bedürftiger Personen mit Nahrungsmitteln, Kleidung und 
Brennmaterial fiel unter den im „Kriegsleistungsgesetz“ von 1873908 und im Famili-
enunterstützungsgesetz von 1888/1914 festgeschriebenen Leistungskatalog und 
war damit ein Akt kommunaler Wohlfahrtspflege.909 
 
 
3.1. Mangelversorgung I: Brot und Kartoffeln 
 
Als „Asphaltgemeinde“ war Dresden hochgradig von der sächsischen Landwirt-
schaft abhängig. Abgesehen von den Hansestädten wies das Königreich Sachsen 
den geringsten Anteil landwirtschaftlicher Bevölkerung im Deutschen Reich auf, 
nutze aber seine Acker- und Forstflächen vergleichsweise am intensivsten.910 Zu-
dem hatte sich die sächsische Landwirtschaft bereits vor Beginn der militärischen 
Auseinandersetzung „gesundgeschrumpft“, so daß die landwirtschaftlichen Betrie-
be hier weniger stark von kriegsbedingten Schließungen und Insolvenzen betrof-
fen waren und der gewerbliche Mittelstand deutlich besser mit den kriegswirt-
schaftlichen Bedingungen zurechtkam, als dies in anderen Bundesstaaten der Fall 
war.911 Der hohe Mechanisierungs- und Rationalisierungsgrad der landwirtschaftli-
chen Produktion wirkte sich im Krieg dagegen eher ambivalent aus. Zwar benötig-
te man auf der einen Seite weniger Arbeitskräfte, auf der anderen waren die land-
wirtschaftlichen Unternehmen bei der Instandhaltung der Geräte jedoch auf 
qualifiziertes Personal angewiesen und benötigten Ersatzteile, die aufgrund der 
Kriegsmangelwirtschaft kaum erhältlich waren.912 
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order. Politics, Economics and Society in the German Inflation, 1914-1924, New York 1993; Avner 
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Obwohl das Produktionsniveau in den letzten zehn Vorkriegsjahren deutlich über 
dem Reichsdurchschnitt lag, war das hochindustrialisierte Königreich für die Dek-
kung des Bedarfs der sächsischen Bevölkerung auf Einfuhren vor allem aus Preu-
ßen angewiesen. 1913 mußte Sachsen 13 Prozent der benötigten Kartoffeln und 
rund ein Drittel des Getreides hinzukaufen. Im Herbst 1916 war das Land unter 
den Flächenstaaten derjenige mit dem niedrigsten Selbstversorgeranteil.913 Die 
Produktivität und Anbaufläche der sächsischen Landwirtschaft sollten im Verlauf 
des Krieges erheblich abnehmen. Blieb der Umfang der bewirtschafteten Flächen 
bei Weizen und Roggen trotz Schwankungen relativ stabil, ging er bei Kartoffeln 
rapide zurück. Der Hektarertrag für „Erdäpfel“ sank auf die Hälfte des Durch-
schnittswertes der Jahre 1905 bis 1914, 1917 lag er bei 87 und 1918 bei knapp 
über 71 Prozent. Die eingefahrene Gesamtmenge an Kartoffeln ging 1916 auf 44 
Prozent der letzten Friedensernte zurück (Reichsdurchschnitt: 55 Prozent). Der 
Ernteertrag bei Getreide sank in der ersten Kriegshälfte bei ungefähr gleich-
bleibender Anbaufläche nur leicht, bevor er infolge schlechter Witterung und Dün-
germangels ab 1916 regelrecht einbrach und teilweise nur die Hälfte des Standes 
der letzten Friedensjahre erreichte.914 
 
Tabelle 17: Ernteertrag der wichtigsten Feldfrüchte (in Tonnen)915 
Kartoffeln Weizen Roggen Jahr Sachsen Reich Sachsen Reich Sachsen Reich 
1914 1.704.301 45.569.559 180.877 3.971.995 444.510 10.426.718 
1916 752.303 25.074.388 183.788 3.086.091 426.951 8.936.880 
1918 1.012.412 29.469.718 138.813 2.458.418 374.236 8.009.090 
 
Dresden bezog seinen Getreidebedarf vornehmlich aus den stark landwirtschaft-
lich geprägten Bezirken des Umlandes. Elbabwärts lagen leistungsstarke Mühlen 
wie die der in der Residenzstadt einflußreichen Unternehmerfamilie Bienert, deren 
Betriebe allein fast 8.000 Zentner Brotgetreide am Tag mahlen konnten. Von den 
großen Brotfabriken im Plauenschen Grund aus wurde fast die gesamte Stadt und 
das Dresdner Umfeld beliefert.916 Die ersten Maßnahmen der Stadtverwaltung bei 
Bekanntgabe des Mobilmachungszustandes konzentrierten sich zunächst auf die 
                                                 
913 Ebd. 
914 Ebd., S. 286 f. 
915 Tabelle entnommen aus ebd., S. 286. 
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Aufrechterhaltung der Zulieferungen. Die Blockade der Schiene durch das Militär 
erzwang eine Verlegung des Getreide-, Mehl- und Brottransportes auf den Schiff-
fahrtsweg. Um den Einfuhrausfall von ausländischem Weizen zu kompensieren, 
wurden die Mühlen angewiesen, das Getreide stärker als bisher auszumahlen. Auf 
diesem Weg sollte der Vorrat an importiertem Weizen geschont werden. Zur Si-
cherstellung der Brotherstellung gewährte die Stadt der hiesigen Bäckerinnung 
einen Kredit über 20.000 Mark, um Außenstände zu begleichen und risikoreiches 
Wirtschaften zu vermeiden. Gleichzeitig setzte der Stadtrat einen provisorischen 
Ausschuß, bestehend aus Stadträten, Stadtverordneten, Gewerbetreibenden und 
Unternehmern, ein, dem der Lebensmittelankauf, die Vorratsbeschaffung und die 
Gewährleistung des Transportes oblag.917 Dieser Lebensmittelausschuß wurde im 
Verlaufe des Krieges zu einem eigenständigen Amt ausgebaut und stellte die 
maßgebliche Institution in Fragen der städtischen Lebensmittelversorgung dar. Im 
Herbst 1916 zählte das Lebensmittelamt drei Abteilungen: eine für allgemeine An-
gelegenheiten, Brot und Kartoffeln, eine für Milch, Fleisch, Fette und Futtermittel 
und eine für Obst und Gemüse. Auf dem Höhepunkt der Ernährungskrise organi-
sierten drei Ratsmitglieder mit 82 männlichen und 95 weiblichen Hilfskräften bei 
einem jährlichen Verwaltungsaufwand von 500.000 Mark die Lebensmittelversor-
gung der sächsischen Residenzstadt. Der für die Brotversorgung errichtete Unter-
bau, bestehend aus 22 Mehlbezirken als Mittelstellen und 837 „Brotvertrauensleu-
ten“ als Unterstellen, wurde sukzessive auch für die übrige Lebensmittel- und die 
Kohleverteilung verwendet.918 
Die kriegsbedingten Importausfälle und die gleichzeitig steigende Nachfrage nach 
lagerfähigem Getreide hatten eine enorme Verteuerung von Mehl, Brot und ande-
ren Backwaren zur Folge. Im Dezember 1914 berichte der Dresdner Stadtrat an 
das sächsische Innenministerium, daß die „Anbahnung immer normalerer Verhält-
nisse“919 aufgrund der ständigen Teuerung wichtiger Lebensmittel kaum mehr 
möglich sei: „Die Preise sind bis zu 100 % gestiegen.“920 Der Versuch des städti-
schen Lebensmittelausschusses, der Preissteigerung mit Höchstpreisen auf Ge-
                                                 
917 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, Geheime Sitzung vom 10.9.1914, S. 854 f. 
918 Blüher, Dresdens Stadtverwaltung in den ersten vier Kriegsjahren, S. 39. 
919 Stimmungsbericht für den Monat Dezember 1914 des Rates zu Dresden an das sächsische 
Ministerium des Innern (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17724, Bl. 77-82, hier Bl. 78). 
920 Ebd. 
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treide und Getreideprodukte beizukommen, wie es die meisten deutschen Kom-
munen auf Grundlage des „Gesetzes betreffend Höchstpreise“ vom 4. August 
1914921 handhabten, zeitigte auch in der sächsischen Residenzstadt kaum Erfol-
ge. Im Gegenteil: Je nach Überschuß- oder Bedarfsgebiet differierten die lokalen 
Höchstpreise beträchtlich. Sobald es die Transportmöglichkeiten zuließen, ver-
kauften die Händler ihre Ware dort, wo sie den meisten Gewinn erzielten. In Städ-
ten, die aus Rücksicht auf die Verbraucher niedrige Höchstpreise festsetzten, 
wurde Brot dagegen kaum noch angeboten. Höchstpreise waren zu Mindest-
preisen geworden. Gleichzeitig hielten die Hersteller ihre Produkte aus Spekulati-
onsgründen zurück. Die Ware verschwand vom Markt oder war nur noch 
„schwarz“ erhältlich.922 Auf einer Sitzung des Lebensmittelausschusses im No-
vember 1914 erklärte Theodor Bienert, daß seit der Einführung von Höchstpreisen 
das Angebot von Roggenbrot in Dresden in „erschreckender Weise“ abgenommen 
habe.923 Einen Monat später standen die meisten Mühlen im Dresdner Umkreis 
mit „entblößten Lägern“ da. Die Firma Bienert sah sich genötigt, alle Verkäufe von 
Weizen- und Roggenmehl einzustellen, weil das benötigte Getreide nicht zu be-
schaffen war. Noch vor Jahresende mußten die für die Lebensmittelversorgung 
der Residenzstadt wichtigen Bienertschen Großmühlen in Plauen und am Dresd-
ner Hafen ihre Leistung um zwei Drittel herunterfahren.924  
Um weitere Engpässe in der Mehlversorgung zu verhindern, versuchten die städti-
schen Behörden im Schatten der Reichsleitung, die mit Rumänien Verhandlungen 
über größere Getreidelieferungen führte, über eigene Kanäle an rumänischen 
Weizen zu gelangen.925 Im Februar konnten schließlich 1.000 Tonnen Weizen von 
Rumänien nach Dresden ausgeführt werden.926 Parallel zu dieser Einkaufspolitik 
erhoffte man sich durch die Streckung des Brotgetreides mit 20 Prozent Kartoffel-
mehl Einsparung bei der Weizen- und Roggenverarbeitung. Doch alle Plakate und 
Anzeigen, die, an den patriotischen Geist der Einwohner appellierend, die Ver-
                                                 
921 Gesetz betreffend Höchstpreise vom 4.8.1914, in: Reichsgesetzblatt 1914, S. 339 f. 
922 Roerkohl, Lebensmittelversorgung, S. 320. 
923 Schreiben des Rates zu Dresden an das sächsische Ministerium des Innern vom 12.11.1914 
(SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 16618, Bl. 121 f.). 
924 Schreiben Theodor Bienerts an das sächsische Ministerium des Innern vom 18.1.1915 
(SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 16619, Bl. 37 f.). 
925 Stimmungsbericht Dezember 1914, Bl. 79. 
926 Stimmungsbericht für den Monat Februar 1915 des Rates zu Dresden an das MdI (SächsHStA 
Dresden, 10736, MdI, Nr. 17726, Bl. 84 f.). 
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braucher dazu aufriefen, ihren Anteil am deutschen Sieg zu leisten und zum Kauf 
von „K-Brot“ aufforderten, halfen nichts, solange die Bäckerein bessere Brote und 
Kuchen verkaufen konnten.927 Die Kommunen drängten deshalb bei den Bundes-
staaten und Reichsbehörden auf eine Vereinheitlichung der Höchstpreispolitik und 
einen Ausgleich zwischen Überschuß- und Bedarfsgebieten. Auch die Konservati-
ven und Liberalen im Dresdner Stadtverordnetenkollegium, die prinzipiell die Bei-
behaltung eines freien Marktes befürworteten, schlossen sich angesichts der zu-
nehmenden Verluste ihrer Klientel der Forderung nach einer zentralen 
Koordinierung der Lebensmittelversorgung an. Oberbürgermeister Beutler drängte 
das sächsische Innenministerium, doch endlich aktiv zu werden und sich bei der 
Reichsregierung dafür einzusetzen, daß der Einkauf von Vorräten energischer 
vorangetrieben würde. Außerdem müßten alle Bestände der Produzenten restlos 
erfaßt und der Verkauf des Getreides zu den festgesetzten Höchstpreisen er-
zwungen werden.928 Mit solchen Forderungen stimmte Beutler in das Klagekonzert 
der Kommunen ein, die unter dem harten Konkurrenzkampf um Getreide-
lieferungen das Nachsehen hatten. Doch obwohl der Deutsche Städtetag wieder-
holt bei der Reichsregierung vorstellig wurde und auf eine baldige Lösung des 
Problems drängte, ergriff diese Maßnahmen erst, als auch das Militär davor warn-
te, die Heimatfront durch eine schlechte Nahrungsmittelversorgung eigenhändig 
auszuhungern.929 Mit Erlaß der Bundesratsverordnung über die Regelung des 
Verkehrs mit Brotgetreide und Mehl vom 25. Januar 1915 wurde ab Anfang Fe-
bruar die gesamte Getreidemenge beschlagnahmt und an die Reichsgetreidestelle 
überstellt.930 Diese verteilte die Vorräte auf Grundlage des jeweils bestimmten Be-
darfs an die Kommunalverbände, welche wiederum die lokalen Mehl verarbeiten-
den Betriebe belieferten. Die Ausgabe von Mehlprodukten an die Endverbraucher 
erfolgte fortan über Bezugscheine, die sogenannten „Brotkarten“. Dadurch sahen 
sich vor allem die Vertreter von Konsumenteninteressen bestätigt. Die rechtssozi-
                                                 
927 Stimmungsbericht Dezember 1914, Bl. 80. 
928 Schreiben des Rates vom 12.11.1914, Bl. 12 f. 
929 Roerkohl, Lebensmittelversorgung, S. 315 f. 
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aldemokratische Soziale Praxis erkannte in den neuen Versorgungsmaßnahmen 
„das größte staatskommunistische Experiment, das die Welt kennt“931. 
Trotz dieser zentralen Beschlagnahme- und Verteilungspolitik sollten regionale 
Wirtschaftsräume und ökonomische Beziehungsgeflechte möglichst erhalten blei-
ben. Das betraf insbesondere das Produzenten-Konsumenten-Verhältnis zwi-
schen den städtischen Ballungszentren und den umliegenden landwirtschaftlichen 
Gebieten. Deshalb konnten sich mehrere Kommunalverbände zu einer Versor-
gungsregion zusammenschließen, die unabhängig von der reichszentralen Bewirt-
schaftung agierte. Zu einer solchen „Selbstwirtschaft“, wie es im Sprachgebrauch 
hieß, schlossen sich auch die sächsische Residenzstadt und die Amtshauptmann-
schaften Dresden-Altstadt, Dresden-Neustadt sowie Pirna zusammen. Der am 25. 
Februar 1915 gegründete „Kommunalverband Dresden und Umgebung“ besorgte 
auf Grundlage der Bundesratsverordnung vom 15. Januar die Beschlagnahmung 
des Gesamtbestandes an Getreide im Verbandsgebiet und führte anschließend 
den Ausgleich zwischen Überschuß- und Bedarfsgemeinden herbei.932 Um unnö-
tigen Mehlverbrauch zu unterbinden, installierte der Kommunalverband am 23. 
März 1915 mit der „Brot- und Mehlversorgungsordnung“ ein engmaschiges Be-
zugssystem. Danach erhielten Kinder von einem bis sechs Jahren für vier Wochen 
Scheine im Wert von 12 Pfund, ältere Personen von 16 Pfund Brot. Arbeitenden 
und krankenversicherungspflichtigen Männern wurden 20 Pfund zugebilligt. Für 
jedes Pfund Brot konnten alternativ auch 300 Gramm Mehl verlangt werden. Ab 
Mitte Juli 1915 wurde die Rationierung an das individuelle Einkommen der Dresd-
ner gekoppelt. Männer wie Frauen hatten bei einem Jahreseinkommen von maxi-
mal 8.100 Mark oder bei Bezug von Kriegsunterstützung einen Anspruch auf zehn 
Scheine zu je 2 Pfund Brot oder 600 Gramm Mehl monatlich. Die Höhe der Brot-
rationen hatte fast die kommenden zwei Kriegsjahre Bestand. Erst im Frühjahr 
1917 erfolgte die durch das Reich bestimmte deutliche Herabsetzung der zuge-
standenen Menge.933 Die Brotkarten galten ausschließlich innerhalb der Grenzen 
des Kommunalverbandes. Zudem wurde die Ausfuhr von Brotgetreide aus dem 
Selbstbewirtschaftungsgebiet untersagt. Um die Roggen- und Weizenvorräte zu 
                                                 
931 Gemeinwirtschaftliche Brot- und Mehlversorgung, in: Soziale Praxis 24 (1915), Nr. 19, S. 480-
486, hier S. 480. 
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strecken, durfte Schwarzbrot nur noch mit Zusatz von Kartoffel-, Gersten-, Hafer- 
oder Reismehl gebacken werden, das mindestens 20 Prozent ausmachen mußte. 
Weizen- und Roggenvollkornbrot war nur noch bei Verwendung von mehr als zu 
98 Prozent ausgemahlenem Getreide zugelassen. Das Backen von Kuchen und 
anderem Gebäck in privaten Haushalten blieb fortan untersagt. Die gewerbliche 
Herstellung von Konditoreiprodukten war zwar weiterhin gestattet, aber nur mit 
kaum zu beschaffendem beschlagnahmefreien Getreide.934  
Neben dieser, auf ein regional begrenztes Gebiet beschränkten und deshalb gut 
kontrollierbaren und effektiv einsetzbaren direktiven Ordnungspolitik des Kom-
munalverbandes hatte der Zusammenschluß der wirtschaftlich interagierenden 
Bezirke drei weitere Vorteile. Der Selbstwirtschafter hatte erstens das Recht, die 
bei der Ausmahlung des Getreides abfallende Kleie in seinem eigenen Gebiet zu 
verteilen. Das dringend benötigte Futtermittel war nicht der Beschlagnahmung 
durch das Reich unterworfen. Zweitens beaufsichtigte der Kommunalverband sei-
ne eigenen Mühlen, d. h. er war selbst Garant für die Qualität der Erzeugnisse 
sowie die pünktliche und zuverlässige Lieferung der Ware. Und drittens schließlich 
war der Kommunalverband – zumindest vorerst – dazu in der Lage, das Mehl zu 
einem günstigeren Preis herzustellen, als er bei der Reichsgetreidestelle für die 
gleiche, aber womöglich qualitativ schlechtere Menge Mehl hätte bezahlen müs-
sen.935 Dennoch gelang es dem Kommunalverband zunächst nicht, seinen Bedarf 
über das vorhandene Angebot zu decken. Nach der Ernte im Sommer 1915 gab 
es vor allem bei Roggenmehl eine Versorgungslücke, die auch durch eine stärkere 
Ausmahlung nicht hätte geschlossen werden können.936 Deshalb schlossen sich 
im Herbst desselben Jahres die Amtshauptmannschaften Großenhain und Meißen 
dem „Kommunalverband Dresden und Umgebung“ an. Diese Bezirke mußten als 
Überschußgebiete bis dahin den Großteil ihres Ernteertrages an Getreide an das 
Reich abgeben, wodurch viele Mühlen und Müllereien stillstanden. Mit der Beteili-
gung am neuen „Kommunalverband Mittelsachsen“ wurden die landwirtschaftli-
chen Betriebe wieder voll ausgelastet und zugleich die Nachfrage im Dresdner 
Ballungsraum gedeckt.937 Zudem konnte auf eine stärkere Ausmahlung verzichtet 
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werden, was eine weitere Qualitätsverschlechterung der wichtigen Futterkleie 
wenn zwar nicht verhinderte, so doch aber hinauszögerte. Ernteschätzungen für 
das Jahr 1916 beziffern die Menge an eingefahrenem Brotgetreide auf 2,75 Millio-
nen Zentner. Bei einer Gesamtzahl zu Versorgender von 1,1 Millionen und einer 
zu dieser Zeit geltenden Brotration von 200 Gramm täglich pro Person war der 
Bedarf des Kommunalverbandes Mittelsachsen für 1916 zunächst gedeckt.938 
Die anhaltende Teuerung vor allem von Hülsenfrüchten und Nahrungsmitteln wie 
Reis, Graupen, Gries, Erbsen, Linsen und Bohnen führte zu einem Bedeutungs-
zuwachs der Hauptnahungsmittel Brot, Kartoffeln und Fleisch. Doch während die 
Brotversorgung mit Hilfe der frühen Zwangsbewirtschaftung in einem ausreichen-
den Maß sichergestellt werden konnte und Fleisch zumindest im ersten Kriegsjahr 
verhältnismäßig gut zu bekommen war, wurde die Versorgung mit Kartoffeln zu 
einem der „größten Sorgenkinder“939 der staatlichen und kommunalen Lebensmit-
telbeschaffung. Denn im Vergleich zu Getreide waren Kartoffeln weniger gut dazu 
geeignet, deren Beschaffung, Verteilung und Preisüberwachung zentralstaatlich 
zu organisieren. Da Kartoffeln in ihrer natürlichen Beschaffenheit zugleich das zu 
konsumierende Endprodukt, Käufer in der Regel zugleich Endverbraucher waren, 
war es kaum möglich, den Gesamtvorrat an Kartoffeln zu bestimmen. Die relativ 
leichte Verderblichkeit der Bodenfrucht erschwerte zudem den Transport. Lange 
Strecken oder Minustemperaturen ließen die Ware schnell verfaulen.940 Solange 
aber eine behördliche Kontrolle ausblieb und der Kartoffelhandel dem freien Markt 
oblag, solange bestimmten Angebot und Nachfrage den Preis. Da nun der Handel 
mit Fleisch äußerst lukrativ war, dafür aber nahrhaftes Futter benötigt wurde und 
es an Kleie mangelte, stieg der Bedarf an Kartoffeln als Futtermittel. Schließlich 
lohnte es sich für die Produzenten und Händler mehr, Kartoffeln an die Schwei-
nemast zu verkaufen als an den menschlichen Verbraucher. Die einsetzende 
Mangelversorgung in den Kommunen hatte wiederum eine erhöhte Nachfrage und 
damit eine deutliche Preissteigerung zur Folge. Verstärkt wurde dieser Effekt noch 
dadurch, daß die Bäckereien, die ihre Brote mit Kartoffelmehl strecken mußten, 
als zusätzliche Verbrauchergruppe auf den Markt drängten. In Dresden benötigte 
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allein die Bäckerei des „Konsumvereins Vorwärts“941 täglich 200 Zentner Kartof-
feln. Gleichzeitig hielten viele Erzeuger ihre Ernte aus Spekulationsgründen zu-
rück. So stieg der Zentnerpreis – trotz einer Rekordernte – im Großhandel der 
sächsischen Residenzstadt von September bis Oktober 1914 um mehr als 45 Pro-
zent von 2,85 auf 4,15 Mark.942 Da die Reichsregierung aus den angeführten 
„technischen“ Gründen von einer Beschlagnahme, Kontingentierung und Ein-
schränkung des Kartoffelhandels absah, führten auch die im Dezember 1914 er-
lassenen Höchstpreise zu keiner Stabilisierung der Preisentwicklung.943 So sah 
sich der Dresdner Stadtrat veranlaßt, selbst größere Mengen Kartoffeln zu erwer-
ben und diese über eigene, städtische Verkaufstellen zu subventionierten Niedrig-
preisen zu veräußern und somit die Versorgung der Einwohner für die Wintermo-
nate 1914/15 sicherzustellen.944 
Angesichts der Engpässe deutscher Kommunen bei der Kartoffelversorgung führte 
die Reichsregierung im März 1915 eine Vorratserhebung für das neben Brot und 
Fleisch wichtigste Hauptnahrungsmittel durch. Die Aufnahme, die „zum Teil auf 
rohen Schätzungen beruhte“ und bei der „oft absichtlich oder unvermeidlicherwei-
se zu niedrige Angaben gemacht und manche Vorräte, besonders in den Einzel-
haushaltungen, überhaupt verschwiegen worden waren“945, wie der Dresdner An-
zeiger zwei Jahre später resümierte, wiesen für Sachsen bis zur nächsten Ernte 
einen Fehlbedarf von 570.000 Doppelzentnern aus. Nach dieser Erhebung waren 
von 37 Bezirken nur zehn mit einem kleinen Überschuß zu verzeichnen. Damit lag 
das Königreich deutlich unterhalb des Reichsdurchschnitts. Für die halbe Million 
Dresdner Einwohner wurde lediglich ein Vorrat von 75.000 Zentnern ermittelt.946 
Eine zügige und ausreichende Vorratsbeschaffung war demnach unumgänglich. 
Doch wie sollte diese bewerkstelligt werden? Das Reich und die Mehrzahl der 
Kommunalverbände glaubten weiterhin, von einer zentralen Bewirtschaftung ab-
sehen zu können. Auch der Deutsche Städtetag zog gegen jede mit einem „Zwang 
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auf die Gemeinden“ verbundene Kartoffelbewirtschaftung Position und vertraute 
der „siegenden Kraft des freien Handelswettbewerbs“.947 Die Dresdner Stadtfüh-
rung schwankte. Auf der einen Seite war sie sich der Notwendigkeit einer straffen 
Organisation der Kartoffelversorgung bewußt. Auf der anderen fürchtete sie, mit 
der Abgabe weiterer Kompetenzen ihren Handlungsspielraum weiter zu verringern 
und zudem mit der Anerkennung staatssozialistischer Ideen erneut Zugeständnis-
se an den politischen Gegner im Stadtparlament machen zu müssen. Diese Ambi-
valenz zwischen Zwangswirtschaft einerseits und freiem Markt andererseits führte 
letztlich zu einer Lösung, die ein „eigentümlicher Mittelweg“ war und die zu einem 
„völligen Versagen“ der Kartoffelversorgung führen sollte.948 Denn mit der Grün-
dung einer Reichsstelle für Kartoffelversorgung auf Grundlage einer Bundesrats-
verordnung vom 12. April 1915 wurde zwar eine den Überschuß und Bedarf aus-
gleichende Zentralstelle geschaffen.949 Gleichzeitig sollten die Kommunalverbände 
oder ihre Gemeinden eigenständig für eine ausreichende Bevorratung sorgen und 
mögliche Überschüsse bei der Reichsstelle abgeben beziehungsweise einen nöti-
gen Bedarfsausgleich beantragen. Damit traten das Reich wie die Kommunen in 
Konkurrenz zum weiterbestehenden Großhandel, allerdings mit dem Unterschied, 
nicht wie dieser an die festgesetzten Höchstpreise gebunden zu sein. Da Kontrol-
len über vorhandenen Überschuß nur schwer möglich waren, setzte ein „Wettren-
nen“ der Bedarfsverbände nach Kartoffelvorräten ein.950 Allein dem Kommunal-
verband Dresden und Umgebung gelang es, in kürzester Zeit rund 45.000 Zentner 
Kartoffeln zu besorgen und einzulagern.951 Als schließlich Anfang Juni 1915 die 
Ernte der Frühkartoffeln einsetzte und zur gleichen Zeit die Aufhebung des hollän-
dischen Ausfuhrverbotes erfolgte, wurde der Markt mit alten Kartoffeln regelrecht 
überflutet. In Dresden wurde das Lebensmittelamt derart mit Kaufangeboten über-
schüttet, das es sich vor „Kartoffeln nicht mehr retten konnte“952. Selbst die ver-
fügbaren städtischen Arbeiter reichten nicht aus, um die täglich eintreffenden Züge 
und Lastkähne zu entladen. Mit der offensichtlichen Sicherheit einer hinlänglichen 
                                                 
947 Ebd. 
948 Ebd. 
949 Bekanntmachung über die Regelung des Verkehrs mit Kartoffeln vom 12.4.1915, in: Reichsge-
setzblatt 1915, S. 217-220. 
950 Roerkohl, Lebensmittelversorgung, S. 327. 
951 Dresdner Anzeiger vom 28.4.1917. 
952 Dresdner Anzeiger vom 29.4.1917. 
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Kartoffelversorgung ging auch die Nachfrage zurück und die Preise sanken. Wie 
die sächsische Residenzstadt konnten sich die meisten Kommunen jetzt kosten-
günstig über den freien Handel mit Kartoffeln versorgen. Das Reich dagegen blieb 
auf dem angemeldeten Bedarf der Kommunalverbände von insgesamt fast 10 Mil-
lionen Zentnern Kartoffeln sitzen.953 
Die unerwartete Marktschwemme hatte zur Folge, daß die Versorgungslage ins-
gesamt viel zu positiv eingeschätzt wurde, das Reich sich in seiner passiven Hal-
tung bestätigt sah und auch weiterhin von einer Kartoffelbewirtschaftung glaubte 
absehen zu können. Zwar baute es mit Bundesratsverordnung vom 9. Oktober 
1915 die Reichskartoffelstelle zu einer Verteilungs- und Vermittlungsstelle für Not-
situationen aus,954 wobei die technische Durchführung dieses Umlageverfahrens 
durch ein weit verzweigtes Bezugsscheinsystem geregelt werden sollte, und führte 
zudem Höchstpreise ein. Die Kommunalverbände und Gemeinden sollten jedoch 
ihre Vorräte wenn möglich weiterhin über den freien Handel beziehen und sich 
erst bei akuten Versorgungslücken an die Reichskartoffelstelle wenden.955 Die 
Folge war eine eigentümliche Wiederholung der Situation vom Frühjahr 1915: Die 
Ernte fiel geringer aus als erwartet, die Kommunalverbände traten zueinander in 
Konkurrenz und die Höchstpreise animierten Produzenten zur Spekulation. Bereits 
im November stagnierte der Kartoffelhandel erneut. Da auch der Dresdner Stadt-
rat „grundsätzlich dem freien Handel“ vertraute und sich für mögliche Engpässe 
der Hilfe der Reichskartoffelstelle sicher glaubte, hatte er im September lediglich 
30.000 Zentner für die Wintermonate eingelagert.956 Als schließlich mit der früh 
einsetzenden Kälteperiode die Zufuhr zu stocken begann und die knappen Rück-
lagen schnell aufgebraucht waren, kam es in der Residenzstadt bei der Versor-
gung mit Speisekartoffeln erneut zu einer „Kalamität“957. Großstädte wie Dresden, 
aber auch Mittelstädte mit mehr als 25.000 Einwohnern waren besonders von den 
Versorgungsengpässen betroffen und wandten sich nun mit ihren Fehlbedarfsan-
zeigen innerhalb kürzester Zeit an die Reichskartoffelstelle. Da Kartoffeln aber 
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954 Bekanntmachung über die Kartoffelversorgung vom 9.10.1915, in: Reichsgesetzblatt 1915, S. 
647-652. 
955 Roerkohl, Lebensmittelversorgung, S. 329 f. 
956 Dresdner Anzeiger vom 29.4.1917. 
957 So die Einschätzung Emil Nitzsches, Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 4. 
öffentliche Sitzung vom 17.2.1916, S. 45. 
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keiner staatlichen Bewirtschaftung unterlagen, konnte das Reich über den tatsäch-
lichen Überschuß oder Bedarf der einzelnen Kommunalverbände nur Schätzun-
gen anstellen, d. h. eine sinnvolle und gerechte Kartoffelumlage war schlicht un-
möglich. Das Nebeneinanderherwirtschaften von Reich, Groß- und Kleinhandel, 
städtischen Einkaufgesellschaften, Konsumvereinen usw. war für kaum jemanden 
noch zu durchschauen. In dieser Gemengelage drohte der Verbraucher auf der 
Strecke zu bleiben. Im Februar 1916 kamen in Dresden bisweilen 10.000 bis 
15.000 Menschen zu den beiden städtischen Markthallen, um dort die Maximal-
menge von zehn Pfund Kartoffeln pro Person zu erwerben.958 Wenn dann die Wa-
re schnell vergriffen war und die Regale leer blieben, machte sich schnell eine Pa-
nikstimmung unter den Menschenmassen breit.959 Deshalb forderte Emil Nitzsche, 
endlich die „Großagrarier“, jene „von Gewinnsucht beseelten Leute“, die aus Spe-
kulationsgründen Mengen von Kartoffeln zurückhielten, zu enteignen oder ihren 
Widerstand militärisch zu brechen.960 Mit diesen deutlichen Worten distanzierte 
sich die sozialdemokratische Fraktion von der Versorgungspolitik des Rates, die 
sie bis dahin weitestgehend mitgetragen hatte. Flankierend erschienen in der 
Dresdner Volkzeitung Artikel, die über das zweifelhafte Geschäftsgebaren ver-
schiedener Gutsbesitzer aus dem Dresdner Umland berichteten und die ihre Wir-
kung nicht verfehlten.961 Die Stimmung in der sächsischen Residenzstadt war ge-
spannt. In anderen Städten wie Chemnitz oder Leipzig war es bereits zu zum Teil 
gewaltsamen Demonstrationen gekommen. In Dresden blieb es bei kleineren Zu-
sammenrottungen vor Lebensmittelgeschäften, bei denen vor allem Frauen ihrem 
Unmut Luft machten.962 Erstmals seit Kriegsbeginn war der politisch-soziale Frie-
den in Deutschland ernsthaft gefährdet. Das Reich mußte handeln. 
Die Kartoffelfrage war nicht das einzige ungelöste Problem der deutschen Ernäh-
rungs- und Versorgungswirtschaft. Sie war im Winter 1915/16 allerdings die drin-
gendste. Neben der Reichsgetreidestelle und Reichskartoffelstelle existierte mit 
der Reichszucker-, Reichsfleisch-, Reichsfettstelle usw. ein kaum noch zu über-
schauendes und vielfach wenig effizientes Organisationsgeflecht. Der immer öfter 
                                                 
958 Ebd., S. 52. 
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960 Ebd., S. 46. 
961 Ebd., S. 53 f. 
962 Vgl. Nonn, Sozialer Konflikt, S. 208. 
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laut werdenden Forderung nach einem „Lebensmitteldiktator“, der Ordnung in die-
ses „durchinstitutionalisierte Chaos“963 bringen sollte, versuchte die Reichsleitung 
mit der Bekanntmachung über Maßnahmen zur Sicherung der Volksernährung 
vom 22. Mai 1916 weitestgehend zu entsprechen.964 Mit dieser wurde künftig die 
gesamte Lebensmittelversorgung dem Reichskanzler übertragen und die reichs-
zentrale Koordination durch das neu geschaffene Kriegsernährungsamt bewerk-
stelligt. Eine der ersten Maßnahmen des Amtes war die Beschlagnahmung der 
gesamten Frühkartoffelernte und deren Verteilung nach dem Umlagesystem, wo-
durch die Kartoffelnot in Kürze überwunden werden konnte.965 
Angesichts des raschen Erfolges der Zwangswirtschaft drängt sich die Frage auf, 
warum die Verstaatlichung der Kartoffelversorgung nicht schon zu einem früheren 
Zeitpunkt in Angriff genommen wurde. Daß die Reichsbehörden wie auch der 
Deutsche Städtetag einer Bewirtschaftung nach Vorbild des Getreidehandels 
skeptisch gegenüberstanden, hatte verschiedene Gründe. Neben den bereits er-
wähnten nachteiligen Eigenschaften der Kartoffel – witterungsempfindlich und 
schlechte Lagertauglichkeit – fehlte es vor allem an einer gesicherten statistischen 
Grundlage, auf der man eine sinnvolle Kartoffelverteilung hätte organisieren kön-
nen. Außerdem besaßen die staatlichen Behörden nur geringe Kenntnisse über 
den Kartoffelmarkt, der in Friedenszeiten fast ausschließlich in den Händen des 
freien Handels lag. Deshalb versprach man sich von der Beibehaltung der Struktu-
ren die größte Garantie für eine gesicherte Kartoffelversorgung. Erst als sich die 
Versorgungslage dramatisch zuspitzen sollte, rückte man von dieser Position 
ab.966 
Die Stabilisierung des Kartoffelmarktes aufgrund der Eingriffe des Kriegs-
ernährungsamtes im Frühsommer 1916 war nur von kurzer Dauer. Eine witte-
rungsbedingt schlechte Ernte im Sommer und Spätsommer, die nur rund die Hälf-
te des üblichen Ertrages einbrachte, ein langer und kalter Winter sowie die 
miserablen Transportbedingungen sollten sich katastrophal auf die Ernährungssi-
                                                 
963 Daniel, Arbeiterfrauen, S. 190. 
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in: Reichsgesetzblatt 1916, S. 401 f.; Bekanntmachung über die Entwicklung eines Kriegsernäh-
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965 Roerkohl, Lebensmittelversorgung, S. 335-340. 
966 Ebd., S. 331 f. 
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tuation der deutschen Bevölkerung auswirken.967 Im Sommer des Jahres 1916, als 
erstmals deutlich wurde, daß die Ernte weit hinter den Prognosen zurückbleiben 
würde, wurde die Tagesration auf ein, für Schwerarbeiter auf zwei Pfund herabge-
setzt. Das Verfüttern von Kartoffeln und Kartoffelprodukten blieb fortan untersagt. 
Auf eine Drei-Zentner-Karte erhielten die Einwohner der sächsischen Residenz-
stadt nur noch zwei Zentner. Rüstungsarbeiter hatten Anspruch auf eine Zulage 
von vier Pfund wöchentlich. Als Ausgleich gab das Lebensmittelamt ein Pfund 
Weizenmehl wöchentlich pro Person aus. Ab November wurden auch Kartoffeln 
aus privatem Gartenanbau auf die Tagesration angerechnet.968 Dafür setzte die 
Stadt „Kartoffelnachprüfungen“ an, bei denen Beamte wöchentlich fast 15.000 pri-
vate Haushalte auf Vorräte inspizierten.969 Außerdem erfolgte eine abermalige 
Herabsetzung der Wochenmenge auf fünf Pfund für den Verbraucher und acht 
Pfund für den Erzeuger. Schwer- und Rüstungsarbeiter erhielten weiterhin sechs 
Pfund. Als Ersatz gab es Kohlrüben, die das Lebensmittelamt durch Anzeigen und 
Rezepte letztlich erfolglos versuchte, den Menschen schmackhaft zu machen.970 
Im Dezember blieben wichtige Lieferungen aus der preußischen Überschußpro-
vinz Posen aus. Nach einer erneuten Bestandsaufnahme der Kartoffelvorräte in 
Dresden Mitte Januar 1916, welche „die schlimmsten Befürchtungen für die Er-
gebnisse noch übertroffen hatte“971, sah sich das Lebensmittelamt gezwungen, die 
Wochenration auf drei Pfund Kartoffeln oder fünf Pfund Kohlrüben zu begrenzen. 
Damit stand die sächsische Residenz noch nicht einmal am schlechtesten da. Ü-
ber 40 Prozent der Städte gaben zu dieser Zeit überhaupt keine Kartoffeln mehr 
aus.972 Dennoch blieb auch Dresden genötigt, noch bis in den Frühling hinein bei 
akuten Versorgungsengpässen Sonderzuweisungen von Weizenmehl zu vertei-
len.973 Dies hatte zur Folge, daß die Getreide- und Mehlvorräte des Deutschen 
Reiches sanken und deshalb am 17. April 1917 – nach Monaten des Hungers – 
die Brotration von 200 Gramm, was in etwa 60 Prozent des Friedensverbrauchs 
entsprach, um weitere 30 Gramm auf täglich 170 Gramm Mehl pro Person herab-
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gesetzt werden mußte.974 Daraufhin kam es in deutschen Großstädten zu den ge-
waltsamsten Demonstrationen und umfangreichsten Streiks während des gesam-
ten Krieges. 
Zu einer Entspannung bei der Versorgung mit Brot und Kartoffeln kam es erst mit 
der Haupternte im August und September 1917. Die Brotration konnte auf 220 
Gramm Mehl erhöht werden und auch die Kartoffelnot war überwunden. Dem 
Kommunalverband Mittelsachsen gelang es im Erntejahr 1917/18 dennoch nicht 
mehr, seinen Getreidebedarf eigenständig zu decken. Da insgesamt auch die Ko-
sten der eigenen Mehlproduktion weiter stiegen und im Sommer 1918 Mehl billiger 
von der Reichsgetreidestelle zu beziehen war, schied die Stadt Dresden im Juli 
des Jahres aus der Selbstbewirtschaftung des Kommunalverbandes aus.975 In 
Sachen Lebensmittelversorgung hatte sich die sächsische Residenzstadt damit 
endgültig zu einem reinen Exekutivorgan der zentralstaatlichen Wirtschaftspolitik 
des Deutschen Reiches gewandelt. 
 
 
3.2. Mangelversorgung II: Fleisch und Fett 
 
Für den Viehbestand des Königreichs Sachsen, der aufgrund des zunehmenden 
Fleischverbrauchs der Bevölkerung bis 1914 stetig gewachsen war, sollte sich die 
Kriegszeit derart einschneidend auswirken, daß dieser sich erst 1922 wieder ad-
äquat regenerieren konnte. Als verheerend erwies sich vor allem der „Schweine-
mord“ im Frühjahr 1915. Dieser führte nicht nur zu einer Verknappung des 
Schweinefleischs, sondern auch zu einer stärkeren Nachfrage nach Rindfleisch. 
Der Rinderbestand ging zurück. Gleichzeitig verschlechterte sich mangels nahr-
haften Futtermittels die physische Konstitution der Tiere, d. h. Milchertrag und 
Fleischqualität ließen spürbar nach. Diese Mißstände durch Importe auszuglei-
chen, war jedoch kaum mehr möglich. Die Einfuhr bei Schweinen betrug 1918 im 
Vergleich zu 1914 nur noch 3,3 Prozent, bei Rindern 48,2 Prozent und bei Geflü-
gel 26,1 Prozent.976 
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Wie bei den Kartoffeln sahen die Reichsbehörden auch beim Hauptnahrungsmittel 
Fleisch lange von einer Zwangsbewirtschaftung ab. Eine vielstimmige Diskussion 
über den Umgang mit Fleisch- und Wurstprodukten unter den Bedingungen des 
Krieges verhinderte eine zügige Umstellung der Fleischversorgung: 
„Bald sah man in dem Vieh einen Fresser, der die pflanzliche Nahrung des Menschen schmälerte 
und deshalb in seinem Bestand verringert werden müßte, bald erschien die Erhaltung des Viehsta-
pels möglichst auf der alten Höhe wünschenswert, um keine Not an Fleisch, Fett und Milch im 
Kriege und vor allem nach dem Kriege aufkommen zu lassen; dann wieder stimmte man die Mei-
nung über den Wert des Fleisches für die menschliche Ernährung herab und betonte dafür, daß bei 
dem Mangel an künstlichem Dünger, dem Deutschland ausgesetzt sei, möglichst viel Vieh als Dün-
gebildner erhalten werden müsse usw.“977 
Als die Futtermittelpreise nach Kriegsbeginn drastisch stiegen und die Landwirte 
die für sie wegen der geltenden Höchstpreisregelung kaum mehr mit Gewinn zu 
verkaufenden Kartoffeln an ihr Vieh verfütterten, für das sie auf dem Markt noch 
gute Preise erzielen konnten, beschloß die Reichsregierung im Frühjahr 1915 die 
drastische Reduzierung des deutschen Schweinebestandes, um die Versorgung 
mit Kartoffeln zu sichern. Daß dann schließlich völlig überraschend eine Kartoffel-
schwemme einsetzte, weil die Prognosen eines drohenden Mangels statistisch 
kaum abgesichert waren, sich der „Schweinemord“ gleichsam als völlig sinnloser 
und geradezu fahrlässiger Eingriff in die nationale Lebensmittelversorgung erwies, 
offenbart die Kurzsichtigkeit, mit der die Reichsleitung in der Versorgungspolitik 
agierte. Da das Reich die Kommunalverbände zu diesem Eingriff in den Viehbe-
stand gesetzlich verpflichtet hatte, zog sie – analog zur Kartoffelfrage – aus dem 
fehlkalkulierten Abschlachten den Schluß, den Fleischhandel weiterhin ganz dem 
freien Markt zu überlassen, um so einen „gesunden“ Viehbestand zu gewährlei-
sten.978 Dies hatte zur Folge, daß durch das Mehrangebot an Schweinefleisch 
aufgrund der zusätzlichen Schlachtungen der Preis kurzfristig sank, unmittelbar 
darauf jedoch eine Unterversorgung mit rapiden Preissteigerungen einsetzte. Dies 
führte im Oktober 1915 in der sächsischen Residenzstadt zu tumultartigen Zu-
ständen, als immer wieder größere Ansammlungen von Dresdner Einwohnern vor 
den Geschäften oft schon seit Mitternacht um Fleisch anstanden: „Nach Öffnung 
der Türen wälzt sich die ganze Flut rücksichtslos in die Markthalle, alles mit sich 
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reißend, was im Wege steht.“979 Immer öfter mußten Schutzpolizisten eingesetzt 
werden, um einen geordneten Verkauf zu gewährleisten.980 
Angesichts der Häufigkeit solcher Vorkommnisse hauptsächlich in deutschen 
Großstädten setzten die Reichsbehörden ab dem 4. November 1915 Höchstpreise 
für Schweine und Schweinefleisch fest.981 Davon ausgenommen blieben Produkte 
wie Wurst, Dauerfleisch und Konserven. Auch andere Fleischsorten wie Wild und 
Geflügel unterlagen nicht der Höchstpreisregelung. Das bedeutete, daß einfache 
Arbeiter und Kriegerfrauen auf das höchstpreisgebundene Schweinfleischangebot 
angewiesen waren, das wiederum allmählich aus den Ladenregalen verschwand, 
weil die Erzeuger auch hier mit Warenzurückhaltung auf Höchstpreise reagierten. 
Wer es sich dagegen zu leisten vermochte, der konnte sich mit teurem Wild und 
Geflügel eindecken. Deshalb forderte Emil Nitzsche den Dresdner Stadtrat wie-
derholt auf, in der sächsischen Residenzstadt Höchstpreise endlich für alle 
Fleischsorten festzusetzen.982 Als Leiter des Lebensmittelamtes verwies Hans 
Krüger dagegen auf die Höchstpreispolitik der Reichsregierung, wohlwissend, daß 
diese sich vor einer Ausdehnung der Fleischbewirtschaftung scheute.983 
Erst als der Fleischbedarf des Heeres auf den heimischen Viehmarkt durchschlug 
und die steigende Nachfrage nach Rindfleisch die Preise weiter in die Höhe trieb, 
ging man im März 1916 zu einer stärker zentral ausgerichteten Bewirtschaftung 
des Fleischmarktes über. Die neue „Reichsstelle für Vieh- und Fleischversorgung“ 
war jedoch weniger für eine einheitliche Höchstpreisregelung zuständig, als viel-
mehr für die Koordination der regional recht unterschiedlich bewerkstelligten Ver-
sorgung. In Anlehnung an die Kommunalverbände sollten sich alle an der 
Fleischwirtschaft Beteiligten zusammenschließen und für ihren Bezirk Preisfest-
setzungen vornehmen. Gleichzeitig hob die Reichsregierung die vereinzelt beste-
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henden bundesstaatlichen Ausfuhrverbote für Fleisch- und Wurstprodukte auf, um 
eine ausgeglichene Versorgung zu erzielen.984 
In Dresden einigten sich daraufhin am 27. März 1916 die Amtshauptmannschaften 
Dresden-Altstadt und Dresden-Neustadt auf die Gründung eines Kommunalver-
bandes für Fleischversorgung. Dieser schloß mit der bereits bestehenden Genos-
senschaft „Einkauf und Verwertung von Fleischprodukten und -rohstoffen“ einen 
Vertrag, der die Schlachtungen und den Verkauf für alle Betriebe in Dresden und 
Umgebung genau regelte. Eine gemeinsam aufgestellte Fleischverordnung be-
stimmte, daß Fleisch ab dem 17. April nur noch gegen Marken abgegeben werden 
durfte.985 „Eine gleichmäßigere Berücksichtigung der Einwohnerschaft bei der Be-
lieferung mit Fleisch wurde so erreicht, dagegen aber nicht eine zureichende.“986 
Denn der von der Reichsfleischstelle vorgegebene Richtwert für eine Wochenrati-
on von 250 Gramm Fleisch pro Person basierte auf dem Mittelwert des Viehbe-
standes im ganzen Reich. Die chronisch unterversorgten Großstädte waren kaum 
in der Lage, Fleisch in diesen Mengen abzugeben. Für Dresden kam noch hinzu, 
daß das sächsische Königreich seinen Verpflichtungen gegenüber dem Militär 
nicht nachkommen konnte, weil der Bundesstaat außer Stande war, die geforderte 
Anzahl an Rindern mit einem Mindestschlachtgewicht von 7,5 Zentnern auf-
zubringen, und deshalb weniger Bezugsscheine auf Schweine für die Zivilbevölke-
rung von der Reichsstelle übermittelt bekam. Erhielten die Einwohner in Dresden 
auf eine 250-Gramm-Fleischkarte im Mai 1916 noch die volle Menge, so waren es 
im Juni 185 und Ende Juli mit 125 Gramm Fleisch nur noch die Hälfte der veran-
schlagten Wochenration.987 
Die regional sehr differenzierten Versorgungsregelungen und die Benachteiligung 
der großstädtischen Bedarfszentren führten im Herbst 1916 zur Einführung der 
Reichsfleischkarte.988 „Für Sachsen bedeutete das alles aber keine Besserung 
seiner bisherigen Fleischverhältnisse, denn für Dresden z.B. waren immer erst 
noch 125 Gramm sichergestellt [...]. Die Erbitterung in der Bevölkerung erreicht 
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hier denn auch einen sehr hohen Grad.“989 Besonders die Arbeiterschaft und der 
von einer schleichenden Proletarisierung erfaßte „neue Mittelstand“ waren von der 
staatlichen Mangelwirtschaft betroffen.990 Denn Enten, Gänse und anderes Geflü-
gel unterlagen auch weiterhin keinen Rationierungen und Höchstpreisen. Die Privi-
legierung der wohlhabenden Bevölkerungsschichten blieb nicht nur bestehen, sie 
trat sichtbarer und krasser zutage denn je. An dieser Tatsache änderte auch die 
deutliche Erhöhung der Fleischration auf 500 Gramm im Frühjahr 1917 wenig. 
Denn zum einen war diese Maßnahme ein Ausgleich zur Herabsetzung der Brot-
ration am 17. April 1917, zum anderen waren viele Kommunen auch weiterhin au-
ßer Stande, dem Anspruch der Verbraucher gerecht zu werden, weil sie einfach 
kein Fleisch vorrätig hatten. Erst im Mai und Juni 1917 waren vereinzelt Städte in 
der Lage, 500 Gramm Fleisch zu verteilen. Der dafür benötigte Mehrbedarf an 
Schlachtvieh war beträchtlich.991 Allein in Sachsen stieg die Stückzahl im ersten 
Vierteljahr der Neuregelung bei Rindern von bisher 23.000 auf 110.000 an. Benö-
tigt wurden außerdem 48.000 Kälber, 18.000 Schweine und 27.000 Schafe.992 Der 
sächsische Viehbestand sollte Jahre benötigen, um sich von diesem „Kahlschlag“ 
wieder einigermaßen zu erholen. Erst mit der Stabilisierung der Mehl- und Kartof-
felversorgung wurde die Fleischration ab dem 13. August 1917 wieder auf 250 
Gramm herabgesetzt.993 Aufgrund der Reduzierung des Viehbestandes schrumpf-
te die tatsächlich ausgegebene Ration im Laufe des letzten Kriegsjahres erneut 
kontinuierlich zusammen. Im Oktober 1918 lag der statistische Kopfverbrauch bei 
Rindfleisch bei 520 Gramm, das entsprach einer Wochenration von 130 Gramm. 
Die zugeteilte Menge an Schweinefleisch tendierte mit 100 Gramm monatlich be-
ziehungsweise 25 Gramm in der Woche beinahe gegen Null.994 
 
 
                                                 
989 Dresdner Anzeiger vom 24.6.1917. 
990 Zur Proletarisierung des „neuen Mittelstandes“ siehe Kocka, Klassengesellschaft, S. 98-105. 
991 Roerkohl, Lebensmittelversorgung, S. 349 f. 
992 Dresdner Anzeiger vom 24.6.1917. 
993 Dresdner Anzeiger vom 12.8.1917. 
994 Monatsberichte des Statistischen Amtes der Stadt Dresden 41 (1918), S. 217. 
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Tabelle 18: Monatlicher Fleischverbrauch der Stadt Dresden995 
Gesamtverbrauch (1000 kg) Verbrauch pro Kopf (kg) Monat Rindfleisch Schweinefleisch Rindfleisch Schweinefleisch 
Juni 1914 787,0 1.272,3 1,39 2,25 
Dezember 1914 925,1 1.666,6 1,63 2,94 
Juni 1915 733,9 614,5 1,28 1,07 
Dezember 1915 656,4 779,2 1,13 1,35 
Juni 1916 299,3 271,5 0,52 0,47 
Dezember 1916 298,2 302,8 0,51 0,52 
Juni 1917 1.742,2 59,9 3,02 0,10 
Dezember 1917 944,3 133,1 1,64 0,23 
Juni 1918 356,2 10,4 0,70 0,02 
Dezember 1918 348,8 14,4 0,67 0,02 
Juni 1919 238,2 4,0 0,45 0,01 
Dezember 1919 389,6 14,1 0,73 0,03 
 
Noch eklatanter als die Unterversorgung mit Fleisch war jedoch der Mangel an 
Fetten. Mehr als zwei Drittel der Pflanzenöle und Rohstoffe für die Herstellung von 
Margarine hatte das Deutsche Reich bisher für eine ausreichende Versorgung der 
Bevölkerung importieren müssen.996 Die Handelsbeschränkungen führten deshalb 
zu einer steigenden Nachfrage nach tierischen Fetten und Butter. Da Schweine-
schmalz und -speck als Folge des Schweinemords zu Raritäten wurden, blieb But-
ter das einzig verfügbare Fettprodukt. Der deutsche Rinderbestand gab aus den 
genannten Gründen viel zu wenig Milch. Milch selbst wurde zu einem raren Gut. 
Ab Sommer 1916 erhielten nur noch Kinder bis 14 Jahre Milch auf die entspre-
chenden Bezugsscheine.997 Das Königreich Sachsen, das zu Friedenszeiten nur 
gut ein Viertel seines Butterbedarfs aus eigener Produktion decken konnte und auf 
größere Einfuhren aus Norddeutschland und Bayern angewiesen war, sah sich 
gezwungen, auf den Buttermärkten der neutralen Staaten Dänemark, Schweden 
und Holland einzukaufen. Dort bevorrateten sich jedoch nicht nur die anderen 
deutschen Bundesstaaten, sondern auch die Alliierten. Die explodierenden Aus-
landspreise schlugen im Herbst 1915 schließlich voll auf den deutschen Binnen-
markt durch.998 „Die Preise“, so Emil Nitzsche, „haben eine Höhe erreicht, daß die 
ärmere Bevölkerung sie nicht mehr bezahlen kann und daß sie auch für den Mit-
telstand beinahe unerschwinglich sind. Die Verbitterung in weiten Kreisen, na-
                                                 
995 Monatsberichte des Statistischen Amtes der Stadt Dresden 37 (1914) bis 42 (1919), passim. 
996 Roerkohl, Lebensmittelversorgung, S. 354. 
997 Dresdner Anzeiger vom 6.3.1917. 
998 Dresdner Anzeiger vom 1.12.1915. 
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mentlich bei den Hausfrauen, ist außerordentlich groß geworden.“999 Der sozial-
demokratische Kommunalpolitiker warnte seine Kollegen im Stadtverordneten-
kollegium eindringlich vor Chemnitzer Zuständen.1000 In der sächsischen Industrie-
stadt war es Mitte Oktober zu ersten „Butterkrawallen“ und größeren Streiks 
gekommen.1001 Die Forderungen Nitzsches und seiner Fraktion nach lokal be-
grenzten Höchstpreisen und Bezugsscheinen für Butter stießen bei den Nationalli-
beralen und Konservativen auf Ablehnung. Sie warnten davor, mit Preisfestset-
zungen Händler zu verprellen. Zudem lief man mit einer Rationierung der Butter 
Gefahr, Ansprüche bei mangelndem Vorrat nicht erfüllen zu können und somit die 
angespannte Lage weiter zu verschärfen.1002 
In diese Zwickmühle waren Ende 1915 die meisten deutschen Kommunen gera-
ten, weshalb die Reichsregierung mit Bundesratsverordnung vom 15. November 
1915 den Auslandshandel mit Butter monopolisierte, indem sie die Zentralein-
kaufsgesellschaft mit den Geschäften betraute. Außerdem mußten alle Inlands-
molkereien fortan einen Teil ihrer Erzeugnisse an das Reich abgeben. Die Vertei-
lung der Butter erfolgte jetzt ausschließlich über Bezugsscheine.1003 Spürbar 
verärgert über diese zwangswirtschaftlichen Eingriffe informierte der Leiter des 
städtischen Lebensmittelamtes, Hans Krüger, die Stadtverordneten über die Neu-
regelung: 
„Jedenfalls stehen wir damit vor der Tatsache, daß wir nichts, aber auch gar nichts tun können, um 
den Vorrat, den wir zugewiesen bekommen, zu vergrößern. Wir können weder Auslandsbutter 
heranholen, weder Inlandsbutter von den Molkereien. Erstens wird sie meist vergeben sein, weil 
überall Butter gebraucht wird, und zweitens wird durch die neueste Verordnung bestimmt, daß die 
Molkereien 15 % der Inlandsbutter abliefern müssen, die durch die Verteilungsstellen zwangsweise 
verteilt werden. Sie werden wissen, wie das organisiert ist: Die Zentrale in Berlin verteilt an die 
                                                 
999 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 19. öffentliche Sitzung vom 21.10.1915, S. 
518 f. 
1000 Ebd., S. 519. 
1001 Siehe dazu Stephan Pfalzer, Der „Butterkrawall“ im Oktober 1915. Die erste größere Anti-
kriegsbewegung in Chemnitz, in: Grebing u. a., Demokratie und Emanzipation, S. 196-201. 
1002 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 19. öffentliche Sitzung vom 21.10.1915, S. 
518, 521. 
1003 Bekanntmachung über den Verkehr mit Butter vom 8.12.1915, in: Reichsgesetzblatt 1915, S. 
807-810. 
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Bundesstaaten, der Bundesstaat Sachsen verteilt an die Kreishauptmannschaften und die Kreis-
hauptmannschaften verteilen an die einzelnen Bezirksverbände.“1004 
Im Januar 1916 erhielt Dresden von der Kreishauptmannschaft wöchentlich 500 
Zentner Butter zugeteilt.1005 Angesichts der Tatsache, daß die Residenzstadt in 
Friedenszeiten allein 4.000 Zentner ausländische Butter für den eigenen Bedarf 
eingeführt hatte,1006 war diese Menge lediglich „ein Tropfen auf den heißen 
Stein“1007. 500 Zentner entsprachen einer Wochenration von einem Achtel Pfund 
beziehungsweise gut 63 Gramm auf den Kopf. Dies blieb bis Kriegsende auch das 
Maximum der zugestandenen Butter. Damit lag Dresden unterhalb des großstädti-
schen Durchschnitts. Doch erst der Vergleich mit den im Frieden verzehrten Men-
gen, die bei ungefähr 230 Gramm wöchentlich lagen, offenbart die „totale Unter-
versorgung“1008 mit Fett in der Kriegszeit. 
 
 
3.3. Mangelversorgung III: Brenn- und Heizmaterial 
 
Die Versorgung der Industrie und Bevölkerung mit Heiz- und Brennstoffen blieb in 
Deutschland, einem „der kohlereichsten Länder der Erde“1009, in der ersten 
Kriegshälfte zunächst in ausreichendem Maß gewährleistet. Erst Mitte des Jahres 
1916 setzte infolge fehlender Neuaufschlüsse, geringer Produktivität der Bergwer-
ke, des Ausbaus der chemischen wie Metallindustrie und der zunehmenden Be-
deutung der Kohle als Kompensationsgut für ausbleibende Importe ein Mangel 
dieses wichtigen Rohstoffs im Deutschen Reich ein, der sich Ende 1916 signifikant 
verschärfte, als mit der gesteigerten Produktion im Rahmen des Hindenburgpro-
gramms und dem einsetzenden kalten Winter der Bedarf an Heiz- und Brennmate-
rial regelrecht explodierte.1010 Im Korpsbereich des XII. Generalkommandos be-
                                                 
1004 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 26. öffentliche Sitzung vom 16.12.1915, S. 
697. 
1005 Stimmungsbericht für den Monat Januar 1916 des Rates zu Dresden an das sächsische Mini-
sterium des Innern (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 17728, Bl. 189-192, hier Bl. 190). 
1006 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 26. öffentliche Sitzung vom 16.12.1915, S. 
696. 
1007 So Hans Krüger, ebd., S. 697. 
1008 Roerkohl, Lebensmittelversorgung, S. 354. 
1009 März, Sächsische Industrie, S. 405. 
1010 Mertens, Zusammenarbeit, S. 332. 
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gann sich das Ausbleiben wichtiger Kohlelieferungen aus Böhmen bemerkbar zu 
machen. Von den mehr als 4 Millionen Tonnen Kohle Friedensverbrauch und ei-
nem Jahresbedarf von 2,4 Millionen Tonnen (1917) der kriegswichtigen Betriebe 
wurden lediglich 1,6 Millionen Tonnen Kohle aus eigenen Gruben gewonnen. Die 
Versorgungslücke schlossen Importe aus Böhmen (50 Prozent), der preußischen 
Niederlausitz (31 Prozent) und Oberschlesien (5 Prozent). Der westsächsische 
Korpsbezirk des XIX. Generalkommandos dagegen deckte seinen Bedarf fast aus-
schließlich über eigene Kohlevorräte im Zwickauer Kohlebecken und Lugau-
Ölsnitzer Revier, sah sich jedoch durch die Industriezentren Leipzig, Chemnitz, 
Plauen und Zwickau mit einem überproportional hohen Verbrauch konfrontiert.1011 
Anders als bei der Lebensmittelversorgung, welche die sächsischen Militärbe-
fehlshaber weitgehend den zivilen Behörden überließen, ergriffen die kommandie-
renden Generäle bei der Rohstoffbewirtschaftung weitreichende Maßnahmen, um 
eine möglichst störungsfreie kriegswirtschaftliche Produktion sicherzustellen. Die 
Befehlshaber von Broizem und von Schweinitz ließen beispielsweise den Kohle-
verbrauch der Industrie überwachen, führten eine strenge Bezugspraxis über Koh-
lemeldemarken ein, legten unrentable Betriebe still oder zusammen, besorgten 
Bergarbeiter über Zurückstellung oder Beurlaubung und setzten wenig beliebte 
Sparmaßnahmen durch wie etwa die Einführung eines früheren Ladenschlusses, 
das Vorziehen der Polizeistunde und den Verzicht auf nächtliche Straßenbeleuch-
tung.1012 Der „Grenznutzen“1013 von Maßnahmen wie der Aufstockung der Bergar-
beiterzahlen zeigte sich allerdings mit dem Einsetzen der Transportkrise während 
des Jahres 1917. Militärtransporte, Ernteeinfuhren und Kohlelieferungen konnten 
von der sächsischen Staatseisenbahn, die unter akutem Personalmangel und ho-
hem Wagenverschleiß litt, nicht mehr adäquat bewerkstelligt werden. Die abge-
baute Kohle blieb deshalb immer öfter in den Gruben liegen.1014 Darüber hinaus 
mußten die stellvertretenden Generalkommandos bei ihren Anstrengungen stets 
Rücksicht auf die Kompetenzen der Organe des „Reichskommissars für die Koh-
lenverteilung“ nehmen. So bestanden für den sogenannten „Reichsausgleich“ in 
Sachsen zwei – in Dresden und Zwickau – Kohleausgleichsstellen, die jeweils die 
                                                 
1011 Ebd., S. 334 f. 
1012 Ebd., S. 339 ff. 
1013 Ebd., S. 341. 
1014 Ebd., S. 342. 
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Verteilung der in Ost- beziehungsweise Westsachsen produzierten Steinkohle und 
der aus Böhmen eingeführten Braunkohle an die Rüstungsindustrie vornahmen. 
Die Belieferung der privaten Haushalte, des Kleingewerbes und der landwirtschaft-
lichen Betriebe hatten die Kommunalverbände zu besorgen.1015 
Flankierend zur zentralstaatlichen Bewirtschaftung der Kohle durch den Reichs-
kommissar und den ergänzenden Eingriffen der Militärbefehlshaber auf regionaler 
Ebene stellte die sächsische Staatsregierung die gesetzlichen Weichen für eine 
Verstaatlichung der Kohleabbaurechte und Elektrizitätserzeugung. Der Kohle-
bergbau des Königreichs fußte auf der Rechtsgrundlage, „daß Stein- und Braun-
kohle als Bestandteile des Grundstücks gelten, unter dem sie sich befinden, und 
daß somit das Bergbaurecht auf diese Kohle ein Ausfluß des Grundeigentums 
ist.“1016 Der Bundesstaat Sachsen war deshalb bereits vor dem Krieg dazu über-
gangen, im großen Stil Kohlefelder zu erwerben, wodurch eine rege Spekulation 
mit kohleführenden Grundstücken einsetzte und sich in der mitteldeutschen 
Braunkohleindustrie Monopolisierungstendenzen abzuzeichnen begannen. Unter 
den Vorzeichen des Krieges und den Sachzwängen des enormen Regulierungs-
drucks griff die sächsische Regierung in die privatwirtschaftlichen Verhältnisse ein 
und führte Anfang 1916 auf dem Gesetzesweg ein staatliches Kohleabbaurecht 
ein. Gegen eine angemessene Entschädigung erloschen die nun vom Grundei-
gentum abgetrennten Erschließungs- und Abbaurechte der Grundstücks-
eigentümer zugunsten des Bundesstaates. Vor allem für die nicht Kriegsbedarf 
produzierenden Industrien sollten so der Kohlemarkt berechenbarer, die Preis-
entwicklung stabiler und die Rohstoffverteilung ausgewogener gestaltet wer-
den.1017 In unmittelbarem Zusammenhang mit dieser Verstaatlichung der Kohle-
wirtschaft stand zugleich der Zugriff auf die „zweite große Kraftquelle“1018, nämlich 
die Elektrizität. Die seit 1912 gehegten und von Fragen der Daseinsfürsorge gelei-
teten Absichten des Elektroverbands sächsischer Gemeinden unter dem Vorsitz 
des damaligen Dresdner Oberbürgermeisters Beutler, eine betriebliche Zusam-
menlegung und Zentralisierung der Stromversorgung anzustreben, griff die säch-
                                                 
1015 Ebd., S. 337 f. 
1016 Wilhelm Külz, Die Volkswirtschaft Sachsens im Kriege, in: Sachsen in großer Zeit, Band 3, S. 
384-391, hier S. 389 f. 
1017 Ebd., S. 390. 
1018 Ebd. 
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sische Regierung in der zweiten Kriegshälfte auf, indem sie begann, über den An-
kauf von privatwirtschaftlichen Kraftwerken und Stromanlagen die Elektrizitätsver-
sorgung an sich zu ziehen. Über den sukzessiven Ausbau des staatlichen Mono-
pols sollte eine gleichmäßige und flächendeckende Versorgung mit Strom im 
Königreich erreicht werden, indem die Gemeinden staatliche Elektrizität bezogen, 
die sie nach eigenem Ermessen an die Bedarfsträger ihres Bezirks abgeben konn-
ten.1019 
Eingezwängt in dieses Bewirtschaftungskorsett besaß die Dresdner Stadtverwal-
tung kaum noch eigenen Handlungsspielraum, um die Versorgung der Elbestadt 
mit Kohle sicherzustellen. Zugute kam ihr allerdings, daß Dresden Sitz der sächsi-
schen Regierung war und die Unterhaltung der Amtsgebäude in den Aufgabenbe-
reich der kommunalen Daseinsfürsorge fiel, die Beheizung der Arbeitszimmer der 
Staatsbeamten gleichsam vom Kohlevorrat der Stadt abhängig war. Als mit dem 
einsetzenden Winter 1916 der Rohstoffmangel erstmals deutlich spürbar wurde, 
gelang es dem geschickt agierenden Oberbürgermeister Blüher deshalb, mit dem 
sächsischen Innenministerium eine „besondere Aktion“1020 auszuhandeln. Das 
Ministerium besorgte 50 Bahnwaggons, die ständig Kohlen aus dem österreichi-
schen Braunkohlerevier an das 50 Kilometer elbaufwärts von Dresden gelegene 
Rosawitz lieferten, wo Kähne für den Weitertransport in die sächsische Elbestadt 
bereitstanden. Zudem tat Blüher in Aussig weitere Kohlevorräte auf, die ebenfalls 
statt über die blockierten Gleise der Staatseisenbahn über den Wasserweg trans-
portiert werden konnten. Damit war der Bedarf der städtischen Betriebe, insbe-
sondere der Elektrizitäts- und Gaswerke, für die Wintermonate vorerst gedeckt.1021 
Doch der Winter 1916/17 wurde mit bis zu 30 Kältegraden ungewöhnlich frostig 
und vor allem lang, so daß die Rücklagen im April 1917 beinahe aufgebraucht wa-
ren. Die wichtigen Einfuhren aus Böhmen betrugen zu diesem Zeitpunkt nur noch 
35 bis 40 Prozent. Zudem führte die Elbe aufgrund einsetzenden Regen- und 
Tauwetters Hochwasser, weshalb das Umladen der Kohle in Rosawitz stockte. 
Besorgt über die Situation machte Oberbürgermeister Blüher im Stadtverordne-
tenkollegium seinem Unmut Luft. Überall erhielte man nur noch allgemeine Zu-
                                                 
1019 Ebd. 
1020 So die Ausführungen des Oberbürgermeisters, Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu 
Dresden, Geheime Sitzung vom 28.12.1916, S. 647. 
1021 Ebd., S. 648 f. 
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sicherungen, mit denen kaum zu disponieren sei. Kritik übte er vor allem am hiesi-
gen Kohlenausgleich, der mit seinem „Rezept à la Eisenbart“ die Stadtverwaltung 
dazu zwinge, in der Heiz- und Brennmittelversorgung weiterhin so zu „murksen“ 
wie bisher.1022 Wenn schon die kriegswichtigen, aber auch die städtischen Betrie-
be große Belieferungsschwierigkeiten hätten, dann könne für die Friedens-
industrien und „natürlich für die Zivilbevölkerung herzlich wenig übrig bleiben.“1023 
Blüher rief deshalb die Einwohner Dresdens auf, sich möglichst reichlich mit den 
letzten noch frei erhältlichen Kohlen einzudecken. Dies führte trotz der heißen 
Sommermonate nicht nur zu einem regelrechten Ansturm auf die Geschäfte der 
Kohlehändler, sondern war angesichts der Teuerung bei Kohle auch eine klare 
Bevorteilung der privilegierten Schichten.1024  
Im Sommer 1917 ging die Stadtverwaltung dazu über, die diffizile Kohlever-
sorgung straffer zu organisieren. Ein Kohlenamt wurde eingerichtet und eine ent-
sprechende Kohlenkommission gegründet, die sich aus Vertretern des Handels, 
der Staatsregierung, des Generalkommandos, der Kriegsamtstelle und der städti-
schen Kollegien zusammensetzte. Wohlwissend, Ansprüchen möglicherweise 
nicht entsprechen zu können, gab es ab August des Jahres Kohlen und Brennholz 
nur noch auf Bezugsscheine.1025 Gleichzeitig wurden die Gas- und Strompreise 
erhöht.1026 Dennoch standen für das Winterhalbjahr 1917/18 mit 91.570 Tonnen 
Kohle weniger als ein Viertel des Friedensverbrauchs zu Verfügung.1027 Szenen, 
wie sie ein Pfarrer aus dem Dresdner Stadtteil Löbtau schilderte, gehörten seit 
1917 zum alltäglichen Stadtbild: 
„Seit meiner Versetzung nach hier [...] bin ich beim fast täglichen Vorübergehen nach der Kirche 
unzählige Male Augenzeuge gewesen, wie die mit Kohlen beladenen aus dem Bahnhof fahrenden 
Wagen von Jungen hinten bestiegen, das Material heruntergeworfen, von anderen Kindern, Kna-
ben und Mädchen, aufgelesen werden. Der Kutscher merkt es von vorn gar nicht. [...] Beim Eintritt 
der Dunkelheit werden auch von den innerhalb des Bahnhofs über Nacht stehenden, vollbeladenen 
Wagen Brennmaterialien durch die Kinder entfernt. Bei einigermaßen günstigem Wetter, 
bes[onders] in der Ferienzeit waren oft 30-40 schulpflichtige Kinder [...], auch unter 6 Jahren in der 
                                                 
1022 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, Geheime Sitzung vom 19.4.1917, S. 188. 
1023 Ebd. 
1024 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 9. öffentliche Sitzung vom 7.6.1917, S. 
259. 
1025 Blüher, Dresdens Stadtverwaltung in den ersten vier Kriegsjahren, S. 44 f. 
1026 Kolditz, Dresden im Ersten Weltkrieg, S. 251. 
1027 Mertens, Zusammenarbeit, S. 334, gibt den Jahresbedarf Dresdens mit 745.000 Tonnen an. 
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Bahnhofstraße versammelt, ohne jegliche Aufsicht. Bes[onders] nachmittags und in den Abend-
stunden, oft bis nach 8 Uhr, wird alsdann das systematische Entwenden des Brennmaterials aus-
geübt. [...] Seit dem Eintritt des Kohlemangels sind die Kinder noch kühner geworden, da von Sei-
ten des Publikums fast nichts dagegen geschieht.“1028 
Als Bernhard Blüher im Frühjahr 1918 zugeben mußte, daß die Stadt und ihre 
Einwohner nur mit „Ach und Krach“ über den Winter gekommen seien und daß 
lediglich die außergewöhnliche Milde der Wintermonate einen Bankrott in der Koh-
leversorgung verhindert habe,1029 sah er sich mit ungewöhnlich harscher Kritik so-
wohl von nationalliberaler als auch sozialdemokratischer Seite konfrontiert. Der 
Lobbyist der Dresdner Industrie im Stadtverordnetenkollegium, Johannes März, 
zeigte sich ernsthaft besorgt über die hiesige Friedenswirtschaft und warnte sei-
nen Parteifreund vor dem Niedergang der letzten noch verbliebenen nicht kriegs-
wichtigen, aber für die Versorgung der Stadt dringend notwendigen Betriebe.1030 
Während März dem Oberbürgermeister, der seit kurzer Zeit im Beirat des Reichs-
kohlekommissars saß, vorwarf, sich nicht energisch genug gegen die offensichtli-
che Benachteilung Sachsen bei der Kohlezuteilung zu wehren,1031 war die Krise 
für die sozialdemokratische Fraktion dagegen hausgemacht. Es könne nicht sein, 
so Otto Kühn, daß die schwer arbeitenden Rüstungsarbeiterinnen wegen der bü-
rokratisierten und völlig unpraktischen Bezugsregelung gezwungen seien, von ih-
ren Wohnungen am Stadtrand extra ins Zentrum zu kommen, sich dort beim Koh-
lenamt ihren Bedarf bestätigen zu lassen, sich anschließend einen Wagen zum 
Transport zu besorgen, um bei dem zugewiesen Händler ihren „Hausbrand“ abzu-
holen, den sie dann bis nach Hause schleppten, während andere sich auf dem 
Schwarzmarkt reichlich mit Kohlen eindeckten und auf ihren Vorräten säßen.1032 
Er forderte deshalb auch hier die sofortige Beschlagnahmung und entschä-
digungslose Enteignung derjenigen Bürger, die über genügend Kohlereserven ver-
fügten, um endlich den Minderbemittelten zumindest ein Minimum an Heiz- und 
Brennmaterial zu verschaffen.1033 „So leid mir auch der kleine Mann manchmal 
                                                 
1028 Schreiben des Pfarrers Ihrig an den Verband für Jugendhilfe vom 23.8.1917 (StA Dresden, 
13.30, Verband für Jugendhilfe, Nr. 40, Bl. 30 f.). 
1029 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 7. öffentliche Sitzung vom 11.4.1918, S. 
175. 
1030 Ebd., S. 173. 
1031 Ebd., S. 174. 
1032 Ebd., S. 185. 
1033 Ebd., S. 183. 
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tut“, entgegnete der Oberbürgermeister daraufhin, „ich kann den großen deswe-
gen nicht anders behandeln.“1034 Das heißt, die Besitzstandswahrung ging einem 
sozialen Ausgleich vor. Deutlicher konnte die Absage an die Erwartungen der So-
zialdemokratie – politische und soziale Gleichberechtigung als Gegenleistung zur 
mitgetragenen Burgfriedenspolitik – nach fast vier Kriegsjahren kaum ausfallen. 
 
 
3.4. Mangelversorgung und sozialer Protest 
 
Die Versorgungskrise glich einem innenpolitischen Schwelbrand. Sie schürte nicht 
nur soziale Konflikte, sondern führte letzten Endes im Königreich Sachsen zur Re-
formierung des politischen Systems. Ansammlungen vor Lebensmittelgeschäften 
und Unmutsbekundungen über Warenmangel und Preiswucher gehörten seit An-
beginn des Krieges zum alltäglichen Bild in den deutschen Städten. Streiks und 
Demonstrationen dagegen stellten punktuelle Phänomene dar, die bei Phasen 
akuter Unterversorgung oder rapider Preissteigerung auftraten. Sie waren weniger 
politischer als vielmehr sozialer und ökonomischer Natur. Das zeigte sich in Sach-
sen erstmals im Mai 1915, als im Lugau-Oelsnitzer Steinkohlerevier überwiegend 
junge Bergarbeiter ohne gewerkschaftliche Rückendeckung in einen zweiwöchi-
gen Arbeitsausstand traten, um eine Schichtlohnerhöhung und Teuerungszulage 
zu erzwingen. Zwar wurden die Forderungen der Streikenden erfüllt, doch die zu-
ständigen Militärbehörden demonstrierten Stärke und verhängten ein allgemeines 
Versammlungsverbot.1035 Im Zuge der staatlichen Mehl- und Brotversorgung und 
der einsetzenden Kartoffelschwemme beruhigte sich die Situation in den Som-
mermonaten 1915 merklich, bevor mit der Milch- und Butterteuerung im Herbst 
des Jahres in Berlin, Dresden und Leipzig erneut kleinere Unruheherde auf-
flammten. Zu größeren Ausschreitungen kam es in der westsächsischen Industrie-
stadt Chemnitz, wo sich Mitte Oktober bis zu 4.000 Frauen, Jugendliche und Ar-
beiter nach loser Absprache mehrere Tage in Folge im Stadtzentrum zu Hunger-
protesten versammelten. Scheiben wurden eingeschlagen, Ladengeschäfte 
geplündert und zerstört. Nur mir großer Mühe, aber ohne Einsatz des Militärs, be-
kam die Polizei die Unruhen schließlich unter Kontrolle. Ergebnis des Chemnitzer 
                                                 
1034 Ebd., S. 186. 
1035 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 130. 
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„Butterkrawalls“ waren 155 anhängige Verfahren, von denen mindestens 127 in 
Klageerhebungen mündeten. Bezeichnend bei den Vorgängen in Chemnitz war 
auch hier das Fehlen jeglicher politischer Implikationen. Die im politischen Arbeits-
kampf geübten Facharbeiter waren in der Mehrzahl zum Militärdienst eingezogen 
worden. An ihre Stelle traten nun Frauen, Jugendliche, um- und angelernte Arbei-
ter, die politisch zwar unerfahren, dafür aber spontaner, auch radikaler waren und 
ebenso agierten.1036 Dies zeigte sich auch bei den Straßenkrawallen im Leipziger 
Stadtteil Lindenau im Mai 1916. Nachdem dort die Lebensmittelgeschäfte im Laufe 
des Monats acht Tage geschlossen geblieben waren und die Behörden gleichzei-
tig die Wochenration Kartoffeln von sieben auf fünf Pfund herabgesetzt hatten, 
folgten am 13. und 14. Mai gewaltsame Proteste, Ausschreitungen und Plünde-
rungen, welche die Polizei nur mit Hilfe des Einsatzes von Militär ersticken konnte. 
Insgesamt wurden 57 Personen verhaftet.1037 Unter dem Eindruck der Fraktions-
spaltung im Reichstag und der Gründung der Sozialdemokratischen Arbeitsge-
meinschaft (SAG) Ende März 1916 wandte sich die linke Leipziger SPD nun erst-
mals ihrer ursprünglichen Oppositionspolitik zu. Um der Protestbewegung und den 
Unruhen eine politische Stoßrichtung zu verleihen, organisierte sie im Anschluß an 
die Krawalle eine Versammlungsserie, welche die Lebensmittelfrage thematisierte 
und klassenkämpferische Töne anschlug. Nachdem es allerdings bei einer sol-
chen Veranstaltung zu Ausschreitungen mit der Polizei gekommen war, die min-
destens einen Toten und mehrere Verletzte gefordert hatten, flaute das Interesse 
an den sozialdemokratischen Aktionen rasch ab.1038 Zwar gab es in den Som-
mermonaten 1916 immer wieder vereinzelte, voneinander isolierte Streiks. Zu 
nennenswerten Protesten kam es jedoch erst wieder mit dem einsetzenden „Hun-
gerwinter“ Anfang November, als in der sächsischen Residenzstadt am 2. des 
Monats 7.000 Beschäftigte der Dresdner Tabak- und Zigarettenindustrie, vor-
nehmlich Frauen und Jugendliche, ihre Arbeit niederlegten und vor das Gebäude 
des sächsischen Innenministeriums zogen. Dort empfing Graf Vitzthum von Eck-
städt eine sozialdemokratische Abordnung, der unter anderem die Landtagsabge-
                                                 
1036 Pfalzer, „Butterkrawall“, S. 197-200. Siehe weiterführend Karlheinz Schaller, „Einmal kommt die 
Zeit“. Geschichte der Chemnitzer Arbeiterschaft vom Ende des 18. Jahrhunderts bis zum Ersten 
Weltkrieg, Gütersloh 2001. 
1037 Bericht des Polizeipräsidiums Leipzig an das sächsische Ministerium des Innern von Mitte Mai 
1916 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 11070, Bl. 29 ff.). 
1038 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 131. 
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ordneten Ernst Schulz und Hermann Fleißner vom linken sowie Karl Sindermann, 
Otto Uhlig und der Stadtverordnete Otto Kühn vom rechten Parteiflügel angehör-
ten und die in Fragen der Lebensmittelversorgung beim Minister vorstellig wur-
de.1039 Anschließend hielt Fleißner eine Rede vor der wartenden Menschenmenge 
und berichtete über Verlauf und Ergebnisse der Unterredung. Die Abordnung, so 
Fleißner, hätte darauf hingewiesen, daß die bisherige Last des Krieges von der 
arbeitenden Bevölkerung mit Geduld getragen worden sei, daß aber sofort eine 
bessere Verteilung der vorhandenen Lebensmittel vorzunehmen sei, da die Ge-
duldsprobe ihr Höchstmaß erreicht hätte. Mit besonderer Eindringlichkeit hätte die 
Delegation gefordert, der Lebensmittelnot endlich abzuhelfen. Dazu müsse die 
sächsische Regierung bei der Reichsregierung in Berlin auf einen baldigen Frie-
den wirken, „denn an dieser Notlage ist nur der Krieg schuld.“1040 Befriedigt konnte 
Fleißner mitteilen, daß der Innenminister die Beseitigung der Ernährungsmißstän-
de und die Gleichbehandlung aller sozialen Schichten zugesagt habe. Vitzthum 
von Eckstädt gab die vorhandenen Mißstände damit nicht nur öffentlich zu, son-
dern seine Aussagen wurden zur Meßlatte für die weitere Versorgungspolitik, die 
er freilich selber kaum noch zu beeinflussen vermochte. Nachdem Fleißner seine 
Ausführungen beendet hatte, forderte er die Menge auf, die Demonstration fried-
lich zu beenden, was dann auch geschah.1041 Damit war es der Sozialdemokratie 
erstmals gelungen, sozialen Protest zu kanalisieren, deeskalierend auf die De-
monstranten einzuwirken und Zugeständnisse von Seiten der Regierung einzufor-
dern. Während die rechte Mehrheit innerhalb der Sozialdemokratie darin den Be-
weis ihrer integrativen Kraft erbracht sah, mit der sie ihren Teil zum Burgfrieden 
beitrug, war die Befriedung der Massen für die linke Minderheit gleichsam eine 
Demonstration des vorhandenen Unruhe- und Konfliktpotentials innerhalb der Ar-
beiterschaft. In der Tat war die zur Schau gestellte Eintracht der sozialdemo-
kratischen Delegation nur noch Fassade. Dies zeigte sich deutlich bei der Sitzung 
des Landesvorstandes und der Bezirksvorstände am 28. Dezember 1916 in Dres-
den. Unter dem Eindruck der Hungerproteste hatte die sächsische Regierung der 
SPD einen Sitz im Landeslebensmittelamt angeboten. Doch über die Frage, ob 
man einen Vertreter der Arbeiterbewegung entsenden solle oder nicht, zeigten 
                                                 
1039 Bericht des Polizeipräsidiums Dresden an das sächsische Ministerium des Innern vom 2.11. 
1916 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 11070, Bl. 49 ff.). 
1040 Ebd., S. 50. Die Ausführungen Fleißners sind nur indirekt wiedergegeben. 
1041 Ebd.; Rudolph, Sozialdemokratie, S. 132. 
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sich die anwesenden Parteifunktionäre gespalten. Während die gemäßigte Mehr-
heit um Sindermann für eine Entsendung plädierte, um möglichst alle Mittel aus-
zuschöpfen, die zu einer gerechteren Verteilung der Lebensmittel führten, die akti-
ve politische Mitbestimmung auch unter den schwierigen Bedingungen demnach 
im Vordergrund stand,1042 lehnten die Sympathisanten der Minderheit um Richard 
Lipinski und Hermann Fleißner eine Beteiligung strikt ab. Sie befürchteten, ein so-
zialdemokratischer Mitarbeiter im Landeslebensmittelamt diene der Regierung bei 
unbequemen Entscheidungen nicht nur als „Puffer“ zur Arbeiterschaft,1043 sondern 
sei zudem auch ein hervorragender „Blitzableiter“ für Kritik und Proteste aus der 
Bevölkerung.1044 Angesichts der Tatsache, daß der Bundesstaat in seiner Versor-
gungspolitik hochgradig von Reichsbestimmungen abhängig sei, wäre „das ge-
fährlichste, was wir tun können, einen solchen Beruhigungsrat zu stellen.“1045 
Vielmehr müsse man an einer Verschärfung und Ausweitung der allgemeinen Un-
zufriedenheit und Verbitterung interessiert sein,1046 um zukünftig verstärkt über 
öffentliche Versammlungen und Demonstrationen politischen Druck auf die 
Reichsregierung ausüben zu können.1047 Am Ende der Aussprache setzten sich 
schließlich die Repräsentanten einer moderaten Politik mit zehn zu sechs Stim-
men gegen die Befürworter einer offensiven Oppositionspolitik durch und be-
stimmten den Landesparteisekretär für Dresden, Otto Uhlig, als Vertreter der So-
zialdemokratie im Landeslebensmittelamt.1048 „Der Bruch in der Partei war somit 
auch an dieser Stelle unverkennbar: Die Rolle der Sozialdemokratie als system-
überwindende Oppositionskraft und die Rolle als innere Ordnungsmacht ließen 
sich nicht mehr miteinander vereinbaren.“1049 
Unterdessen weitete sich der Ernährungsnotstand während des Kohlrübenwinters 
1916/17 weiter aus. Alarmiert über den akuten Lebensmittelmangel begann das 
Kriegsernährungsamt den Ausbau der sogenannten Massenspeisung zu forcieren. 
                                                 
1042 Protokoll der gemeinschaftlichen Sitzung der SPD-Bezirksvorstände mit dem SPD-Landes-
vorstand vom 28.12.1916 in Dresden, S. 59 (Sindermann). 
1043 Ebd. (Lipinski). 
1044 Ebd., S. 62 (Schulze). 
1045 Ebd., S. 59 (Lipinski). 
1046 Ebd., S. 59 f. (Schroers). 
1047 Vgl. ebd., S. 62 (Fleißner). 
1048 Ebd., S. 64. 
1049 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 133. 
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Die Kriegs-, Volks- und Arbeitslosenküchen – in Dresden gab es im Verlaufe des 
Kriegs insgesamt 185 solcher Speiseeinrichtungen, die in Hochzeiten fast 185.000 
Portionen täglich auszuteilen in der Lage waren1050 – hatten nicht nur den Vorteil 
einer flächendeckenden Versorgung der Bevölkerung.1051 Sie dienten zugleich 
dem sparsamen Umgang sowohl mit Nahrungsmitteln als auch mit Heiz- und 
Brennmaterialien. Dennoch wirkten die als „Armenküchen“ verrufenen Es-
sensausgaben auf die Bedürftigen sozial diskriminierend, weshalb von seiten der 
staatlichen wie kommunalen Behörden ein enormer Propagandaaufwand betrie-
ben wurde, um die Küchen für die Bevölkerung annehmbarer zu machen. Als 
Nachteil für die öffentliche „Ruhe und Ordnung“ erwiesen sich allerdings die tägli-
chen Menschansammlungen zu den Mittagszeiten. Schnell konnte es passieren, 
daß sich die Stimmung an den Ausschänken hochschaukelte. Dies um so mehr, je 
öfter die Küchen selbst unter der Lebensmittelknappheit zu leiden hatten und die 
Suppen kaum noch genießbar waren. Die Dresdner Volkszeitung urteilte über das 
Essen der Volksküchen: zu dünn, zu wenig Fleisch, widerlicher Geschmack.1052 
Eine in der Elbestadt ausgegebene „Gemüsesuppe mit Gräupchen“ bestand nach 
Aussage eines Chemikers zu 60 Prozent aus gemahlenen Eicheln und Kastanien, 
zu 26 Prozent aus Graupen und zu 14 Prozent aus undefinierbarem Gemüse.1053 
Streichwurst, die noch erhältlich war, glich einem „Gemengsel von Fleischabfällen 
mit Mehl.“1054 Im scharfen Kontrast zu diesen minderwertigen Speisen aus Ersatz- 
und Streckmitteln stand das Angebot der städtischen Gastronomie. Restaurants, 
Gaststätten und Hotels führten ähnlich üppige Gerichte wie vor dem Krieg und 
waren gut besucht.1055 Denn im Schatten der staatlichen Zwangswirtschaft regierte 
der freie Markt. Auf dem Schwarzmarkt gab es alles, was die Rationierungen aus 
dem Handel verdrängt hatten. Bauern unterliefen staatliche Kontrollen und mach-
ten durch illegale Verkäufe und Tauschgeschäfte Gewinne, Schieber hehlten mit 
Luxusgütern und Kinder handelten mit gestohlener Kohle. Doch es existierten 
auch andere Arten der Vorteilsnahme. So kam es etwa im Frühjahr 1916 in Dres-
                                                 
1050 Schlußbericht der Kriegsorganisation, S. 3. 
1051 Ausführlich zur Massenspeisung im Ersten Weltkrieg Roerkohl, Hungerblockade, S. 230-260.  
1052 Dresdner Volkszeitung vom 5.4.1917. 
1053 Dresdner Volkszeitung vom 8.11.1917. 
1054 Dresdner Volkszeitung vom 6.11.1916. 
1055 Vgl. die Ausführungen Otto Kühns, Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 17. 
öffentliche Sitzung vom 12.10.1916, S. 463. 
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den zu einem handfesten „Lebensmittelskandal“, der sowohl die lokale Presse als 
auch die Stadtverwaltung in Atem hielt. Eine Verkäuferin sagte vor einem Schöf-
fengericht aus, sie beliefere hohe Stadtbeamte außer der Reihe mit mehr als der 
offiziell genehmigten Menge Gemüse direkt nach Hause oder diese deckten sich 
vor Ort am städtischen Speicher selber ein. Beweisstück war eine 15-seitige 
Adreßliste, die Namen konservativer und nationalliberaler Stadträte und -ver-
ordneter enthielt, unter anderem auch jenen des Leiters des Lebensmittelaus-
schusses.1056 Oberbürgermeister Blüher mußte zugeben, daß die Personen tat-
sächlich beliefert wurden, beharrte aber auf der Rechtmäßigkeit des Vorgehens, 
da niemand mehr als die gültige Ration Gemüse erhalten hatte.1057 So sehr sich 
Blüher auch um eine Richtigstellung des Geschehens in der Öffentlichkeit bemüh-
te,1058 der Ansehensverlust der Stadtverwaltung bei den sozialen Unterschichten 
war beträchtlich. Denn die städtischen Arbeiter, Frauen und Jugendlichen blieben 
von Privilegien wie dem Einkauf auf dem Schwarzmarkt ausgeschlossen. Im Un-
terschied zur Landbevölkerung besaßen sie kaum Tauschbares. Die Streikforde-
rungen nach Teuerungszulagen waren deshalb immer auch der Versuch, Zugang 
zum Schleichhandel zu erlangen.  
Der Schwarzmarkt drohte die behördliche Versorgungspolitik mitunter zu margi-
nalisieren. Der Leiter des sächsischen Landeslebensmittelamtes, Schmitt, forderte 
deshalb ein entschiedenes Vorgehen gegen jede Art von Hehlerei. Doch wie die 
Dresdner Marktpolizei blieben die meisten Polizeiorgane angesichts der mannig-
fachen Auswüchse des Schleichhandels machtlos, zumal auf die Mithilfe der Be-
völkerung nicht mehr gezählt werden konnte.1059 Anfragen bei den sächsischen 
stellvertretenden Generalkommandos um militärische Unterstützung blieben je-
doch erfolglos. Im Unterschied zu der überwiegenden Mehrheit der Militär-
befehlshaber im Deutschen Reich lehnten die sächsischen Generäle eine härtere 
Gangart gegen den Schwarzmarkt ab. Da er für die Versorgung der Städte unver-
zichtbar geworden sei, so das XII. Generalkommando in Dresden, heize ein Ver-
                                                 
1056 Dresdner Volkszeitung vom 28.2.1916. 
1057 Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 5. öffentliche Sitzung vom 2.3.1916, S. 76-
81. 
1058 So in der Dresdner Volkszeitung vom 29.2.1916. 
1059 Bericht des Landeslebensmittelamtes über die Sitzung vom 23.7.1917 betr. Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Schleichhandels mit Lebensmitteln (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 11354, 
Bl. 57-62, hier S. 58). 
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bot die Mißstimmung über die Ernährungssituation bei den Einwohnern unnöti-
gerweise nur weiter an.1060 Die Akzeptanz des Schleichhandels als Insel des frei-
en Handels parallel zur staatlichen Zwangswirtschaft verdeutlicht die Manifestation 
der Klassengesellschaft im Krieg. Für diejenigen, die von der Exklusivität des 
Schwarzmarktes ausgeschlossen blieben, offenbarte sich hier die Doppelmoral 
der Staatsmacht, die noch vor kurzem die Einheit des deutschen Volkes beschwo-
ren hatte.1061 
Im Frühjahr 1917 zeigte sich das sächsische Innenministerium zunehmend be-
sorgt über die wachsende Unruhe in der Bevölkerung. Der lange, kalte und ent-
behrungsreiche Winter hatte die Zuversicht auf ein baldiges Ende des Krieges 
schwinden lassen und das Vertrauen in die politisch Verantwortlichen nachhaltig 
gestört. Die revolutionären Ereignisse in Rußland und die bevorstehende Kürzung 
der Brotration im April heizten die Stimmung weiter an. Berichte aus den Amts-
hauptmannschaften über spontane kleinere Streiks und Demonstration rissen 
nicht ab. Deshalb verständigten sich der Innenminister und die beiden Militärbe-
fehlshaber für den Fall einer größeren Streik- und Protestwelle auf ein gemeinsa-
mes Vorgehen. Da den Beteiligten bewußt war, daß aufgrund des Personalman-
gels der sächsische Polizei- und Militärapparat zwar für Drohgebärden, nicht aber 
für einen landesweiten Einsatz taugte, war die einzige Alternative die Einbindung 
der Mehrheitssozialdemokratie und Gewerkschaften in das Sicherheitskonzept. 
Nachdem die Beamten und Offiziere eine Reihe von wirtschaftlichen Forderungen 
wie Lohnerhöhung, Arbeitszeitverkürzung und Beibehaltung der bisherigen Brotra-
tion akzeptiert hatten und Graf Vitzthum in Fragen einer Reform des Landtags-
wahlrechts zwar keine Zugeständnisse machte, aber zumindest Gesprächs-
bereitschaft signalisierte und außerdem zusicherte, das bestehende Versamm-
lungsrecht nicht weiter einzuschränken, versprachen die Sozialdemokraten, 
mäßigend auf mögliche Unruhen einzuwirken.1062 „Die neue Koalition aus Staat, 
Gewerkschaften und Mehrheitssozialdemokratie zur Aufrechterhaltung der inneren 
Ordnung war somit begründet.“1063 
                                                 
1060 Schreiben des stellv. Generalkommandos XII an das sächsische Ministerium des Innern vom 
11.8.1917 (ebd., Bl. 7 f.). 
1061 Vgl. Kocka, Klassengesellschaft, S. 65 f. 
1062 Mertens, Zusammenarbeit, S. 366 f.; Rudolph, Sozialdemokratie, S. 135 f. 
1063 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 136. 
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Die im April 1917 einsetzende Streikwelle war die größte seit Kriegsbeginn. Die 
Protestbewegung verlief dabei entlang „der politisch-territorialen Spaltungslinien in 
der sächsischen Sozialdemokratie.“1064 So verzeichnete die Dresdner Polizeidirek-
tion keinerlei Arbeitseinstellungen und Straßenkundgebungen. Schon seit gerau-
mer Zeit hatte die Polizei der sächsischen Residenzstadt Fühlung zu den größe-
ren kriegswirtschaftlichen Betrieben aufgenommen, um sich über die Stimmung 
der Arbeiterschaft dauernd unterrichten zu lassen.1065 Zudem hatte das hiesige 
Gewerkschaftskartell den zivilen wie militärischen Behörden versichert, „daß die 
Partei- und Gewerkschaftsführer in Dresden ihre Leute noch genügend in der 
Hand hätten, um sie von unbesonnenen Schritten zurückzuhalten.“1066 Auch das 
Mehrheitsblatt Dresdner Volkszeitung wirkte mäßigend auf die unzufriedenen Ar-
beiter, indem sie mit Verweis auf die angespannte militärische und ökonomische 
Situation des Deutschen Reiches erklärte, für einen „Massenstreik von längerer 
Dauer mit tieferen ökonomischen und politischen Folgen könnte der Augenblick 
nicht schlechter gewählt sein.“1067 Mit dem Eintreffen einer lang erwarteten Kartof-
fellieferung1068 und dem Einsetzen von Regenwetter1069 wurde potentiellem Pro-
test endgültig der Boden entzogen.  
Ganz anders als in der Elbestadt, wo „die sozialdemokratische Arbeitsgemein-
schaft und die ihr angeschlossenen radikalen Gruppen der Sozialdemokratie bei 
weitem nicht den Einfluß besitzen wie in Leipzig“1070, verliefen dagegen die Streiks 
und Demonstrationen in der „unabhängigen“ Messestadt. Hier hatte die USPD seit 
Anfang April auf einen Massenstreik hingearbeitet und am 16. des Monats ge-
meinsam mit dem Deutschen Metallarbeiterverband unter der Parole „Brot, Frie-
den, Freiheit“ zu Arbeitsniederlegungen und Protesten gegen den Krieg aufgeru-
fen. Ingesamt bestreikten fast 30.000 Arbeiter ihre Betriebe und versammelten 
sich zu Kundgebungen in der Leipziger Innenstadt. Dort forderte Richard Lipinski 
                                                 
1064 Ebd. 
1065 Bericht des Dresdner Polizeidirektors Paul Köttig an das sächsischen Ministeriums des Innern 
vom 21.4.1917 (SächsHStA Dresden, 10736, MdI, Nr. 11071, Bl. 162 ff., hier Bl. 162). 
1066 Ebd. 
1067 Dresdner Volkszeitung vom 17.4.1917. 
1068 Bericht des Dresdner Polizeidirektors, Bl. 163. 
1069 Beschluß des sächsischen Ministeriums des Innern vom 17.4.1917 (SächsHStA Dresden, 
10736, MdI, Nr. 11071, Bl. 102 ff., hier Bl. 104). 
1070 Bericht des Dresdner Polizeidirektors, Bl. 163. 
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die Beendigung des Krieges, die Verwirklichung der Demokratie und ein demokra-
tisches Wahlrecht. Gemeinsam mit Hermann Liebmann und Arthur Lieberasch 
konnte er anschließend die gefaßte Resolution in der Berliner Reichskanzlei vor-
tragen, hatte dort allerdings keinen Erfolg. Die Streikwelle ebbte schließlich ab, als 
der Leipziger Bezirksverband der Metallindustriellen auf Anregung der Militär-
behörden den Forderungen nach Lohnerhöhungen und Arbeitszeitverkürzung 
nachgab und dem sozialen Protest damit gleichsam seine Motivation nahm.1071 
„Mehr als eine temporäre politische Mobilisierung des ,Protests von unten‘ gelingt 
der Linksopposition folglich im April 1917 nicht.“1072 Dennoch markierte der Leipzi-
ger Aprilstreik für Sachsen eine Zäsur, denn zum ersten Mal hatte die Sozial-
demokratie den Massenstreik als politisches Kampfinstrument zum Einsatz ge-
bracht. Doch sowohl der unabhängige als auch der Mehrheitsflügel mußten 
erkennen, daß sie mit ihrer Politik die täglich ums Überleben kämpfende Arbeiter-
schaft nicht mehr erreichten. Während die USPD allerdings auf eine weitere Zu-
spitzung des sozialen Konflikts und eine Ausweitung der außerparlamentarischen 
Opposition setzte, begann sich die MSPD von nun an verstärkt auf ihre Rolle als 
innenpolitischer Gestalter und Reformmotor zu konzentrieren, um ihrer Klientel 





Im Kampf gegen die Folgen der alliierten Hungerblockade waren die Kommunen 
in der ersten Kriegshälfte weitgehend auf sich allein gestellt. In Erwartung einer 
kurzen Kriegsdauer und Verkennung der wirtschaftlichen Lage überließ die 
Reichsregierung – mit Ausnahme der Getreideversorgung, die seit dem Frühjahr 
1915 einer Zwangsbewirtschaftung durch das Reich unterlag – den kommunalen 
Behörden die Regulierung des lokalen Lebensmittelmarktes. In der Folge rieben 
sich die konkurrierenden Städte auf dem schrumpfenden Markt nicht nur zuneh-
mend auf. Es entstand außerdem ein regionales Vorrats- und Preisgefälle, wel-
                                                 
1071 Zu den Ereignissen in Leipzig siehe Beschluß des sächsischen Ministeriums des Innern vom 
17.4.1917, Bl. 102 f.; Mertens, Zusammenarbeit, S. 365 f.; Rudolph, Sozialdemokratie, S. 136-140; 
Brandmann, Klassenkampf, S. 218 ff. 
1072 Mertens, Zusammenarbeit, S. 366. 
1073 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 140. 
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ches vor allem das Verhältnis zwischen Konsumenten und Produzenten, Stadt 
und Land trübte. Die weitreichende Verstaatlichung der Ernährungswirtschaft im 
Mai 1916 führte zwar zu einer gerechteren Verteilung der Lebensmittel. Die Ver-
sorgung blieb aber auch weiterhin völlig ungenügend. Von der Schattenwirtschaft 
des Schwarzen Marktes blieben die sozialen Unterschichten – Arbeiterschaft und 
Mittelstand – jedoch ausgeschlossen. Hier offenbarte sich die Klassengesellschaft 
im Krieg in ihrer vollen Ausprägung. Die spontanen Streiks und Demonstrationen 
zeigten deutlich, daß sich die Sozialdemokratie mit ihrer Politik der staatstragen-
den Mitverantwortung ihrer Klientel entfremdet hatte. Die Rückbesinnung auf Ver-
braucherinteressen und deren Verknüpfung mit politischen Zielen sollte die Unab-
hängigen auf einen radikalen Oppositionskurs führen, während die moderate 
Mehrheit eine innenpolitische Neugestaltung anstrebte. Die Versorgungskrise trug 
damit entscheidend zur sozialen wie politischen Erosion des Deutschen Kaiser-
reichs bei. 
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V. Kriegsende in Sachsen und Dresden 
 
 
1. Sozialer Konflikt und politische Reform 1917/18 
 
Nach den Aprilstreiks 1917 zogen die stellvertretenden Generalkommandos aus 
ihrer relativen Machtlosigkeit gegenüber der Streikbewegung Konsequenzen und 
änderten ihr Sicherheitskonzept. Mit Konzessionen bei Lohn- und Arbeitszeitfra-
gen in der Rüstungsindustrie, der Unterstützung von Mehrheitssozialdemokratie 
und Gewerkschaften sowie der kompromißlosen Versetzung von Rädelsführern an 
die Front sollte sozialer Protest frühzeitig erstickt werden. Gleichzeitig betrieben 
die sächsischen Militärbehörden die rigorose Ausschaltung der unabhängigen So-
zialdemokratie und des Spartakusbundes. Mittels verschärfter Zensur linksradika-
ler Presseorgane, temporärer Erscheinungsverbote der unabhängigen Leipziger 
Volkszeitung sowie Rede- und Versammlungsverboten wurden der USPD die agi-
tatorischen Grundlagen entzogen. Außerdem unterband man mit der Auflösung 
des Dresdner Jugendbildungsvereins, der Verhängung langjähriger Haftstrafen für 
namhafte Jungendfunktionäre bei gleichzeitiger Förderung der gewerkschaftlichen 
„Vereinigten Dresdner Arbeiterjugend“ die Nachwuchsarbeit des USPD. Doch 
nicht nur gegen die äußerste Linke machten die Militärbefehlshaber mobil. Ein 
Versammlungsverbot wegen Störung des Burgfriedens wurde im Januar 1918 
auch gegen die rechte „Deutsche Vaterlandspartei“ verhängt. Mit repressiven 
Zensurmethoden und Haftstrafen sahen sich zudem die Antisemiten Theodor 
Fritsch und Heinrich Pudor konfrontiert.1074 
Während die USPD aufgrund der sicherheitspolitischen Maßnahmen in ihrer Arbeit 
stark eingeschränkt wurde und bis Kriegsende im Königreich Sachsen keine nen-
nenswerten Protestaktionen mehr zustande bringen sollte, begann sich die MSPD 
als Vertreterin von Verbraucherinteressen zu profilieren. Doch die Ernährungsfra-
ge für einen Vorstoß zugunsten politischer Reformen im sächsischen Landtag zu 
instrumentalisieren, stellte sich aus verschiedenen Gründen als schwierig heraus. 
Zwar war der Legitimationsverlust des konservativ-aristokratischen Regimes, der 
                                                 
1074 Mertens, Zusammenarbeit, S. 368 ff. Zu Geschichte und Programm der Deutschen Vater-
landspartei siehe Hagenlücke Heinz, Deutsche Vaterlandspartei. Die nationale Rechte am Ende 
des Kaiserreichs, Düsseldorf 1997; zum Wirken Fritschs und Pudors während des Krieges vgl. 
auch Piefel, Antisemitismus, S. 170 ff. 
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gerade in den Nachlässigkeiten der staatlichen Versorgungspolitik begründet lag, 
im Sommer 1917 bereits offenkundig. Doch zu einem von Sozialdemokraten und 
Liberalen gemeinsam geführten „massiven Angriff auf die konservative Hegemo-
nie“ kam es nicht.1075 Denn auch wenn der Stadt-Land-Gegensatz für ein „städti-
sches“ Bündnis von Arbeiterbewegung und Bürgertum gegen die konservativen 
Agrarier sprach, der sich verschärfende Klassengegensatz ließ die alten Kartell-
parteien in ihrer Abgrenzung zur Sozialdemokratie näher zusammenrücken. Der 
kleinste gemeinsame Nenner einer Verständigung zwischen Liberalen und Sozial-
demokraten war die Kritik am Partikularismus der bei der Reichsleitung und im 
Bundesrat äußerst einflußreichen ostpreußischen Agrarier, der einen gerechteren 
Ausgleich zwischen dem Überschußland Preußen und dem Zuschußstaat Sach-
sen verhinderte.1076 Angesichts der Machtlosigkeit des Königreichs im Gefüge der 
zentralstaatlichen Versorgungspolitik und erster zaghafter Ansätze einer Parla-
mentarisierung in Berlin einigten sich beide Parteien darauf, die sächsische 
Staatsregierung aufzufordern, „durch ihre Vertretung im Bundesrat dahin zu wir-
ken, daß alsbald im Reich eine freiheitliche und volkstümliche Neuordnung einge-
führt werde.“1077 Erst als die konservative Erste Kammer im sächsischen Landtag 
diesen Appell der nationalliberal-sozialdemokratischen Mehrheit der Zweiten 
Kammer im Oktober 1917 mit einem Veto zurückwies, drängte das neue Bündnis 
auf eine Reformierung des Zwei-Kammer-Systems im Königreich. Nicht nur sollten 
die Kompetenzen der Ersten Kammer deutlich beschnitten werden. Auch eine poli-
tische Öffnung wurde eingefordert. Doch die sächsische Regierung reagierte er-
neut mit schroffer Ablehnung, woraufhin Liberale und Sozialdemokraten einen An-
trag auf Stärkung des Parlaments einbrachten.1078 Nach weiterem Stillstand und in 
Anbetracht einer erneuten Streikwelle im Januar 1918, die weite Teile des Deut-
schen Reiches erfaßte, entschloß sich die Nationalliberale Partei nach einem hef-
tigen internen Richtungsstreit, zwar nicht das von den Sozialdemokraten befürwor-
tete gleiche Wahlrecht, so doch aber eine weitere Demokratisierung des 
Landtagswahlrechts einzufordern. Bei dem Konflikt ging es im Kern um die Aus-
einandersetzung zwischen Peter Reinhold und Johannes Junck als Vertreter einer 
                                                 
1075 Nonn, Sozialer Konflikt, S. 209, Zitat ebd. 
1076 Ebd., S. 210. 
1077 Sächsische Umschau vom 17.4.1917. 
1078 Nonn, Sozialer Konflikt, S. 211 f. 
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politischen Neuorientierung, die außenpolitisch für einen Verhandlungsfrieden op-
tierte und innenpolitisch das soziale Gefüge durch eine Öffnung nach „links“ zu-
sammenhalten wollte, und Konrad Niethammer, Emil Nitzschke und Erich Bran-
denburg, die sich der Kartellpolitik verpflichtet sahen und mit der 1917 
gegründeten und auf einen Annexionsfrieden drängenden Vaterlandspartei sym-
pathisierten. Aus diesem Konflikt trat am Ende die moderate, industriefreundliche 
Mitte gestärkt hervor.1079 
Doch die Blockadehaltung der Regierung zeigte Wirkung. Im Mai 1918 stimmten 
Liberale und Sozialdemokraten der Vertagung des Landtages zu, ohne auf eine 
baldige Wiedereinberufung zu drängen, und bewirkten damit eine mehrmonatige 
Erstarrung der sächsischen Innenpolitik. Dieser Schritt ist damit zu begründen, 
daß es den Parteien und hauptsächlich der Sozialdemokratie nicht gelang, die 
Bevölkerung mit ihrer Reformpolitik zu erreichen. Zu sehr hatte sich die Einsicht 
verbreitet, wirkungsvolle Maßnahmen zur Besserung der Versorgungslage könn-
ten nicht auf bundesstaatlicher, sondern nur auf Reichsebene ergriffen werden.1080 
Dies hatte sich bereits bei den Streiks Anfang 1918 gezeigt. In Berlin hatten bis 
zum 30. Januar mehr als 150.000 Personen ihre Arbeit niedergelegt. Hier, in der 
Reichshauptstadt, fanden die Proteste einen konkreten Adressaten, nämlich die 
Reichsregierung. Zwar kann in Sachsen durch die Zerschlagung der Organisati-
onsstruktur der USPD von einer einheitlichen Streikkoordination keine Rede sein 
und auch die Sicherheitsallianz aus Exekutive, MSPD und Gewerkschaften wirkte 
einem Massenprotest frühzeitig entgegen. Dennoch machte die geringe Beteili-
gung am Arbeitsausstand – 3.230 Streikende in Ostsachsen und knapp 3.500 im 
Leipziger Raum – deutlich,1081 daß die sozialen Unterschichten sich mit den säch-
sischen Behörden – selbst in der Artikulation von Protest – dem falschen An-
sprechpartner gegenüber wähnten. Eklatanter konnten die politische Bedeutungs-
losigkeit und der Legitimitätsverfall der Staatsregierung sowie der Wettiner-
monarchie nicht zutage treten.  
Bei ihrer Zustimmung, den Landtag auf unbestimmte Zeit auszusetzen, ließen sich 
die Sozialdemokraten jedoch weniger vom Machtverlust des Bundesstaates leiten 
als vielmehr von der Tatsache, daß die Instrumentalisierung der Ernährungsfrage 
                                                 
1079 Vgl. Rudloff, Umbruch, S. 706-717. 
1080 Nonn, Sozialer Konflikt, S. 212. 
1081 Mertens, Zusammenarbeit, S. 373 f. 
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für politische Zwecke nicht griff. Deutlich zeigte sich dies in der ganz allgemeinen 
Forderung nach Frieden, die während der Hungerproteste immer wieder laut ge-
worden war. Der Wunsch nach einem baldigen Kriegsende war nur vordergründig 
politischer Natur. Frieden bedeutete das Ende der alliierten Hungerblockade. Er 
diente lediglich als Mittel zum Zweck, nämlich einer besseren Versorgung. Bei mi-
litärischen Erfolgen der deutschen Truppen, die auf einen nahenden Friedens-
schluß hoffen ließen, flaute das Interesse der Bevölkerung an innenpolitischen 
Themen merklich ab. So berichtete die Aufklärungsabteilung des stellvertretenden 
XII. Generalkommandos im März und April 1918, angesichts der Teilerfolge an der 
Westfront herrschten „Freude und Begeisterung“, „Hoffnung und Zuversicht“ unter 
den Menschen, so daß der Unmut über die Ernährungsverhältnisse bisweilen ab-
klänge.1082 In diesem Moment setzte die sozialdemokratische Mehrheit auf das 
Primat der nationalen Einheit und sah von einer Machtprobe im sächsischen Land-
tag ab. 
Welche Kraftanstrengung dieses Vertrauen und dieser Optimismus im Frühjahr 
1918 kostete, die einem letzten Aufbäumen vor der totalen Erschöpfung glich, of-
fenbarte sich, als die Gegenoffensive der Westmächte im Juli alle Hoffnungen auf 
einen deutschen Erfolg zunichte machte. „[Es] herrscht“, so heißt es in einem der 
vielzähligen Stimmungsberichte an den Militärbefehlshaber, „in weiten Kreisen, 
besonders in den unteren Ständen, fast völlige Teilnahmslosigkeit gegenüber den 
Kriegsereignissen, allgemein zweifellos eine gedrückte Stimmung. Die Enttäu-
schung über den Abbruch unserer erst mit übertriebenen Hoffnungen verfolgten 
Offensive, vor allem aber die unter dem Ansturm der feindlichen Heere immer 
mehr fortschreitende Rücknahme weiterer Teile unserer Westfront haben Beunru-
higung und eine gewisse Mutlosigkeit ausgelöst.“1083 Außerdem sei „eine gewisse 
Teilnahmslosigkeit gegenüber den militärischen und politischen Ereignissen einge-
treten.“ Alles drehe sich wieder um die Ernährungsfrage, die auf dem „größten 
Tiefststand“ sei. Bei den Menschen herrsche große Angst vor, sie könnten den 
Krieg aufgrund der schlechten Versorgung nicht mehr länger durchhalten.1084 In 
                                                 
1082 Stimmungsberichte der Aufklärungsabteilung des stellvertretenden Generalkommandos XII. für 
die Monate März und April 1918 (SächsHStA Dresden, 11349, Kriegsamtstelle Dresden, Nr. 2000, 
Bl. 1, 5 f., 7-12). 
1083 Stimmungsbericht der Aufklärungsabteilung des stellvertretenden Generalkommandos XII. für 
den Monat August 1918 (ebd., Bl. 41-47, hier Bl. 41). 
1084 Stimmungsbericht der Aufklärungsabteilung des stellvertretenden Generalkommandos XII. für 
den Monat Juli 1918 (ebd., Bl. 34-40, hier Bl. 34 f., Zitate Bl. 34, 39). 
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der Tat waren die Folgen der Unterernährung kaum noch zu übersehen: „In neue-
ster Zeit, insbesondere seit dem Einsetzen der nassen Witterung, machen sich in 
weiten Kreisen der Bevölkerung schwere Gesundheitsschäden, Grippeerkrankun-
gen, verbunden mit Lungenentzündungen, die häufig überraschend zum Tode füh-
ren, bemerkbar, unverkennbare Zeichen dafür, daß die Widerstandsfähigkeit vieler 
durch die Einschränkungen der letzten Jahre [...] arg gemindert ist.“1085 
In dieser Situation setzte im Sommer 1918 eine allgemeine Radikalisierung inner-
halb der Arbeiterbebewegung ein, die vor allem in Leipzig zu massenhaften Über-
tritten zur USPD führte. In der Messestadt traten ganze Unterbezirke der SPD ge-
schlossen den „Unabhängigen“ bei. Bis Juni war gut ein Drittel der sozialdemo-
kratischen Parteimitglieder zur linken Absplitterung übergewechselt. Im Juli und 
August kam es im Königreich Sachsen vor allem im Bergbau vermehrt zu wilden 
Streiks.1086 Am 14. September demonstrierten auf dem Schützenplatz in Dresden 
20.000 Menschen – überwiegend Frauen – und forderten von der Reichsregierung 
Maßnahmen gegen den Ernährungsnotstand.1087 Doch erst mit der Nachricht von 
Waffenstillstandsverhandlungen im Oktober erhielten die Proteste eine politische 
Stoßrichtung: 
„Durch die Entwicklung der Dinge ist das Vertrauen in die Zusicherungen der Regierung und der 
Heeresleitung stark beeinträchtigt worden. Immer lauter werden die Stimmen, man habe dem 
deutschen Volke die Wahrheit über die wirkliche militärische und politische Lage verschwiegen und 
unter dem Einfluß einer bestimmten Gruppe von Männern noch übertriebene Hoffnungen genährt, 
als sie schon längst nicht mehr mit den Tatsachen in Einklang zu bringen waren. Man habe mehr-
fach Gelegenheiten versäumt, wo noch ein günstiger Friedensschluß möglich gewesen wäre, und 
die Warnungen nüchterner Beurteiler der Lage nicht nur außer Acht gelassen, sondern sogar ge-
radezu als Äußerungen landesverräterischer Gesinnung verdächtigt.“1088 
Die Erkenntnis, von der Obersten Heeresleitung über die tatsächliche Lage des 
militärischen Geschehens bewußt in Unkenntnis gelassen worden zu sein und die 
nachlässige Versorgung durch das Reich umsonst erduldet zu haben, trat in 
Sachsen eine innenpolitische Lawine los. „Nun begann der Zerfall des autoritären 
                                                 
1085 Bericht über die Lebensmittelversorgung der Amtshauptmannschaft Dresden-Altstadt im Okto-
ber 1918 (SächsHStA Dresden, 11349, Kriegsamtstelle Dresden, Nr. 2001, Bl. 90-96, hier Bl. 
90 f.). 
1086 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 158. 
1087 Dresdner Volkszeitung vom 16.9.1918. 
1088 Stimmungsbericht der Aufklärungsabteilung des stellvertretenden Generalkommandos XII. für 
den Monat Oktober 1918 (SächsHStA Dresden, 11349, Kriegsamtstelle Dresden, Nr. 2000, Bl. 58-
67, hier Bl. 59). 
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Regimes, vorangetrieben von massivem Druck der Sozialdemokraten wie der Li-
beralen.“1089 Rücktrittsforderungen und die mit der Bildung des Reichskabinetts 
unter Prinz Max von Baden voranschreitende Parlamentarisierung in Berlin zwan-
gen Graf Vitzthum von Eckstädt schließlich zum Einlenken. Mit der Berufung des 
Nationalliberalen Rudolf Heinze zum Justizminister am 15. Oktober und der Einbe-
rufung des Landtages erst zum 28. Oktober versuchte die sächsische Staatsregie-
rung zunächst, sich Zeit zu verschaffen.1090 Innenminister Vitzthum warnte König 
Friedrich August III. vor dem Untergang der Monarchie und forderte ihn auf, sich 
an die Spitze der Reformbewegung zu setzen und den Dialog mit der Sozialdemo-
kratie zu suchen. Als das Gesamtministerium am 20. Oktober gemeinsam mit dem 
sächsischen Monarchen tagte, blieb es eine Aussage zu konkreten Reformmaß-
nahmen schuldig. Doch die Hinhaltetaktik der Regierung war kaum mehr durchzu-
halten. Der Erwartungsdruck erhöhte sich täglich. Nicht nur die Nationalliberalen 
ließen jetzt die konservativen Regierungsbeamten und somit ihren langjährigen 
politischen Partner fallen. Selbst der konservative Landesverein forderte von sei-
nen Parteifreunden in Ministerämtern Zugeständnisse hinsichtlich moderater Re-
formen, um nicht gänzlich vom politischen Sturm hinweggeweht zu werden.1091 Am 
25. Oktober kapitulierte die alte Machtelite; Kultusminister Beck und Justizminister 
von Seydewitz traten zurück.1092 Am 26. Oktober legte auch Innenminister 
Vitzthum von Eckstädt sein Amt nieder.1093 Noch am selben Tag ernannte Fried-
rich August Rudolf Heinze, der das Vertrauen der Liberalen und Sozialdemokraten 
genoß, zum neuen sächsischen Ministerpräsidenten. Dem „Neuordnungsministe-
rium“ gehörten weitere Nationalliberale, drei Konservative, die ihr Amt behielten, 
sowie zwei Sozialdemokraten an. Sachsen war damit der einzige Bundesstaat des 
Deutschen Reiches, der bis Kriegsende eine von der Nationalliberalen Partei do-
minierte Regierung besaß. Im protestantischen Königreich hatten sich die Konser-
vativen nicht auf die Zentrumspartei stützen können, um, wie im Falle der süd-
deutschen Staaten, den Machtwechsel hinauszuzögern. 
                                                 
1089 Nonn, Sozialer Konflikt, S. 214. 
1090 Rudloff, Umbruch, S. 716. 
1091 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 160 ff. 
1092 Sächsische Staatszeitung vom 25.10.1918. 
1093 Sächsische Staatszeitung vom 26.10.1918. 
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Am 5. November 1918 stellte Heinze in seiner Regierungserklärung im sächsi-
schen Landtag das politische Programm der Liberalen vor. Das angestrebte Ver-
fassungssystem wies danach deutlich korporatistische Züge auf. Die Zweite 
Kammer sollte allgemein, gleich, geheim, direkt und auf Grundlage des Verhält-
niswahlrechts gewählt, die Erste Kammer als „Ständekammer“ neben der Aristo-
kratie um Vertreter der Industrie, Beamtenschaft und organisierten Arbeiterbewe-
gung erweitert werden. Offen blieben Fragen über Verhältnis und Machtverteilung 
zwischen den Kammern sowie die Position der Regierung gegenüber dem Land-
tag. Ein solches korporatistisch geprägtes System versprach den Liberalen nicht 
nur, ihre führende Position gegenüber den politischen Gegenpolen Konservatis-
mus und Sozialdemokratie zu behaupten. Es entsprach auch dem liberalen Ver-
ständnis einer modernen parlamentarischen Demokratie, das sich aus der Auffas-
sung speiste, Parlamentarismus könne nicht „von oben“ verordnet, sondern müsse 
sich aus praktischer Übung heraus entfalten.1094 Die Sozialdemokraten trugen das 
nationalliberale Programm mit, obwohl sie selbst ein parlamentarisches System 
befürworteten. Mit der Zusicherung Heinzes, den lückenlosen Ausbau einer zen-
tralen Arbeitsvermittlung und die Gründung eines Landesarbeitsamtes unter Regie 
der beiden sozialdemokratischen Minister zu unterstützen, sowie seine, wenn 
auch vage, Absichtserklärung, die Reform der inneren Verwaltung und des Volks-
schulwesens in naher Zukunft anzugehen, sah die MSPD wesentliche Teile ihrer 
politischen Ziele verwirklicht.1095 
Doch wie war es um die praktische Regierungsarbeit des Kabinetts in den weni-
gen Tagen seiner Amtszeit bestellt? Aktiv wurde die Regierung Heinze auf zwei 
Gebieten. Zum einen verbesserte sie die Fürsorge für Beamte, indem Teuerungs-
zulagen für Staats- und Kommunalbeamte angeordnet wurden. Zum anderen ver-
abschiedete der Landtag eine Resolution, welche die Reichsregierung zur Beseiti-
gung der Versorgungsmißstände aufforderte. Die Bewertung dieser kurzen 
Agenda fällt in der Forschung zur Parlamentarisierung in Sachsen ganz unter-
schiedlich aus. Zurecht wird auf der einen Seite der enge Handlungsspielraum der 
sächsischen Staatsregierung betont, der größere Unternehmungen schlicht un-
möglich machte. Friedensverhandlungen und Versorgungspolitik lagen allein in 
der Zuständigkeit des Reiches. Deshalb war es sinnvoller, den Verwaltungs-
                                                 
1094 Nonn, Sozialer Konflikt, S. 215 ff. 
1095 Rudolph, Sozialdemokratie, S. 166 f. 
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apparat aufrechtzuerhalten, damit regionale Wirtschaftsbeziehungen und Versor-
gungsabläufe nicht gefährdet wurden.1096 Auf der anderen Seite wird nicht nur der 
Heinze-Regierung Tatenlosigkeit und Passivität vorgeworfen, sondern auch der 
Sozialdemokratie nachlässiges, ja fahrlässiges Verhalten unterstellt. Sie habe es 
versäumt, den offenkundigen Bruch zwischen den Kartellparteien zugunsten ihrer 
eigenen politischen Absichten zu nutzen und sich an die Spitze der Reformbewe-
gung zu setzen. Statt dessen hätten sich die sozialdemokratischen Abgeordneten 
der Mehrheit an der „parlamentarische[n] Beschäftigungstherapie“ beteiligt und die 
drohende Revolution, statt zu verhindern, wesentlich beschleunigt.1097 Diese Ar-
gumentation greift freilich zu kurz. Denn auch wenn es die sächsischen Sozialde-
mokraten vermocht hätten, ihr Demokratiekonzept durchzusetzen, wäre das Kö-
nigreich am 9. November 1918 wohl kaum eine revolutionsfreie Insel inmitten des 
reichsweiten Umsturzes geblieben. Verfassungsfragen bedingten den Ausbruch 
der Revolution kaum. Ob in Berlin, wo die Parlamentarisierung und Demokratisie-
rung am weitesten vorangeschritten war, ob in Dresden, wo die Weichen für ein 
korporatistisches System gestellt waren, ob in Baden, wo Reformen sich gerade 
erst im Ansatz befanden: Überall brach sich die Revolution mit gleicher Macht 
Bahn und entfaltete eine rasante Dynamik. Die Masse der deutschen Bevölkerun-
gen wollte einen radikalen Neuanfang. Ob Soldaten, Kriegerfrauen, Kriegskrüppel 
oder Jugendliche, die vier Jahre ihrer Kindheit verloren hatten: Allen hatte sich 
unter den Bedingungen des Krieges der Obrigkeitsstaat in seiner vollen Ausprä-
gung offenbart. Doch die Monarchie, das autoritär-militaristische System mit sei-
nen Hierarchien, Privilegien, der Klassen-, ja Kastengesellschaft zu überwinden, 
vermochte eine Verfassungsreform kaum zu erreichen. „Die Menschen wollten 
nicht einen bloßen Übergang von alter zu neuer Ordnung, mit all den Halbheiten 
solchen Übergangs. Sie wollten die Absage an das Alte, den Bruch mit der Konti-
nuität, sie wollten einen – verzweifelten – Aufbruch zum Neuen.“1098 Weil Monar-
chie und Militär die Fäden nicht aus der Hand geben wollten, die Parlamentarisie-
rung nicht gesichert schien, überrollte die „Revolution von unten“ letztlich die 
„Revolution von oben“.1099 
                                                 
1096 So Nonn, Sozialer Konflikt, 215. 
1097 So Rudolph, Sozialdemokratie, S. 163-168, Zitat S. 167. 
1098 Nipperdey, Machtstaat, S. 869. 
1099 Ebd. 
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2. Novemberrevolution und kommunalpolitische Neuordnung 1918/19 
 
Seit September 1918 mehrten sich die Meldungen über Resignation, Demoralisie-
rung, Disziplinlosigkeit und Gehorsamsverweigerungen deutscher Soldaten. In 
Dresden kam es am 17. Oktober zu ersten Protesten, als bekannt wurde, „daß 
alles, was ,laufen‘ könnte, sofort an die Westfront sollte.“1100 Der Marsch der be-
fehligten Soldaten von den Kasernen zum Neustädter Bahnhof geriet zu einer 
Demonstration gegen den Krieg. Die zum Frontdienst abkommandierten Truppen 
traten spontan in einen Streik und weigerten sich, die Waggons der bereitstehen-
den Züge zu besteigen. Erst nach langen Diskussionen mit den diensthabenden 
Offizieren und Auseinandersetzungen mit der Polizei konnte sich der Transport am 
späten Abend in Bewegung setzen. Während der Fahrt an die Front sprangen 
immer wieder Mannschaften vom Zug oder nutzten die Zwischenhalte, um zu de-
sertieren.1101 In den folgenden Wochen versammelten sich beinahe täglich Solda-
ten und Kriegskrüppel auf dem Altmarkt im Stadtzentrum, um über miserable Zu-
stände in den hiesigen Lazaretten,1102 Mißstände an der Front und schlechte 
Versorgung zu klagen.1103 Nachdem bekannt geworden war, daß in Kiel Matrosen 
den Aufstand gewagt hatten, wählten am 5. November in der sächsischen Garni-
sonsstadt Großenhain 3.000 Soldaten der dortigen Fliegerkaserne nach russi-
schem Vorbild den ersten Arbeiter- und Soldatenrat Sachsens. Der revolutionäre 
Impuls griff am Abend des 8. November auf die drei sächsischen Großstädte 
Chemnitz, Leipzig und Dresden über.1104 Das Geschehen in letzterer sollte für die 
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weitere politische Entwicklung in Sachsen richtungsweisend sein. In der Elbestadt 
war zur selben Zeit die Stadtverordnetenversammlung zusammengetreten. Ange-
sichts der sich zuspitzenden Lage verständigte sich die bürgerliche Mehrheit dar-
auf, die Sozialdemokraten Nitzsche, Kühn und Rückert in den Verfassungs- und 
Wahlrechtsausschuß aufzunehmen, um eine Parlamentarisierung auch auf kom-
munaler Ebene anzustoßen.1105 Allen Warnungen vor einer Eskalation der ange-
spannten Situation begegnete Oberbürgermeister Blüher mit demonstrativer Ge-
lassenheit. Nicht nur werde sich die Demobilisierung „ohne Überstürzung“ 
vollziehen, so Blüher, auch der Arbeitsmarkt und die Rohstoffversorgung würden 
sich schon bald recht „günstig gestalten“.1106 Doch dieser Zweckoptimismus er-
wies sich schon kurz darauf als krasse Fehleinschätzung. Noch am selben Abend 
schwappte „urplötzlich“ die „revolutionäre Welle auch über Dresden.“1107 „Aus der 
Neustadt wälzte sich eine große Menschenmenge nach der Altstadt herüber, 
durchflutete die Prager Straße und besetzte den Hauptbahnhof. Überall wurden 
den Offizieren Degen und Epauletten abgenommen. Auch aus den Geschäften 
und Straßenbahnen wurden die Soldaten herausgeholt. Alle entfernten ihre Ko-
karden. [...] Auf Vorschlag zog die Menge, ständig Verstärkung erhaltend, nach 
der Neustädter Hauptwache, hob die Wache auf und schickte sich an, die Räum-
lichkeiten zu plündern.“1108 Anschließend wurden das Festungsgefängnis und die 
Kasernen gestürmt und festgesetzte Soldaten befreit.1109 Die „gewaltig ange-
schwollene Masse“1110 bewegte sich weiter zur Kommandantur. Nach kurzen Ver-
handlungen mit dem stellvertretenden Generalkommando kam es dort zur Grün-
dung eines „provisorischen Arbeiter- und Soldatenrates“. Das Generalkommando 
unterwarf sich dem Rat und übergab die Leitung der Dresdner Garnison an das 
Rätegremium. Dieses verpflichtete sich im Gegenzug, Ausschreitungen, Plünde-
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rungen und Vergehen gegen die öffentliche Ordnung zu verhindern; Privateigen-
tum und Freiheit der Person wurden unter den Schutz des Rates gestellt.1111 Doch 
die alte Offizierskaste kapitulierte vor den aufgebrachten Mannschaften nur 
scheinbar widerstandslos. Der Eintritt des in der Kommandantur diensthabenden 
Offiziers Thierig in den überwiegend aus Soldaten zusammengesetzten provisori-
schen Arbeiter- und Soldatenrat kann durchaus als – freilich erfolgloser – Versuch 
des Generalkommandos gewertet werden, den Rat zu instrumentalisieren.1112 
Die Arbeiterparteien traten erst in den Morgenstunden des 9. November in Aktion. 
Um der USPD das revolutionäre Fahrwasser abzugraben und die Weichen für ei-
nen geordneten Politikwechsel zu stellen, gründete die MSPD einen „provisori-
schen Arbeiterrat“, dem mit Georg Gradnauer, Wilhelm Buck, Karl Sindermann, 
Julius Fräßdorf, Max Held, Hermann Kahmann, Gustav Neuring, Albert Schwarz 
und Robert Grötzsch die wichtigsten Führer der sächsischen Mehrheitssozialde-
mokratie angehörten. Dieser Arbeiterrat schloß sich mit dem Tags zuvor konstitu-
ierten Soldatenrat zu einem gemeinsamen „Arbeiter- und Soldatenrat“ zusammen. 
Mit Aufrufen wie „Wahrt Disziplin!“ und „Keine Gewaltigkeiten!“ mahnte das Mehr-
heitsgremium die „peinliche Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung“ an.1113 
Noch am selben Abend sprach die Ratsspitze auf dem Theaterplatz zur Menge 
und forderte die USPD auf, im „Interesse der Neuordnung“ allen „Parteihader 
schweigen“ zu lassen.1114 Für die Unabhängigen blieb jedoch ein Zusammenge-
hen mit den „kompromittiertesten Rechtssozialisten“ um Gradnauer ausgeschlos-
sen.1115 Statt dessen hielten sie gemeinsam mit den von Otto Rühle geführten „In-
ternationalen Kommunisten“ eine Gegenveranstaltung ab. Die von Erich 
Lewinsohn, der soeben amnestiert worden war, hektisch einberufene Kundgebung 
wartete mit Karl Liebknecht ursprünglich einen prominenten Redner auf, weshalb 
das Interesse groß war. Doch weil Liebknecht verhindert blieb, sprachen der Un-
abhängige Bernhard Menke und IKD-Chef Rühle zur erwartungsvollen Men-
schenmenge. Beide forderten energisch die Fortführung der Revolution. Statt wie 
die Mehrheitssozialisten einer parlamentarischen Neuordnung das Wort zu reden, 
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1113 Dresdner Neuste Nachrichten vom 10.11.1918. 
1114 So der Bericht der Dresdner Neueste Nachrichten vom 10.11.1918 (2. Ausgabe). 
1115 Lorenz, Fünf Jahre, S. 49. 
 272
so agitierte vor allem der Kommunist Rühle, müsse die Durchsetzung einer Räte-
republik das Hauptziel der revolutionären Bewegung sein.1116 Auf Menkes Initiative 
konstituierte sich schließlich noch an Ort und Stelle ein „revolutionärer Arbeiter- 
und Soldatenrat“, der dringendst Monarchie und Regierung beseitigt wissen woll-
te.1117  
Der Alleingang seiner Partei stieß bei dem in Plauen weilenden gemäßigten Unab-
hängigen Hermann Fleißner auf Unverständnis. Noch am Abend des 9. November 
kehrte der langjährige Landtagsabgeordnete und ehemalige Vorsitzende des 
Dresdner SPD-Bezirks in die Residenzstadt zurück, um sich in das Geschehen 
einzuschalten. Eindringlich warnte er vor einem Zerfall der revolutionären Bewe-
gung, sollten sich die Arbeiterparteien weiterhin gegenseitig konkurrieren.1118 Es 
gelte, so Fleißner, „die Soldatenräte straff zu organisieren, sie müssen zur wirk-
samen Verteidigung der Revolution jeden Augenblick bereit sein!“1119 Noch in der 
Nacht zum 10. November führten Vertreter von MSPD, USPD und IKD Verhand-
lungen, denen als Ergebnis im Morgengrauen der Zusammenschluß zum „Verei-
nigten revolutionären Arbeiter- und Soldatenrat Groß-Dresden“ folgte. Der Eini-
gung lag ein hart umkämpfter Kompromiß zugrunde. Die Linkssozialisten setzten 
sich mit der paritätischen Besetzung des Ratsvorsitzes durch. Mit dem Mehrheits-
sozialisten Albert Schwarz und dem Kommunisten Otto Rühle standen sich hier 
ideologisch „zwei Extreme“ gegenüber.1120 Die vom Rat verabschiedete und am 
Vormittag des 10. November im Zirkus Sarasani verkündete „Proklamation an das 
sächsische Volk“ trug dagegen die Handschrift der MSPD und der gemäßigten 
Unabhängigen um Fleißner. Darin wurden die sächsische Monarchie und die Erste 
Kammer für beseitigt sowie die Zweite Kammer für aufgelöst erklärt. Auf Grundla-
ge des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts sollte eine Na-
tionalversammlung zusammentreten, welche „dann der maßgebende Faktor sein 
[wird], das zukünftige politische Leben Sachsens neu zu gestalten, wie es den 
wirklichen Interessen des Volkes entspricht.“1121 Mit dem demonstrativen Einholen 
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der Königstandarte vom Residenzschloß und dem Hissen der roten Fahne wurde 
der Machtwechsel in Sachsen auch symbolisch vollzogen. Der bereits zwei Tage 
zuvor über Moritzburg nach Schloß Guteborn bei Ruhland geflüchtete sächsische 
Monarch Friedrich August III. verzichtete am 13. November offiziell auf den Thron, 
entband alle Offiziere, Beamte, Lehrer und Geistliche vom Treueid und zog sich 
wenige Tage später auf sein Gut in Sybillenort bei Breslau zurück, wo er die Jahre 
bis zu seinem Tod 1932 verbringen sollte.1122 Am 15. November wurde auch die 
Regierung um Rudolf Heinze nach nur wenigen Tagen Amtszeit zum Rücktritt ver-
anlaßt und nach Berliner Vorbild ein „Rat der Volksbeauftragten“ eingesetzt. Die 
Ressortbesetzung der Revolutionsregierung macht die Bedeutung Dresdens als 
Zentrum der politischen Umwälzung in Sachsen deutlich. Mit den MSPD-
Vertretern Gradnauer (Jusitz), Schwarz (Arbeit), Buck (Kultur) und dem Unabhän-
gigen Fleißner (Militär) kamen vier „Volksbeauftragte“ aus der Residenzstadt. Die 
Leipziger USPD-Hochburg war mit Richard Lipinski (Inneres und Äußeres) und 
Friedrich Geyer (Finanzen) vertreten. Otto Rühle (Dresden) und Fritz Heckert 
(Chemnitz) von den radikalen Linken verzichteten dagegen auf die Übernahme 
ihres Ressorts.1123 Denn in dem Moment, wo sich die Konturen des zukünftigen 
politischen Systems abzuzeichnen begannen, zerbrach der fragile politische Kon-
sens der Arbeiterparteien, der ideologische Antipoden wie parlamentarische De-
mokratie und Räteherrschaft versucht hatte zu vereinen. Die Internationalen 
Kommunisten unter Führung des „Phantasten Rühle“ sahen sich als Opfer eines 
Komplotts der bürgerlichen und sozialistischen Parteien und traten am 16. No-
vember aus dem „Vereinigten revolutionären Arbeiter- und Soldatenrat Groß-
Dresden“ aus.1124 Das stärkte die Position der sozialdemokratischen Mehrheit. 
Sich ihrer organisatorischen Stärke und dem weit verbreiteten Anti-Chaos-Reflex 
in der Bevölkerung bewußt, strebte die MSPD Neuwahlen für den vereinigten Rat 
an. Der Weg zur Durchsetzung von Parlamenten auf allen Ebenen der Gesell-
schaft führte für die MSPD zuerst über Wahlen zu den Arbeiter- und Soldatenrä-
ten, an denen zwar nur die unteren sozialen Schichten teilnehmen durften, in de-
nen jedoch dann mehrheitliche Beschlüsse im Sinne künftiger Konstituanten 
gefällt werden konnten. Der Urnengang am 24. November fiel überdeutlich klar 
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aus. Mit 117.566 zu 8.440 Stimmen beziehungsweise 47 zu 3 Sitzen setzten sich 
die Mehrheitssozialdemokraten gegen die Unabhängigen durch.1125 Die Dresdner 
Volkszeitung feierte dieses „grandiose Vertrauensvotum“ als „katastrophale Absa-
ge“ an die „Enteignungsphrasen“ und Bolschewisierungsabsichten der Kom-
munisten sowie an das überstürzte und planlose Sozialisierungsstreben der Unab-
hängigen. Das Wahlergebnis sei vielmehr ein „Bekenntnis für die Berufung einer 
Nationalversammlung auf der Grundlage einer politischen Gleichberechtigung“.1126 
Unter diesen Vorzeichen begannen sich nun auch die bürgerlichen Kräfte wieder 
zu sammeln. Die linksliberalen Dresdner Neuesten Nachrichten gaben in ihrer 
Ausgabe vom 17. November selbstkritisch zu, „daß das deutsche Bürgertum wäh-
rend der ersten Tage der Revolution wie erstarrt zur Seite stand und keine geistige 
Brücke fand zu dem Geschehen“, erklärte jedoch umgehend, man sei fest ent-
schlossen, „sich nicht ausschalten zu lassen“. Vielmehr bedürfe die Arbeiterschaft 
des Bürgertums „als einer wertvollen Vermehrung des demokratischen Willens.“ 
Das Presseorgan forderte alle Bürgerlichen auf, sich von Monarchie, Militarismus, 
Obrigkeitsstaat, Bürokratie, reaktionärem und bolschewistischem Terror loszusa-
gen, sich eindeutig zu einer „Republik Deutschland“ zu bekennen und sich der 
soeben in Berlin gegründeten und aus der Fortschrittspartei und dem linken Flügel 
der Nationalliberalen hervorgegangen „Deutschen Demokratischen Partei“ (DDP) 
anzuschließen.1127 Doch die am 20. November in Dresden gegründete DDP-
Ortsgruppe sollte wenig einflußreich bleiben. Denn anders als im „radikalen“ Leip-
zig, wo linksliberale Positionen durchaus mehrheitsfähig waren und wo die Natio-
nalliberalen hofften, durch ein Eingehen auf den Demokratisierungsdiskurs sich 
politischen Einfluß wahren zu können und deshalb geschlossen zur DDP über-
wechselten, blieben in der sächsischen Residenzstadt, wo moderate, berechenba-
re und einem Kompromiß mit dem Bürgertum nicht abgeneigte Sozialdemokraten 
wie Georg Gradnauer die politische Richtung vorgaben, die nationalliberalen Tra-
ditionalisten um Oberbürgermeister Blüher, aber auch die Industriellen um Johan-
nes März tonangebend.1128 Jene waren es auch, die im sogenannten „Dresdner 
Bürgerrat“, einem Sammelbecken bürgerliche Kräfte, die politische Linie festleg-
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ten. Wie die sozialdemokratische Mehrheit forderte der Rat die baldige Einberu-
fung einer deutschen Nationalversammlung. Oberste Priorität müsse es sein, das 
„Mißtrauen zwischen den Klassen“ zu beseitigen. Deshalb seien die Vertreter des 
Bürgertums bereit, „gemeinsam mit der Arbeiterschaft zu arbeiten und die neu ge-
schaffene Ordnung zu stützen und die Gegenrevolution von rechts und links zu 
bekämpfen“.1129 Im Gegenzug erhofften sich die Nationalliberalen „gleichberech-
tigte Mitarbeit am neuen Werk“, „freien Spielraum für das persönliche Streben 
nach wirtschaftlichem und geistigem Aufstieg“ sowie den „Schutz des Privateigen-
tums“.1130 In Abgrenzung zur Partei der Deutschdemokraten wurde dem neuen 
politischen Programm am 20. Dezember mit der Gründung des „Dresdner Reichs-
vereins der deutschen Volkspartei“ (DVP) auch ein entsprechender organisatori-
scher Rahmen gegeben.1131 Damit war die Spaltung der Nationalliberalen in 
Sachsen auch territorial festzumachen. Im „linken“ Westen etablierte sich die DDP 
als potentieller Bündnispartner der Sozialdemokraten, während im „rechten“ Osten 
sich die DVP als bürgerliche Antipode zu den Arbeiterparteien positionierte. Als 
letzte der bürgerlichen Parteien in Dresden konstituierten sich schließlich die Kon-
servativen Ende Dezember als „Deutschnationale Volkspartei“ (DNVP) neu. Diese 
forderte ein Ende der revolutionären Willkürherrschaft und die Beseitigung der 
„Klassendiktatur“. Ihre politischen Ziele waren unter anderem die „Reichseinheit 
aller deutschen Stämme und Gebiete“, Schutz und Erhaltung der „bedrohten 
Grenzmarken“, Freiheit des Privateigentums sowie die „wirksame Sicherung ge-
gen bolschewistische Umtriebe“. Auch die Deutschnationalen propagierten die 
„unbedingte Freiheit der Wahlen der Nationalversammlung“, doch war die Partei 
überzeugt, „daß auch in der neuen demokratischen Verfassung Deutschlands eine 
monarchische Spitze als ein über den Parteien stehender, persönlicher Faktor der 
Stetigkeit des politischen Lebens der geschichtlich gewordenen Eigenart unseres 
Volkes wie der politischen Zweckmäßigkeit entspricht.“1132 
Die Tragfähigkeit des Konsenses zwischen Bürgertum und MSPD in der Frage der 
Nationalversammlung zeigte sich beim Zusammentritt der Dresdner Stadtverord-
neten am 12. Dezember. Ein Antrag, den Rat zu ersuchen, „beim Deutschen Städ-
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tetag dahin vorstellig zu werden, daß die Nationalversammlung mit der möglich-
sten Beschleunigung einberufen wird“, wurde ohne vorherige Aussprache ange-
nommen.1133 Mehr konnten die Dresdner Parteiorganisationen indes auch nicht 
tun. Denn der Weg für eine deutsche und sächsische Nationalversammlung konn-
te nur von Berlin aus freigemacht werden. Hier beschloß Mitte Dezember ein 
Reichsrätekongreß unter Federführung der MSPD die Einberufung von Wahlen für 
eine deutsche Nationalversammlung, die der Rat der Volksbeauftragten für den 
19. Januar 1919 festsetzte. Daraufhin trat Ende Dezember ein sächsischer Lan-
desrätekongreß zusammen, der ebenfalls im parlamentarischen Sinne entschied. 
Den Zeitpunkt für die Wahl einer sächsischen Volkskammer legte die sächsische 
Revolutionsregierung für den 2. Februar 1919 fest. Erst dann bestimmten die Ge-
meinden den Zeitpunkt für Kommunalwahlen. Nach dem Willen der städtischen 
Institutionen in der Elbestadt sollte am 9. Februar 1919 nach dem demokratischen 
Verhältniswahlrecht für Männer und Frauen ein neues Stadtparlament für Dresden 
gewählt werden.1134 
In den folgenden Wochen lieferten sich die Parteien einen erbitterten Wahlkampf. 
Die DNVP überzog die Stadt mit einer Lawine von Plakaten und Aushängen. Die 
in Dresden personell wie organisatorisch äußerst schwache DDP mußte sich aus-
wärtiger Prominenz bedienen, um für ihr Programm zu werben. Persönlichkeiten 
wie der Leipziger Geschichtsprofessor Walter Goetz machten sich für eine neue 
Republik und sogar für eine moderate Sozialisierung stark.1135 Die DVP konnte 
dagegen mit lokalen Größen wie Bernhard Blüher aufwarten. Schon den festlichen 
Empfang der 23. Infanterie-Division am 18. Dezember hatte der Oberbürgermei-
ster genutzt, um in seiner feierlichen Ansprache der „Dolchstoß-Legende“ das 
Wort zu reden: 
„Das Deutsche Reich ist im ungleichen Kampfe unterlegen. Wir wollen den Gründen der Niederla-
ge heute nicht nachgehen. Nur das eine lassen Sie mich feststellen und klar und mit aller Be-
stimmtheit aussprechen: Wenn Deutschland nicht Sieger geworden ist, unsere tapferen Fronttrup-
pen sind daran schuldlos. [...] Und wenn wir auch Ihnen heute nicht den Lorbeer um den Helm 
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winden dürfen, so wollen wir doch Ihnen zu Händen Ihrer Führer Eichenkränze spenden als das 
Sinnbild der deutschen Treue und Standfestigkeit.“1136 
Blüher wußte zudem seine Kontakte als Stadtoberhaupt geschickt zu nutzen. Un-
ter seinem Einfluß wurde der Dresdner Anzeiger, das offizielle Amtsblatt der säch-
sischen Elbestadt, in den Dienst der DVP gestellt und im Rathaus ein Wahl- und 
Propagandabüro eingerichtet.1137 Der Ton der bürgerlichen Wahlagitation war mit-
unter so scharf, daß sich die sozialdemokratische Fraktion im Stadtverordneten-
kollegium veranlaßt sah, Protest anzumelden. Man sei es zwar „von früher her 
gewöhnt, mit Dreck beworfen zu werden“, so Otto Kühn, aber daß sich das Bür-
gertum bei der Verbreitung ihrer „Schmutzschriften“ auch noch einer öffentlichen 
Institution bediene, zeuge wahrlich nicht von einer republikanischen Gesin-
nung.1138 Die Vertreter der Deutschen Volkspartei wiederum warfen den Sozial-
demokraten würdeloses Verhalten und linksradikale Rhetorik vor.1139 Dabei war 
die MSPD selbst von kommunistischer Seite unter Druck geraten. Nachdem am 
10. Januar 1919 mehr als 1.000 Menschen unter Führung Otto Rühles zum Ge-
bäude der Dresdner Volkszeitung gezogen waren, um die Redaktionsräume des 
Mehrheitsblattes zu besetzen, kam es zu blutigen Auseinadersetzungen zwischen 
den Demonstranten und den Sicherheitswehren des MSPD-dominierten Dresdner 
Arbeiter- und Soldatenrates. Dabei wurden 12 Personen getötet und 52 verletzt. 
Der Agitator Rühle wurde verhaftet.1140 Die USPD distanzierte sich umgehend von 
diesem überharten Einsatz und zog ihre Vertreter (Lipinski, Geyer und Fleißner) 
aus der sächsischen Revolutionsregierung ab.1141 Bis zur Volkskammerwahl re-
gierte nunmehr alleinig die MSPD unter der Führung Georg Gradnauers. 
Die Wahlen zur deutschen Nationalversammlung am 19. Januar 1919 brachten für 
Dresden ein klares Ergebnis.1142 Die MSPD mit Spitzenkandidat Georg Gradnauer 
konnte 154.947 Stimmen auf sich vereinen. Während in Leipzig und Chemnitz die 
Deutsch-Demokraten zweitstärkste Partei wurden, setzte sich in der Landeshaupt-
stadt die DVP mit 56.526 Stimmen als stärkste liberale Gruppierung durch. Die 
                                                 
1136 Zitat nach Dresdner Neueste Nachrichten vom 19.12.1918. 
1137 Dresdner Volkszeitung vom 14.1.1919. 
1138 Zitate nach ebd. 
1139 Vgl. ebd. 
1140 Dresdner Neueste Nachrichten vom 12.1.1919. 
1141 Dresdner Neueste Nachrichten vom 18.1.1919. 
1142 Die folgenden Wahlergebnisse nach Dresdner Neueste Nachrichten vom 21.1.1919. 
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DDP erreichte 40.557 Stimmen und lag damit deutlich unter dem Landes- und 
Reichsdurchschnitt. Die republikskeptische DNVP erlangte 30.409 Stimmen und 
verfügte nach wie vor über eine solide politische Basis. Daß die rechtskonservati-
ve Partei sich im Wahlkampf auf den Oberkonsistorialrat und Dresdner Superin-
tendenten Franz Költzsch hatte stützen können, „verdeutlicht die politische Einstel-
lung führender Kirchenvertreter.“1143 Mit 9.038 Stimmen blieb die USPD in 
Dresden auch weiterhin politisch marginal, und das katholische Zentrum kam in 
der protestantischen Elbmetropole auf 4.771 Stimmen. 
Die Beteiligung an den Wahlen zur sächsischen Volkskammer am 2. Februar 1919 
ging im Vergleich zu den nationalen Wahlen zwei Wochen zuvor dramatisch zu-
rück. Im Wahlreis Groß-Dresden nahmen rund 50.000 Personen weniger ihr de-
mokratisches Wahlrecht in Anspruch. Dies wirkte sich insbesondere auf das Er-
gebnis der MSPD und DVP aus. Die „Liste Fräßdorf“ erhielt hier mit 121.224 mehr 
als 30.000 Stimmen weniger, behauptete jedoch ihre Spitzenposition. Die DVP fiel 
mit gut 20.000 Stimmen weniger (37.712) hinter die leicht verbesserte DDP 
(44.018 Stimmen) zurück, während die DNVP 29.004 Stimmen auf sich vereinen 
konnte. Mit Stimmenzuwächsen folgten die Unabhängigen (11.622 Stimmen) und 
das Zentrum (5.025 Stimmen).1144 Auch im Gesamtergebnis zur Wahl der Volks-
kammer erreichte die MSPD ihr angestrebtes Ziel nicht. Die erhoffte absolute 
Mehrheit verfehlten die Sozialdemokraten mit 41,6 Prozent beziehungsweise 42 
von 96 Mandaten deutlich. Die USPD kam auf 16,3 Prozent beziehungsweise 15 
Mandate. Stärkste der bürgerlichen Parteien wurde mit 22,9 Prozent die DDP. Die 
DVP, deren Einfluß vorerst lokal auf Dresden beschränkt blieb, spielte auf Lan-
desebene mit 3,9 Prozent lediglich eine untergeordnete Rolle. Mit Oberbürgermei-
ster Bernhard Blüher, dem ehemaligen Staatsminister der Regierung Heinze, Wal-
ter Koch, und dem Rechtsanwalt Fritz Kaiser kamen drei der vier Abgeordneten, 
die in die Volkskammer einzogen, aus der Elbestadt. Mit den beachtlichen 14,3 
Prozent der DNVP und 1,0 Prozent des Zentrums zählte der „Bürgerblock“ in der 
sächsischen Volkskammer insgesamt 39 Mandate.1145 Damit verfügte das sozial-
demokratische Parteispektrum mit 57 Mandaten über eine komfortable Mehrheit. 
                                                 
1143 Schmeitzner, Novemberrevolution, S. 259. 
1144 Wahlergebnisse nach Dresdner Neueste Nachrichten vom 4.2.1919. 
1145 Jürgen W. Falter u. a., Wahlen und Abstimmungen in der Weimarer Republik. Materialien zum 
Wahlverhalten 1919-1933, München 1986, S. 108. 
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Die aufgenommenen Koalitionsverhandlungen zwischen MSPD und USPD schei-
terten jedoch am grundsätzlichen Dissens über die weitere Rolle und Funktion der 
Räte. Während die sozialdemokratische Mehrheit das parlamentarische Prinzip 
uneingeschränkt favorisierte, bekannten sich die USPD-Fraktion und der einfluß-
reiche und inzwischen linksradikal geführte Leipziger Arbeiter- und Soldatenrat zu 
einem „Zwei-Kammer-System“ aus Parlament und Räten. Da die von Gradnauer 
favorisierte sozialliberale Koalition aufgrund der tiefsitzenden Ressentiments ge-
genüber dem sächsischen Bürgertum sowohl an der sozialdemokratischen Basis 
als auch in der Fraktion nicht durchzusetzen war, konstituierte sich am 10. März 
1919 eine mehrheitssozialistische Minderheitsregierung. Mit den Stimmen des 
„inoffiziellen“ Koalitionspartners DDP wurde am 14. März Georg Gradnauer zum 
sächsischen Ministerpräsidenten gewählt.1146 
Die Kommunalwahlen in Dresden hatten besondere Vorzeichen. Während die re-
volutionären Rätegremien das aus ihrer Sicht reaktionäre bundesstaatliche Zwei-
Kammer-System beseitigten und die Staatsregierung entmachteten, blieb die 
Kommunalverwaltung in der Elbestadt unangetastet,1147 obgleich sowohl in 
Chemnitz am 15. November der Mehrheitssozialist und Redakteur der Chemnitzer 
Volksstimme, Hermann Kranold, als Stadtpräsident eingesetzt wurde, der nur we-
nig später das nach dem Dreiklassenwahlrecht zusammengesetzte Stadtverordne-
tenkollegium auflöste,1148 als auch in Leipzig der linkssozialistische Arbeiter- und 
Soldatenrat mit Richard Lipinksi an der Spitze bereits am 8. November die Stadt-
verwaltung übernahm.1149 Warum aber blieben in Dresden Stadträte und Stadt-
verordnete nicht nur in ihren Ämtern, sondern konnten ihre Arbeit praktisch unge-
stört vom Revolutionsgeschehen fortführen? Im Unterschied zu Chemnitz und 
Leipzig war hier der regierende Oberbürgermeister 1915 mit den Stimmen der so-
zialdemokratischen Fraktion gewählt worden. Und auch bei der frühzeitigen Wahl 
Blühers zum Oberbürgermeister auf Lebenszeit im Juni 1918 hatte sich die SPD 
                                                 
1146 Schmeitzner / Rudloff, Sozialdemokratie, S. 60 f.; Dresdner Neueste Nachrichten vom 5.2. 
1919. 
1147 Auf diese Sachlage wies erst jüngst Schmeitzner, Novemberrevolution, S. 256, hin. 
1148 Schmeitzner, Fellisch, S. 95 f.; Karlheinz Schaller, Die Arbeiterparteien in Chemnitz und die 
Revolution 1918/19, in: Grebing u. a., Demokratie und Emanzipation, S. 202-211, hier S. 206 f. 
1149 Michael Rudloff / Thomas Adam, Leipzig – Wiege der deutschen Sozialdemokratie, Berlin 
1996, S. 113. Ausführlich zum Verhältnis zwischen den Stadtverwaltungen des Deutschen Reiches 
und den revolutionären ASR siehe Wolfgang Hofmann, Zwischen Rathaus und Reichskanzlei. Die 
Oberbürgermeister in der Kommunal- und Staatspolitik des Deutschen Reiches von 1890 bis 1933, 
Stuttgart 1974, S. 57-68. 
 280
zwar gegen eine Ernennung auf Lebenszeit gesperrt, die Wiederwahl Blühers aber 
grundsätzlich befürwortet.1150 Es war nur konsequent und entsprach ganz der poli-
tischen Linie der Dresdner MSPD, die den hiesigen Arbeiter- und Soldatenrat kon-
trollierte, daß sie sich als zuverlässiger politischer Partner auch in dieser Phase 
des Umbruchs erweisen wollte. Da die Mehrheitssozialisten alles daran setzten, 
die parlamentarische Demokratie möglichst in geordneten Bahnen herbeizuführen, 
hatte eine intakte Stadtverwaltung auch in ordnungspolitischer Hinsicht Sinn. Denn 
nur der möglichst reibungslose Ablauf der vielschichtigen Fürsorgemaßnahmen 
garantierte weitestgehende Ruhe und Ordnung in der Bevölkerung und verhinder-
te revolutionäres Chaos. In diesem Kontext ist auch die Bekanntmachung der 
sächsischen Volksbeauftragen vom 27. November zu sehen, daß die bisherigen 
Gemeindeverwaltungen solange im Amt zu bleiben hätten, „bis nach der Be-
kanntmachung auf Grund von Neuwahlen die neuen demokratischen Gemeinde-
vertretungen zusammengetreten sind.“1151 
Die Stadtverordnetenwahl am 9. Februar 1919 erfolgte nach dem allgemeinen, 
gleichen und direkten Verhältniswahlrecht. Alle Personen ab 20 Jahren konnten 
ohne Unterschied des Geschlechts und ohne Rücksicht auf den Besitz des Bür-
gerrechts an der Wahl teilnehmen. Außerdem entfiel das Hausbesitzerprivileg, 
welches bisher bestimmte hatte, daß mindestens die Hälfte der gewählten Stadt-
verordneten in Dresden ansässig sein mußte. Trotz massiver Wahlwerbung in der 
lokalen Presse ging die Wahlbeteilung mit 50 Prozent im Vergleich zur Volkskam-
merwahl noch einmal um rund 50.000 Stimmen zurück. Nach bereits zwei absol-
vierten Urnengängen hatte sich eine allgemeine Wahlmüdigkeit breit gemacht. 
Außerdem, so bedauerten sowohl die Dresdner Volkszeitung als auch die Dresd-
ner Neuesten Nachrichten, unterschätzten die Dresdner Einwohner offensichtlich 
die Bedeutung der Kommunalpolitik.1152 Das linksliberale Blatt monierte außerdem 
                                                 
1150 Vgl. Dresdner Volkszeitung vom 28.6.1918. 
1151 Zitat nach Gunda Ulbricht, Kommunalpolitik und Stadtverwaltung, in: Starke, Geschichte der 
Stadt Dresden, S. 273-283, hier S. 273 f. Ulbricht weist zurecht daraufhin, daß der Dresdner Stadt-
rat die nächste reguläre Wahl am 27. November 1918 eine Woche vorher „lakonisch“ abgesagt 
habe. Diese Maßnahme darf jedoch nicht überbewertet werden. Denn zum einen handelte es sich 
um eine Nachwahl, bei der lediglich ein Drittel der Stadtverordneten neu gewählt worden wäre. 
Zum anderen war der wahlgesetzliche Rahmen unklar. Der Verfassungs- und Wahlrechtsaus-
schuß, dem eben erst drei Sozialdemokraten beigetreten waren, war noch zu keinem Ergebnis 
gekommen. Die sozialdemokratische Fraktion hatte letztlich auch keine Einwände gegen die Wahl-
absage vorzubringen. Siehe Sitzungsberichte der Stadtverordneten zu Dresden, 20. öffentliche 
Sitzung vom 21.11.1918, S. 625 f. 
1152 Dresdner Volkszeitung vom 10.2.1919; Dresdner Neueste Nachrichten vom 11.2.1919. 
 281
selbstkritisch, daß die bürgerlichen Parteien ohne klares politisches Profil zur Wahl 
angetreten seien, was zu erheblichen Stimmverlusten geführt habe.1153 Während 
die Sozialdemokraten mit der mehrheitssozialistischen „Liste Kühn“ und der unab-
hängigen „Liste Haenel“ klar als politische Parteien erkennbar waren, traten die 
Kandidaten des Bürgertums traditionell als ständische Interessenvertreter auf. Die 
„Liste März“ vertrat Industrie, Handwerk und Handel und wurde mehrheitlich von 
Anhängern der Deutschen Volkspartei unterstützt. Dennoch standen mit dem 
rechten Nationalliberalen und früheren Stadtverordnetenvorsteher Holst und der 
entschieden deutsch-demokratischen Gattin des Sozialreformers Paul Scheven 
politische Antipoden gemeinsam auf der Wahlliste.1154 Die Deutschnationale 
Volkspartei sah sich durch die „Liste Thierfelder“ repräsentiert, welche die Innun-
gen und Hausbesitzer vertrat. Auch diese Liste war mit Konservativen, Nationalli-
beralen und antisemitischen Reformern heterogen besetzt.1155 Die Deutsche De-
mokratische Partei unterstützte offiziell die „Liste Eichler“, die sich für die 
Interessen der Beamten, Lehrer und Pensionäre einsetzte.1156 Aber auch der 
Wahlvorschlag der Angestellten und Privatbeamten, die „Liste Wachsmuth“, zählte 
zum deutsch-demokratischen Spektrum.1157 Während in dieser politischen Ge-
mengelage Programme und Ziele kaum erkennbar waren, trat die MSPD mit ei-
nem klaren Wahlprogramm an. Die sozialpolitische Agenda der Dresdner Mehr-
heitssozialdemokratie umfaßte alle während des Krieges aufgeworfenen oder 
verschärften Fragen und Probleme. Das Ziel war eine „großzügige Sozialpoli-
tik“1158, die unter anderem folgende Punkte umfassen sollte: Sorge für die Ernäh-
rung, Bekämpfung der Wohnungsnot, Sorge für die Opfer des Krieges, Arbeits-
vermittlung, Hilfe für die Erwerbslosen, Schutz der Schwangeren und Wöch-
nerinnen, Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit, Speisung der Schulkinder, Be-
kämpfung der Schwindsucht, Humanität in der Armenfürsorge, allgemeine Wohl-
fahrtspflege, gerechte Ausgestaltung der Arbeits- und Entlohungsverhältnisse der 
Gemeindeangestellten und -arbeiter, Schaffung einer allgemeinen Volksschule 
                                                 
1153 Dresdner Neueste Nachrichten vom 11.2.1919. 
1154 Dresdner Neueste Nachrichten vom 9.2.1919. 
1155 Ebd. Die Reformer priesen die Gründung der DNVP als „völkischen Zusammenschluß“; siehe 
Deutsche Wacht vom 10.12.1918. 
1156 Dresdner Neueste Nachrichten vom 9.2.1919. 
1157 Ebd. 
1158 Dresdner Volkszeitung vom 7.2.1919. 
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beziehungsweise Einheitsschule, Gerechtigkeit in der Steuerpolitik und fairer La-
stenausgleich im Reich.1159 
Am Wahltag verpaßte die MSPD die absolute Mehrheit nur knapp um zwei Sitze. 
Sie erhielt mit 90.503 Stimmen 39 der 84 Sitze im neu formierten Stadtver-
ordnetenkollegium, dem erstmals auch Frauen angehörten und an dessen Spitze 
nunmehr Emil Nitzsche treten sollte. Nicht zuletzt auch wegen seiner konstruktiven 
und umsichtigen Politik während des Krieges wurde der Sozialdemokrat einstim-
mig zum neuen Vorsteher des erstmals demokratisch legitimierten Stadtparla-
ments gewählt. Die Unabhängigen Sozialdemokraten kamen auf 9.115 Stimmen 
beziehungsweise vier Sitze. Stärkste bürgerliche Kraft wurde die demokratische 
Liste Eichler mit 31.678 Stimmen beziehungsweise 14 Sitzen. Die Listen März und 
Thierfelder lagen in etwa gleich auf und erreichten 26.641 Stimmen beziehungs-
weise 12 Sitze und 25.959 Stimmen beziehungsweise 11 Sitze. Abgeschlagen 
folgte der Wahlvorschlag Wachsmuth mit 9.773 Stimmen beziehungsweise vier 
Sitzen. Damit war es der MSPD möglich, sowohl mit den Stimmen der Unabhän-
gigen als auch der linksliberalen DDP Mehrheiten zu bilden. Für die Dresdner 
Volkszeitung war bereits am folgenden Tag klar, welche Koalition sie in Zukunft 
sehen wollte. Das Blatt sprach sich für eine Mehrheit der Arbeiterbewegung aus 
und frohlockte, „daß das Gemeinwesen künftig im Geiste des Sozialismus verwal-
tet werde.“ Nun sei endlich die „allgemeine Wohlfahrt auf den Thron“ gehoben 
worden.1160 
 
                                                 
1159 Ebd. 





Unter dem Regulierungsdruck des Ersten Weltkrieges erfuhr die kommunale Sozi-
alpolitik des Kaiserreiches auf zwei Ebenen einen grundlegenden Wandel. Erstens 
war die kriegsbedingte Not breiter Bevölkerungsschichten nicht mehr mit her-
kömmlichen armenrechtlichen Kategorien von Schuld und Verschwendung zu fas-
sen. Die finanziellen Sorgen vieler Familien leiteten sich unmittelbar aus der Ein-
berufung des Ernährers zum Kriegsdienst ab. Deshalb sahen die Männer und 
Frauen den Staat in der moralischen Pflicht, für das Auskommen der Familien zu 
sorgen, während der Soldat „Dienst fürs Vaterland“ tat. Aus gleichem Grund stell-
ten auch die Kriegsinvaliden Rechtsansprüche an den Staat. Sie forderten finanzi-
elle Unterstützungen als Anerkennung der im Namen des Reiches erlittenen phy-
sischen und psychischen Schäden. Die bis dato fachlich-neutrale Fürsorge wurde 
politisiert. So schlossen sich die Kriegsbeschädigten noch während des Krieges 
zu politischen „pressure groups“ zusammen, um gegenüber der politischen Exeku-
tive ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen. Nach dem Zusammenbruch des 
Deutschen Reiches entstanden schließlich eine Vielzahl solcher Interessensver-
bände, die einen Anspruch auf sozialpolitische Mitbestimmung erhoben. Sie soll-
ten den Wohlfahrtsstaat Weimar entscheidend mitgestalten. 
Neben ihrer Politisierung steckte die Kriegsfürsorge, zweitens, die Parameter der 
weiteren staatlichen Sozialpolitik ab. Mit dem Bestehen eines Rechtsanspruchs 
und der Vermeidung sozialer wie politischer Diskriminierung leitete die gesetzliche 
Familienunterstützung nicht nur den Wandel von der hygienisch-prophylaktischen 
Fürsorge zur wohlfahrtsstaatlichen Dienstleistung ein. Mit einheitlichem Reichs-
recht, einheitlichen Verwaltungsorganisationen, leistungsfähigen Verbänden und 
der Kostenteilung zwischen Reich, Ländern und Kommunen gab sie auch den 
administrativ-institutionellen Rahmen für die weitere sozialpolitische Entwicklung 
vor: Im Februar 1919 wurden mit der Kodifizierung des Rechtsanspruchs auf Un-
terstützung und Mitsprache die improvisierten bundesstaatlichen und provinzialen 
Bürokratien der Kriegsbeschädigtenfürsorge in gesetzliche Formen gegossen; die 
gesteigerten Aktivitäten der Fürsorgeerziehung führten im Sommer 1918 zu ersten 
Beratungen über eine reichseinheitliche Zusammenfassung der zersplitterten Lo-
kalorganisationen sowie über eine gesetzliche Fixierung der Jugendfürsorge; an-
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knüpfend an das Nachweiswesen der Großstädte und Bundesstaaten wurde mit 
dem Hindenburgprogramm 1916 und der Ausdehnung der Zwangswirtschaft die 
Arbeitsvermittlung erstmals reichsweit nach einheitlichen Grundsätzen durchge-
führt; losgelöst von armenrechtlichen Prinzipien etablierte sich die kommunale Er-
werbslosenfürsorge während des Krieges als eigenständiger Fürsorgezweig und 
bildete damit gleichsam „die Urform einer umfassenden öffentlichen Arbeitslosen-
hilfe in Deutschland“1161; als die kommunale Wohnungsfürsorge an ihre Grenzen 
zu stoßen drohte, gaben die Reichsbehörden den Gemeinden mit gezielten Ge-
setzen und Verordnungen zu Fragen des Kündigungsschutzes, der öffentlichen 
Mietkontrolle und amtlichen Wohnraumbewirtschaftung Instrumente in die Hand, 
um regulierend in den Wohnungsmarkt eingreifen zu können und legten damit den 
Grundstein einer staatlichen Wohnungszwangswirtschaft; und auch wenn die Le-
bensmittelversorgung in der Weimarer Republik nicht mehr zur Sozialpolitik zu 
zählen war, ihre straffe Organisation verstärkte seit 1915 ganz allgemein die zen-
tralstaatlichen Strukturen in Deutschland. Mit der Verabschiedung der Weimarer 
Verfassung und dem Inkrafttreten der Erzbergschen Finanzreform 1919 setzte 
schließlich eine „Ablösung der Dominanz kommunaler Daseinsfürsorge hin zu ei-
ner gesamtstaatlich gelenkten Daseinsfürsorge“1162 ein. Der Übergang von der 
„Sozialstadt“ zum „Sozialstaat“ war damit vollzogen. 
In ihrer Funktion als soziales Befriedungsinstrument erwies sich die kommunale 
Kriegsfürsorge insgesamt als erfolgreich. So brüchig der politisch-soziale Burgfrie-
den mit Dauer des Krieges auch wurde, so sehr sich der Klassencharakter des 
autoritär-militaristischen Obrigkeitsstaates auch offenbarte und der soziale Ver-
elendungsprozeß voranschritt. Die Heimatfront brach erst mit der militärischen 
Niederlage zusammen. Erst als die Integrationsklammern des „Verteidigungskrie-
ges“ verlorengingen und die Propagandalügen der Reichsleitung offenbar wurden, 
entluden sich jahrelang aufgestaute Wut und Verbitterung in einer revolutionären 
Eruption. Am Gelingen der vielfältigen Fürsorgemaßnahmen hatte die Sozialde-
mokratie einen wesentlichen Anteil. Wie gezeigt werden konnte, erwies sich gera-
de Dresden als anschauliches Beispiel einer positiven Integration der organisier-
ten Arbeiterbewegung in die Kommunalpolitik. Nicht nur stellten SPD und 
Gewerkschaften Vertreter in den Fürsorgeinstitutionen. Unter Führung gemäßigt-
                                                 
1161 Führer, Arbeitslosigkeit, S. 228. 
1162 Reulecke, Vorgeschichte, S. 63. 
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pragmatischer Stadtverordneter wie Otto Kühn und Emil Nitzsche gestaltete die 
sozialdemokratische Fraktion Kommunalpolitik aktiv mit. War die Vorkriegszeit 
noch von einer konservativen Dominanz geprägt, bestimmten nunmehr soziallibe-
rale Mehrheiten Bürgermeisterwahl, Wohnungsfürsorge und Teile der Arbeits-
marktpolitik. Politisch integrativ wirkte die SPD zunächst auch in der Kriegsbe-
schädigtenfürsorge und Versorgungspolitik. Die Eigendynamik der Protest-
bewegungen und die zunehmende Entfremdung zwischen der Partei und ihrer 
Klientel zwangen die Mehrheitssozialdemokratie jedoch spätestens seit 1916, sich 
offensiver für diese Interessengruppen einzusetzen. Ihrem Anspruch, eine staats-
tragende Partei zu sein, wurde die Dresdner MSPD auch während der November-
revolution gerecht. Ihre Deeskalationsstrategie legte den Grundstein für die 
Durchsetzung eines parlamentarisch-demokratischen Systems in Sachsen. 
Die Bedeutung der Entwicklungen in der Elbestadt wird jedoch erst im Kontrast zu 
den Ereignissen in Leipzig und Chemnitz deutlich. Während in der sächsischen 
Messestadt die linkssozialistischen Verfechter einer Räterepublik in der zweiten 
Kriegshälfte begannen, die revisionistischen Kräfte systematisch auszuschalten, 
sich für den Klassenkampf entschieden, und die sehr weit rechts stehenden 
Chemnitzer Mehrheitssozialisten kurz nach Ausbruch der Revolution im November 
1918 den kommunalpolitischen Machtapparat an sich rissen, setzte die MSPD in 
Dresden ihren Burgfriedenskurs weiter fort und wirkte mit der Forderung nach 
Wahlen zu einer Nationalversammlung auf einen Grundkonsens aller demokrati-





1. Tabellen, Schemata, Dokumente 
 
1.1. Tabelle 19: Mitglieder der Kriegsorganisation Dresdner Verein und ihre 
Gruppenzugehörigkeit1163 
 
Gruppe Mitglieder der "Kriegsorganisation Dresdner Vereine" 
I II III IV 
NFD
            
"Allemania" Verein ehemaliger Einjährigen-Freiwilliger x         
"Fortschritt" Gabelsberger Stenographen-Verein x x x   x 
Abstinenter Frauenbund       x   
Abteilung Dresden des Vereins Frauenbildung/Frauenstudium   x     x 
All-Deutscher Verband Dresden x         
Allg. Deutsche Kindergärtnerinnenvereinigung   x       
Allgemeiner Deutscher Frauenverein für Hausbeamtinnen     x   x 
Allgemeiner Deutscher Sprachverein x         
Allgemeiner Haus- und Grundbesitzerverein Dresden-Nordwest x   x     
Allgemeiner Hausbesitzerverein zu Dresden x x x     
Allgemeiner Mietbewohnerverein Dresden x x x     
Allgemeiner Turnverein x     x   
Altertumsverein     x     
Arbeitgeberverband für das Malergewerbe     x     
Ärztlicher Bezirksverein Dresden-Stadt x x       
Beamtenunterstützungsverein für Dresden und Umg. x         
Berufsorganisation der Krankenpflegerinnen Deutschlands       x x 
Bezirks- und Bürgerverein Dresden-Cotta x x x     
Bezirks- und Bürgerverein Dresden-Nord x x x     
Bezirks- und Bürgerverein Dresden-Pieschen x x x     
Bezirks- und Bürgerverein Dresden-Plauen x x x     
Bezirks-Obstbauverein Dresden     x x   
Bezirksverein der Dresdner Nordwestvorstädte x x x     
Bezirksverein Dresden-Gruna x x x     
Bezirksverein Dresden-Johannstadt, Nord x x x     
Bezirksverein Dresden-Seidnitz x x x     
Bezirksverein für die Johannstadt x x x     
Bezirksverein für Vorstadt Strehlen     x     
Bezirksverein rechts der Elbe x x x     
Bezirksverein Südvorstadt x x x     
Bezirksverein zur Fürsorge für Strafentlassene     x     
Bienenzüchterverein Dresden und Umgebung       x   
Bund des Damenschneidergewerbes     x     
Bürgerverein der Seevorstadt (und Wilsdruffer, Innere Altstadt) x x x     
                                                 
1163 Erstellt nach Mitgliederliste (StA Dresden, 13.17, KOV, Hauptgeschäftstelle, Nr. 1-3); Statisti-
sches Jahrbuch der Stadt Dresden für die Jahre 18-20 (1916-1918), passim. 
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Bürgerverein für die Oppelvorstadt x x x     
Damen-Stenographenverein Gabelsberger x x x     
Damenverein "Esperanto" x         
Deutsch-Bund-Gemeinde x         
Deutsche Kolonialgesellschaft x         
Deutscher Esperanto-Bund x         
Deutscher Kellnerbund       x   
Deutscher Ostmarkenverein, Ortsgruppe Dresden x x x     
Deutscher Radfahrer-Bund     x     
Deutscher Techniker Verband x   x     
Deutscher Tennis-Klub   x     x 
Deutscher Wehrverein, Ortsgruppe Dresden x         
Deutsch-Evangelischer Frauenbund x x x   x 
Deutsch-nationaler Handlungsgehilfenverband     x     
Deutschnationaler Kurzschriftenverein Gabelsberger x x x     
Deutsch-völkische Partei, Ortsgruppe Dresden x         
Dr. Beutler-Stiftung x x x     
Dresdner Amateurschwimmklub von 1901     x     
Dresdner Anwaltsverein     x     
Dresdner Architekten-Verein x x x     
Dresdner Bezirksverein gegen Mißbrauch geistiger Getränke   x       
Dresdner Bezirksverein deutscher Ingenieure     x     
Dresdner Buchdruckverein     x     
Dresdner Damen-Schwimmverein     x     
Dresdner Damenverein für Gabelsbergsche Stenograhie e.V.   x x     
Dresdner Gesellschaft für Musikgeschichte x         
Dresdner Gesellschaft für neuere Philologie x         
Dresdner Jugendbund     x x   
Dresdner Kunstgenossenschaft     x     
Dresdner Kunstgewerbeverein     x     
Dresdner Lehrerinnenverein   x x     
Dresdner Lehrerverein x x       
Dresdner Männergesangsverein       x   
Dresdner Musiklehrerinnenverein   x     x 
Dresdner Orpheus       x   
Dresdner Philologenverein       x   
Dresdner Turngau x x x x   
Dresdner Turnlehrerinnen-Klub   x       
Dresdner Verein der Kinderfreunde   x       
Drogisten-Verein       x   
Einkaufsgesellschaft der Dresdner Kolonialwarenhändler     x x   
Evangelische Jugendgruppe für Sociale Hilfsarbeit   x     x 
Evangelischer Arbeiterverein, Gruppe Dresden-Cotta x x x     
Evangelischer Arbeiterverein, Gruppe Dresden-Ost x x x     
Evangelischer Bund, Zweigverein Dresden x x x     
Fabrikarbeiterinnen-Verein     x   x 
Fachverein für Damenschneidergewerbe     x     
Fachverein für das Putzmacherhandwerk   x x     
Familienfürsorge der Aktiven der Feldarmee x         
Flottenbund deutscher Frauen x       x 
Flottenverein, Ortsgruppe Dresden x         
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Fraternitasloge e.V.     x     
Frauen der Apostelkirchgemeinde Trachau und Umgebung x x x     
Frauenbund der Baptistengemeinde   x x     
Frauenbund der deutschen Kolonialgesellschaft x         
Frauen-Erwerbsverein     x x x 
Frauen-Hilfsverein Dresden-Pieschen x x x     
Frauenhilfsverein Vorstadt Übigau x x x     
Frauenklub Dresden 1910 x x x   x 
Frauenortsgruppe des Evangelischen Bundes x x x   x 
Frauen-Verein der Christus-Parochie x x x     
Frauenverein Dresden-Plauen x x x     
Frauenverein Dresden-Seidnitz x x x     
Frauenverein in Vorstadt Alt-Gruna x x x     
Frauenverein vom Roten Kreuz für die Kolonien x         
Frauenverein Vorstadt Mickten x x x     
Frauenverein zu Dresden x x x   x 
Frauenverein zu Dresden-Striesen x x x     
Frauenvereine zur Fürsorge für die weibliche Jugend   x       
Freie Vereinigung der Dresdner Staatsbeamten x x x     
Fürsorgeverein für Taubstumme   x       
Gabelsberger Stenographenverein von 1873 x x x     
Gau Ostsachsen des Verbandes mitteldeutscher Ballspielvereine       x   
Gebirgsverein Sächsische Schweiz, Ortsgruppe Dresden       x   
Gemeinnütziger Verein Dresden Plauen     x     
Gendarmerie-Verein der I. Abt. des Kgl. Stadtgendarmeriekorps   x       
Gendarmerie-Verein der II. Abt. des Kgl. Stadtgendarmeriekorps   x       
Gesangverein der Staatseisenbahnbeamten       x   
Gesellschaft für Literatur und Kunst x         
Gesellschaft Hoffnung x         
Gewerbeverein     x     
Gewerkverein der Heimarbeiterinnen     x   x 
Gewerkverein Hirsch-Duncker     x     
Handwerkerverein Pieschen und Umgebung     x     
Haus- und Grundbesitzerverein Dresden-Naußlitz-Wölfnitz x x x     
Haus- und Grundbesitzerverein zu Dresden-Kaditz     x     
Haus- und Grundbesitzerverein Dresden-Löbtau x x x     
Hausbesitzerverein Pieschen, Trachenberge u. Leipziger Vorstadt x x x     
Hausbesitzerverein Dresden-Plauen x x x     
Hausfrauenbund   x x     
Hausväter-Vereinigung der Annengemeinde x x x     
Hausväter-Vereinigung der Martin-Luther-Kirche x x x     
Hausväter-Vereinigung der Versöhnungskirche x x x     
Heimatbund sächsischer Landsmannschaften     x     
Hilfsverein in Dresden   x x   x 
Innungsausschuß     x     
Invalidendank für Sachsen x         
Israelitische Krankenpflegungsgesellschaft     x     
Israelitische Religionsgemeinde x x x     
Israelitischer Armenunterstützungsverein     x     
Johannesverein     x     
Jugendgruppe des Flottenbundes deutscher Frauen       x x 
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Julius-Otto-Bund   x   x   
Justizbüro-Beamtenverein x x x     
Katholischer Arbeiterverein Dresden-Löbtau x x x     
Katholischer Bürgerverein Dresden x x x     
Katholische Erwerbstätige Frauen und Mädchen   x x   x 
Katholischer Frauenbund, Zweigverein Dresden   x x   x 
Katholischer Frauenverein Dresden-Löbtau x         
Katholischer Fürsorgeverein x x     x 
Katholisches Kasino zu Dresden   x       
Katholischer Lehrerverein x x x     
Katholischer Meisterverein Dresden     x     
Katholischer Verein der heil. Elisabeth x x x   x 
Katholische Jugendgruppe   x x x x 
Kaufmännischer Verband für weibliche Angestellte     x   x 
Kgl. Sächs. Kriegerverein Dresden x         
Kgl. Sächs. Militärverein "Sächs. Grenadiere" x         
Kgl. Sächs. Militärverein 105er Dresden x         
Kgl. Sächs. Militärverein Dresden-Kaditz x         
Kgl. Sächs. Militärverein Dresden-Mickten x         
Kgl. Sächs. Militärverein Dresden-Trachau x         
Kgl. Sächs. Militärverein gedienter Kameraden des 7./106 Inf. Reg. x         
Kgl. Sächs. Militärvereinsbund Dresden, Bezirk Dresden-Stadt x         
Kirchenchor "Cäcilia" Dresden-Löbtau       x   
Klub Kurzhaar       x   
Konservativer Verein zu Dresden x x x     
Krankenunterstützungsinstitut für Israeliten     x     
Kriegsausschuß der Martin-Luther-Gemeinde x x x     
Kriegshilfeausschuß für Vorstadt Tolkewitz x         
Landesverband für christlichen Frauendienst in Sachsen x         
Landesverein Sächs. Staatsbeamten für Wohlfahrteinrichtungen x x x     
Landesverein sächsischer Heimatschutz x x x     
Loge zu den 3 Schwestern und Asträa zur grünen Raute   x x     
Loge zum Goldenen Apfel   x x     
Loge zur Mistel, Vereinigter alter Orden Druiden, Dresden x         
Lutherverein zur Erhaltung der deutsch-evangelischer Schulen   x       
Mädchen- und Frauengruppe für sociale Hilfsarbeit Dresden x x x     
Mädchenortsgruppe des Vereins für das Deutschtum im Auslande       x x 
Männer- u. Jünglingsverein der evangelischen Gemeinde Dresden x x x     
Männer-Gesangsverein "Frohe Sänger"       x   
Männergesangsverein Dresdner "Phönix"       x   
Militärverein Kgl. Sächs. Karabinieres x         
Mittel-Elbe-Turngau x x x x   
Nähmaschinen-Erwerbsverein     x   x 
Nähverein Friedrichstadt     x     
Nationale Arbeiter- u. Gehilfenorganisation zu Dresden und Umg. x   x     
Nationaler Frauendienst x x x x   
Naturheilverein Dresden I       x   
Naturheilverein Dresden-Löbtau       x   
Naturheilverein Dresden-Pieschen       x   
Naturheilverein Dresden-Plauen       x   
Numismatischer Verein zu Dresden x         
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Ortsausschuß der vereinigten Guttemplerlogen       x   
Ortsausschuß für weibliche Jugendpflege   x     x 
Ortsverband Dresdner Künstlerinnen x         
Ortsverband Gabelsbergscher Stenographenvereine Dresden x x x     
Pestalozzistift (Dresdner Lehrerverein)   x       
Pfadfinder-Bund für junge Mädchen, Ortsgruppe Dresden   x x x x 
Preußischer Hilfsverein x         
Privilegierte Scheibenschützengesellschaft x x x x   
Rechtsschutzverein für Frauen x x x   x 
Riesengebirgsverein, Ortsgruppe Dresden x         
Sächs. Ingenieur- und Architektenverband     x     
Sächsischer Photographenbund, Sektion Dresden     x     
Sächsischer Radfahrer-Bund, Bezirk Dresden     x     
Schwesternbund der Elbtalloge   x       
Schwesternvereinigung der Fraternitasloge   x     x 
Sing-Akademie Dresden Trachau     x     
Soziale Frauenkurse   x       
Stadtverein für innere Mission x x x     
Stenographenverein Cotta x x x     
Stenographenverein Dresden-Neustadt x x x     
Stenographen-Verein Gabelsberger Dresden-Süd x         
Stenographenverein Gabelsberger Friedrichstadt x x x     
Stenographische Gesellschaft x x x     
Tabea-Verein x         
Turnverein "Frisch Auf" Dresden-Trachau x     x   
Vereinigte Bezirks- und Bürgervereine Dresden x x x     
Verband Deuthscher Handlungsgehilfen, Ortsgruppe Dresden     x     
Verband Dresdner Grundstücksmakler     x     
Verband Dresdner Holz- und Kohlenhändler     x     
Verband Dresdner Kegelklubs       x   
Verband Freideutscher Bund x         
Verband für Jugendhilfe   x       
Verband mittlerer Reichspost- und Telegraphenbeamten, Dresden x x x     
Verband reisender Kaufleute Deutschlands, Sekt. Dresden     x     
Verband Sächs. Mittlerer Eisenbahnbeamten e.V. Abtlg. Dresden x x x     
Verein der Anwälte beim Kgl. Oberlandesgericht x x x     
Verein der Apotheker Dresdens und der Umg. x x x     
Verein der Beamten der Staatseisenbahn, Ortsgruppe Dresden x x x     
Verein der Dresdner Zuschneider     x     
Verein der Finanzbeamten x         
Verein der Freundinnen junger Mädchen   x   x x 
Verein der Katholiken Dresden-Striesen x         
Verein der Konfitüren- und Schokoladenspezialgeschäfte       x   
Verein der Post- und Telegraphenunterbeamten x x x     
Verein der Schlesier x         
Verein Dresden im Bunde Deutscher Militäranwärter x         
Verein Dresdner Handelvertreter      x     
Verein Dresdner Hebammen   x       
Verein Dresdner Kaufleute     x x   
Verein Dresdner Nadelarbeitslehrerinnen     x     
Verein Dresdner Pensionsbesitzerinnen     x     
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Verein Dresdner Schuldirektoren   x       
Verein Dresdner Spediteure x x x x   
Verein Dresdner Trichinenschoner x         
Verein Dresdner Zigarrenhändler       x   
Verein für das Deutschtum im Auslande, Frauenortsgruppe x x x   x 
Verein für Frauenstimmrecht x       x 
Verein für Geschichte Dresdens     x     
Verein für Handlungskommis von 1858     x     
Verein für körperliche und geistige Kultur x         
Verein für Mutter- und Säuglingsfürsorge   x       
Verein für neue Frauenkleidung und Frauenkultur   x     x 
Verein für sächsische Volkskunde x         
Verein für Völkerkunde     x     
Verein für Walderholungsstätten x x       
Verein gegen Armennot und Bettelei     x     
Verein Gemeindehaus der Trinitätskirchgemeinde x x x     
Verein im Ruhstand lebender öff. Beamter     x     
Verein Kinderhort   x       
Verein Kinderpoliklinik   x       
Verein mittlerer Justizbeamten x x x     
Verein Pfadfinder x x x x   
Verein Sächs. Stadtverordneten im Ruhestand x x       
Verein Versicherungsbevollmächtigter im Königreich Sachsen     x     
Verein Volkswohl   x x     
Verein zu Rat und Tat     x     
Verein zur Förderung alkoholfreier Geselligkeit       x   
Verein zur Förderung Dresdens und des Fremdenverkehrs       x   
Verein zur Speisung bedürftiger Schulkinder   x x     
Vereinigung Beamter der Landesversicherungsanstalt Sachsen           
Vereinigung unterer Post- u. Telegraphenbeamtenschaft Dresden x   x     
Vereinigung der Professorenfrauen der Technischen Hochschule x       x 
Vereinigung für freiwillige Liebestätigkeit im Kriege       x   
Vereinigung selbständiger Mechaniker und Optiker Dresden x x       
Vereinigung Baugeschäfte, Baulieferanten und Bauhandwerker     x     
Vinzentiusverein   x x     
Werkmeister-Bezirksverein Dresden     x     
Wohltätigkeitsstammtisch "Gut Russ"       x   
Wohltätigkeitsverein "Hoffnung" Dresden x         
Wohltätigkeitsverein "Spitzensammler" für Dresden       x   
Wohltätigkeitsverein Sächsische Fechtschule, Verb. Dresden     x     
Wohltätigkeitsvereinigung "Sterngucker"   x       
Zentralarbeitsnachweis der Kreishauptmannschaft Dresden     x     
Zentralausschuß der städt. Beamtenvereine x x x     
Zentrale für Jugendfürsorge e. V.   x       
Zentralverband für Parität der Heilmethoden       x   
Zentrumswahlverein für das Königreich Sachsen x         
Zweigverein der Internationalen Abolitionistischen Föderation x       x 
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1.2. Gesetz betreffend die Unterstützung von Familien in den Dienst eingetretener 




Die Familien der Mannschaften der Reserve, Landwehr, Ersatzreserve, Seewehr und des 
Landsturms erhalten, sobald diese Mannschaften bei Mobilmachung oder notwendigen 
Verstärkungen des Heeres oder der Flotte in den Dienst eintreten, im Falle der Bedürftig-
keit Unterstützungen nach näheren Bestimmungen dieses Gesetzes. 
Das gleiche gilt bezüglich der Familien derjenigen Mannschaften, welche zur Disposition 
der Truppen-(Marine-)Teile beurlaubt sind, derjenigen Mannschaften, welche das wehr-
pflichtige Alter überschritten haben und freiwillig in den Dienst eintreten, sowie des Unter-
personals der freiwilligen Krankenpflege. 
 
§ 2 
Auf die nach § 1 zu gewährenden Unterstützungen haben Anspruch: 
a) die Ehefrau des Eingetretenen und dessen eheliche und den ehelichen gesetzlich 
gleichstehende Kinder unter 15 Jahren 
b) sowie dessen Kinder über 15 Jahre, Verwandte in aufsteigender Linie und Ge-
schwister, insofern sie von ihm unterhalten wurden oder das Unterhaltungsbedürfnis 
erst nach erfolgtem Diensteintritt desselben hervorgetreten ist, 
c) dessen uneheliche Kinder, insofern seine Verpflichtung als Vater zur Gewährung des 
Unterhalts festgestellt ist. 
Unter den sub b bezeichneten Voraussetzungen kann den Verwandten der Ehefrau in 
aufsteigender Linie und ihren Kindern aus früherer Ehe eine Unterstützung gewährt wer-
den. 
Entfernteren Verwandten und geschiedenen Ehefrauen steht ein solcher Unterstützungs-
anspruch nicht zu. 
 
§ 3 
Die Verpflichtung zur Unterstützung liegt den nach § 17 des Gesetzes über die Kriegs-
leistungen vom 13. Juni 1873 gebildeten Lieferungsverbänden ob. 
Staaten, in welchen von der Bildung besonderer Lieferungsverbände Abstand genommen 
worden ist, haben die Unterstützungen unter gleichmäßiger Anwendung der nach-
folgenden Bestimmung aus ihren Mitteln zu gewähren. 
 
§ 4 
Zur Unterstützung ist derjenige Lieferungsverband verpflichtet, innerhalb dessen der Un-
terstützungsbedürftige zur Zeit des Beginns des Unterstützungsanspruchs (§§ 1, 10 




                                                 
1164 Reichsgesetzblatt 1914, S. 332 f. 
 293
§ 5 
Die Unterstützungen sollen mindestens betragen: 
a) für die Ehefrau im Mai, Juni, Juli, August, September, Oktober monatlich 9 Mk., in den 
übrigen Monaten 12 Mk.; 
b) für jedes Kind unter 15 Jahren, sowie für jede der in § 2 unter b und c bezeichneten 
Personen monatlich 6 Mk. 
Die Geldunterstützung kann teilweise durch Lieferung von Brotkorn, Kartoffeln, Brenn-
material usw. ersetzt werden. 
Unterstützungen von Privatvereinen und Privatpersonen dürfen auf die vorbezeichneten 
Mindestbeträge nicht angerechnet werden. 
 
§ 6 
In jedem Lieferungsverband entscheidet endgültig eine Kommission sowohl über die Un-
terstützungsbedürftigkeit der einzelnen Familie als auch unter Beachtung der Vorschriften 
des § 5 den Umfang und die Art der Unterstützungen. Es können mehrere Kommissionen 
für einen Lieferungsverband eingesetzt werden. 
Die Kommission ist berechtigt, Auskunft über die Verhältnisse der einzelnen Familien  von 




Hat der Lieferungsverband gesetzlich anerkannte korporative Vertretung, so sind rück-
sichtlich der Bildung, Zusammensetzung des Vorsitzes und der Wahrnehmung der Ge-
schäfte auch dieser Kommission die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen maß-
gebend. Ist der hiernach eintretende Vorsitzende nicht von der Landesregierung berufen 
oder bestätigt, so ist dieselbe befugt, den Vorsitzenden mit Stimmrecht zu ernennen. Wo 
eine solche Vertretung nicht vorhanden ist, besteht die Kommission aus einem von der 
Landesregierung zu bestellenden Vorsitzenden und einer von ihr zu berufenden, den Ver-
hältnissen angemessenen Anzahl von Mitgliedern. 
Einer jeden Kommission wird, soweit die Verhältnisse es gestatten, ein von dem Land-
wehr-Bezirkskommando zu bestimmender Offizier beigeordnet. 
 
§ 8 
Die Kommission kann nur beschließen, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder zu gegen 
ist. Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. Der beigeordnete Offizier (§ 7) sowie die zu-
gezogene Gemeindebehörde (§ 6) nehmen an der Abstimmung nicht teil. 
 
§ 9 
Ist die Verfassung des Lieferungsverbandes nicht ausreichend, um die Beschaffung der 
zur Gewährung der Unterstützungen erforderlichen Mittel sicherzustellen, so ist die Lan-
desregierung befugt, die nötigen Anordnungen für den Verband zu treffen und den Ver-





Die bewilligten Unterstützungsbeträge sind in halbmonatlichen Raten vorauszuzahlen. 
Rückzahlungen der vorausgezahlten Beträge finden auch dann nicht statt, wenn der in 
den Dienst Eingetretene vor Ablauf der halbmonatlichen Periode zurückkehrt. 
Für Beginn und Fortdauer der Unerstützungen kommt auch für Hin- und Rückmarsch zum 
beziehungsweise vom Truppenteil erforderliche Zeitraum in Berechnung. 
Die Unterstützungen werden dadurch nicht unterbrochen, daß der in den Dienst Eingetre-
tene als krank oder verwundet zeitweilig in die Heimat beurlaubt wird. 
Wenn der in den Dienst Eingetretene vor seiner Rückkehr verstirbt oder vermißt wird, so 
werden die Unterstützungen so lange gewährt, bis die Formation, welcher er angehört, 
auf den Friedensfuß zurückgeführt oder aufgelöst wird. Insoweit jedoch den Hinter-
bliebenen auf Grund des Gesetzes vom 27. Juni 1871 Bewilligungen gewährt werden, 
fallen die durch gegenwärtiges Gesetz geregelten Unterstützungen fort. 
 
§ 11 
Falls Personen, deren Familien nach den Vorschriften dieses Gesetzes Unterstützungen 
erhalten, nach ihrem Eintritt in den Dienst 
a) der Fahnenflucht sich schuldig machen oder 
b) durch gerichtliche Erkenntnis zu Gefängnisstrafe von längerer als sechsmonatlicher 
Dauer oder zu einer härteren Strafe verurteilt werden, so wird die bewilligt Unterstüt-
zung bis zum Wiedereintritt in den Dienst eingestellt. 
Die Truppenbefehlshaber haben in diesen Fällen den beteiligten Kommissionen schleu-
nigst Nachricht zu geben. 
 
§ 12 
Für die nach vorstehenden Bestimmungen geleisteten Unterstützungen wird zu den in § 5 
festgesetzten Mindestbeträgen Entschädigung aus Reichsfonds gewährt. Der Zeitpunkt 
der Zahlung dieser Entschädigung wird durch jedesmaliges Spezialgesetz des Reiches 
bestimmt. 
1.3. Abbildung 3: Organisationsstruktur der „Kriegsorganisation Dresdner Vereine“ (Stand bei Kriegsende) 
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1.4. Abbildung 4: Organisationsstruktur des Kriegsunterstützungsamtes 
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Quelle: StA Dresden, 2.3.26, KUA, Nr. 2/II, Bl. 19f. 




































































1.6. Tabelle 20: Aufstellung der Kopfzahlen der vom KUA und der KOV unterstützten und verpflegten Familien 
  
         
hiervon entfallen auf hiervon entfallen auf
Datum 
Gesamtzahl der vom 
KUA unterstützten 
Familien Erwachsene Kinder 
Unterstützte 
gesamt 
Gesamtzahl der von 
der KOV unterstützten
Familien Erwachsen Kinder 
Unterstützte 
gesamt 
31.7.1915 28.033 26.944 40.118 60.062 17.149 16.888 29.160 46.048 
30.9.1915 30.425 29.107 42.510 71.617 18.874 18.674 31.406 50.080 
31.12.1915 35.353 33.632 47.955 81.587 24.754 24.238 37.926 62.164 
31.3.1916 37.896 36.298 49.780 86.078 26.463 26.292 39.948 66.240 
30.6.1916 39.414 37.402 50.587 87.989 27.924 27.084 40.736 67.820 
30.9.1916 42.634 39.759 53.648 93.407 28.362 27.958 41.832 69.790 
31.12.1916 47.149 43.290 57.838 101.128 30.563 29.985 49.592 74.577 
31.3.1917 48.113 46.826 59.017 105.843 29.768 29.768 41.510 71.278 
30.6.1917 50.482 49.821 61.310 111.131 29.296 29.296 40.642 69.938 
30.9.1917 51.310 50.850 61.963 112.813 28.516 28.516 39.039 67.555 
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